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Praktische Kriminalpolitik

Klaus-Stephan von Danwitz

1. Einleitung

Der Landespraventionsrat Nordrhein-Westfalen (LPR)
unter Vorsitz des Koélner Kriminologen und Strafrechtlers
Michael Walter hat soeben (2004) einen Leitfaden ,Kom-
munale Kriminalpravention“ vorgelegt. Auf der Grundlage
einer rational begriindeten und empirisch untermauerten
Kriminalpolitik will die 54 Seiten umfassende Handreichung
einen Beitrag liefern, um Kriminalitat gezielt vorzubeugen.
Mit dieser Broschire tbernimmt der LPR die Perspektive
der nordrhein-westfalischen Landesregierung, die bereits
im Jahre 1993 im Erlassweg eine Verbesserung der Zu-
sammenarbeit aller Politikbereiche, Sozialinstanzen und
gesellschaftlichen Kréafte zur Stabilisierung der inneren
Sicherheit angemahnt hat. Inhaltlich antwortet der LPR auf
die Fragestellungen des Sherman-Reports, welche Pra-
ventionsprogramme von ihrer Konzeption und Ausfiihrung
wirksam sind oder nicht wirken bzw. wenigstens vielver-
sprechend sind.

2. Vorstellung des Leitfadens

Anhand eines ausfuhrlich behandelten Musterprojekts,
das den Titel ,,Kriminalprévention an Schulen®tragt und fast
die Halfte des Umfangs ausmacht, verdeutlicht der LPR,
welche theoretischen und praktischen Anforderungen er
an kriminalpraventive Projekte stellt, damit sich Bemu-
hungen um Eindédmmung von Kriminalitat nicht in bloBem
Aktionismus erschépfen.

a) Uberblick

Dreh- und Angelpunkt einer PraventionsmaBnahme, in
den Worten des Leitfadens ,unverzichtbarer Qualitétsstan-
dard®, sei die systematische Begleitung und Kontrolle eines
Projekts. Diese soll sich Uiber die gesamte zeitliche Abfolge
von Zielsetzung Uber Realisierung bis hin zur Beurteilung
der Wirkungen eines Projekts erstrecken. Die zentrale
Rolle der Evaluierbarkeit und Evaluation eines Vorhabens
dokumentiert der LPR zum einen in der Funktion als Aus-
schlusskriterium: PréventionsmaBnahmen ohne vorgese-
hene Evaluation sollen keine finanzielle Unterstitzung
einer Kommune, die Uber einen Férderungsantrag zu be-
finden hat, erfahren. Zum anderen konkretisiert der LPR
den Stellenwert der Evaluation, indem er ,Goldene Regeln®
anfihrt. Zu diesen z&hlt man eine frihzeitige Integration
von EvaluationsmaBnahmen in ein Projekt, die Dokumen-
tation des Projekts, Transparenz und Uberpriifbarkeit von
Datenerhebung und -auswertung sowie die externe Durch-
fuhrung einer Evaluation in der Ausnahmesituation eines
innovativen, komplexen oder kostenintensiven Projekts.

Far den Ablauf von Planung bis Verwirklichung einer
praventiven MaBnahme werden vier Phasen unterschie-
den. Im ersten Abschnitt will der LPR geklart wissen, ob
nach Problembeschreibung, Ursachenanalyse und Ursa-
chenbewertung die in Aussicht genommene Préaventions-
maBnahme Uberhaupt notwendig ist. Sodann schlieBt sich
bei bejahter Erforderlichkeit des Projekts die zweite Phase,
dem genaueren Entwurf gewidmet, an. In diesem Stadium
des Designs sollen vornehmlich die Projekiziele festgelegt,
die Zielgruppe eingegrenzt, die einzelnen Praventions-
schritte begriindet, die Merkmale zur Messung der Ziel-
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erreichung geklart und die Projektlaufzeit fixiert werden.
Den dritten Abschnitt bezieht der LPR auf die Projektdurch-
fuhrung, wéhrend die abschlieBende vierte Phase der
Erarbeitung eines Projektberichts und der Verwertung der
Ergebnisse des Projekts vorbehalten bleibt.

Im Nachgang zu den sogleich darzustellenden konkre-
ten Anregungen fir lokale Praventionstatigkeit komplettie-
ren Arbeitsmaterialien den Leitfaden. Es finden sich Vordru-
cke fur einen Projektantrag, einen Ressourcenplan, einen
tabellarischen und einen grafischen Ablaufplan sowie ein
Projekt-Tagebuch, zudem der Nachweis von Informations-
quellen und ein Literaturverzeichnis.

b) ,Kriminalprédvention an Schulen”

Die Verfasser des Leitfadens vertiefen und veranschauli-
chen die soeben angeflhrten abstrakten Vorgaben im Rah-
men der Vorstellung des fiktiven Projekts ,Kriminalpraven-
tion an Schulen®. Zielgruppe, Informationsart und -dauer
nehmen Elemente erfolgreicher auslandischer Programme
auf (Dusseldorfer Gutachten, Langfassung, S. 26 ., S. 105
f.). Innerhalb der ersten Phase Uber die Feststellung und
Notwendigkeit des Préaventionsprojekits (Ausgangslage)
werten die Projektbeteiligten, im Modellfall neben anderen
der Jugendhilfeausschuss, der kriminalpraventive Rat der
Kommune, die lokale Arbeitsgruppe Jugendschutz und
der Allgemeine Soziale Dienst die Daten der 6rtlichen Ju-
gendgerichtshilfe aus. Das Datenmaterial ergibt - so die
Befunde im vorgegebenen Beispiel - einen kontinuierlichen
und deutlichen Anstieg von Jugendlichen und Heranwach-
senden, die wegen Normverletzungen aufgefallen und mit
der Jugendgerichtshilfe in Kontakt gekommen sind. Zuséatz-
lich erhalten die Projektbeteiligten - so die weitere Annah-
me - Kenntnis von den beim Ortlichen Jugendamt einge-
gangenen Bitten einer Reihe von Schulleitern, die Schulen
bei der Verbesserung des Sozialverhaltens von Schulern
zu unterstitzen. Diese Faktenzusammenstellung kombi-
niert der LPR mit weithin abgesicherten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen um die Hintergriinde des Entstehens
von sozial abweichendem Verhalten in der Zeitspanne
des Ubergangs zum Erwachsenenalter, namentlich feh-
lende Empathiefahigkeit und emotionale Perspektiveniiber-
nahme sowie fehlende Konfliktlbsungskompetenzen. Die
Gesamtschau begriindet - nach Sicht der Verfasser des
Leitfadens - letztlich die Notwendigkeit fur ein kriminalpré-
ventives Vorhaben mit Schilern.

Dessen Design (Phase 2) richtet der LPR an der Ver-
mittlung defizitédrer Kenntnisse und Handlungsmuster aus.
Uber den Zeitraum eines Schulhalbjahres soll Jugendli-
chen, nach Geschlechtern getrennt, nahe gebracht wer-
den, wie Streitsituationen entstehen kénnen und welche
Formen der Streitbeilegung angezeigt sind, was Gruppen-
zwang bewirken und wie man sich ihm entziehen kann,
was Selbstbehauptung und Selbstverteidigung bedeutet.
Zu den Strafnormen als Gesprachsgegenstand zahlt man
in erster Linie Ladendiebstahl, Schwarzfahren, Verst6Be
gegen das BtMG und VerstdBe im StraBenverkehr, im We-
sentlichen Formen von Kleinkriminalitét. Die Schulergrup-
pe, die erreicht werden soll, legen die Verantwortlichen
im Beispielsfall mit der sechsten Jahrgangsstufe fest, da
deren Angehdrige sich wegen ihres Alters kurz vor der
Strafmiindigkeitsgrenze mit 14 Jahren befinden.
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Zur Uberpriifung der Zielerreichung dient eine anony-
me Befragung der Schiler zu Beginn und am Ende des
Schulhalbjahres nach Ende der Kurse. Bei den Fragebdgen
soll neben gewaltbeflirwortenden Einstellungen auch die
Akzeptanz der Ladendiebstahlsnorm erhoben werden. Als
Erfolgsuntergrenze gilt im fiktiven Projekt, dahinterstehend
der LPR als Erfinder des Modellprojekts, mindestens eine
zehnprozentige Verbesserung der Durchschnittswerte
der Befragungsergebnisse nach Durchflihrung der MaB-
nahme.

In Phase 3 des Beispielsfalls kann zur Leitung und
Durchfihrung des Projekts eine promovierte padagogi-
sche Fachkraft eingesetzt werden. Eine Stelle wird auf drei
Jahre befristet beim Jugendamt eingerichtet. Weiterhin
wirken Mitarbeiter der Jugendgerichtshilfe im Rahmen
ihrer Diensttétigkeit mit. Die Datenerfassung und die Be-
rechnung der Mittelwerte Ubertragen die Verantwortlichen
des exemplarischen Projekts einer Praktikantin des Jugend-
amts. Die grafische und statistische Auswertung soll einem
Studierenden einer - wiederum im Beispielsfall - nahen
Universitat oder Fachhochschule angetragen werden. Um
ihn zur kostenlosen Mitarbeit zu motivieren, darf der Studie-
rende die erhobenen Daten fiir seine Diplomarbeit nutzen.
Die Leiterin des Projekts im Beispielsfall entwickelt einen
Ablaufplan und koordiniert die Zusténdigkeiten der jewei-
ligen Mitarbeiter. Die Abfassung des Abschlussberichts
(Phase 4) hat sich - so die Vorgaben - an den verwaltungs-
verfahrensrechtlichen Prinzipien der Aktenwahrheit und
Aktenklarheit auszurichten. Die Zuganglichkeit des Ab-
schlussberichts soll fir die Offentlichkeit gewahrleistet
werden.

c) Weitere Projekte

Die Autoren des Leitfadens gliedern die weiteren drei
Beispielsprojekte entsprechend der bisher vorgenomme-
nen vierteiligen Systematik nach Ausgangslage, Projekt-
design, -durchfiihrung und -abschluss. Auch diese Praven-
tionsprogramme enthalten Komponenten der im Schrifttum
als gunstig beurteilten MaBnahmen.

Im Zentrum des ,Kommunale Sicherheitstage” genann-
ten Projekts, das im Muster wahrend eines Birgerfests
durchgeflhrt wird, stehen die Vermittlung von Kenntnissen
Uber Normen des Nebenstrafrechts, Hinweise zur tech-
nischen Préavention von Fahrraddiebstahl und Wohnungs-
einbruch sowie die Reduktion von Kriminalitatsfurcht im
Vordergrund.

Das Beispiel ,Stadtebauliche Kriminalpravention® zielt
auf die Starkung der informellen Sozialkontrolle und die
Verédnderung von Tatgelegenheitsstrukturen ab. Mit der
»~Jugend und Alkohol“ Gberschriebenen Praventionsvorkeh-
rung soll langerfristig die Abnahme von Straftaten erreicht
werden, die von alkoholisierten Jugendlichen begangen
werden.

3. Stellungnahme

Die Verdeutlichung der wissenschaftlichen Standards
fr Praventionsprogramme war dringend notwendig. Der
LPR behebt mit seinem Leitfaden dieses Defizit. Zugleich
leistet er einen wesentlichen Beitrag zur Vereinheitlichung
und Vergleichbarkeit lokaler MaBnahmen.

a) Zustimmende Bemerkungen

Auch wenn dem Leitfaden des Landespréaventionsrats
normativ kein Richtliniencharakter zukommt, dirfte der
Ratgeber angesichts der ausgefeilten Modellprojekte und

der ihnen zugrunde gelegten abstrakten Kriterien, insbe-
sondere von Erforderlichkeit und Evaluierbarkeit, faktisch
ein Mindestniveau vorgeben, das Projektverantwortliche
tunlich einhalten sollten, wenn sie Gelder und sonstige
Unterstitzung der 6ffentlichen Hand beantragen, ande-
renfalls sie begriindet annehmen kénnen, abschlagig
beschieden zu werden.

Damit ist nicht wenig gelungen: Aus dem Wust an
préaventiven Aktionen und MaBnahmen, vielfach ohne
theoretisches Fundament, zusammengehalten durch
die begriffliche Klammer der Pravention, filtert der LPR
berechtigt diejenigen Vorhaben aus, deren Notwendigkeit
zur Behandlung von Kriminalitdtsformen nicht zumindest
in Ansatzen belegbar und nachprifbar sind. Auch der
tatsachliche Zwang zur Rechenschaftslegung infolge von
Messbarkeit und Messung kriminalpraventiver Wirkungen
ist heilsam, die Angabe der Messlatte (Anhebung der Ein-
stellungsdurchschnittswerte um wenigstens 10%) prazise.
Vorkehrungen, die nur der Absicht geschuldet sind, ,etwas
gegen die Kriminalitat zu tun, verdienen mit Recht keine
staatlichen Hilfen.

Beachtlich ist zudem die Uberaus gelungene Layout-
maBige Darstellung des Leitfadens. Sie nimmt den Leser
an die Hand und verhilft ihm zu den notwendigen Tipps
und Hinweisen, um ein Praventionsprojekt realisieren zu
kénnen. Dankenswerterweise verzichtet der Leiffaden auch
weitgehend auf Fachchinesisch, so dass er eine groBe
Leserschaft finden kann und soll.

b) Anfragen

Nach wie vor problematisch ist jedoch das die Praven-
tionsdiskussion bestimmende und auch den vorgelegten
Leitfaden pragende Kriminalitatsbild. Jugendliche Straftater
und Uberwiegend deren Kleinkriminalitdt wie Laden- und
Fahrraddiebstahl, Fehlverhalten im StraBenverkehr und
VerstdBe gegen das BtMG charakterisieren die fir mini-
mierungsbedurftig angesehene Kriminalitat. Mit dieser Be-
stimmung und ohne die Berechtigung der genannten Straf-
tatbestimmungen zu hinterfragen, tbernimmt der LPR die
kriminalpolitische Mehrheitsmeinung als Axiom.

Dabei lieBe sich etwa im Beispielsfall der ,Kommunalen
Sicherheitstage“ die Diskussion aufwerfen, welche Formen
von Kriminalitédt schwerwiegende gesellschaftliche Verwer-
fungen hervorrufen kénnen. Musste nicht der MaBstab
fur Sozialschédlichkeit von strafbarem Verhalten diffe-
renziert werden? Wére nicht vorrangig auf Formen der
Wirtschaftskriminalitdt abzuheben, da diese verglichen
mit herkdbmmlicher Eigentums- und Vermégenskriminalitat
gravierendere Schadenskategorien erfullt? Selbst illegale
Arbeitnehmerlberlassung oder das Nichtabfihren von
Arbeitnehmerbeitrdgen an die Sozialversicherung haben
beispielsweise Uber die Schadigung von Konkurrenten bis
zu deren Insolvenz lokale Auswirkungen.

So weit der LPR im Musterprojekt ,Kriminalpravention
an Schulen® fur die Erhéhung der Normbefolgungsbereit-
schaft von Jugendlichen auf die Vermittlung der Normkennt-
nis von Ladendiebstahl oder Schwarzfahren abhebt, mutet
diese Schwerpunktsetzung merkwiirdig ahistorisch an. We-
der die Entwicklung im Handel hin zum Selbstbedienungs-
geschéaft (und dessen betriebswirtschaftliche Vorteile trotz
der Entwendungen von Kunden) noch die Einsparungen
durch Verzicht auf Kontrolleure und Sperren im 6ffentlichen
Personennahverkehrtrotzvorkommender Leistungserschlei-
chung noch die interpretative Anpassung der §§ 248a, 265a
StGB hieran durch die héchstrichterliche Rechtsprechung
(BVerfG NJW 1979, 1039; NJW 1998, 1135) finden Berlick-



sichtigung. Die Konzentration auf jugendliche Téater beim
Ladendiebstahl blendet zudem aus, dass untrainierte jin-
gere Tater eher auffallen, sie weniger beschwerdemachtig
als Erwachsene sind, dass Ladendetektive - angesichts der
einfacheren Uberfiihrbarkeit nicht gerade fernliegend - ge-
zielt junge Menschen als potentielle Tatverdachtige tber-
wachen und kontrollieren. Wére nicht angesichts der mani-
festen Abhangigkeit von gesellschaftlichen Strémungen ein
wenig mehr Wagemut bei den privatisierten Kontrolldelikten
angezeigt? Wenn schon nicht Entkriminalisierung oder Ent-
pbnalisierung zum Thema gemacht werden, sollten dann
nicht primar angestrebte Verhaltensverdnderungen in
einem praventiven Experiment untersucht werden anstatt
Einstellungsveranderungen zu messen?

Um auf der argumentativen Ebene von fiktiven Beispie-
len anzuschlieBen: Man kénnte den durch Diebstahl von
(jungen) Kunden entstandenen Schaden in einem groBen
Warenhaus innerhalb eines Monats erheben und mit dem
Schaden kontrastieren, der nach Einstellung einer hinrei-
chenden Anzahl von 1-Euro-Jobbern als Servicekréfte und
Aufpasser in einem vergleichbaren Zeitraum verursacht
wirde. Im Falle des Ruckgangs von Ladendiebstahlen
musste man kontrollieren, ob Kriminalitdtsmodifizierunge
n auftreten oder kriminelle Handlungsmotivation erlischt.
Wegen der Legitimierungsbemiihungen zu § 248b StGB,
dass die Verkaufsform der Selbstbedienung der Allgemein-
heit dienlich sei (Jakobs, KritV 1996, S. 320 (322 f.)), lieBe
sich folgerichtig die vorlibergehende Einstellung der 1-
Euro-Kréfte als dem Gemeinwohl nitzlich rechtfertigen. Ein
ahnlich gelagertes Modell kénnte im 6ffentlichen Personen-
nahverkehr Gberprift werden, eventuell mit Studierenden
in der Rolle von Auskunftspersonen und Kontrolleuren
im Rahmen einer Seminarveranstaltung. Unbeschadet
der rechtlichen Transformation sei eine weitere Variante
erwahnt: Ware es finanziell zumutbar, Schiler bzw. ihre
gesetzlichen Vertreter zum Bezug eines Tickets, das zur
Nutzung des Verkehrsverbunds berechtigte, zu verpflich-
ten? Sollten nicht entsprechende Modellrechnungen ein-
mal in Auftrag gegeben werden?

Bei den genannten privatisierten Kontrolldelikten Laden-
diebstahl und Leistungserschleichung halte ich schon we-
gen der dem Staat zur Last fallenden erheblichen Kosten
der Strafverfolgung und der geringen Steuerungskraft der
besagten Strafnormen die Entwicklung von alternativen
Handlungs- und Bearbeitungsmodellen fir vorzugswardig.
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Erstellung eines ,Kompasses*“
fur Strafgefangene in der JVA
Geldern im Rahmen einer sozia-
len TrainingsmalBnahme

Heinz-Jirgen Metternich

Intention der MaBnahme

Von Oktober 2003 bis Oktober 2004 wurde mit dem
Redaktionsteam der Gefangenenzeitschrift ,Posaune” ein
~-Kompass* fir Strafgefangene in der JVA Geldern erstellt.
Das Redaktionsteam bestand wahrend der MaBnahme
bis Juli 2004 aus vier Mitgliedern. Im Juli 2004 wurde ein
Mitglied vorzeitig entlassen.

Verantwortliche Trainer der MaBnahme waren zwei
Sozialarbeiter, von denen einer bis Ende August 2004
auch der verantwortliche Redakteur der ,Posaune” war. Die
Kooperation der beiden Sozialarbeiter bot sich an, da hier
Erfahrungen und Kenntnisse aus den Bereichen Soziales
Training und der sozial orientierten Redaktionsarbeit ver-
eint werden konnten. Zeitweise hat an den Trainingssitzun-
gen eine Sozialpraktikantin teilgenommen.

Mit dem ,Kompass® sollte der zunehmend komplexer
werdenden Situation der Gefangenen in der JVA Geldern
mehr Transparenz verliehen werden. Dabei sollte durch
»solide Basisinformationen Konflikten der Strafgefangenen
innerhalb der Anstalt und mit ihnren Bezugspersonen drau-
Ben vorgebeugt werden®. (Rotthaus, 1996) Bei Entwicklung
und Durchfiihrung der TrainingsmaBnahme wurde auf die
wertvollen Erfahrungen aus der Erstellung des ,Checkhef-
tes zur Entlassungsvorbereitung* fiir die Justizvollzugsan-
stalten in Nordrhein-Westfalen zuriickgegriffen. Schon die
ersten Arbeitsergebnisse ermdglichten die Planung und
Durchfiihrung einer sozialen TrainingsmaBnahme mit dem
Themenschwerpunkt ,Verdnderung durch soziales Ler-
nen“. (ZfStrVo 6/04)

Ein fur Gefangene brauchbarer ,Kompass* sollte Infor-
mationen enthalten und Einstellungen vermitteln, die sich
an der konkreten Lebenswelt der Strafgefangenen orien-
tieren. Um dieser Zielsetzung gerecht werden zu kdénnen,
musste eine Gefangenengruppe ausgewahlt werden, die
bereit und in der Lage ist, diese Aufgabe zu bewéltigen.
Das Redaktionsteam der Gefangenenzeitschrift ,Posaune”
erschien dazu am ehesten geeignet, weil es sich bereits
durch die Erstellung der Gefangenenzeitschrift mit Infor-
mationsvermittlung auseinander setzt. Ohne die Mitarbeit
dieser Gefangenengruppe ware ein solcher ,Kompass“
theoretisch erarbeitet worden und wirde dann nur Informa-
tionen enthalten, die von den Gefangenen mdglicherweise
nicht angenommen werden.

Der Inhalt des ,,Kompasses*“

Der ,Kompass* ist eine 34-seitige Broschure. Er wird
vom Redaktionsteam der Gefangenenzeitschrift ,Posaune”
herausgegeben.

Die einzelnen Themen beginnen damit, dass zunachst
der Weg des Strafgefangenen in der JVA Geldern von sei-
ner Ankunft bis in seine Zelle nachgezeichnet wird. Dann
werden die ersten Tage und die Besuchssituation darge-
stellt. Dabei wird in einem besonderen Kapitel die Rolle der
Familie, der Verwandten und Freunde besprochen. Weiter
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wird auf Beschéaftigungsmaéglichkeiten, die Vergutung und
den Einkauf eingegangen. Im Kapitel tber die Vollzugspla-
nung spielt die aktive Beteiligung des Strafgefangenen
eine zentrale Rolle. Den Gefangenengruppen der Lebens-
langlichen, der Auslander und der Suchtkranken wurden
besondere Kapitel gewidmet. Ebenso den wichtigen Fra-
gen, welche Mdglichkeiten der vorzeitigen Entlassung be-
stehen und wie die Entlassung vorbereitet werden sollte.
AbschlieBend werden die Behandlungs- und Freizeitgrup-
pen in der JVA Geldern aufgelistet, aber auch Adressen
von Straffalligenhilfe weitergegeben, sowie auf die Hilfe-
stellung durch eine ehrenamtliche Betreuung aufmerksam
gemacht. Aber es finden sich auch Informationen dazu,
was getan werden kann, wenn ,alles doch nicht so l4uft".

Verlauf der MalBnahme

Die Gruppensitzungen fanden regelméaBig cirka einmal
wochentlich im Arbeitsraum der ,Posaune” statt. Zun&chst
wurde mit der Gruppe eine Arbeitsstruktur vereinbart, die
die Klarung der Umgangsformen beinhaltete. Dabei wur-
den Fragen der Organisation und der Aufgabenverteilung
ebenso geklart, wie die Zuverlassigkeit der Mitarbeit. In ei-
nem weiteren Schritt wurden die flr einen ,Kompass* rele-
vanten Fragestellungen gesammelt. Auf dieser Grundlage
fand dann zu den einzelnen Themen ein Bewusstma-
chungsprozess statt, der sich durch Erarbeitung von Wis-
sensstoff immer weiter konkretisierte und dann in verschie-
denen schriftlichen Ausarbeitungen auf die Brauchbarkeit
Uberprift wurde. Zu einzelnen Themen Uberpriften die
Gruppenteilnehmer die Praktikabilitét, indem sie ihre Mitge-
fangenen mit den erarbeiteten Einstellungen konfrontierten
und so den Gewinn ihrer Erkenntnisse flr sich und fir die
MaBnahme Uberpruften. In der Methodik wurde durch die
Trainer viel Wert darauf gelegt, dass die Teilnehmer die
Gruppe als Erfahrungshintergrund fur die Aufgabenerledi-
gung nutzen konnten.

Erkenntnisse aus der MaBnahme

Mit der Erstellung eines ,Kompasses® im Rahmen einer
sozialen TrainingsmaBnahme wurde in der JVA Geldern
zwar kein Neuland betreten, aber es zeigte sich bei dieser
Arbeit wieder mal, dass die Zusammenarbeit zwischen
Bediensteten und Strafgefangenen nicht immer zur Norma-
litdt im Strafvollzug gehort. Fur die Trainer war es schwierig,
die eigene Lebenswirklichkeit Strafgefangener zu akzep-
tieren und vor diesem Hintergrund ein Arbeitsbindnis mit
den Teilnehmern der MaBnahme einzugehen. Aber gerade
die Erfahrungen aus der Lebenswelt der Strafgefangenen
mussten besprochen und bewusst gemacht und dann fur
die Informationsweitergabe Uberprift und im ,Kompass*
dargestellt werden. Mit dieser Vorgehensweise wurden
Blockierungen uberwunden und Arbeitsergebnisse erzielt,
die im ,Kompass"“ den Mitgefangenen einen neuen Zugang
zu ihrer Vollzugsgestaltung ermdéglichen.

Die einzelnen Themen werden von einer virtuellen Co-
mic-Figur namens ,Rossi” vorgestellt. Dabei schlipft das
Redaktionsteam in eine fiktive Person und verschleiert sei-
ne Verantwortlichkeit fir die Informationen durch Verlage-
rung in die Anonymitét. Ziel ist es, dass der Strafgefangene
sich fur sich selbst mit den Informationen auseinander
setzt, sie Uberprift und flr sich nutzt. In diesem Prozess
gewinnt er eine aktive Rolle und begibt sich in Beziehun-
gen sowohl zu Mitgefangenen als auch zu Bediensteten.
Damit ware der erste Schritt in eine aktive Bewaltigung der

Haftsituation getan. Da die einzelnen Themen und Informa-
tionen diese Haltung voraussetzen, kann der Strafgefange-
ne den ,Kompass*“ noch besser nutzen.

Die soziale TrainingsmaBnahme hat gezeigt, dass
soziales Lernen nur selbstgesteuertes Lernen bedeuten
kann, aber gerade deshalb auch in erhdhtem MaBe auf
Informationen angewiesen ist, die ins System des Strafge-
fangenen passen. Ansonsten werden in der Wahrnehmung
die Informationen als unbrauchbar eingeordnet und zur
Stabilisierung der Ich-ldentifikation umgemdnzt. D.h., die
urspruinglichen Vorurteile gegen den Strafvollzug bleiben.

Mit der Fertigstellung des ,Kompasses” ist das Ziel
der MaBnahme deshalb nur teilweise erreicht. Neben dem
reinen Informationscharakter der Broschure ist noch nicht
sichergestellt, dass die betreffenden Strafgefangenen, die
sich in ihren alltédglichen Situationen im Vollzug fir eine
aktive Beteiligung entschieden haben, auch Unterstitzung
finden.

Es wird deshalb eine Aufgabe aller in der JVA Geldern
sein, veranderungsbereiten Strafgefangenen die notwendi-
gen Hilfen zu vermitteln. Dabei kommt den AuBenkontak-
ten der Strafgefangenen ebenso eine erhdhte Aufmerk-
samkeit zu wie den unterschiedlichen Problematiken der
verschiedenen Gefangenengruppen. Die vielfach gelbte
Generalisierung muss hier einer Einzelfallbetrachtung und
Differenzierung weichen.



LIntramurale Medizin — Gesund-
heitsfiirsorge zwischen Heilauf-
trag und Strafvollzug*”

Bericht lber ein
Heidelberg

Symposion in

Thomas Hillenkamp

l.

Am 21. und 22. Januar 2005 hat in der Alten Aula der
Ruprecht-Karls-Universitat Heidelberg ein von der DFG ge-
férdertes und von der LAK Baden-Wiirttemberg als Fortbil-
dungsveranstaltung fir Arzte anerkanntes Symposion iber
Lntramurale Medizin“ stattgefunden”. An ihm haben tber
100 Gaste aus der Wissenschaft, den Ministerialverwaltun-
gen und namentlich dem Strafvollzug teilgenommen. Das
Symposion fugte sich in das Arbeits- und Forschungspro-
gramm des Instituts fir Deutsches, Europaisches und Inter-
nationales Medizinrecht, Gesundheitsrecht und Bioethik
der Universitaten Heidelberg und Mannheim (IMGB) ein.
Es wurde vom Verfasser dieses Berichts, der Mitdirektor
des IMGB ist, zusammen mit Frau Prof. Dr. iur. Brigitte Tag
von der Universitat Zirich veranstaltet.

Die Zielsetzung des Symposions bestand darin, durch
die Gegenwart aller in die Gesundheitsfirsorge im Straf-
vollzug einbezogener Disziplinen im Kreis der Referenten,
Statementverfasser und Sektionsleiter ein die Teilnehmer
einbeziehendes interdisziplindres Gesprach in Gang zu
setzen, das anhand zehn exemplarisch ausgesuchter
Problemfelder die Gesamtproblematik der intramuralen
Medizin reflektieren, Defizite aufdecken, AnstoBe fir
Wissenschaft, Praxis und Kriminalpolitik geben und durch
den Austausch der Standpunkte zur Uberwindung gegen-
satzlicher Positionen beitragen sollte. Das geschah in dem
Bewusstsein, dass der sich in erster Linie an hauptamt-
liche Anstaltsérzte richtende gesetzliche Auftrag, fur die
kérperliche und geistige Gesundheit der Gefangenen zu
sorgen und diese Versorgung unter Anstaltsbedingungen
sicherzustellen (§§ 56 Abs. 1, 158 Abs. 1 StVollzG), schon
als gesetzliches Konstrukt im Spannungsverhaltnis zwi-
schen Behandlungs- und Sicherungsauftrag des Vollzugs
Probleme aufwirft, die in gegenléufigen oder jedenfalls
nicht durchweg zielkonformen Vorstellungen der beteiligten
Juristen und Mediziner Reibungsflachen im Vollzugsalltag
hervorrufen. Da deren Fortbestand auch durch ein gegen-
seitiges Nicht- oder Missverstehen beider Disziplinen und
daraus resultierendem Argwohn oder Misstrauen beférdert
werden kann, sollte das Gesprach auch der Zementierung
solcher Haltungen entgegenwirken. Die ausgewahlten The-
men beruhten auf den Annahmen, dass die Einbettung des
medizinischen Heilauftrags in die juristisch auf Absicherung
bedachte Vollzugswelt und damit die rechtliche Stellung
des Arztes diesen schon in sehr grundsétzliche Konflikte
fihren kann; dass ferner die Begegnung eines in den Voll-
zugsstab integrierten Arztes mit dem gefangenen Patienten
die Dimensionen von Einwilligung und Aufklarung veréan-
dern und Briche in die &rztliche Verschwiegenheitspflicht
tragen kann; dass arztliche Tatigkeit im Vollzug Strafbar-
keitsrisiken eigener Art und berufsethische wie juristische
Probleme im Kristallisationspunkt der Zwangsbehandlung
hervorzubringen vermdgen, Probleme, die der Diskussion
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bedirfen. Ferner gingen die Veranstalter davon aus, dass
die Gewahrleistung des auBerhalb der Gefdngnismauern
anzutreffenden Behandlungsstandards angesichts der
Ballung von Problemgruppen im Vollzug nur schwer zu
garantieren sein werde. Diese Sorge gilt namentlich den
psychisch Kranken, den Sucht- und Infektionsgeféhrdeten,
aber auch den Frauen im Vollzug. Nicht nur auf diese spe-
zifischen Problemgruppen bezogen, sondern generell
schien uns die Erfillung des Angleichungspostulats ange-
sichts des in Zeiten knapper Kassen besonders splirbaren
Diktats eingeengter Ressourcen besonders problematisch.
Dabei klafft eine Schere zwischen dem ohnehin als schwie-
rig beschriebenen ,Patientengut®: dem normalen Strafge-
fangenen im Vollzug und dem auBerhalb der Mauern
einem freien Beschaftigungsverhaltnis nachgehenden
Gefangenen. All das schien uns zu lohnen, zum Thema
eines interdisziplindren Gespréachs gemacht zu werden.

Uns war dabei bewusst, dass die Gesamtthematik
sich nicht nur als ein unter den Vorgaben des deutschen
Strafvollzugsgesetzes zu sehendes nationales Problem
darstellt. Vielmehr fugt es sich in die wachsende Internatio-
nalisierung der Kriminal- und Vollzugspolitik ein und muss
sich deren Uberlegungen und Herausforderungen stellen.
Schon die 1955 von den Vereinten Nationen aufgenom-
menen Standard Minimum Rules for the Treatment of Pri-
soners haben den auch die Gesundheitsfiirsorge betref-
fenden Angleichungsgrundsatz zum Programm gemacht,
das UN-Projekt ,Health in Prisons” tragt den Gedanken
umfassender Gesundheitsférderung in vielen Léandern in
die im Symposion reflektierte Institution. Die Europaischen
Vollzugsgrundsétze von 1987 haben durch die Empfehlung
des Ministerkomitees des Europarates Uber ethische und
organisatorische Aspekte der Gesundheitsversorgung im
Geféngnisbereich aus dem Jahre 19982) eine deutliche
Konkretisierung erfahren, an deren Vorgaben wir die Ge-
sundheitsfirsorge auch innerhalb der deutschen Gefang-
nismauern zu messen haben3). Das war im Verlauf der
Debatten zu bedenken.

Anregungen flr unser Symposion haben wir aus vo-
rangegangenen Veranstaltungen bezogen. 1996 hat die
Evangelische Akademie Bad Boll eine Tagung zur ,Ge-
sundheitsflirsorge im Gefangnis“ abgehalten. 1999 fand in
Berlin ein von der Kaiserin-Friedrich-Stiftung veranstaltetes
Symposion Uber ,Medizinische Probleme des Strafvoll-
zugs” statt. In Fribourg haben im Jahr 2000 Kollegen und
Kolleginnen aus der Schweiz lUber das Thema ,Medizin
und Freiheitsentzug* beraten?). Nach Abschluss unserer
Vorbereitungen fand in Bonn am 28./29. Oktober die 1. Eu-
ropaische Konferenz zur Gesundheitsférderung in Haft
stattd),

Il.

Nach der BegriiBung durch den Verfasser und GruB3-
worten des Rektors der Ruprecht-Karls-Universitat, Prof.
Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff und des Geschaftsfiihrenden
Direktors des IMGB, Prof. Dr. iur. Jochen Taupitz, behandel-
te das Symposion in seinem ersten Tagungsabschnitt vier
die Gesundheitsfiirsorge im Strafvollzug sehr grundsatzlich
betreffende Fragen.

Der erste Themenkreis, der — wie der zweite und vierte
dieses ersten Tagungsabschnittes von Prof. Dr. iur. Heinz
Schoéch, Minchen moderiert wurde — stand unter der
Uberschrift: ,Der Arzt im Strafvollzug — rechtliche Stellung
und medizinischer Auftrag.” Der Verfasser dieses Berichts
nutzte sein Eingangsreferat zu diesem Thema zunéchst zu
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einer Skizzierung der Situation der Gesundheitsflrsorge
intra muros. Dazu wurden mit Blick auf die im zweiten Teil
des Referats erhobenen Forderungen drei Problemlagen
herausgeschnitten. Zum ersten wurden die gegenlber der
Allgemeinpraxis extra muros bestehenden Besonderheiten
bezlglich des innerhalb der Gefangnismauern anzutref-
fenden, nicht selten schon beim Strafantritt gesundheitlich
belasteten ,Patientengutes” beschrieben. Diese Besonder-
heiten bestehen einerseits in der ungewdhnlichen Ballung
von spezifischen Problemgruppen, die in dieser Dichte
und Komplexitat ,drauBen” vergleichbar nicht vorkommt.
Gemeint ist damit die hohe Repréasentanz von Drogen-,
Alkohol- und Medikamentenabhéngigen mit ihren priméren
Suchtproblemen ebenso wie den spezifischen Folgeerkran-
kungen, dazu die beachtliche Zahl von HIV-Infizierten und
Aids-Kranken, die hohe Quote von infektidsen Hepatitis-
und Tuberkulosetrdgern und die Haufung von psychisch
auffalligen Gefangenen mit der bekannt hohen Anzahl
Suizidgefahrdeter. Auch besonders alte, behinderte und
weibliche Gefangene bilden unter dem Blickwinkel der
Gesundheitsfursorge Gruppierungen mit je verschiede-
nen Sonderproblematiken. Andererseits zeichnen sich die
gleichsam doppelt leidenden gefangenen Patienten man-
chen Berichten zufolge durch eine nur sehr eingeschrénkt
vertrauensvolle Haltung gegeniber dem im ,feindlichen
Lager” gesehenen Anstaltsarzt aus, neigen zur auf den
Gesundungsprozess bezogenen Passivitat und auch zur Si-
mulation als Mittel der Instrumentalisierung des Arztes zur
Verbesserung ihrer Lage im Vollzug. Zur Kennzeichnung
des zweiten Dilemmas wurde das ,Spannungsverhéltnis
zwischen Behandlungs- und Sicherungsauftrag” des Voll-
zugs benannt, in das der Anstaltsarzt einbezogen ist und
das ihm nahe legen kann, die Erfullung des Heilauftrags
durch aus arztlicher Sicht sachfremde Vollzugsinteressen
zu begrenzen. Entscheidungen uber Ausfihrung zum
externen Arzt oder Verlegung in eine geeignetere Anstalt
illustrieren den Zwiespalt, in den der Arzt geraten kann. Sta-
tusbelastungen, die sich aus der Einbettung des Anstalts-
arztes in vollzugliche Aufgaben — von der Eingangsunter-
suchung uber die arztliche Kontrolle des Arrests bis hin
zur Dokumentation des Gesundheitszustandes bei der Ent-
lassung — ableiten und das Vertrauensverhdltnis zwischen
gefangenem Patienten und ,gespaltenem® Arzt belasten,
wurden als dritte Quelle der Problematik des Anstaltsarztes
namhaft gemacht. Um den damit benannten Anforderun-
gen und Spannungen zu begegnen, wurde erstens die
Forderung erhoben, fur eine bessere fachliche Ausbildung
und Qualifikation des Anstaltsarztes durch Etablierung
des Faches ,Vollzugsmedizin“ und durch die Einfiihrung
der Gebietsbezeichnung ,Facharzt fir Intramurale Medizin®
zu sorgen und zweitens an den Anstaltsarzt appelliert, das
Primat der Medizin und damit den Heilauftrag gegentber
vollzuglichen Einengungen und Anforderungen einschran-
kungslos zu verteidigen. Als Drittes wurde der Vorschlag
entwickelt, die in der Aufgabenspaltung begriindete Bifunk-
tionalitat des Anstaltsarztes durch ein personales Splitting
zu beheben, das die vollzugsspezifischen Aufgaben ei-
nem, die gesundheitsfirsorgerischen einem anderen Arzt
zuweist und damit den Anstaltsarzt ahnlich wie den Be-
triebs-, Schul- oder Amtsarzt aus dem Spagat zwischen
Amts- und Heilauftrag befreit. Der Gefahr der Vereinseiti-
gung kdnnte durch ein Rotationsprinzip begegnet werden,
das einen jahrlichen Wechsel in der Rollenverteilung zum
Inhalt hatte.

In seinem Statement betonte auch Dr. med. Wolfgang
Riekenbrauck, Ltd. Arzt der Inneren Abteilung und Arztlicher
Direktor des JVK Fréndenberg in NRW, die Schwierigkeit
des Erlernens Intramuraler Medizin, die schwierige
Orientierung des Arztes zwischen Patienteninteressen und
Vollzugsanliegen und die daraus resultierenden Gefahren
in beiden Richtungen: Eine ,Uberidentifikation des Arztes
mit dem Vollzug oder eine ,Uberpointierung medizinischer
Erfordernisse. Riekenbrauck appellierte an Politik und Ver-
waltung, der Monopolstellung der Medizin im Justizvollzug
durch héchste, der Medizin extra muros dquivalente Quali-
tat gerecht zu werden und den Anstaltsarzt auch dadurch
in die Lage zu versetzen, seine verantwortungsvolle und
nach der gesetzlichen Konzeption ,starke Stellung“ im
Sinne der Erfullbarkeit der legitimen Erwartungen der
Gefangenen und der Offentlichkeit, aber auch der Repra-
sentanten des Vollzugs und der Organe der Justiz in einer
mit dem &rztlichen Ethos zu vereinbarenden, sich gegen
fachfremde Begehrlichkeiten und Wiinsche verwahrenden
Weise gerecht werden zu kénnen.

Der zweite Themenkreis des ersten Tagungsabschnitts
stand unter dem Motto ,Arztliche Versorgung im Strafvoll-
zug: Aquivalenzprinzip und Ressourcenknappheit®. Das
Referat von Prof. Dr. iur. Bernd-Dieter Meier, Universitat
Hannover, setzte sich zunachst mit den rechtlichen Grund-
lagen des Aquivalenzprinzips und den aus ihnen flieBen-
den Folgerungen mit Blick auf die Gesundheitsfiirsorge
im Strafvollzug auseinander. Der Gefahr, bei einer Verla-
gerung der Gesetzgebungskompetenz fiir den Vollzug auf
die Lander die heute durch § 3 Abs. 1 StVollzG gewéhr-
leistete Angleichung an die arztliche Versorgung exira
muros aus Ersparnisgriinden auf eine ,medizinische Basis-
versorgung“ zu reduzieren, setzte Meier die Erkenntnis
entgegen, dass im offentlich-rechtlichen Arzt-Patienten-
Verhéltnis im Vollzug der Staat eine Schutzpflicht gegen-
lber den Gefangenen habe, die das Aquivalenzprinzip zu
einem nicht unterschreitbaren MaBstab erhebe. Nur dieses
Prinzip gewabhrleiste hinreichend den Grundrechtsschutz
der Gefangenen. Die durch die Inhaftierung begriindete
Garantenstellung gegentuber den Gefangenen, die zum
eigenverantwortlichen Schutz ihrer Gesundheit nur noch
sehr eingeschrénkt in der Lage seien, soll im Verein mit
dem Gleichheitssatz, der im Vollzug keine Zwei-Klassen-
Medizin zwischen normalen Gefangenen und in einem
freien Beschéftigungsverhdlinis stehenden Freigdngern
erlaube, fur die grundrechtliche Absicherung &quivalenter
Gesundheitsfiirsorge blirgen. Aquivalenz bedeute dabei
nicht Gleichheit, sondern Gleichwertigkeit, und zwar in
Bezug auf die durch die gesetzlichen Krankenkassen
gewabhrleistete Versorgung, teile infolgedessen mit dieser
die Verpflichtung auf den freilich unscharfen MaBstab des
allgemein anerkannten medizinischen Standards, sperre
sich aber andererseits auch nicht gegen Abweichungen,
die ihre Rechtfertigung allein aus der besonderen Situation
des Strafvollzugs bezégen. Hierdurch bedingte Einschran-
kungen seien freilich am VerhéltnismaBigkeitsgrundsatz
zu messen und keineswegs grenzenlos zulassig. Wahrend
der Angleichungsgrundsatz fiir die Gesundheitsflirsorge im
Vollzug rechtlich durch § 61 StVolizG eine die Aquivalenz
im Grundsatz herstellende Konkretisierung erfahre, ist
nach Auskunft Meiers Uber den praktischen Vollzug des
Prinzips wenig bekannt. Es fehle an empirischen Untersu-
chungen ebenso wie an verfligbaren Daten. Methodisch
begegnet ein Vergleich nach Meier der Schwierigkeit, dass
die Qualitat intramuraler Versorgung nicht allein aus deren
(internen) Ausstattungen und Leistungen abzuleiten sei,
weil sie bei Bedarf durch die Inanspruchnahme extramu-



raler Einrichtungen jederzeit auf den rechtlich geforderten
Standard zu bringen sei. Als Indikatoren, die eine immerhin
erste Einschatzung gleichwohl tragen kénnten, bezeichne-
te Meier dann aber einerseits die Zahl der Bediensteten in
der intra- und extramuralen Medizin, andererseits die Hohe
der Ausgaben auf beiden Seiten. Der Vergleich ergab bei
Berucksichtigung dieser beiden Indikatoren ein vorderhand
beruhigendes Ergebnis. Wahrend die Ausgabenhéhe je
Mitglied der GKV die fir den Gefangenen errechnete
nur um gut 60 € Ubersteige, ergebe sich eine zwar ex-
tra wie intra muros ,regional“ schwankende, im Ganzen
aber nicht deutlich auseinander liegende ,Arztdichte”. Zu
Recht wurde von Meier allerdings zu Bedenken gegeben,
dass die (im Eingangsreferat des Berichtverfassers schon
angedeutete) Ballung von Problemgruppen und die indivi-
duelle Krankheitsbelastung der Vollzugsinsassen mit der
daraus im Einzelfall oft enormen Betreuungsanforderung
das scheinbar heile Bild praktizierter Aquivalenz briichig
machen koénne. In jedem Fall bestehe hier weiterer For-
schungsbedarf.

Im Statement von Dr. med. Klaus J. Fritsch, Ltd. An-
staltsarzt der JVA Bremen, wurden MaBgeblichkeit und
Wert des Aquivalenzprinzips fir die arztliche Versorgung
im Vollzug zwar nicht bestritten. Es wurde aber einerseits
mit Blick auf die Medikamentenschwemme und die GroBge-
rétedichte infrage gestellt, ob Angleichung an extramurale
Verhéltnisse in jedem Falle erstrebenswert sei. Das wurde
jedenfalls differenziert und im Hinblick auf die Falle des
§ 63 StVollzG auch im Sinne unter Umstanden gehobener
Anforderungen an die Vollzugsmedizin beantwortet. Zudem
wurde aus dem Diktat der Ressourcenknappheit auch ein
heilsamer Zwang zur Besinnung auf das eigentlich arztli-
che Basiswissen und -kénnen hergeleitet, der apparative
Uberdiagnostik und vorschnelle Medikamentenversorgung
vermeiden helfe. Solange der Staat bereit sei, die Vorgaben
des Strafvollzugsgesetzes zu beachten und Behandlungs-
vollzug zu ermdglichen, sah Fritsch die Gesundheitsfr-
sorge intra muros hinreichend gewahrleistet.

Die dritte Thematik, die von Prof. Dr. iur. Dr. h.c. Adolf
Laufs, Universitat Heidelberg, moderiert wurde, lautete
»Einwilligung und Aufklarung in der Strafvollzugsmedizin®.
Dr. iur. Axel Boetticher, Richter am BGH, Karlsruhe, betonte
einleitend, dass die die Eingriffsaufklarung betreffenden
MaBstabe extra und intra muros identisch seien und dass
deshalb die Probleme erst bei der therapeutischen Aufkla-
rung begdnnen. Hier erstrecke sich zum Ersten die Aufkla-
rung gerade im Vollzug auf Risiken, die Kontaktpersonen
erwachsen, zum Zweiten auf die aus Vollzugsgrinden
bestehende Versagung von therapeutischen Angeboten,
die auBerhalb der Mauern zum Standard gehdrten und
zum Dritten darauf, dass die therapeutischen MaBnahmen
namentlich bei den Problemgruppen der Drogenabhéngigen
und der Sexualtater Uber die Zeit des Strafvollzugs hinaus
ergriffen werden mussten. Letzteres setze ,Achtsamkeit und
Verstandnis“ des intramural tatigen Arztes fur die auBerhalb
der Mauern angebotenen Praventivmodelle voraus. Boetti-
cher konkretisierte diese Vorgaben dann fir die therapeuti-
sche Aufklérung einerseits der im Regelvollzug befindlichen
Sexualtéter, die sich auch auf die Folgen der Verweigerung
therapeutischer Angebote zu erstrecken habe. Andererseits
ging er auf die Konsequenzen einer extra und intra muros
weit auseinanderklaffenden Behandlungsstrategie von
Drogenabhéngigen mit den dazugehdrigen Infektionsrisiken
und -krankheiten ein und forderte hierzu eine gegeniiber der
Null-Toleranz-Linie im Strafvollzug deutlichere Angleichung
an die extra muros anzutreffende Einstufung der Abhéngigen
als Kranke und eine dementsprechende Behandlung. Boet-
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ticher wandte sich dann der Einwilligung als Voraussetzung
rechtmaBiger Heilbehandlung zu. Als deren Voraussetzung
nannte er die Erfullung des Anspruchs auf Wahrheit, soweit
der Patient auf deren Mitteilung nicht verzichte. Zur Einwil-
ligungsfahigkeit im Vollzug schloss sich Boetticher den Ar-
beiten Amelungs an. AbschlieBend setzte sich Boetticher
mit der — im Vollzug nicht bestehenden — Mdglichkeit einer
Therapie ohne Einwilligung und dem Zwangstest ohne Ein-
willigung auseinander. Zu letzterem begrlndete er die auf
der Tagung sehr kontrovers diskutierte Ansicht, dass § 36
Abs. 4 Satz 7 IfSG eine notfalls zwangsweise durchsetzbare
Blutentnahme zum Zwecke eines HIV- oder Hepatitis-Testes
nicht zulasse.

Sein Statement benutzte Prof. Dr. iur. Knut Amelung,
Universitat Dresden zu sehr grundsétzlichen Ausfiihrungen
zu einem nicht unproblematischen und sehr wesentlichen
Teilaspekt des Themas, namlich der ,Freiwilligkeit® der
Einwilligung des Verletzten. An ihr lasse sich unter den Be-
dingungen des Eingeschlossenseins in eine ,totale Institu-
tion“ zweifeln. Griffen diese Zweifel freilich durch, wére ein
invasiver Eingriff im Vollzug nicht zu rechtfertigen. Amelung
zertreute die bestehenden Zweifel zwar nicht fir jeden
Einzelfall, da er Gefahren fir die Entscheidungsfreiheit
des Gefangenen nicht leugnen wollte, die aus dessen par-
tieller Abh&ngigkeit ,vom Belieben des Personals® erwach-
sen kénnten. Von grundsatzlicher Unfreiwilligkeit wollte
Amelung aber auch in der freiheitseinengenden Institution
des Vollzugs nicht ausgehen. Selbst ein so folgenschwerer
Entschluss wie die Zustimmung zur Kastration kénne als
weingriffsmindernde Einwilligung freiwillig gefasst werden,
weil und wenn sich der Eingriff aus der subjektiven Sicht
des Betroffenen als geringeres Ubel gegeniiber der sonst
etwa drohenden Sicherungsverwahrung darstelle.

Der vierte und letzte Vortrag des 1. Tagungsabschnitts
widmete sich dem Thema: ,Das Arztgeheimnis im
Strafvollzug®“. Frau Prof. Dr. iur. Brigitte Tag, Universitat
Zurich betonte einleitend den in § 182 Abs. 2 Satz 1
StVollzG seit 1998 verankerten Grundsatz, dass das straf-
rechtlich bewehrte Arztgeheimnis auch im Strafvollzug gel-
te, dass aber andererseits in der Vollzugsinstitution ,nicht
ganzlich auf einen Informationsaustausch auch gesund-
heitsrelevanter Daten verzichtet® werden kénne. Durch
die Schweigepflicht geschltzt sah Tag neben dem auch
den Gefangenen verbleibenden Recht auf informationelle
Selbstbestimmung das die Vollzugsziele mitbeférdernde
Interesse an anstaltsérztlicher Diskretion. Der Schutz er-
strecke sich auf das in § 203 StGB umrissene Geheimnis,
das unabhéngig davon entstehe, ob den erzwungenen
Kontakt zum Arzt im Vollzug Vertrauen oder Misstrauen
des gefangenen Patienten begleite und von dessen
Wahrung der Patient den Arzt trotz des mitgeschitzten
offentlichen Interesses durch Einwilligung zu befreien
vermdge. Im Zusammenhang mit der dann einer genau-
eren Analyse unterzogenen Regelung des § 182 Abs. 2
Satz 2 und 3 StVollzG ging Tag dann auf die insoweit fur
den Anstaltspsychologen belastendere Situation ein. Ab-
schlieBend verwies Tag zum Zeugnisverweigerungsrecht
des Anstaltsarztes im Strafverfahren darauf, dass es den
Arzt nicht davon abhalte, in berechtigenden Ausnahme-
situationen sanktionslos auszusagen. Liege eine solche
Situation freilich nicht vor und verstoBe folglich der Arzt
gegenuber dem dies zulassenden Gericht gegen seine
Schweigepflicht, pladierte Tag fur ein Verbot, belastende
Inhalte einer solchen Aussage prozessual zu verwerten.
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In seinem Statement mahnte Ministerialrat Dr. iur.
Ridiger Wulf, Justizministerium Baden-Widrttemberg,
einen sachlichen Diskurs an. Dazu gehdre zunachst die
Erkenntnis, dass sich das Arzt-Patient-Verhéaltnis im Straf-
vollzug von dem ,drauBen® unterscheide und dass deshalb
die Schweigepflicht im Vollzug keine vertragliche Neben-
pflicht, sondern eine durch § 182 Abs. 1 Satz 1 StVollzG
begriindete und nach Abs. 4 beauftragte Arzte und Psycho-
logen einbeziehende gesetzliche Pflicht sei, sich also nicht
aus der gleichen Quelle speise, wohl aber ,gleichwertig"
sein musse. Mit einer ,Entbindung” von der Schweigepflicht
im Vollzug zu operieren, sei folglich unangemessen. Richti-
gerweise entscheide der Arzt unabhangig vom Willen des
Gefangenen, ob er schweige oder offenbare. Dabei stehe
die Schweigepflicht nach der Regelung des § 182 StVollzG
zur Offenbarungspflicht im Regel-Ausnahme-Verhéltnis.
Die in dieser Vorschrift dann zu findende Unterscheidung
zwischen allgemeiner Gesundheitsfiirsorge (Satz 3) und
anderen Bereichen (Satz 2) sei sachgerecht und bereite
im rein arztlichen Bereich in der Praxis keinerlei Probleme,
da die Arzte hiermit verantwortlich umgingen und die An-
staltsleitungen die arztliche Entscheidungsprarogative
anerkennten. Dazu riet Wulf, im Zweifel eher zu offenbaren
als zu schweigen. Probleme sah Wulf lediglich in der nach
seiner Auffassung regelmaBig S. 2 unterfallenden rickfall-
verhindernden Sozial- oder Psychotherapie von Anstalts-
arzten oder Psychologen, da in dieser Daten, die ,zur
Aufhebung oder Anderung des Vollzugsplans® (Schéch)
fahren kdnnten, oft bekannt wiirden. Die namentlich von
Psychologen angegriffene Offenbarungspflicht sah Wulf
— werde sie verantwortungsvoll gehandhabt, auf das not-
wendige MaB beschrankt und dem Gefangenen in Sinn
und Dimension fair erlautert — aber nicht als Hemmnis einer
Erfolg versprechenden Therapie. Als Fazit hielt Wulf bei ei-
ner vertrauensvollen, arztliche und rechtliche Grundlagen
gleichermaBen respektierenden Handhabung der Offenba-
rungsbefugnisse und -pflichten das Arztgeheimnis weniger
bedroht, als durch ,Klatsch und Tratsch auf Fluren und in
Kaffeeklichen®.

Der zweite Tagungsabschnitt widmete sich sechs
ausgewahlten ,Einzelfragen der Gesundheitsfirsorge im
Strafvollzug”. Unter der Moderation von Prof. Dr. iur. Dr.
h.c. Heinz Muller-Dietz, Universitat Saarbriicken, stellte
Frau Dr. iur. Bettina Kirschke6), Rechtsassessorin in
Berlin, mit ihrem Referat tGber ,Geschlossener Vollzug und
freies Beschaftigungsverhaltnis — Zwei-Klassen-Medizin?“
das erste Thema dieses Abschnitts vor. Die Ausfihrungen
galten zunéchst der Beschreibung der unterschiedlichen
Voraussetzungen und MafBgaben fir die medizinische
Versorgung der ,normalen” Strafgefangenen einerseits
und der in einem freien Beschéaftigungsverhéltnis stehen-
den Freiganger andererseits. Wahrend die erste Gruppe
Gesundheitsfirsorge im Sinne der §§ 56 ff. StVollzG durch
den Strafvollzug, und d.h. durch hauptamtliche, nebenamt-
liche oder vertraglich verpflichtete Arzte (§ 158 StVollzG)
erfahrt, deren Kosten die jeweiligen Justizverwaltungen der
Lénder tragen, sind die Mitglieder der zweiten Gruppe nicht
anders als der Arbeitnehmer ,drauBen”in der gesetzlichen
Krankenversicherung und kénnen daher wie ein Nichtgefan-
gener alle von ihr zu gewahrenden Leistungen in Anspruch
nehmen. Sie missen es — abgesehen von Notfallen — so-
gar, da die Anstaltsmedizin fur sie nicht zusténdig ist. In
den Leistungen scheint § 61 StVollzG zwar zu verbiirgen,
dass keine Unterschiede bestehen. Auch der Angleichungs-
grundsatz des § 3 Abs. 1 StVollzG steht flr eine solche
Aquivalenz. Gleichwohl schlieBen diese Vorgaben Kirschke
zufolge Beschrénkungen fur die erste Gruppe nicht ab ovo

aus, sofern sie die Bedingungen des Vollzugs erzwingen.
Ob diese alleinige Legitimation die zwischen den Leistun-
gen des Strafvollzugsgesetzes und denen des SGB V tat-
séchlich bestehenden Unterschiede tragt, prufte Kirschke
dann an vier ausgewahlten Beispielen. Den Ausschluss der
freien Arztwahl, der den normalen Gefangenen gegeniber
dem Freigénger benachteiligt, hielt Kirschke aufgrund der
in der Gesetzgebungsgeschichte schon vorgebrachten
Missbrauchsgefahren und untberwindlichen praktischen
Probleme fir im Kern vollzugsbedingt berechtigt. Fir un-
gereimt hielt sie dagegen zwar nicht die im Hinblick auf
einen Krankenhausaufenthalt u.U. unterschiedliche Be-
handlung, wohl aber bestimmte Konsequenzen aus der Re-
gelung des § 455 Abs. 4 StPO, nach derim Zusammenspiel
mit § 65 StVollzG der gefahrlichere Gefangene vor einer
NachverbiBung besser ,geschutzt* werde als der weniger
geféhrliche. Unterschiede in den Arzneimittelleistungen
sah Kirschke andererseits wieder vollzugsbedingt fur ge-
rechtfertigt an, was insbesondere fir die Beschrankung auf
die durch die Anstalt beschafften Arzneimittel (§58 Abs. 1
StVollzG) gelte. Flr ungerechtfertigt hielt Kirschke ande-
rerseits wieder den Vorbehalt zu den Hilfsmitteln, der darin
besteht, dass die Beschaffung ,nicht mit Ricksicht auf die
Kirze des Freiheitsentzugs ungerechtfertigt* (§ 59 Satz 1
StVollzG) erscheine. Insgesamt pladierte Kirschke nicht
nur fur die Aufhebung nicht vollzugsbedingter Benachteili-
gungen der normalen Gefangenen, sondern auch fir ihre
Integration in das allgemeine Sozialversicherungssystem.

Prof. Dr. iur. Gérg Haverkate, Universitat Heidelberg,
nahm in seinem Statement die von ihm sogenannte ,,Spur
der Sozialversicherung” auf, die der Gesetzgeber mit dem
in § 2 StVollzG verankerten Resozialisierungsgebot gelegt
habe. Er stellte hierzu fest, dass es bezlglich des 1976
noch angestrebten angemessenen Arbeitsentgelts und der
Einbeziehung der Strafgefangenen in die gesetzliche Kran-
ken- und Rentenversicherung bei einem ,Torso” geblieben
sei, bei dem es auch die Leitentscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts aus dem Jahre 1998 im Grunde belas-
se, wenn das Gericht in ihr dem Gesetzgeber eine weit
reichende Gestaltungsfreiheit konzediere. Demzufolge sei
eine Einbeziehung der Héftlinge in die Sozialversicherung
aus Resozialisierungsgrinden auf absehbare Zeit kaum
zu erwarten. Sie sei — und hier setzte Haverkate zu den
Ausfihrungen Kirschkes einen gewissen Gegenakzent
— auch mit dem verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot
nicht erzwingbar. Das folge daraus, dass die geltende
Sozialversicherung als Zentralfigur auf den Arbeitnehmer
abstelle, ohne damit lber die Schutzbedurftigkeit anderer
Gruppen, die damit ausgeschlossen seien, etwas auszu-
sagen. Das Gleichheitsgebot gebe keine Handhabe, die
Einbeziehung solcher Gruppen in die gesetzgeberische
Sozialversicherung zu erzwingen. Bewegung in diese
Richtung werde deshalb voraussichtlich auch nicht vom
vollzugsrechtlichen Angleichungsgrundsatz, sondern eher
vom Sozialrecht selbst herkommen, da sich dieses zur
Zeit in einer heftigen Strukturdebatte befinde, die sich fir
die Einbeziehung bisher nicht aufgenommener Gruppen
maoglicherweise 6ffne.

Die zweite Thematik des zweiten Tagungsabschnitts
betraf ,Psychisch Kranke im Strafvollzug®. Die Leitung
dieser Sektion Gbernahm Prof. Dr. iur. Horst Schuler-Sprin-
gorum, Universitat Mlnchen. In seinem Referat berichtete
Prof. Dr. med. Klaus Foerster, Universitat Tibingen zu-
nachst, dass zwar aufgrund internationaler Studien fest-
stehe, dass die Pravalenz psychischer Stérungen im Jus-
tizvollzug im Vergleich zur Allgemeinbevédlkerung deutlich
erhéht und dass kein Grund gegeben sei, fir Deutschland



von einem anderen Befund auszugehen, dass aber fir
Deutschland abgesehen von Einzelstudien keine repré-
sentativen Zahlen zur Verfligung stiinden. Hieraus leitete
Foerster einen dringenden Foschungsbedarf ab, der sich
auf die Kenntnis epidemiologischer Daten bezlglich der
Haufigkeit psychischer Stérungen und der Diagnosever-
teilung im Justizvollzug in Deutschland beziehe. Da inner-
halb des Regelvollzugs stationéare wie ambulante, sowohl
psychiatrische wie psychotherapeutische Behandlungen
grundsétzlich méglich und sinnvoll seien, die neben der
Symptomverbesserung maBgeblich auch der Suizidpro-
phylaxe dienten, erhob Foerster die Forderung nach einer
obligaten Etablierung einer regelméBig verflgbaren und
angemessenen ambulanten psychiatrisch-psychothera-
peutischen Mit-Betreuung in allen Justizvollzugsanstalten,
sei es durch justizeigene Fachérzte, sei es durch regel-
maBige konsiliarische Tatigkeiten, wobei die Kooperations-
moglichkeit zwischen Justizvollzug, psychiatrischer Klinik,
MaBregelvollzugsklinik und ambulanten Diensten noch zu
klaren sei. Bedarf, Durchfihrbarkeit und Effizienz psychia-
trischer Mitbetreuung leitete Foerster auch aus dem Bericht
Uber eine von ihm und anderen durchgefiihrte und auf dem
Symposion prasentierte Explorationsstudie zur Koopera-
tion der JVA Rottenburg und der von Foerster geleiteten
Sektion Forensische Psychiatrie und Psychotherapie der
Psychiatrischen Universitatsklinik Tubingen ab. Foerster
forderte schlieBlich die Verbesserung der Kenntnisse der
im Justizvollzug tatigen Arzte und Pfleger sowie des allge-
meinen Vollzugsdienstes hinsichtlich des Erkennens und
der Therapiemdglichkeiten psychischer Stérungen. Zur
Beunruhigung Anlass gab seine Beobachtung, dass die
Allgemeine klinische Psychiatrie am Problem psychisch
kranker Haftlinge kein Interesse zeige, sich fur sie nicht
zusténdig wéahne und psychische Stérungen im Verein mit
Straffélligkeit verdrange. Diesem Befund setzte Foerster
den Appell entgegen, eine Bewusstseinsdnderung einzu-
leiten und Justiz wie Psychiatrie in die Verantwortung zu
nehmen, psychisch Kranke im Strafvollzug nicht Ianger als
eine vergessene Gruppe zu marginalisieren.

In seinem Statement schloss sich Dr. med. Hans-Eugen
Bisson, Arztlicher Direktor des JVK Hohenasperg, der
schon von Foerster in Erinnerung gerufenen Kennzeich-
nung des Geféngnisses als der ,letzten psychiatrischen
Anstalt® und auch den die aus psychiatrischer Sicht be-
stehenden Defizite dieser Anstalt kontrastierenden Forde-
rungen des Referenten Foerster an. Bisson illustrierte
die Situation in der von ihm repréasentierten Abteilung fur
Psychiatrie und Psychotherapie sowie Neurologie am JVK
Hohenasperg in acht Schritten, die neben der Herkunft aus
den JVAn, der Staatsangehérigkeit, dem Alter (hierzu ergibt
sich eine Zunahme altersbedingter Erkrankungen als an-
wachsende Herausforderung an den Justizvollzug) und der
Geschlechtsverteilung der Patienten die zehn haufigsten
Diagnosen beleuchteten. Hierdurch wurde die erhebliche
quantitative Bedeutung der Anpassungsstérungen, der Ab-
hé&ngigkeitsproblematiken und der schizophrenen Psycho-
sen sowie der anhaltend wahnhaften Stérungen deutlich,
wobei sich die Diagnostik spezifischer Persénlichkeits-
stérungen als durch Sprachprobleme und ungenligende
Zeit belastet erwiesen. Die weiteren Aufschlisselungen
ergaben z.B. neben der Haufigkeit der Entzugssyndrome
und der verzdgert auftretenden psychotischen Stérungen
Uber die Anpassungsstérungen und die schizophrenen
Erkrankungen ein ausdifferenziertes Bild. Namentlich zu
den schizophrenen Patienten hob Bisson die ethische
Verpflichtung hervor, ,mégliche unzureichende Behandlung
und Stigmatisierung zu beenden®. Auch hielt er insoweit
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eine Durchléssigkeit zwischen Straf- und MaBregelvollzug
fir winschenswert. Gegen das gegenwartige konsiliar-
psychiatrische Versorgungsmodell hielt Bisson einerseits
das Zuricher Psychiatrisch-Psychologische Dienstmodell,
andererseits die Mdglichkeit einer ,Herauslésung der
Verantwortung der medizinischen Versorgung aus der
Vollzugsstruktur®.

Auch das dritte Thema des zweiten Tagungsabschnit-
tes, das zugleich das letzte Thema des ersten Tages war,
stand unter der Moderation von Prof. Dr. iur. Horst Schiler-
Springorum, Universitat Minchen. Es betraf die ,Medizini-
sche Versorgung im Frauenstrafvollzug“. Das Referat zu
diesem Thema hielt Dr. med. Karl-Heinz Keppler, Medizi-
naldirektor an der JVA flr Frauen in Vechta. Keppler nutzte
sein Referat zunachst dazu, die in den §§ 56-66 StVollzG
normierten allgemeinen Grundlagen der Gesundheitsfur-
sorge vorzustellen und zu kommentieren und die auf voll-
zugliche Aufgaben bezogenen Mitwirkungspflichten des
Anstaltsarztes darzulegen. Zudem bot er eine Ubersicht
Uber das medizinische Personal und die Struktur der
medizinischen Versorgung im Vollzug. Auch flhrte er noch
einmal in die Grundlagen der Schweigepflicht ein. All dies
geschah, weil naturgemén ,die Vorgaben des Gesetzes fir
alle Gefangenen®, also auch die weiblichen — ,in gleichem
MaBe zutreffen®. Zu den Besonderheiten des Frauenvoll-
zugs beklagte Keppler einleitend ein Forschungsdefizit.
Die Vollzugswirklichkeit kennzeichnete Keppler aus seiner
eigenen Erfahrung dadurch, dass infolge des geringen Frau-
enanteils an der Gefangnispopulation die im Mannervollzug
anzutreffenden Differenzierungen nicht vorzufinden seien.
In Vechta fanden sich daher Frauen aller Altersgruppen und
Strafarten unter einem Dach. Als ,Medizinfelder” wurden
Sucht- und Drogenprobleme bei (iber 50% der Inhaftierten
mit den damit zusammenhangenden Infektionskrankhei-
ten, ein hoher Anteil psychiatrischer Erkrankungen und
naturgemaB die gynékologische Betreuung namhaft ge-
macht. Frauenmedizin beschrieb Keppler im Gegensatz
zur arztlichen Versorgung von Mannern als teurer und zeit-
aufwendiger. Sie werde im Vollzug von inhaftierten Frauen
deutlich intensiver in Anspruch genommen als ,drauBen”.
Dem stehe (auch) im Frauenvollzug eine deutliche Res-
sourcenknappheit gegentber. Simulation sieht Keppler im
Frauenvollzug eher selten, ,Aggravation“ im Sinne einer
verstarkten Wahrnehmung objektiv nur leichter Symptome
dagegen haufiger. Das Interesse an Geheimhaltung werde
von Frauen oft selbst preisgegeben, das ,allermeiste sei den
allermeisten® im Uberschaubaren Frauenvollzug bekannt.
Da Sicherheitsaspekte im Frauenvollzug eher zu vernach-
lassigen seien, eigne sich diese Vollzugsart besonders fir
Experimentierprojekte wie Methadon, Substitution oder die
Vergabe von sterilen Spritzen. Keppler schloss sein Referat
mit allgemeinen, nicht nur auf die Gesundheitsflrsorge im
Frauenvollzug bezogenen Forderungen, die eine stérkere
Verzahnung etxra- und intramuraler Medizin — unter einer
deutlicheren Herstellung von Offentlichkeit — und das Primat
der Medizin beinhalteten und schlieBlich die Einbeziehung
der Vollzugsmedizin in qualitatssichernde MaBnahmen zum
Gegenstand haben sollten?).

Am zweiten Tag der Tagung schloss sich der zweite,
den Einzelfragen gewidmete Tagungsabschnitt mit drei
weiteren Themenkreisen. Unter der Moderation von Prof.
Dr. iur. Hans-Dieter Schwind, Universitat Bochum / Osna-
briick, begann die Sitzung mit dem Thema ,,Sucht und Infek-
tionsgefahren im Strafvollzug“. Einleitend beschrieb Prof.
Dr. iur. Klaus Laubenthal, Universitat Wurzburg als Referent
dieses Themas den nicht selten bestehenden Zusammen-
hang zwischen Sucht und Erkrankungen an infektiésen



268 ZfStrVo 5/ 05

Prozessen und die damit einhergehenden Belastungen
und Gefahren fur den Strafvollzug. Laubenthal skizzier-
te sodann die Suchtproblematik bezuglich Nikotin und
Alkohol einerseits, bezuglich illegaler Drogen andererseits
und sah keine nennenswerten Schwierigkeiten, an Alkohol
und Drogen trotz ihres Verbots auch im Vollzug heranzu-
kommen. Fehlende Mittel wiirden durch subkulturelle Leis-
tungsvereinbarungen Uberbruckt. Als nennenswert erach-
tete Laubenthal unter den Infektionskrankheiten namentlich
die zahlenméBig allerdings oft Uberschéatzte HIV-Infektion,
die Hepatitis in ihren unterschiedlichen Erscheinungsfor-
men und die wiederkehrende Tuberkulose. Als allgemeine
PréventionsmaBnahmen untersuchte Laubenthal dann ei-
nerseits die Zulédssigkeit von Testverfahren. Hierzu vertrat
er zu § 36 Abs. 4 Satz 7 IfSG den Standpunkt, dass er
Blutentnahmen zur Erstellung eines HIV-Tests decke. Auch
Urinproben als Drogentest hielt Laubenthal fur einschrén-
kungslos zuldssig. Andererseits ging er auf das Recht
bzw. die Pflicht des Anstaltsarztes zur Durchbrechung der
Schweigepflicht ein, wobei er die Offenbarung einer HIV-
Infektion gegentiber dem Anstaltsleiter fur befugt erklérte,
eine Pflicht aber insoweit nur bei besonders aggressiven
Erkrankten sah. Auch eindringliche Beratung hielt Lau-
benthal fur eine der geeigneten allgemeinen Préaventions-
maBnahmen. Unter besonderen PréventionsmaBnahmen
erbrterte Laubenthal alsdann die Kondomausgabe, die
Vergabe steriler Spritzen und die kontrollierte Abgabe
von Opiaten. Trotz deren nicht zu leugnender Ambivalenz
artikulierte Laubenthal gegentber allen drei Formen keine
durchgreifenden Vorbehalte. Der an sich wiinschenswerten
Langzeittherapie fir Drogenabhéangige gab Laubenthal an-
gesichts der knappen Ressourcen wenig reale Chancen.
Als Fazit forderte er einen Konsens darliber ein, sich derim
Vollzug Uberreprasentierten Gruppe der Sucht- und Infek-
tionsgeféhrdeten durch wirkungsvollere MaBnahmen und
Programme intensiver zu widmen.

In ihrem Statement beschrieb Frau Dr. med. Gisela
Dahl, Medizinalreferentin im Justizministerium Baden-
Wirttemberg, die unterschiedlichen Quellen fur die Hau-
fung der im Vollzug dominanten Infektionskrankheiten: In-
travendser Drogenkonsum, ungeschutzte Sexualkontakte,
Tatowieren und Piercen mit nicht sterilen Instrumenten,
bisweilen auch das SchlieBen von Blutsbriiderschaften.
Auch wies sie auf die Gefahren der Infektiositat extra mu-
ros hin, da die Gefangenen naturgemaB ihre Erkrankung
bei Freigang und Entlassung mitndhmen. Drogenkonsum
im Vollzug befriedigt nach Dahl nicht nur Sucht, vielmehr
diente die Kunst der Beschaffung fir viele Gefangenen
auch der Bekdmpfung der Langeweile und Lebensangst
und vermittle bei Gelingen auch Erfolgserlebnisse. Da
Drogen im Vollzug oft von minderer oder schwer abschéatz-
barer Qualitat seien, erwlchsen auch hieraus gegenuber
~drauBen” gesteigerte Gefahren. Befahigung zu eigenver-
antwortlichem Umgang mit dem eigenen Kérper und der
Gesundheit durch griindliche Aufklarung, die eine praven-
tive Lebensflihrung statt aus diffuser Angst aus Einsicht
ermdgliche, sah Dahl als maBgeblichen Pfeiler einer die
Gefahren von Sucht und Infektion besser in den Giriff be-
kommenden Strategie.

Mit der ,Zwangsbehandlung im Strafvollzug“ — dem
zweiten Thema des zweiten Tages, das von Prof. Dr. iur.
Dieter Délling, Universitat Heidelberg, moderiert wurde
— beschéftigte sich alsdann zun&chst das Referat von Dr.
iur. Christian Laue, Universitat Heidelberg. Laue stellte in
Erinnerung an den berihmten ,Myom-Fall“ (BGHSt 11,
111) den in Freiheit geltenden Grundsatz, dass die freie
Selbstbestimmung Heilbehandlung gegen den (wirklichen

oder mutmaBlichen) Willen des Patienten nicht gestatte,
gegen die Erlaubnis zur Zwangsbehandlung im Vollzug (§
101 StVollzG). Er legte dar, dass deren (im Vollzug seltene)
Vornahme die Grundrechte der Menschenwirde und der
sich mit dem Selbstbestimmungsrecht verbindenden kor-
perlichen Unversehrtheit bertihre. Ob Zwangsbehandlung
diese Grundrechte unzuléssig verletze, hdnge maBgeblich
von den mit dem staatlichen Zwangshandeln verfolgten
Zwecken ab. Die mit der medizinischen Zwangsbehandlung
denkbarerweise verknipften Zwecke und Motive wurden
dann in differenzierter Weise in ihrer Legitimationsfunktion
Uberprift. Dabei verwarf Laue die Gesunderhaltung zur
Erméglichung (weiterer) Bestrafung, zur Aufrechterhaltung
von Wehr- und Arbeitskraft und auch zur Ermdglichung
medizinischer Experimente als VerstoB gegen die
Menschenwurde. Einen solchen bejahte Laue auch, wenn
die Zwangsbehandlung und hier namentlich die breiter
thematisierte Zwangsernéhrung bei Hungerstreik politi-
schen Zwecken wie dem Schutz staatlicher Autoritat vor
Desavouierung des Strafverfahrens oder Diskreditierung
des Strafvollzugs dienen solle. Auch die Vorstellung des
Alternativentwurfs, kriminogene Krankheiten im Sinne der
Resozialisierung zwangszubehandeln, lehnte Laue als ver-
fassungswidrig ab. Zwangsbehandlung zum Schutz von
Anstaltspersonal und Mitgefangenen vor Ansteckung und
gegebenenfalls auch vor aggressivem, gesundheitsgefahr-
dendem Verhalten eines Gefangenen hielt Laue dagegen
im Strafvollzug (anders als § 28 Abs. 1 Satz 3 IfSG, der die
Anordnung einer Heilbehandlung verbietet) im Rahmen
des VerhéltnisméBigkeitsgrundsatzes fir zulassig. Den
Abschluss der Durchmusterung denkbarer Grinde flr
Zwangsbehandlung bildete dann der Fall der Abwehr
schwerwiegender Gefahr fir die Gesundheit des Gefan-
genen oder von Lebensgefahr, also die Zwangsbehandlung
im ,wohlverstandenen® Interesse des Erkrankten selbst.
Die so motivierte Behandlung erklarte Laue entgegen dem
Wortlaut des § 101 StVollzG nur dann fur erlaubt, wenn es
an einer freien Willensbestimmung des Gefangenen fehle,
wovon nicht per se in der Institution des Strafvollzugs aus-
zugehen sei. Jenseits eines solchen Freiheitsausschlusses
sah er keinen Grund, die Rechtslage im Vollzug anders als
in Freiheit zu beurteilen, in der aber auch die objektiv un-
vernlnftige Behandlungsverweigerung binde. Auch wenn
der Gefangene z. B. durch seine Weigerung nur die Ver-
legung in ein ,freies“ Krankenhaus anstrebe, sei Zwangs-
behandlung (im Vollzugskrankenhaus) nicht zuléssig. Sein
Fazit: Zwangsbehandlung ist im Strafvollzug nur zulassig
zum Schutz Dritter (bei Wahrung des VerhéltnismaBig-
keitsgrundsatzes), zum Schutz des Gefangenen selbst
nur dann, wenn der Gefangene zur freien Willensbildung
auBerstande ist. Damit ist ein wesentlicher Teil der Rege-
lung des § 101 StVollzG aus Verfassungsgriinden aufBer
Kraft gesetzt.

Prof. Dr. iur. Frank Arloth, Bayerisches Staatsministe-
rium der Justiz, Mlinchen, hob in seinem Statement die ge-
ringe praktische Bedeutung des § 101 StVollzG jedenfalls
bei noch zu freier Willensentscheidung befahigten Gefan-
genen hervor. Er leitete aus der Stellung dieser Vorschrift
als Regelung unmittelbaren Zwangs der Vollzugsbehérde
und dem Geflige der § 103 Abs. 3, 156 Abs. 2 StVollzG
ab, dass medizinische ZwangsmaBnahmen nur in Uber-
einstimmung von Arzt und Anstaltsleiter vorgenommen
werden durften. Der einschrénkenden These Laues
widersprach Arloth. Er hielt auch die Berechtigung zu
ZwangsmaBnahmen unter den Voraussetzungen drohen-
der schwerer Gesundheitsgefahren oder Lebensgefahr
trotz verbliebener freier Willensbestimmung deshalb fur



verfassungsgemaB, weil der Strafvollzug mit seinem
Resozialisierungsgrundsatz und den ihm entsprechenden
Duldungspflichten ebenfalls auf verfassungsrechtlichem
Auftrag  beruhe und die Fursorgepflicht der Anstalt, die
Sicherungsaufgabe der Suizidverhinderung, aber auch
der Auftrag zum Schutz staatlicher Autoritdt und des
Strafvollzugs vor Diskreditierung und Erpressung sowie
die allgemeine Pflicht zur Hilfeleistung und das &rztliche
Gebot der Lebenserhaltung die Befugnis legitimierten. Wie
namentlich in der Diskussion dann deutlich wurde, sah
Arloth die Frage des zwangsweisen Aids-Tests durch die
Neuregelung des § 36 Abs. 4 Satz 7, Abs. 5 IfSG im Sinne
einer Duldungspflicht flr entschieden.

Der letzte Themenkreis betraf ,Strafrechtliche
Risiken des Anstaltsarztes®. Unter der Moderation von
Prof. Dr. iur. Dieter Délling, Universitat Heidelberg, be-
schrieb Priv.-Doz. Dr. iur. Ralph Ingelfinger, Universitat
Heidelberg, in seinem Referat zunachst Bereiche, aus
denen dem Anstaltsarzt bei seiner generell ,gefahrge-
neigten® arztlichen Téatigkeit gegenliber dem extra muros
tatigen Kollegen besondere Risiken erwachsen kénnten.
Eingeschrankte personelle und apparative Ausstattung,
die besondere Situation und Uberproportionale Belastung
der Gefangenen mit aus Drogen- und Alkoholkonsum,
Infektionskrankheiten und Selbstschadigungstendenzen
resultierenden Gesundheitsgefdhrdungen und die
Einbindung des Anstaltsarztes in Vollzugsentscheidungen
und -maBnahmen, die von Gefangenen ausgehende
Gefahren wie Gefahren fur die Gefangenen bergen
kénnten, wurden neben Pflichtenkollisionen im Bereich
der Schweigepflicht als Quellen besonderer strafrecht-
licher Risiken des Anstaltsarztes namhaft gemacht. Ins
Zentrum seiner Ausfihrungen riickte Ingelfinger dann die
Strafbarkeitsrisiken im Kontext der medizinischen Behand-
lung, die sich aus Behandlungsfehlern und aus Aufkla-
rungsmangeln ergeben kénnten. Das Behandlungsfehler-
risiko grindet nach Ingelfinger im Vollzug einerseits im
Umgang mit nicht selten mit dem Ziel von Verginstigungen
vorgespiegelten Symptomatiken — wieweit muss Abkla-
rungsdiagnostik gehen? — andererseits in der Beschran-
kung auf eine defizitédre Ausstattung und dem daraus re-
sultierenden Dilemma, extramurale Medizin im Angesicht
von Ressourcen- und Personalknappheit des Vollzugs in
Anspruch zu nehmen. Unterliefen dem Arzt hier schuldhaft
Fehler, kdnne er sich wegen Korperverletzung im Amt oder
fahrlassiger Totung strafbar machen. Dass den Arzt unter
Vollzugsbedingungen hinter dem medizinischen Standard
extra muros zuriickbleibende Leistungsanforderungen
treffen kdnnten, wird von Ingelfinger zuriickgewiesen. Der
Anstaltsarzt schulde zwar im Vollzug nur die nach seinen
Maoglichkeiten und seiner Ausstattung zu leistende Qualitat,
sei aber zur Vermeidung eines Ubernahmeverschuldens
nicht anders als der extramurale Kollege zur Inanspruch-
nahme spezieller ausgebildeter oder besser ausgestatte-
ter Personen und Institutionen innerhalb oder auBerhalb
der Mauern verpflichtet, wenn nur so der medizinische
Standard einhaltbar sei. Auf solche Inanspruchnahme zu
dringen, wurde dem Anstaltsarzt von Ingelfinger in Zweifels-
fallen dringlich angeraten. Dass auch Aufkldrungsméngel
in eine Strafbarkeit namentlich wegen fahrlassiger Kérper-
verletzung fUhren kdnnen, gilt nach Ingelfinger intra muros
nicht anders als ,drauBen”. Dazu verwies er besonders auf
die Verdeutlichungspflichten gegenuber fremdsprachigen
Gefangenen. Auch empfahl er mit Blick auf Beschwerde-
und Rechtsschutzgarantien, Uber alternative risikodrmere
oder erfolgversprechendere Behandlungsmethoden selbst
dann aufzuklaren, wenn sie erwartungsgemaf dem Gefan-
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genen nicht gewahrt werden kénnten. Zur Reduzierung
von Risiken schloss Ingelfinger mit dem Appell, eine qua-
lifizierte Ausbildung des Anstaltsarztes mit einer besseren
Sach- und Personalausstattung der Gefangnismedizin zu
verbinden und Einvernehmen zwischen Anstaltsleitung
und medizinischem Dienst lGber eine Gesundheitsfirsorge
herzustellen, die ,Verlegenheitsldsungen® ausschlieBe.

In seinem Statement prasentierte Dr. iur. Joachim
Walter, JVA Adelsheim, das Ergebnis einer von ihm unter
den baden-wirttembergischen Anstaltsarzten und -arztin-
nen durchgefihrten Umfrage Uber die (Einschatzung der)
strafrechtlichen Risiken des Anstaltsarztes, an der sich 36
Anstaltsarzte aus 17 (von 19) baden-wirttembergischen
JVAen beteiligten, die in ihrer gréBeren Zahl (30) bereits
Uber zehn Jahre im Vollzug tatig waren. Immerhin 18 An-
staltsérzte gaben an, noch nie wegen einer Straftat an-
gezeigt worden zu sein, die Anzahl von Anzeigen hiervon
Betroffener lag Uberwiegend im einstelligen Bereich. Die
Anzeigen bezogen sich auf unterlassene Hilfeleistung,
Koérperverletzung, fahrldssige Tétung, Mord und Nétigung
bzw. Freiheitsberaubung und gingen ganz Uberwiegend
von dem Gefangenen selbst, selten von Anwaélten oder An-
gehdorigen, in einem Fall von der Anstaltsleitung aus. Mehr
als zwei Drittel der Arzte gaben an, mit einer Anzeige im-
merhin einmal bedroht worden zu sein. Ein gegenuber der
extramuralen Medizin erhéhtes Risiko, mit einer Anzeige
wegen unterlassener Hilfeleistung, durch Behandlungsfeh-
ler begangener Kérperverletzung oder fahrlassiger Tétung
(namentlich im Zusammenhang mit Suizid) konfrontiert zu
werden, sahen 16 von auf diese Frage antwortenden 20
Medizinern. Unter den Vorschlagen zur Reduzierung straf-
rechtlicher Risiken fanden sich die Selbstaufforderung zu
sorgféltiger Arbeitsweise und Dokumentation (auch die Bei-
ziehung von Revierbeamten zur Behandlung) sowie aus-
fuhrliche Patientenaufklarung, bessere rechtliche Instruk-
tion der Anstaltsarzte sowie strukturelle Verbesserungen
der Vollzugsmedizin. Unter Letzteren hielt Walter nament-
lich den Vorschlag fir bedenkenswert, den medizinischen
Bereich in der JVA weitgehend von der lbrigen Anstaltsor-
ganisation zu trennen und aus der hierarchischen Struktur
herauszunehmen. Im Ubrigen sah Walter die immer noch
beachtliche Konfrontation des Anstaltsarztes mit — ange-
sichts einer vermutlich nach wie vor allerdings eher gerin-
gen Anklage- bzw. Verurteilungswahrscheinlichkeit nicht
sehr ,aussichtsreichen — Anzeige oder Anzeigedrohung
maBgeblich als Folge der (vom Verfasser dieses Berichts
so genannten) Statusbelastungen, die aus den Beson-
derheiten des Arzt-Patienten-Verhéltnisses unter den
Be-digungen des Vollzugs erwilichsen. Dazu gehérten
mitgebrachte oder im Vollzug erworbene Verhaltensbeson-
derheiten der Gefangenen, ihr Leiden unter der Vollzugs-
situation und der Ausschluss freier Arztwahl und die damit
verbundene Konfrontation mit einem als ,Erflllungsgehilfe
der Justiz“ empfundenen Arzt. Hierflrr spreche auch, dass
nebenamtlich tatige Arzte vom Anzeigeverhalten weniger
betroffen seien als hauptamtliche Anstaltsarzte.
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1.

Die Diskussion zu den einzelnen Themen kann hier
nicht nachgezeichnet werden. Sie bezog ihre Akzente und
Impulse vor allem daraus, dass Theorie und Praxis, Juris-
ten, Mediziner und Vollzugsfachleute sich gegenseitig hin-
terfragten und das Ausgefiihrte an den eigenen Erfahrun-
gen maBen. Zudem stellte es sich als sehr belebendes
Moment heraus, dass mit Arloth, Boetticher, Muller-Dietz
und Schwind / Riekenbrauck Reprasentanten der vier Kom-
mentare zum Strafvollzugsgesetz, mit Schéch und Lauben-
thal zwei namhafte Lehrbuchautoren und mit Dr. Rainer
Rex, Arztlicher Leiter des Gesundheitswesens im Berliner
Justizvollzug, ein sehr diskussionsfreudiger Reprasentant
des Medizinischen Vollzugsdienstes anwesend waren.

Zum Ende der Tagung gaben die Veranstalter den
Moderatoren und Herrn Rex Gelegenheit, ein kurzes State-
ment abzugebens). Heinz Schéch nutzte sein Abschluss-
statement zunachst dazu, auf die groBe und anwachsende
Zahl psychisch Kranker und rauschgiftabhangiger Sucht-
kranker hinzuweisen, die die gegenwaértige Vollzugsmedi-
zin zu Uberfordern drohe. Er forderte hierzu die Einrichtung
psychiatrischer Abteilungen in allen zentralen Vollzugs-
krankenhdusern und eine Lockerung der Durchlassigkeit
zwischen Strafvollzug und psychiatrischem Krankenhaus
fur psychotisch Erkrankte einerseits und die Organisation
suchttherapeutischer Angebote in Kombination mit einer
starkeren Nutzung der Mdglichkeiten des § 35 BtMG an-
dererseits. Die von Anstaltsérzten bisweilen als wenig ver-
trauensférdernd gekennzeichnete Aufklarung tber Offen-
barungsbefugnisse und -pflichten, die § 182 Abs. 2 Satz 5
StVollzG vorschreibt, trennte Schéch von der Selbstbestim-
mungsaufklarung mit der Folge, dass sie regelmaBig auch
formularmaBig erfolgen koénne. SchlieBlich widersprach
Schoéch der These Laues von der partiellen Verfassungs-
widrigkeit des § 101 StVollzG. Mitmenschliche Solidaritét,
aber auch der Schutz des Vollzugs vor Diskreditierung le-
gitimierten die Zwangsbehandlung gegenlber einer haufig
ohnehin partiell unfreien Entscheidung des Gefangenen
gegen sie. Adolf Laufs hob unter Verweis auf die Empfeh-
lungen des Europarats Nr. R (98) 7 aus dem Jahre 1998
noch einmal hervor, dass die arztliche Pflicht zur Eingriffs-
aufklarung im Dienste der Selbstbestimmung, zur thera-
peutischen Information und zur Sicherheitsaufkldrung im
Interesse des gesundheitlichen Wohls auch in der intra-
muralen Medizin bestehe und dass gesundheitliche Fur-
sorge nur auf dem Boden der Freiwilligkeit gedeihe. Heinz
Muller-Dietz appellierte an die Lander, den wachsenden
Herausforderungen des Vollzugs an die Gesundheitsfir-
sorge durch die erforderliche personelle, apparative und
raumliche Ausstattung des medizinischen Dienstes und
hier namentlich des psychiatrischen Feldes besser als bis-
her gerecht zu werden. Er forderte, extra- und intramurale
Medizin stérker zu verzahnen, die Ausbildung der Anstalts-
arzte zu verbessern und nur vollzugsbedingte Leistungsun-
terschiede in der arztlichen Versorgung zuzulassen. Unter
diesem Blickwinkel und auch zur Starkung des Bewusst-
seins des Gefangenen, dass der Angleichungsgrundsatz
keineswegs nur Annehmlichkeiten und Anspriiche zu be-
grinden vermoge, hielt Miller-Dietz eine moderate Beteili-
gung Gefangener an den Kosten der Gesundheitsflirsorge
— etwa im Sinne einer abgesenkten Praxisgebuhr — nicht
fur indiskutabel. Auch Muller-Dietz widersprach der These
Laues zur teilweisen Verfassungswidrigkeit des § 101
StVollzG und wies abschlieBend auf Gefahren hin, die
eine Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz fir den
Strafvollzug auf die Lander mit sich bringen wirde. Horst

Schuler-Springorum warf noch einmal kurze Schlaglichter
auf einzelne Themen, wobei er die Drogenproblematik
besonders hervorhob, deren ,Behandlung® er als durch
moralische Grundpositionen und politischen Wandel be-
einflusst charakterisierte. Den Strafvollzug beschrieb Schi-
ler-Springorum als ,ein Spiegelbild der Gesellschaft“ und
benutzte dieses Bild dazu zu verdeutlichen, dass dort, wo
im Vollzug Fursorge firr die Gesundheit geleistet werde, es
nicht darum gehe, ein Stiick ,Gesellschaft” nur abzubilden,
sondern darum, ein Stick gesamtgesellschaftlicher Nor-
malitat intra muros zu realisieren. Nur dann und dadurch
werde dem Angleichungsgrundsatz gebihrend Rechnung
getragen. Hans-Dieter Schwind kommentierte das Thema
der von ihm geleiteten Sektion. Er ging von 12.000 Alkohol-
, 15.000 Drogenkonsumenten und 600 HIV-Infizierten un-
ter den zur Zeit einsitzenden ca. 60.000 Strafgefangenen
aus und fragte auf diesem Hintergrund danach, ob der
Strafvollzug mehr an Abschottung und Verhinderung des
Missbrauchs von AuBenkontakten brauche, auch, ob der
Resozialisierungsgedanke bei dieser Lage die ndtige
Akzeptanz bei der Bevdlkerung noch finden koénne. Die
wesentlichen Infektionsgefahren flieBen nach Schwind aus
HIV-Infizierung, Hepatitis- und Tuberkuloseerkrankungen.
Ob man der Infektionswege durch Spritzenaustauschpro-
gramme (in Niedersachsen eingestellt), durch Unterbin-
dung des Drogenhandels oder durch Verhinderung der
Einschleppung namentlich der Tuberkulose durch (Spéat-
JAussiedler besser Herr werden kénne, stellte Schwind zur
Diskussion, dass etwas — auch zum Schutz der Mitgefan-
genen und des Personals — getan werden miisse, dagegen
auBer Frage. Prophylaktische Blutuntersuchungen hielt er
nach § 36 Abs. 4 Satz 7 [fSG mit Laubenthal fir zuléssig.
AbschlieBend &uBerte Schwind die Beflrchtung, dass die
zu erwartende Migration nach der EU-Osterweiterung zu
einem ansteigenden Anteil kranker und behandlungs-
bedurftiger Gefangener fihren werde, worauf sich der
Strafvollzug einstellen musse. Dieter Délling zog in seinem
Abschlussstatement zunachst Parallelen zu anderen Be-
rufsfeldern, auf denen sich ahnliche Probleme wie in der
intramuralen Medizin zeigten. So wie die allgemeine Juris-
tenausbildung keine speziellen Kenntnisse fiir die Jugend-
strafrechtspflege vermittle, vermittle auch die Medizin nicht
das fur den Anstaltsarzt unabdingbare Wissen. Deshalb
forderte Dolling fur beide Bereiche eine besondere Berufs-
vorbereitung, die er fir den Anstaltsarzt in einem Angebot
von Einfiihrungs- und Fortbildungskursen sah. Das Span-
nungsverhaltnis, in das die Doppelfunktion den Anstaltsarzt
stelle, erlebten in ahnlicher Form auch Bewahrungshelfer
und Jugendgerichtshelfer. Sachgerechte Arbeit sei fur
beide Gruppierungen moglich, wenn sie Patienten bzw.
Probanden uber ihre Aufgaben, Rechte und Pflichten
hinreichend informierten. Uber solche Parallelen hinaus
verwies Doélling abschlieBend auf die erheblichen For-
schungsliicken, die im Hinblick auf die intramurale Medizin
bestunden. Hierzu mahnte er empirische Forschung zum
Gesundheitszustand der Gefangenen, zur personellen
und sachlichen Ausstattung der Anstaltsmedizin, zur Inan-
spruchnahme extramuraler Arzte und vielem mehr an. Die
Ergebnisse solcher Forschung kdénnten mancher Speku-
lation verlasslichere Aussagen gegenuberstellen und auch
den Erfolg von Programmen der Gesundheitspravention
valider bestimmen. Rainer Rex spitzte seine abschlieBen-
den kritischen Aussagen zum Zustand der intramuralen
Medizin darauf zu, dass die sich im Wirgegriff fiskalischer
Vorgaben befindlichen Justizverwaltungen den uneinklag-
baren Forderungen der Aquivalenz, der WHO-Standards
oder der européischen Ministerratsempfehlungen nicht



(mehr) verpflichtet flhlten und dem Primat der Medizin
langst hinter dem Primat der Sicherheit den Nachrang zu-
gewiesen hatten. Das Allheilmittel knapper Budgetierung
ohne QualitatseinbuBen sah Rex angesichts fehlender
Steuerbarkeit des Zugangs von Gefangenen mit aufwan-
digen Krankheiten, zu kleiner Behandlungseinheiten,
die teure BehandlungsmaBnahmen anders als die GKV
nicht auffangen koénnten, und des kaum beeinflussbaren
Kostenfaktors der Personalstruktur als wenig wirkungsvoll
an. Rex forderte die Aufgabe der Abschottung der Lander
untereinander, um durch klarenden Vergleich Steuerungs-
entscheidungen treffen und ein abgestuftes und landeri-
bergreifendes vollzugliches Versorgungssystem schaffen
zu koénnen, in dem trotz unausweichlicher Bifunktionalitat
der Anstaltsmedizin das Primat der Medizin wieder herge-
stellt werden konnte.

Die Veranstalter verbanden den abschlieBenden Dank
an alle an der Vorbereitung und Durchfiihrung des Sympo-
sions Beteiligten mit dem Versprechen, dass das wohl
erstmalige Aufgreifen des Problemfeldes der intramuralen
Medizin an der Ruprecht-Karls-Universitat zu Heidelberg
619 Jahre nach ihrer Griindung nicht dazu fihren werde,
die Thematik eine &ahnlich lange Zeit wieder ruhen zu
lassen. Vielmehr sollten die Ergebnisse und Impulse des
Symposionsg) genutzt werden, die Forschung auf diesem
Gebiet zu intensivieren, den interdisziplindren Kontakt
zu pflegen und den européischen Vergleich durch ein
internationales Symposion (voraussichtlich in Zirich) zu
beflugeln.
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Das Rtickfallverhaltenvonhaftent-
lassenen Drogenabhé&ngigen 1)

Stefan Fuchs

1. Einleitung

Im Mé&rz 1993 wurde in der Justizanstalt Innsbruck
eine besondere Abteilung fir den MaBnahmenvollzug an
suchtmittelabhangigen Rechtsbrechern eréffnet. Diese Ab-
teilung soll drogenabhéngigen Untergebrachten (§ 22 Straf-
gesetzbuch) und Strafgefangenen (§ 68a Strafvollzugs-
gesetz) die Chance zu einer fundierten Drogentherapie im
Rahmen ihres Strafvollzuges verhelfen. Das zehnjahrige
Bestehen dieser Abteilung war Anlass flr eine Evaluation
der Drogentherapie.

Auf Grund der begrenzten zeitlichen, organisatorischen
und finanziellen Méglichkeiten beschrankt sich die Evalua-
tion auf die Untersuchung der strafrechtlich relevanten
Rickfalle. Es ist dem Verfasser durchaus bewusst, dass
die Reduzierung des Ruckfallbegriffes auf dessen straf-
rechtliche Bedeutung kein vollstandiges Abbild der Pro-
blematik ergibt. Eine klinische Betrachtungsweise der Ab-
héngigkeitsproblematik und damit verbundener Rickfalle
beinhaltet andere Kriterien als dies die strafrechtliche Be-
trachtungsweise tut. Trotzdem erscheint auch die néhere
Beleuchtung und Interpretation der strafrechtlichen Ruck-
falle legitim, zumal es sich bei der Justizanstalt Innsbruck
als Trager der Abteilung um eine Institution der Strafjustiz
handelt

2. Untersuchungspopulation

In die Untersuchungspopulation wurden sé&mtliche
Klienten einbezogen, welche im Zeitraum zwischen Méarz
1993 und Mérz 2002 auf der Abteilung aufgenommen wor-
den waren. Dabei handelt es sich um insgesamt 118 Da-
tenséatze. Die Datenséatze von sechs Klienten wurden elimi-
niert, weil diese zwischenzeitlich verstorben sind. Ebenso
eliminiert wurden die Daten von vier weiteren Klienten,
welche sich zum Erhebungszeitpunkt noch im Strafvollzug
befanden (zwei davon auf der Abteilung, zwei in anderen
Strafvollzugseinrichtungen).

Somit verblieben 108 Datensatze in der Untersu-
chungspopulation, welche von 98 Probanden stammen.
Acht Probanden wurden zweimal, ein Proband dreimal in
der Abteilung aufgenommenz). 86 der 108 Aufnahmen be-
trafen Strafgefangene, welche um freiwillige Entwéhnungs-
behandlung ersuchten (§ 68a StVG), die restlichen 22 Auf-
nahmen erfolgten auf richterliche Anordnung geméaB § 22
StGB. Eine Ubersicht (iber die Verteilung der Aufnahmen
gibt Tabelle 1.

§ 68a StVG § 22 StGB Gesamt
86 22 108
79,6% 20,4% 100%
Tabelle 1

3. Kontrollgruppe

Als Kontrollgruppe wurden 108 Strafgefangene heran-
gezogen, welche sich im selben Zeitraum in der Justizan-
stalt Innsbruck befanden und (unter anderem) wenigstens
eine (1) Verurteilung nach dem Suchtmittelgesetz aufwie-
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sen. Diese Strafgefangenen waren wahrend ihrer Haft
keinem drogentherapeutischen Setting ausgesetzt, sie be-
fanden sich im ,normalen” Strafvollzug. Die Auswahl dieser
Strafgefangenen erfolgte nach dem Zufallsprinzip aus dem
Archiv. Die Stichprobe wurde hinsichtlich des jeweiligen
Aufnahmezeitraumes mit der Untersuchungsgruppe paral-
lelisiert. Somit weisen Untersuchungsgruppe und Kontroll-
gruppe flr jeden Aufnahmejahrgang von 1993 bis 2002
identische Probandenzahlen auf. Untersuchungspopula-
tion und Kontrollgruppe wurden hinsichtlich der Merkmale
Alter, Verweildauer im Strafvollzug, Zahl der Vorstrafen und
Dauer des Beobachtungszeitraumes auf eventuelle Unter-
schiede inferenzstatistisch gepruft.

4. Untersuchungsmethodik

Von samtlichen Insassen der Untersuchungspopulation
als auch der Kontrollgruppe wurde ein aktueller Strafregis-
terauszug eingeholt und ausgewertet. Als Stichtag fir die
Erfassung von Ruckféllen wurde der 1. November 2002 he-
rangezogen. Jede neuerliche Eintragung im Strafregister
(bis 1. November 2002) wurde als Ruckfall interpretiert. Es
wurde somit ein sehr ,hartes” Ruckfallkriterium gewahit.
Zur besseren Differenzierung wurde zwischen vier ver-
schiedenen Ruckfalltypen unterschieden:

- einschlagig mit Haft,

- einschlagig ohne Haft,

- nicht einschlagig mit Haft,

- nicht einschlagig ohne Haft.

Der Begriff ,einschlagig” bezieht sich in diesem Zusam-
menhang auf neuerliche Verurteilungen nach dem Sucht-
mittelgesetz (SMG).

Auf Grund der unterschiedlichen Abgangszeitpunkte
welche sich Uber einen Zeitraum von mehr als neun Jahren
erstrecken, wurde die Methode der ,Survivalanalyse” nach
Coleman (1981) sowie Tuma und Hannan (1984) angewen-
det. Diese Methodik erlaubt die Auswertung sogenannter
sEreignisdaten”, welche Uber die Abfolge von Ereignissen
und die Zeitintervalle zwischen Ereignissen Auskunft ge-
ben.

5. Ergebnisse

Zunéachst werden die Parameter der Gesamtstichprobe
(Untersuchungspopulation und Kontrollgruppe) N = 216,
dargestellt.

Variable U-Population |Kontrollgruppe| Gesamtstich-
n=108 n=108 probe
n=216
Vorstrafen im
Durchschnitt 39 54 4,65
5.2. Vorstrafen
Tabelle 3

Tabelle 3 prasentiert die Zahl der Vorstrafen zum
Zeitpunkt der Aufnahme in der Anstalt. Der Durchschnitt
der Vorstrafen unterscheidet sich um 1,5. Zur besseren
Uberschaubarkeit und aus priifstatistischen Griinden
(ausreichend hohe Erwartungswerte pro Zelle) wurden die
Vorstrafen in drei Gruppen (geringe Vorstrafenbelastung
— mittlere Vorstrafenbelastung — hohe Vorstrafenbelastung)
zusammengefasst (siehe Tabelle 4).

Die Strafgefangenen der Kontrollgruppe weisen ten-
denziell eine etwas hoéhere Vorstrafenbelastung auf, der
Unterschied ist aber prifstatistisch nicht signifikant4).
Somit kann davon ausgegangen werden, dass sich Unter-
suchungspopulation und Kontrollgruppe im Merkmal

Vorstrafenbelastung U-Population |Kontrollgruppe
n=108 n=108
gering = 0 bis 2 Vorstafen 38 (35,2%) | 44 (40,7%)
mittel = 3 bis 6 Vorstrafen 41 (38,0%) | 25 (23,2%)
hoch = mehr als 6 Vorstrafen | 29 (26,8%) | 39 (36,1%)

Vorstrafenbelastung nicht relevant
unterscheiden.
Tabelle 4
Variable U-Population [Kontrollgruppe| Gesamtstich-
n=108 n=108 probe
n=216
Dauer Straf-
vollzug durch- 209 Tage 232 Tage 221 Tage
schnittlich

5.3. Dauer des Strafvollzugs

Tabelle 5

Die durchschnittliche Verweildauerim Strafvollzug unter-
scheidet sich zwischen den Probanden der Untersuchungs-
population und den Probanden der Kontrollgruppe lediglich
um 23 Tage. Diese Differenz ist nicht signifikant5 .

Variable U-Population |Kontrollgruppe | Gesamtstich-

n=108 n=108 probe

n=216

Durchschnitts-
alter 27,2 Jahre 29,4 Jahre 28,3 Jahre
Mindestalter 15,6 Jahre 16,7 Jahre 15,6 Jahre
Hochstalter 54,6 Jahre 54,6 Jahre 54,6 Jahre
Stan.dard-

abweichung 7,12 Jahre 7,16 Jahre 7,21 Jahre

Variable U-Population |Kontrollgruppe| Gesamtstich-
n=108 n=108 probe
n=216
Beobachtungs-
zeitraum
durchschnittlich| 4,9 Jahre 5,0 Jahre 4,9 Jahre
Minimum 50 Tage 38 Tage 38 Tage
Maximum 9,2 Jahre 9,5 Jahre 9,5 Jahre

5.1. Alter (zum Zeitpunkt der Aufnahme)
Tabelle 2

Tabelle 2 gibt eine Aufstellung Uber die Variable Alter
der Probanden. Wie der Tabelle zu entnehmen ist, un-
terscheiden sich Untersuchungspopulation und Kontroll-
gruppe vom Durchschnittsalter der Probanden nicht
signifikant3).

5.4. Beobachtungszeitraum fiir Legalbewéh-

rung
Tabelle 6

Der Beobachtungszeitraum fir die Legalbewéhrung ist

der Zeitraum zwischen dem jeweiligen Entlassungsdatum
und dem 01.11.2002 als Stichtag. Der Unterschied ist nicht
signifikanta). Der durchschnittliche Beobachtungszeitraum
fur die Gesamtstichprobe betragt 4,95 Jahre, der kiirzeste
Beobachtungszeitraum 38 Tage, der langste 9,5 Jahre.



Ruckfall Zahl Prozent
ohne 92 42,6%
einschlagig Haft 58 26,9%
einschlagig keine Haft 25 11,6%
nicht einschlagig Haft 27 12,5%
nicht einschlagig k. Haft 14 6,5%
total 216 100,1%*
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Entlassenen geméaB § 22 StGB zu neuerlichen Haftstrafen
verurteilt, hingegen nur 37% der Gruppe § 68a StVG bzw.
35% der Strafgefangenen in der Kontrollgruppe.

Neben der wesentlich héheren Ruckfallrate der § 22
StGB-Probanden wurden diese bei gegebenem Ruckfall
nahezu doppelt so haufig mit neuerlicher Freiheitsstrafe
belegt als die § 68a-Probanden bzw. die Strafgefangenen
der Kontrollgruppe.

Noch deutlicher stellt sich der Unterschied bei den

5.5. Riickfélle Gesamtstichprobe (n = 216)

Tabelle 7
* die rechnerische Unscharfe ergibt sich aus dem Rundungsfehler
Tabelle 7 veranschaulicht die Rickfallverteilung der
Gesamtstichprobe von 216 Entlassenen. Wie bereits unter
5.4. ausgefuhrt, betrdgt der durchschnittliche Beobach-
tungszeitraum fir die Gesamtstichprobe knapp funf Jahre
(4,95 Jahre). 42,6% der Entlassenen wiesen wahrend
des Beobachtungszeitraumes keinen Ruckfall (neuerliche
Eintragung im Strafregister) auf, 39,4% strafrechtliche
Ruckfalle, welche zu neuerlichen Haftstrafen flihrten und
18,1% erlitten Verurteilungen ohne neuerliche Haftstrafe.
Die seltenste Ruickfallskonsequenz sind nicht einschléagige
(Suchtmittelgesetz) Verurteilungen zu anderen Sanktionen
als Haft (6,5%).

Haufigste Rickfallskategorie ist hingegen die einschléa-
gige Verurteilung zu neuerlicher Haftstrafe ( 26,9%). Neuer-
lich einschlagige Verurteilungen ohne Haft (11,6%) und
nichteinschlagige Verurteilung zu neuerlicher Haftstrafe
(12,5%) halten sich etwa in Waage.

5.6. Rickfallverlauf Gesamtstichprobe

Bei 124 Entlassenen kam es in der Beobachtungszeit
zu Ruckfallen, welche, wenn sie erfolgen, sehr rasch nach
der Entlassung stattfinden.

86 neuerliche Verurteilungen (69%) erfolgten innerhalb
der ersten 24 Monate nach der Entlassung, 104 neuerliche
Verurteilungen (84% der Ruckfélle) innerhalb der ersten 36
Monate und 114 Riickféalle (92%) innerhalb der ersten 48
Monate nach der Entlassung. Unter Ruckfall ist in diesem
Zusammenhang die neuerliche gerichtliche Verurteilung zu
verstehen. Bei Berlicksichtigung der Zeit fir die Strafver-
folgung bzw. die Verfahrensdauer erfolgt der ,tatsachliche
Ruckfall“, die Begehung neuerlicher Delikte noch schneller.
Umgekehrt formuliert kann ausgesagt werden, dass Ent-
lassene, welche die ersten 48 Monate ab Entlassung ohne
neuerliche Verurteilung ,Uberstehen®, eine Legalbewah-

Rickfall § 22 StGB |§ 68a StVG | Kontroligr.

ohne 5 (23%)|39 (45%)|48 (44%)
einschlagig Haft 13 (59%) |20 (23%)|25 (23%)
einschlagig keineHaft | 0  (0%) [10 (12%) |15 (14%)
nicht einschldgig Haft | 2 (9%) |12 (14%)|13 (12%)
nicht einschlagigk. Haftf 2 (9%)| 5 (6%)| 7 (6%)

)
)
)
)
)
total 22 (100%) [ 86 (100%) [108(100%)

Ruckfall § 22 StGB | § 68a StVG | Kontrollgr.

ohne 5 (23%)| 39 (45%)| 48 (44%)
ohne Haft 2 (9%)| 15 (18%)| 22 (21%)
neuerliche Haft| 15  (68%) | 32 (37%) | 38  (35%)
total 22 (100%) | 86 (100%) |108 (100%)

_— = — ~—

rungschance von 92% haben.

5.7. Rickfélle der Gruppen im Vergleich
Tabelle 8

Tabelle 8 ist zu entnehmen, dass die Rickfallzahlen der
Gruppe ,§ 22 StGB“ sich mit Abstand am ungunstigsten
darstellen. Mit 23% blieben nur etwa halb so viele Entlasse-
ne ohne Ruckfall als in den Gruppen ,§ 68a StVG* (45%)
bzw. ,Kontrollgruppe® (44%). Umgekehrt wurden 68% der

einschlagigen Verurteilungen nach dem Suchtmittelgesetz
(SMG oder friher Suchtgiftgesetz SGG) dar. Dies kann
Tabelle 9 entnommen werden.
Tabelle 9

59% der § 22 StGB-Klienten wurden einschlagig zu
neuerlicher Haftstrafe verurteilt, hingegen nur 23% der
§ 68a StVG-Klienten und 23% der Strafgefangenen. Dieser
Anteil ist somit bei den entlassenen Untergebrachten ge-
maB § 22 StGB mehr als doppelt so hoch als bei den
entlassenen Strafgefangenen der Kontrollgruppe bzw. der
freiwilligen Entwéhnungsbehandlung.

5.8. Zeitlicher Rlckfallverlauf der verschiede-
nen Gruppen

Es zeigt sich kein nennenswerter Unterschied im zeit-
lichen Ruckfallverlauf zwischen der Untersuchungsgruppe

Zet cher Rickfa ver auf

= 1 = e+ W

-~ = A o~ A~

5.9. Inferenzstatistische Absicherung der Ergeb-
nisse

Die offensichtlichen Haufigkeitsunterschiede im Ruck-
fallverhalten oder anders formuliert auch in der Legalbe-
wahrung wurden prifstatistisch mittels mehrdimensionaler
Kontingenztafel nach der von Krauth und Lienert (1973)
entwickelten Konfigurationsfrequenzanalyse abgesichert.
Fuar die_in Tabelle 9 dargestellte 15-Feldertafel ergibt sich
ein chi? von 15,50 bei 8 Freiheitsgraden, dieser Wert ist
signifikant (Irrtumswahrscheinlichkeit 5%). Die darge-
stellten Unterschiede im Ruckfallverhalten zwischen den
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angeflihrten Gruppen sind somit statistisch signifikant.
Der Kontingenzkoeffizient C nach Pearson betragt 0,26,
der korrigierte Kontingenzkoeffizient 0,37. Somit ist eine
mittlere statistische Abhéangigkeit des Ruckfallverhaltens
von der Gruppenzugehdrigkeit nachgewiesen.

Der mehrdimensionale Vergleich zwischen den Grup-
pen: § 22 StGB und § 68a StVG ergibt einen chi?-Wert
von 14,3. Dieser ist bei 4 Freiheitsgraden sehr signifikant
(Irrtumswahrscheinlichkeit: 1%). Der Kontingenzkoeffizient
nach Pearson ist in diesem Fall 0,34, der Korrigierte
Kontingenzkoeffizient 0,48. Die statistische Abhéngigkeit
des Rickfallverhaltens von der Gruppenzugehdérigkeit
(§ 22 StGB oder § 68a StVG) ist somit hoch.

Dies gilt auch fir den mehrdimensionalen Vergleich der
§ 22 StGB-Population mit der Kontrollgruppe (chi2 =13,6
bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von1% und 4 Freiheits-
graden). Hier betragt der Pearson’sche Kontingenzkoeffi-
zient 0,31 und der korrigierte Koeffizient 0,41.

Nicht signifikant ist hingegen der Unterschied zwischen
den Gruppen § 68a StVG und Kontrollgruppe. Das diesbe-
zugliche chi? lautet 0,4. Zwischen diesen beiden Gruppen
besteht somit kein statistisch nachweisbarer Unterschied
im Ruckfallverhalten. Der oben angeflihrte Kontingenz-
koeffizient betrégt hier 0,04 und geht somit gegen 0, das
bedeutet keinerlei statistische Abhéngigkeit zwischen Grup-
penzugehdrigkeit (§ 68a StVG und Kontrollgruppe) sowie
Ruckfallverhalten.

6. Zusammenfassung und Diskussion

Die Ergebnisse zeigen, dass (strafrechtlich relevante)
Ruickfalle von suchtmittelabhangigen Haftlingen in der
Regel sehr schnell, meist innerhalb der ersten 36 Monate
nach der Entlassung erfolgen. Ruckfélle nach dieser Zeit
sind vergleichsweise selten. Fur eine gezielte Rickfallpra-
vention bedeutet dies, dass rickfallpraventive MaBnahmen
in der ersten Zeit nach der Entlassung gesetzt werden
missen. ,Ubersteht” ein Entlassener die ersten 36 bis 48
Monate nach seiner Haftentlassung, so hat er sehr gute
Chancen zur zukinftigen Legalbewéahrung und ein ver-
gleichsweise sehr geringes Ruckfallrisiko.

In der Literatur, diversen Veréffentlichungen und Anga-
ben von Praktikern ist haufig von duBerst hohen Ruckfall-
quoten bei Haftentlassenen (70% und mehr) die Rede.

In der Regel kranken solche Aussagen schon an der
fehlenden Prézision der Terminologie. Was wird als Ruck-
fall interpretiert (neuerliche Verurteilung jeglicher Art, neu-
erliche Inhaftierung, ...)? Welcher Beobachtungszeitraum
zur Legalbewahrung wurde gewahit?

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass die Rickfall-
quote, selbst bei Wahl des ,harten” Ruickfallkriteriums*” (je-
de neuerliche Verurteilung wurde als Ruckfall gewertet) mit
57,3% und einer durchschnittlichen Beobachtungsdauer
von knapp funf Jahren deutlich unter diesen Angaben liegt.
Legt man das ,weichere” Ruckfallkriterium einer Verurtei-
lung zu neuerlicher Haftstrafe an, so reduziert sich die
Ruckfallquote, bei gleichem Beobachtungszeitraum, auf
39,4%. Berlcksichtigt man die Tatsache, dass es sich bei
der gesamten Stichprobe um Héftlinge mit Verurteilungen
nach dem Suchtmittelgesetz handelt, so widerlegen die
Ergebnisse die haufige ,Alltagshypothese®, wonach ,Dro-
gentater” noch eine héhere Ruickfallgefdhrdung aufweisen
wirden als andere Strafgefangene.

Die unterschiedliche Ruckfallverteilung der drei Grup-
pen: Untergebrachte gemaB § 22 StGB, Strafgefangene
mit freiwilliger Entwéhnungsbehandlung gemaB § 68a

StVG und ,unbehandelte” Strafgefangene mag auf den
ersten Blick Uberraschen.

Man sollte doch zuné&chst vermuten, dass Unterge-
brachte, denen seitens des Gerichtes eine Drogentherapie
im Strafvollzug angeordnet wurde, kraft der Therapie eine
gunstigere Ruckfallquote aufweisen als ,unbehandelte”
Strafgefangene. Dieselbe Annahme ware auch fir jene
Strafgefangenen gerechtfertigt, welche sich freiwillig einer
Drogentherapie im Strafvollzug unterzogen haben (§ 68a
StVG).

Dass dem nicht so ist, ware bei oberflachlicher Betrach-
tung ein Argument gegen (kostspielige) BehandlungsmaB-
nahmen im Strafvollzug. Jedoch vermdgen eine Reihe
guter Griinde dieses Argument zu entkréften:

Offenbar weisen die Gerichte eine sehr hohe ,Treffsi-
cherheit” bei der Verhangung der MaBnahme geman § 22
StGB auf. Es ist anzunehmen, dass der § 22 StGB aus-
schlieBlich bei schwer Drogenabhéngigen zur Anwendung
kommt. Daher ist nachvollziehbar, wenn diese Gruppe
ungunstigere Ruckfallzahlen aufweist.

Ahnliches gilt auch fiir die Gruppe der ,freiwillig Ent-
woéhnungsbeddrftigen® gemaB § 68a StVG. Auch bei
dieser Gruppe handelt es sich um erwiesen Abgéngige,
das Vorliegen einer Drogenabhéngigkeit wird in jedem Ein-
zelfall vor Aufnahme in die Therapieabteilung seitens des
Psychiatrischen Dienstes der Anstalt gepruft.

Bei der Kontrollgruppe der Strafgefangenen ist dage-
gen keinesfalls davon auszugehen, dass samtliche Proban-
den tatséchlich drogenabhéngig sind. Das Vorliegen einer
Verurteilung nach dem Suchtmittelgesetz gibt keinerlei
Auskunft dartiber, ob der Verurteilte nun selbst abhangig
ist, fallweisen Drogenmissbrauch ausubt, reiner ,Gelegen-
heitskonsument® ist oder mit Drogen in Berthrung kam,
ohne selbst Konsument zu sein (zum Beispiel aus Berei-
cherungsabsicht).

Dartiber hinaus kann auch die Kontrollgruppe der Straf-
gefangenen nicht als ,unbehandelte Gruppe® bezeichnet
werden. Jedem Strafgefangenen und insbesondere den
drogenabhéngigen Haftlingen stehen die Betreuungska-
pazitaten der Justizanstalt zur Verfligung. Dies gilt fir den
medizinisch kontrollierten Entzug gleichermaBen wie flr
Substitutionsbehandlung oder die Inanspruchnahme indi-
vidueller psychologischer und psychiatrischer Beratung
wie Behandlung.

Aus dieser Perspektive sind die vorliegenden Ergeb-
nisse wesentlich optimistischer zu beurteilen als auf den
ersten Blick. Es macht Mut, dass bei adédquater Drogen-
therapie im Strafvollzug auch bei Drogenabhangigen of-
fenbar therapeutische Erfolge zu erzielen sind; wenigstens
solche, welche sich in den Rickfalldaten auswirken.

Die Untersuchungsergebnisse belegen weiter unsere
bereits seit langerem bestehende Annahme, dass freiwillige
Drogentherapie im Strafvollzug erfolgreicher ist als Therapie
auf gerichtliche Anordnung. Wenn es sich auch nur um
»Halbfreiwilligkeit* handelt, da sich der Straftater ohnehin in
der Institution Strafvollzug befindet, so stellt es doch eine
echte Wahlmdglichkeit dar, sich wahrend dieser Zeit um
eine Drogentherapie zu bemuihen. Gute Griinde sprechen
aber auch dafur, dass gerade die Freiwilligkeit des ersten
Schrittes zur Drogentherapie, wenn auch im Rahmen eines
unfreiwilligen Haftaufenthaltes, wesentliche Grundlage fir
eine erfolgversprechende Drogentherapie ist.



Die Ergebnisse dieser Untersuchung geben durchaus
neuen Mut. Die Chancen zur Rehabilitation drogenabhéan-
giger Straftater sind jedenfalls messbar gegeben. Vor allem
unter der Voraussetzung, dass der Eintritt in die Drogen-
therapie im Strafvollzug freiwillig erfolgt.
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Anmerkungen

1) Evaluation aus Anlass ,10 Jahre MaBnahmenvollzug in der Justizan
stalt nnsbruck”

2) Mehrfachaufnahmen erfolgten jeweils nur bei Mehrfachinhaftierungen

3) ,Studentscher”t Test bei zweiseitiger Testung t = 0 0233

4) Uberprifung mittels mehrdimensionaler Kontingenztafel chi2 = 579
bei DF 2 ist nicht signifikant

5) ,Studentscher”t Test bei zweiseitiger Testung t = 0 247 nicht signifi
kant

6) ,Studentschert Test bei zweiseitiger Testung t = 0 801 nicht signifi
kant
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Erfahrungsbericht tiber die Inten-
sivbetreuungsabteilung

Thomas Bongartz

In ZfStrVo 2004, 345 ff. habe ich die Justizvollzugsan-
stalt BUren vorgestellt und die Intensivbetreuungsabteilung
kurz erwahnt (S. 347 1.). Diese mdchte ich nun nachstehend
néher beschreiben.

Als Grundlage fir die Einrichtung einer offenen Inten-
sivbetreuungsabteilung diente ein Konzept einer Arbeits-
gruppe. Diese Gruppe bestand aus Mitgliedern verschie-
dener Fachgruppen wie Sanitéatsdienst, Sozialbetreuer und
Abteilungsbeamten. Fir die Belegung der Abteilung kamen
Gefangeneinfrage, bei denen Verhaltensauffélligkeiten fest-
gestellt wurden, die durch individuelle Probleme besonders
aufwendigen Regelungsbedarf haben oder die nun schnell
in ihr Heimatland abgeschoben werden wollen. Auch é&ltere
Gefangene (ab 60 Jahre) und traumatisierte Gefangene
finden auf der Intensivbetreuungsabteilung Aufnahme.

Eine Aufnahme von Gefangenen erfolgt auf Empfeh-
lung der Zugangsabteilung, die bereits im Zugangsge-
spréach prift, ob sich Grunde fur eine Verlegung auf die
Spezialabteilung ergeben. Ebenso werden Gefangene
aufgenommen bei denen sich erst nach Aufnahme auf der
Normalabteilung Erkenntnisse ergeben haben, die eine
Verlegung auf die Intensivbetreuungsabteilung erforder-
lich machen.

Im Laufe der Erprobung der Abteilung stellte sich her-
aus, dass zundchst gemachte Zugangseinschrankungen
immer wieder verandert werden mussten und letztendlich
aufgehoben wurden. Jeder Fall musste individuell entschie-
den werden. So fanden auch hafterfahrene Gefangene
Aufnahme auf der Abteilung. Gerade diese Gefangenen
erwiesen sich als Multiplikatoren fir Anweisungen und
Regelungen, da sie in der Regel besser Deutsch als die
Mitgefangenen sprechen und auch die Vorzuge der offenen
Abteilung zu schatzen wissen. Aus ihren Erfahrungen im
normalen Strafvollzug sind sie mit den einschrédnkenden
Regeln dort bestens vertraut. Gefangene, die sich nicht an
die Regeln der Abteilung halten oder bei denen die Nicht-
eignung, zum Beispiel durch Gewalt gegen Personen, fest-
gestellt wurde, werden zurlck auf eine normale Abteilung
verlegt.

Als Voraussetzung fir eine Unterbringung, die
moglichst wenig Einschrénkungen fur die Gefangenen
beinhaltet, wurden die Belegungsgrenze der Abteilung
heruntergesetzt. Es sollen héchstens 35 Gefangene dort
untergebracht werden. In der Erprobungsphase war die
Abteilung mit durchschnittlich 30 Gefangenen belegt. Die
Haftrdume, die urspruinglich mit bis zu sechs Gefangenen
belegt werden konnten, werden nun mit hochstens vier Ge-
fangenen belegt. Die nicht erforderlichen Betten wurden
entfernt. So entstand mehr Raum, und damit mehr Bewe-
gungsfreiheit auf dem Haftraum flir den einzelnen Gefan-
genen. Ein Haftraum fir normalerweise vier Gefangene
wird nun nur noch mit nur zwei Gefangenen belegt.

Durch den Aufschluss muss jedem Gefangenen die
Mdglichkeit gegeben werden, seinen Schrank abzuschlie-
Ben. Jeder Gefangene erhélt einen Schlissel und ist dafiir
auch verantwortlich. Fur die Kontrolle der Schrénke im Rah-
men einer Haftraumkontrolle ist jeweils ein Zweitschlissel
im Abteilungsburo vorhanden. Im mittleren Teil der Abteilung
wurden zwei groBe Haftrdume zu einem Tischtennisraum
und zu einem Gemeinschaftsraum umfunktioniert. Zwei
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weitere HaftrAume wurden zu Einzelgespréachsrdumen fir
Betreuer und Psychologin umgewidmet. Da sich im mittle-
ren Teil der Abteilung auch die Teekiiche, Dusche und das
Telefon befinden, spielt sich das Leben der Gefangenen
zum groBen Teil auch in diesem Bereich ab. Die Teekliche
ist mit einem Sechsplattenherd und den dazu gehorigen
Kochtdpfen und Pfannen ausgestattet. Zuséatzlich steht ein
Wok zur Verfiigung, der besonders gerne von chinesischen
Gefangenen genutzt wird.

Alle Rdume der Abteilung wurden mehrfarbig gestri-
chen. Der Farbanstrich gibt dem Raum etwas Wohnliches
und die Gefangenen fuhlen sich dort wohler. Als ein Effekt
der farblichen Ausgestaltung stellte sich im Laufe der Zeit
heraus, dass die Schmierereien an den Wanden erheblich
abnahmen und dadurch die Renovierungsintervalle ausge-
dehnt werden kénnen. Graffitian den Wanden kommen nur
noch selten vor und wenn, dann nur kleinfléchig.

Als Besonderheit der Intensivbetreuungsabteilung ist
der Aufschluss in der arbeitsfreien Zeit der Gefangenen zu
nennen. Morgens findet kein genereller Aufschluss statt,
da die nicht arbeitenden Gefangenen langer schlafen und
ungestort durch Mitgefangene bleiben wollen. Es ist jedoch
ein Aufschluss nach Wunsch mdglich. Die Dusche, Tee-
kliche, die Gemeinschaftsrdume und das Telefon sind na-
tarlich fur die Gefangenen gedffnet. Allein die Mdglichkeit
den Haftraum verlassen zu kbnnen, wenn man es méchte,
mindert das Gefuhl, eingesperrt zu sein. Es ist ein Stlck
interne Freiheit.

Der erste Komplettaufschluss erfolgt zur Mittagspause
und der Essenausgabe. Die Gefangenen kommen nach
Durchruf selbststéndig zur Teeklche und holen sich ihr
Mittagessen ab. Jede Ausgabe wird durch das Personal
auf einer Liste vermerkt. Es wird dabei sichergestellt, dass
jeder die ihm zustehende und bestellte Kost erhélt. Es wird
gleichzeitig eine Vollzahligkeitskontrolle durchgefiihrt. Ge-
fangene, die eine Nahrungsaufnahme verweigern, fallen
sofort auf.

Nach dem Essen begeben sich die Gefangenen selbst-
standig zur Abteilungstir, um dort auf die Abholung durch
den Werkdienst zu warten. Ein geregelter Umschluss wird
nicht durchgefuhrt, da die Gefangenen selbst darlber ent-
scheiden, wen sie besuchen wollen oder wer sie besucht.
GréBere Gruppen kénnen sich im Gemeinschaftsraum,
in der Kuche oder auf dem Flur zusammenfinden. Der
Gemeinschaftsraum ist mit einem Fernseher, einem
DVD-Player, einer Sitzgruppe und mit Pflanzen wohnlich
ausgestaltet. Er bietet den Gefangenen die Méglichkeit,
sich mit Gesellschaftsspielen zu beschéftigen. Es werden
auch Gespréachsrunden wie zum Beispiel die Gefangenen-
beteiligung durchgeflhrt. Durch das erh6hte Raumangebot
kénnen sich die Gefangenen auch aus dem Wege gehen.

Da die Gefangenen sich wahrend der Freizeit frei auf
der Abteilung bewegen kdnnen, wird der Wéschetausch
im Tischtennisraum durchgefiihrt. Der Wagen mit Frisch-
wésche wird im Raum platziert und eine Sicherungskraft
tauscht die Wasche, die die Gefangenen bringen. Ublicher-
weise dauert ein Waschetausch an der Haftraumtir etwa
eine Stunde. Der offene Wéaschetausch benétigt nur noch
ca. 25 Minuten.

Auf der Abteilung befindet sich ein frei zugéngliches
Telefon, welches von den Gefangenen ohne Einschrankun-
gen benutzt werden kann. Eine Liste mit zeitlicher Vorgabe
gibt es nicht. Bislang wurden keine Abstimmungsprobleme
der Gefangenen untereinander bekannt. Auch fir die
Benutzung der Duschen gibt es keine Beschrankungen.
Feste Duschzeiten gibt es nicht. Es wird dadurch aber
nicht haufiger, wie auf anderen Abteilungen geduscht. Die
Kichenbenutzung ist nicht reglementiert. Die unterschied-
lichsten Gruppen kochen harmonisch miteinander. Uber
die Sauberkeit wacht, neben den Bediensteten, der Haus-
arbeiter, der diese Aufgabe beanstandungsfrei durchfuhrt.
Im Tischtennisraum befindet sich auch ein Dartspiel mit
ungeféhrlichen Pfeilen. Das Spiel und die Tischtennisplatte
werden pfleglich behandelt, trotz der starken Benutzung.

Die Intensivbetreuungsabteilung ist Uberwiegend an-
tragsfrei. Anliegen der Gefangenen werden direkt durch
das Personal bearbeitet. Sind Antrdge an andere Behor-
denstellen notwendig, werden diese zusammen mit den
Gefangenen gestellt. Es wird selbstverstandlich Schreib-
hilfe geleistet. Der Betreuer hilft bei der Besorgung von Per-
sonalpapieren wie Passen, Geburtsurkunden und Meldebe-
statigungen. Es findet regelméaBig eine Ausreiseberatung
statt. Viele Gefangene wollen, durch die Haft beeindruckt,
nun doch schnell nach Hause. Dadurch muss personliche
Habe beschafft werden. Ohne diese Habe sind viele Inhaf-
tierte nicht bereit, die Bundesrepublik zu verlassen. Man
mochte nicht véllig besitzlos in die Heimat zurlickkehren.

Fur Gefangene, die langer in Deutschland gelebt und
gearbeitet haben, wird bei der Feststellung von Rentenan-
spriichen und deren Auszahlung geholfen, da viele nicht
wieder einreisen durfen.

Auch wird Hilfe bei der Vaterschaftsanerkennung ge-
leistet, wozu die Schreibhilfe zu Behoérden und Gerichten
gehort. Der abgebrochene Kontakt zu Angehérigen wird
durch die Hilfe der Betreuer wieder aufgebaut, ebenso die
Beratung zur Besorgung von Eigentickets bei der kontrol-
lierten freiwilligen Ausreise. Das auslanderrechtliche Ver-
fahren wird erklart, ebenso der Ablauf des Asyl- bzw. Asyl-
folgeverfahrens. Obwohl auch alle Informationen durch die
Zentralen Ausléanderbehdrden gegeben werden, wird miss-
trauisch alles nochmal hinterfragt. Es ist auch regelmaBig
der aktuelle Sachstand des Verfahrens bei Einspriichen bei
den jeweiligen Rechtsanwélten abzufragen und dann den
Gefangenen zu erklaren.

Wenn kein akuter Betreuungsfall im Buro des Betreuers
ist, kann sofort ein Gesprach mit dem Gefangenen stattfin-
den. Die Gesprache werden dann sofort in der Handakte
dokumentiert, so dass die Informationen sofort allen ande-
ren Bediensteten zur Verfiigung stehen.

Hygieneartikel werden bei der Fruhsticksausgabe
ausgegeben oder kédnnen wahrend der Aufschlusszeit im
Abteilungsbiro abgeholt werden. Zur Frihstlicksausgabe
wird jeder Haftraum einzeln gedffnet und das Frihstick
ausgegeben. Es findet eine Lebendkontrolle statt und es
werden Fragen der Inhaftierten beantwortet.

Der Personaleinsatz auf einer offenen Abteilung un-
terscheidet sich nur durch den zusétzlichen Betreuer.
Ein Beamter im Frih- und im Spatdienst sowie eine
Sicherungskraft werden im téglichen Einsatz bendtigt.
Verhaltensanderungen sind durch den h&ufigen und in-
tensiven Kontakt mit den Gefangenen schneller feststell-
bar und werden zeitnah festgehalten. Die Bediensteten
fihren mdglichst taglich eine Dokumentation Uber jeden
Gefangenen. Die Dokumentation soll den Sachstand der
behandlerischen sowie der vollzuglichen MaBnahmen



widerspiegeln. Weiterhin dient sie als Grundlage der tag-
lichen Abteilungskonferenz, an der die Frih-, Spat- und
Tagesschicht, sowie bei Bedarf Fachpersonal teilnimmt.
Hierbei werden die HilfsmaBnahmen abgesprochen und
koordiniert. Einmal wéchentlich findet eine Konferenz mit
dem Abteilungsleiter und dem Bereichsleiter statt.

In der Erprobungsphase der offenen Abteilung wurde
festgestellt, dass sich das Klima auf der Abteilung positiv
veranderte. Die Gefangenen waren weniger aggressiv und
das Verhdltnis zwischen Personal und den Inhaftierten
entspannte sich sichtbar. Zwischenfélle verringerten sich
erheblich, so dass auch nur einzelne Gefangene von der
Abteilung verlegt werden mussten.

Um das Klima der Abteilung auch durch Betreuungsak-
tionen zu férdern, wurden gemeinsam Waffeln gebacken
und auch ein Grillfest organisiert. Da von den Gefangenen
auf die normale Mittags- und Abendkost verzichtet wurde,
konnten durch den Verpflegungslieferanten ersatzweise
Grillfleisch und Salate geliefert werden. Getranke wurden
vom Gefangenenfiirsorgeverein gestiftet, so dass sich
beim gemeinschaftlichen Essen auf dem Abteilungsflur
schnell eine freundschaftliche Atmosphére entwickelte. An
einem anderen Tag wurden so Dénerfleisch, Fladenbrot,
verschiedene Salate und die dazugehérigen Saucen an-
statt der normalen Verpflegung geliefert.

Naturlich ist das Sicherheitsempfinden bei den Kolle-
gen sehr ausgepréagt. Es ist ein beunruhigendes Gefhl,
wenn man sich in einer gréBeren Gruppe von Gefangenen
bewegen muss. Auch ist der Larmpegel auf der offenen
Abteilung erheblich héher. Der Schall wird durch die
Flure noch beglnstigt. Auch ist bei gedffneten Turen die
Ubersichtlichkeit eingeschrankt. Man gewéhnt sich aber
schnell daran und stellt fir sich selbst fest, dass das Risiko,
auf einer offenen Abteilung zu arbeiten, nicht gréBer
als woanders ist; denn auch bei der Freistunde oder dem
Arbeitsaufschluss stehen groBe Gefangenengruppen un-
verschlossen dem Personal gegenuber.
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Wenn ein Minimacho Heimweh
hat ...

14- und 15-Jahrige in U-Haft
Rldiger Funk

Die JVA Wuppertal ist u.a. zusténdig fur die Vollstre-
ckung der Untersuchungshaft an ménnlichen Jugendlichen
aus drei LG-Bezirken1). Aufféllig ist der zunehmende Anteil
der jungen Jugendlichen im Alter von 14 oder 15 Jahren bei
denen Untersuchungshaft angeordnet wird. Bei einer durch-
schnittlichen Belegung von 109 Jugendlichen / mtl. ergab
sich nachfolgende Anzahl von Jugendlichen im Alter von
14 oder 15 Jahren. Die aufgefiihrten 16-Jahrigen haben
dieses Lebensjahr wéhrend der Inhaftierung vollendet.

16

Jan 04 Feb 04 Mrz 04 Apr 04 Mai 04 Jun 04

[] 14-vahrige [l 15-Jahrige [ ] nun 16-Jahrige

Quelle eigene Datenerhebung JVA Wuppertal

Was ist mit dem Phanomen ,Jugend“? Durch die
Inhaftierung von 14- und 15-J&hrigen muss davon ausge-
gangen werden, dass es an Sozialstrukturen mangelt, die
eine U-Haftanordnungen geméB der Strafprozessordnung
erforderlich machen. Das Zusammenwirken von Familie,
Schule, Jugendhilfeeinrichtungen und Gesellschaft
scheint fur den Einzelnen in den Grundziigen gestort zu
sein. Dieses alleine reicht wohl in der Regel schon aus,
eine Fluchtgefahr (seltener andere Haftgriinde wie Verdun-
kelungsgefahr oder Wiederholungsgefahr) eines ,Kindes*
zu begrunden. Haft als einschlieBendes letztes Mittel ganz
am Anfang? Strafvollzug als Reparaturwerkstatt der Gesell-
schaft -, das wird den jingsten Inhaftierten nicht gerecht.

Jugendgerichtsgesetz § 3 und § 91

Bei der Inhaftierungsfrage von 14- und 15-Jahrigen ste-
hen zwei Paragraphen des Jugendgerichtsgesetzes (JGG)
im Vordergrund. Der Frage nach der Verantwortungsreife
eines Jugendlichen folgt § 3 JGG. Insbesondere wird in der
Kommentierungz) darauf hingewiesen, dass Empfehlungen
ausgesprochen werden, 14- und 15-Jéhrige aus dem Be-
reich der Jugendstrafe oder freiheitsentziehender Rechts-
folgen herauszunehmen und sogar die Uberlegung, dass
ein Strafmindigkeitsalter auf 16 Jahre heraufzusetzen
wére. (Anm. des Verfassers: Erstaunlicherweise bleibt die
Initiative einiger Bundeslénder im Bundesrat bestehen, das
Strafmundigkeitsalter auf 12 Jahre zu senken.)
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Eine aus dem Alter abgeleitete Verneinung der Verant-
wortungsreife eines Jugendlichen wird in Verbindung ge-
bracht mit dem tatséchlichen Ubergang aus der Kindheit.
Eine mangelnde Verantwortung bei der Tatbegehung kann
in einem nicht klaren Entwicklungsstadium bei 14- und 15-
Jéhrigen nach der herrschenden Meinung durchaus bejaht
werden. Objektive MaBstébe hierfir sind nicht lehrbuchma-
Big abgreifbar. Darum soll dem Entwicklungsstadium der
14- und 15-Jéahrigen im Nachfolgenden noch Raum gege-
ben werden.

Zum Thema der Strafrechtsfolgen wird im § 91 JGG3)
den jungen Jugendlichen ein besonderer Stellenwert ein-
gerdumt. Hier wird auf die Schwierigkeiten von jingeren
Gefangenen eingegangen. Kritisch wird angemerkt, dass
die Justizvollzugseinrichtungen praktisch nicht auf diese
Zielgruppe eingerichtet sind. Folgerichtig wiirden die Ein-
richtungen des Vollzuges den jungen Inhaftierten mehr
schuldig bleiben als sie gesellschaftlich an ihnen verandern
kénnten. Als erforderlich wird angesehen, dass anderweiti-
gen Unterbringungen in Einrichtungen der Jugendhilfe oder
Sonderformen des VoIIzuges4) Vorzug gegeben wird. Ziel
muss es sein, den Schwerpunkt auf Unterricht und Spiel zu
setzen und nicht auf den Vollzug von Freiheitsstrafe.

Doch der vollzugliche Alltag stellt sich anders dar. Die
Gerichtsbarkeit inhaftiert die jungen Jugendlichen. Haufig
wird dann noch innerhalb des Vollzuges (i.d.R. durch die
Sozialdienste, padagogischen Dienste oder gar durch die
Seelsorge) nach alternativen Unterbringungsmdglichkeiten
gesucht. Dieses ist meist nicht erfolgreich, weil Kostentra-
ger an anderer Stelle ihre Entscheidungen treffen und Infor-
mationen Uber die bisherigen Hilfen zur Erziehung aufwen-
dig zusammengetragen werden mussen. Ebenso bleibt
festzuhalten: Ist der Jugendliche erst einmal im Vollzug, so
sind Ausfiihrungen nur mit einem hohen Verwaltungs- und
Personalaufwand moglich. Rechtsanwélte kdnnen selten
intervenieren, weil es immer wieder vorkommt, dass Ge-
richte versdumen, bei der Eréffnung eines Haftbefehls die
zwingend notwendige Pflichtverteidigung bei Minderjahri-
gen zu bestellen. Betroffene Jugend@mter zeigen sich eben-
falls nicht als Motor in dem Verfahren. Eher das Gegenteil
ist die Erfahrung, denn aus ihrer Sicht ist meist schon alles
getan, was an MaBnahmen zur Erziehungshilfe angebo-
ten werden kénne. Fragt man nach einem p&dagogischen
Gesamtkonzept und nicht nach der Aneinanderreihung von
JugendmaBnahmen, so sind auch die Jugendamter dem
Jugendlichen etwas (oder: sehr viel) schuldig geblieben.
Bleibt eine feststellende Frage: Sind die Jugendamter
durch die angespannte Haushaltslage der kommunalen
Verwaltungen zu dieser Entscheidung gezwungen, da
die Unterbringung im Vollzug den stadtischen Etat nicht
berthrt?

Nur in vereinzelten Fallen (JVA Wuppertal: etwa im Jahr
2003 zwei Jugendliche) konnten andere Unterbringungsfor-
men nach Anordnung der U-Haft verwirklicht werden.

Nehmen wir die Ausfihrungen des § 91 JGG ernst,
dann waren bei einer U-Haftanordnung (folglich bei einer
zweifelsfreien Bejahung der Verantwortungsreife i. S. von
§ 3 JGG) vor allem die Richterinnen und Richter in Ver-
bindung mit den Jugendamtern in der Verantwortung, far
eine alternative Form der Unterbringung zu sorgen. Dieses
erscheint auch sinnvoll, da in der Regel die verfahrens-
fihrenden Jugendrichterinnen und -richter den Haftbefehl
erlassen. Denn ein GroBteil (Verhéltnis 8,5:1,5) der jungen
Delinquenten wird nach der Hauptverhandlung wieder in
die Freiheit entlassen.

Allerdings fast schon wie selbstverstandlich verbleiben
die meisten jungen Jungs bis zu ihrer Hauptverhandlung
im Vollzug, der auf diese Zielgruppe nicht vorbereitet ist
und im Sinne des JGG darauf auch nicht vorbereitet sein
muss.

Was geht in einem pubertierenden Men-
schen vor?

Im Nachfolgenden méchte ich den wissenschaftlich
nicht gesicherten Begriff ,Pubertist* fir die Zielgruppe der
14- und 15-Jahrigen verwenden. Er definiert eine der wich-
tigsten Lebensphasen; die Phase, in der - nach Auffassung
der Betroffenen - diese keine Kinder mehr sein wollen und
in der der juristische Begriff ,Jugendlicher mit Verantwor-
tungsreife” sicherlich Gberzogen waére.

In der Adoleszenz®) entwickelt der Pubertist ein Bezie-
hungsgeflecht zu seiner Umwelt. Diese besteht in der Re-
gel aus Personen bzw. -gruppen wie Eltern, Lehrern, Erzie-
hern (bei unseren Pubertisten haufig auch Sozialarbeitern
oder vergleichbaren Mitarbeitern aus Jugendéamtern) und
der Peer-Group des Jugendlichene). Pubertisten leben in
den einzelnen Beziehungen in verschiedenen Welten. Sie
haben sich ein Image in jeder dieser Beziehungen aufge-
baut, was es zu erhalten gilt. Jedoch ist in den sich wider-
sprechenden Welten das jeweilige Image in der Beziehung
nicht vereinbar mit dem anderen. Seine Imageverteidigung
kostet den Pubertisten sehr viel Kraft.

Nun verfigt jede Beziehungsstruktur Gber machtige Fi-
guren und Mittel, die dem Pubertisten wehtun oder strafen
kdnnen. Sich mit diesen zu erproben, zu messen, zu entde-
cken, zu erleben und zu versuchen, ist sein Schritt in seine
Zukunft als Erwachsener mit all ihnren ernsthaften, erschre-
ckenden, aber auch reizvollen Aspekten. Sein Leben wird
zu einem standigen Abgleich, ob seine Anforderungen im
Normbereich liegen und er richtet sich an den Grenzen der
Erwachsenenwelt aus, die ihm machtig entgegensteht.

Der Vollzug stellt fir ihn ebenfalls ein Beziehungsge-
flecht dar. Wie reagiert er darauf? Da gibt es drei Még-
lichkeiten:

a) indem der Vollzug ihm so méachtig begegnet, dass es
sich nicht lohnt, seine Kréafte und seine Meinung daran
auszurichten (Eindruck: Heimweh-Typ),

b) indem er sich so verhalt, dass er seine Kréafte daran
ausmisst, wie er es bisher getan hat; er will keine Regel
akzeptieren und sein meistgesprochenes Wort ist: ,Eh,
Mann, ey!“ (Eindruck: Aufmupfige),

c) indem er mit einem Rollensprung reagiert und in der
Welt der é&lteren Jugendlichen seinen Platz und seine
Anerkennung sucht (Eindruck: Minimacho).

In seiner Auswirkung achtet er sehr darauf, dass er
seine Rolle in der zwangsweisen Peer-Group einnimmt
und baut sich ein neues Image zu den Mitgefangenen auf.

Nun unterscheidet sich die Beziehungswelt vor der
Mauer von der hinter der Mauer:

- benennbare Konfliktpartner sind entzogen, Vollzugsbe-
dienstete sind zu machtig und werden als solche nicht
akzeptiert,

- Kleidung als Ausdruck einer Szenekultur wird durch An-
staltskleidung ersetzt, die soziologische Selbstfindung
wird unterdriickt,

- Umgang mit gleichaltrigen in Freundeskreis oder Schu-
le wird ersetzt durch den Umgang mit tberwiegend al-
teren Jugendlichen,



- Freizeitgestaltung (auch Rumgammeln kann Struktur
haben) wird ersetzt durch bis zu 22 Stunden Einschluss
auf einer Zelle ohne Beschéftigungsangebote,

- Messbare GréBen in der Peer-Group (z.B. bester
Torschiitze, coolster Skater ...) werden ersetzt durch
Selbstdarstellungen mit Hang zum Ubertreiben, um vor
den &ltern Jugendlichen bestehen zu kénnen,

- in unbeobachteten Momenten greifen Pubertisten zum
Spielzeug, im Vollzug wird jeder ,Kinderkram® abge-
wehrt,

- und wer gibt schon zu, dass er 14 oder 15 ist? Nein, 16
oder 18 ...

Der Vollzug hélt hier keinen padagogischen Ansatz
vor. Allerdings wére dieser in der Entwicklungsphase des
Pubertisten zwingend notwendig. Wie sollte er sich - zumin-
dest vorléufig - fir eine Lebensflihrung entscheiden, wenn
Familie, Bezugspersonen und Peer-Group ersatzlos entzo-
gen sind? Vorhanden sind nur mangelnde bzw. nicht ziel-
orientierte Angebote. Wenn es Uberhaupt Schulunterricht
gibt, dann nicht auf Abschluss orientierte Angebote und
nicht ausgerichtet an den Rahmenlehrplédnen, sondern an
Sonderpadagogik. Die Beschaftigungslosigkeit hat Lange-
weile zur Folge und diese war haufig das gréBte Problem
der Jugendlichen vor der Inhaftierung. Es gibt keine Ange-
bote zur Partizipation an Lebensstilformationen in

- finanzieller,

- sozialer,

- politischer und

- biologischer Hinsicht.

Es bleibt also festzustellen: Der Pubertist im Vollzug ver-
hélt sich ohne sein gewolltes Zutun zwangslaufig atypisch
zu seiner Entwicklungsphase.

Darum: cross[mu.v] ...

Seit Januar 2004 gibt es nun die cross/mu:v]-Gruppe
in der JVA Wuppertal, ein Gruppenangebot der evange-
lischen Seelsorge. Hier sollen die jungen Jungs befahigt
werden,

- in von Erwachsenen bestimmten Sozialgebilden zu
agieren,

- eine jugendspezifische ldentitatsbildung zu entwickeln
und fiir sich anzuwenden,

- sich auseinander setzen mit der eigenen Rolle und
Position in der Peer-Group (cross[mu:v] kann zu einer
Ubergangsweisen Peer-Group werden),

- eine soziale Stltze in ihrer emotionalen Ambivalenz
zu erhalten und dieser einen Raum zu geben fur ihre
kérperlichen und emotionalen Veranderungen,

- Werte und Zukunftsbilder zu ermitteln.

Die Gruppe orientiert sich in ihrer Konzeption an einer
evangelischen Offenen-Tir-Arbeit. Sie férdert die mensch-
lich-ménnliche Sozialisation und eine Geschlechterhomo-
genitat (,Jungenarbeit). Da die Gruppe interreliglés und
interkulturell ausgerichtet ist, kann sie fur alle zu einem
Raum des Spielens, Erfahrens und Lernens werden.

Im Vollzug ist diese Gruppe einmalig. In Zusammenar-
beit mit der Anstaltsleitung konnte ein niederschwelliger
Zugang ermoglicht werden, der sich ausschlieBlich aus
dem Alter der Teilnehmenden ergibt. Der Gruppe liegt ein
Themenplan zugrunde, der durch Sport und Spiele, Ko-
chen und Basteln sowie Erleben und Diskutieren wirkungs-
gerecht gestaltet wird.
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Die vorgenannten Ziele werden situationsgerecht ver-
folgt, indem die Themen das eigene Leben, das delinquen-
te Verhalten, das Entwicklungsstadium sowie den Lebens-
abschnitt im Vollzug und danach verbinden. Beispielhafte
Themen méchte ich nennen:

- FuBball spielen: Was zuné&chst wie Freizeitgestaltung
aussieht, bekommt eine hohe Bedeutung. Die Jugend-
lichen erfahren Gruppendynamik, haben gewaltfreie
Korperkontakte und erfahren auch wieder ihre leere
Freizeit durch einfache Elemente zu fullen.

- geschlechterspezifische Jungenarbeit: Unter dem
Motto ,Madels drauBen bleiben!“ basteln sie an einer
Kollage aus Young-Style-Zeitungen unter der Leiffrage:
Was ist Jungen-Sache und was ist Madchen-Kram? Es
geht um das eigene Rollenverstandnis, die Rollenwahr-
nehmung und das Rollenverhalten. Es geht in der Grup-
pen auch um Sexualitdt. Denn an wen richtet man(n)
seine Fragen sonst?

- Kochen bedeutet einen Sprung in eine fremde Rolle,
heiBt aber auch teilen und gemeinsam Essen, heiBt
Zeit zu haben.

- Spielen - egal ob Brett-, Ball- oder Gruppenspiele: Es
ist kein ,Ausbrechen” aus der Spielgruppe erforderlich
und daher ist Spielen selbst fir den (zu alten) Zweifler
legitimiert. Ein Gruppenspiel ist zum festen Gruppenbe-
standteil geworden: ,Ich fahre in Urlaub und packe in
meinen Koffer ... .“

- ,Knast mit meinen Augen sehen ...“ - Basteln einer Fo-
tokollage mit selbst gemachten Fotos. Unter dem Motto:
Was ich euch drauBen mal zeigen wollte. Der Umgang
mit der eigenen Inhaftierung.

Das gelingt nur, weil die Jugendlichen den Gruppen-
leiter als Beziehungspartner und zugleich als Konfliktpart-
ner akzeptieren. lhnen ist seine Meinung wichtig und sie
richten ihre daran aus, auch wenn er ihnen méchtig begeg-
net und z.B. das Rauchen untersagt, Pornohefte einzieht
oder den Ordnungsrahmen sonstwie eingrenzt.

Die Gruppe ist deshalb wirkungsvoll, da in Absprache
mit der Anstaltsleitung und den Vollzugsbediensteten vieles
ermdglicht wird. Die Gruppe trifft sich an ungewdhnlichen
Orten, um ungewdhnliche Dinge zu tun. Es stehen grund-
sétzlich alle Orte innerhalb der Mauern zur Verfligung, wie
Werkrdume, Freistundenhoéfe und Sportanlagen.

Auch die emotionale Bindung an das Zuhause (ugs.
Heimweh) wird mit einer ungewohnlichen MaBnahme auf-
gefangen. Jeder Gruppenteilnehmer hat die Mdglichkeit
sein Stofftier (oder ahnliches) von zuhause aus dem Bett
oder Regal in der Anstalt zu haben.

Und jeder der ,coolen” Jungs hat noch seinen Teddy!

Wenn die Gerichte nicht mehr anders
kénnen ...

... als die jungen Jungs einzusperren, dann bedarf es
zwingend eines Angebotes fir diese Zielgruppe. Cross[mu:
v] ist das Geringste und das Notwendigste, was geleistet
werden muss. Die Gruppe kann jedoch nicht die péada-
gogischen Inhalte einer JugendhilfemaBnahme auffangen
oder gar ersetzen.



280 ZfStrVo 5/ 05

Die junge ménnliche Psyche lasst sich nicht einsper-
ren! Sie keimt auch im Vollzug klein und hilflos auf. Sie stellt
ihren Anspruch auf Entfaltung mit dem Versuch, in den
Wirren von Geflhlen und kérperlicher Veranderung Halt
zu finden. Und darum muss eine nicht-institutionalisierte
(ménnliche) Bezugsperson her, mit der die Jungs auch mal
raufen kénnen.

Eine solche Arbeit kostet nicht nur viel Zeit, sondern
vor allem auch Geld. In den Anstalten gibt es nicht genu-
gend Materialien, um den Anforderungen einer solchen
,Offenen-Tur-Arbeit im geschlossenen Vollzug“ gerecht zu
werden. Die Wuppertaler cross/mu:v]-Gruppe wird finanzi-
ell durch die Kirche getragen.

~Geben wir die Jungen nicht her!“7) - Die Jungenarbeit
will die Jungs da abholen, wo sie sind. Wohin die Reise
geht? In das magische Land der jungen méannlichen
Psyche.

Anmerkungen

1) LG Wuppertal Duisburg Essen sowie AG Schwelm (Westf ) aus dem
LG Bezirk Hagen

2) nach Eisenberg § 3 JGG Rz 3 Abs 3 und Rz 22 Abs a)

3) ebenda§ 91 JGG Rz 7 c) aa) B)

4) Theoretischer Ansatz eine solche Sonderform ist dem Verfasser in der
Trégerschaft der Justiz nicht bekannt

5) Phase des Ubergangs zwischen Kindheit und Erwachsenenalter

6) Begriff fur ein gleichaltriges Sozialgebilde in dem sich Jugendliche
aufhalten

7) Zitat aus ,Einsame Cowboys“ Berard / Schiaffer Kosel Verlag 2002

Die Geféhrlichkeit von Gegen-
stdnden im Strafvollzug
Michael Kéhne

Das Recht von Strafgefangenen auf Besitz von Gegen-
stdnden zur Haftraumausstattung oder zur Freizeitbe-
schéftigung steht unter dem Vorbehalt, dass durch diese
nicht die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet
werden. Diese Einschrankung stellt in der Praxis den am
haufigsten vorkommenden Grund fir die Begrenzung des
Besitzrechts dar. Die Praxis und die Rechtsprechung sind
hinsichtlich des Ausschlusses wegen der Gefahrlichkeit
von Sachen sehr uneinheitlich. Im Folgenden wird dieser
Einschréankungsgrund n&her untersucht.

I. Einleitung

Vom Recht des Gefangenen auf Besitz von Ausstat-
tungsgegenstanden kénnen gemaB §19 Abs. 2 StVollzG
Gegenstande ausgeschlossen werden, die die Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt gefahrden. Nach § 70 Abs. 2 Nr. 2
StVollzG darf der Gefangene Gegensténde zur Freizeitbe-
schéftigung nicht besitzen, wenn durch diese die Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt gefahrdet wiirde. Die Beschran-
kungspraxis ist teilweise zu restriktiv und insgesamt unein-
heitlich). Die Geféhrdung von Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt ist der problematischste Grund flr die Begrenzung
des Besitzrechts2). Hierzu sind in der Rechtsprechung zum
gleichen Entscheidungsget);enstand oft gegensatzliche
Entscheidungen ergangen3 . Dies liegt zum einen daran,
dass die jeweiligen besonderen Umsténde des Einzelfalls
zu beriicksichtigen sind, zum anderen an den Schwierig-
keiten, im Einzelfall das Spannungsfeld von Resozialisie-
rungsgebot und Sicherheit und Ordnung in sachgerechter
Weise auszutarieren®). Im folgenden Beitrag sollen zum
Zwecke der Vereinheitlichung Grundséatze des Ausschluss-
grundes der Geféhrdung von Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt Gberprft werden.

Il. Der Ausschluss wegen Gefahrdung der
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt

Beim Ausschluss von Gegenstanden wegen einer Ge-
fahrdung von Sicherheit oder Ordnung ist insbesondere
die Frage, ob eine konkrete Gefahrdung durch den Gegen-
stand vorliegen muss oder eine abstrakte Gefahr ausreicht,
von praktischer Relevanz. In der Literatur wird_haufig eine
konkrete Gefahr als Voraussetzung gefordert5), wéahrend
die neuere Rechtsprechung zumeist eine abstrakte Gefahr-
lichkeit des Gegenstands fir gentigend halt6).

1. Die jingere Rechtsprechung des BVerfG
zu § 70 StVollzG

Die Auffassung, schon die einem Gegenstand generell
und losgelést von einem bestimmten Gefangenen inne-
wohnende Geféhrlichkeit schlieBe einen Rechtsanspruch
auf die Besitzerlaubnis aus, ist mit dem Grundgesetz ver-
einbar. Auslegung und Anwendung des § 70 Abs. 1 und
2 StVollzG unterliegen dem VerhéltnisméBigkeitsgebot7).
Aus diesen Entscheidungen wird gefolgert, dass damit der
Streit, ob in § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG eine konkrete oder
eine abstrakte Gefahr gemeint ist, im letzteren Sinne ver-
bindlich entschieden sei®). Das BVerfG hat aber lediglich die
Vereinbarkeit der Auslegung mit dem Grundgesetz unter-



sucht und bejaht. Es fand keine allgemeine Rechtskontrolle
der Entscheidungen der Fachgerichte statt. Diese konnten
vom BVerfG nur darauf geprift werden, ob sie willkirlich
erscheinen oder auf Auslegungsfehlern beruhen, die grund-
satzlich unrichtige Anschauungen von der Bedeutung und
Reichweite eines Grundrechts erkennen lassen?). Andere
gewichtige (vollzugsrechtliche) Aspekte wie das Vollzugs-
ziel der Resozialisierung ) und die Vollzugsgestaltungs-
grundsétze wurden nicht behandelt.

2. Das Vollzugsziel und die Vollzugsgestal-
tungsgrundsétze

Dem Vollzugsziel (§ 2 S. 1 StVollzG), dem Anglei-
chungsgrundsatz (§ 3 Abs. 1 StVollzG) und dem Gegen-
wirkungsgrundsatz (§ 3 Abs. 2 StVollzG) entspricht am
ehesten ein groBzlgiges Belassen eigener Sachen?).
Die Einbeziehung von generell-abstrakten, von einem
bestimmten Gefangenen losgelésten Gefahren in den
Begriff der Gefédhrdung von Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt ermdglicht dagegen Beschréankungen, die nicht
selten den konkreten Gefangenen belasten, obwonhl
durch den Besitz des Gegenstandes von ihm selbst keine
Gefahr zu erwarten ist. Diese dem Gefangenen kaum zu
vermitteInde Belastung ist nicht geeignet, seine Fahigkeit
zu einem Leben in sozialer Verantwortung ohne Straftaten
zu férdern. Sie widerspricht auch dem Angleichungs-,
dem Gegenwirkungs- und dem Eingliederungsgrundsatz.
In vielen Fallen wird sie - entgegen § 4 Abs. 1 StVollzG
- die Bereitschaft des Gefangenen, an der Erreichung des
Vollzugsziels mitzuwirken, hemmen oder gar verhindern.
Mit den Grundséatzen des StVollzG lasst sich danach nur
die Auslegung vereinbaren, dass fir den Ausschluss von
Gegenstéanden sowohl nach § 19 Abs. 2 StVollzG als auch
nach § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG eine konkrete Gefahr durch
den Gegenstand gegeben sein muss.

3. Gesetzessystematische Erwdgungen

Es ist zu erbrtern, ob das StVollzG hinsichtlich des Be-
sitzes von Gegenstanden unterschiedliche MaBstabe flr
die Gefahrdung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt
enthélt, insbesondere ob § 19 StVollzG und § 70 StVollzG
diesbezuglich verschiedene Auslegungen ermdglichen.

In § 19 Abs. 2 StVollzG stellt das Gesetz die Behin-
derung der Ubersichtlichkeit des Haftraums gleichwertig
neben die Gefédhrdung der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt ,in anderer Weise*12). § 19 Abs. 2 StVollzG muss
im Zusammenhang mit § 84 Abs. 1 StVollzG gesehen wer-
den, wonach eine wirksame Durchsuchung des Haftraums
- etwa nach Waffen, Ausbruchswerkzeugen oder Drogen
- méglich sein muss'3). Die Ubersichtlichkeit bzw. Durch-
suchbarkeit eines Haftraums l&asst sich aber ausschlieBlich
konkret feststellen14); eine Beurteilung ohne Angabe etwa
der GroBe des Haftraums, der in ihm (bereits) enthaltenen
Gegenstande oder auch der Zahl seiner Insassen ist nicht
maglich. Die Behinderung der Ubersichtlichkeit stellt ledig-
lich einen beispielhaft genannten Unterfall der Geféhrdung
dar (,oder in anderer Weise“). Dem Gesetz und den Geset-
zesmaterialien lasst sich kein Anhaltspunkt daflir entneh-
men, dass fur den speziell genannten Unterfall andere,
strengere Voraussetzungen zum Ausschluss vorgesehen
waren. Danach bedarf es zur Nichtzulassung von Ausstat-
tungsgegenstéanden wegen einer Gefédhrdung von Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt nach § 19 Abs. 2 StVollzG
insgesamt einer konkreten Gefahr.
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§ 81 StVollzG enthalt eine Grundsatzregelung zum
Begriff der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt. Viele MaB-
nahmen im Strafvollzug unterliegen diesen Kriterien15).
Dabei bezieht sich die Abstufung der auf Sicherheit oder
Ordnung qestﬂtzten Vorbehaltsklauseln oder Eingriffsmog-
lichkeiten16) nur auf die Intensitat der Gefahr - nicht auf
die Frage, ob ein génzlich anderer BewertungsmaBstab
denkbar ist. Die jeweilige Verwendung des selben Begriffs-
paars (,Sicherheit oder Ordnung*) spricht aber deutlich fur
einen gleichartigen MaBstab. Es erscheint danach nicht
sinnvoll, die Frage der abstrakten oder konkreten Gefahr-
dung in §19 StVollzG und § 70 StVollzG unterschiedlich
zu behandeln. Der Unterschied zwischen § 19 StVollzG
und § 70 StVollzG liegt in der Verwendung der begehrten
Gegenstande. § 19 StVollzG regelt die Ausstattung des
Haftraums durch den Gefangenen, dem die Schaffung
einer begrenzten Privatsphédre ermdglicht werden soll. §
70 StVollzG behandelt Gegenstande zur Fortbildung oder
zur Freizeitbeschaftigung. Die Sicherheitsbedurfnisse sind
aber in beiden Vorschriften gleich17). Dain § 19 Abs. 2
StVollzG insgesamt eine konkrete Gefahrdung Vorausset-
zung fir den Ausschluss eines Gegenstandes ist, muss
dies daher ebenso bei § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG gelten.
Bei dem anderen Ausschlussgrund des § 70 Abs. 2 Nr. 2
StVollzG, der Gefahrdung des Ziels des Vollzuges, wird
eine konkret vorliegende Gefahr von einigem Gewicht
sowie eine persodnlichkeitsbezogene Prognose vorausge-
setzt18),

Das Vollzugsziel, d.h. nach § 2 S. 1 StVollzG die Beféhi-
gung des Gefangenen zu einem kiinftigen Leben in sozia-
ler Verantwortung ohne Straftaten, kann sich immer nur auf
den konkreten Gefangenen und dessen nachvollzugliches
Leben beziehen. Eine abstrakte Vorbereitung des Gefan-
genen auf ein Leben, das mit seinen bisherigen Lebens-
verhaltnissen (und damit auch mit seiner zu erwartenden
Situation nach der Entlassung) wenige oder gar keine Ge-
meinsamkeiten hat, ist nicht sinnvoll und deshalb nicht in
§ 2 S. 1 StVollzG gemeint. Daher muss in § 70 Abs. 2 Nr.2
StVollzG auf eine konkrete Geféhrdung hinsichtlich eines
(weitgehend) straffreien Lebens des Gefangenen nach
seiner Entlassung abgestellt werden. Es kann aber nicht
angenommen werden, dass der Gesetzgeber in derselben
Vorschrift, sogar innerhalb derselben Formulierung (die
,Gefahrdung” in § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG bezieht sich auf
beide Varianten) zwei unterschiedliche BewertungsmaB-
stabe, d.h. in einem Fall das Erfordernis einer konkreten
Geféhrdung, im anderen das Ausreichen einer Gefahr,
ermdglichen wollte. Die Gesetzesmaterialien enthalten
keinerlei Hinweis auf die Absicht einer solchen Differenzie-
rung. Ansonsten hatte der Gesetzgeber dies wohl durch
eine getrennte zuséatzliche Variante (Nr. 3) verdeutlicht. Des-
halb muss in § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG flr beide Varianten
gleichermaBen eine konkrete Gefahrdung zum Ausschluss
eines Gegenstands vorliegen.

Aus den gesetzessystematischen Erwégungen ergibt
sich somit, dass in § 19 Abs. 2 StVollzG und auch in § 70
Abs. 2 Nr. 2 StVollzG eine konkrete Gefahr flr die Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt Voraussetzung flr den Aus-
schluss eines Gegenstands sein muss.
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4.  Vergleich mit der Untersuchungshaft

GemaB § 119 Abs. 3 StPO durfen dem Untersuchungs-
gefangenen nur solche Beschrankungen auferlegt werden,
die der Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung
in der Vollzugsanstalt erfordert. Nach der Rechtsprechung
des BVerfG missen beim Ausschluss von Gegenstanden
in der Untersuchungshaft konkrete Anhaltspunkte dafir
vorliegen, dass der Gefangene einen ihm Uberlassenen
Gegenstand missbrauchen und dadurch den Haftzweck
oder die Ordnung in der Anstalt gefahrden kénnte. Ein
der Abwehr einer lediglich abstrakt-generellen Gefahr die-
nender Eingriff ist durch § 119 Abs. 3 StPO nicht gedeck.
Den wesentlichen Unterschied zwischen der Regelung im
Vollzug der Untersuchungshaft und der im StVollzG sieht
das BVerfG in der geringeren Bestimmtheit des § 119 Abs.
3 StPO, der zu Eingriffen unterschiedlichster Art berechtigt
und dem wegen der damit verbundenen Relativierung der
Grundrechte des Untersuchungsgefangenen ein solch um-
fassender Inhalt (Ausreichen einer abstrakt-generellen Ge-
fahr) nicht beigemessen werden kann19). Der Grundsatz,
dass eine abstrakt-generelle Gefahr in der Untersuchungs-
haft nicht ausreicht, wird von der Praxis oftmals nicht
bertcksichtigt.

Nach der Rechtsprechung der OLGe ist nach dem
Geféahrdungspotenzial des begehrten Gegenstands eine
Regel-Ausnahme-Abwégung vorzunehmen: Der Besitz
von Gegenstanden gesteigerter Geféhrlichkeit kann ohne
weiteres untersagt werden, wenn nicht ausnahmsweise ein
Missbrauch auszuschlieBen ist; Gegenstande geringerer
Gefahrlichkeit sind grundsatzlich zu gestatten, wenn nicht
im Einzelfall eine konkrete Gefahr anzunehmen ist20). Da
nach § 119 Abs. 3 StPO auf den Zweck der Untersuchungs-
haft abzustellen ist, misste das Sicherheitsbedlirfnis und
die mogliche Geféahrdung nach dem jeweiligen Haftgrund
bestimmt werden. In der Praxis wird aber zumeist undif-
ferenziert ,die Sicherheit” als gefahrdet bezeichnet, ohne
dass nach auBerer und innerer Sicherheit unterschieden
wird21). In der Untersuchungshaft spielen Flucht bzw.
Fluchtgefahr die entscheidende Rolle, da die entspre-
chenden Haftgriinde (§ 112 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 StPO)
statistisch deutlich am haufigsten vorliegen22). Nach
der Rechtsprechung des BVerfG muissten also zum Aus-
schluss von Gegenstanden in der Untersuchungshaft in
der groBen Mehrzahl der Falle konkrete Umstande nahe
legen, dass der begehrte Gegenstand von dem Untersu-
chungsgefangenen zu einer Flucht missbraucht werden
kénnte. Die Ausbruchsgefahr ist aber in der Untersuchungs-
haft und im Strafvollzug véllig gleichartig gegeben. Die Art
der befurchteten Gefahr (Flucht) ist in beiden Arten des
Freiheitsentzugs gleich.

Die vom BVerfG ausschlieB3lich aus verfassungsrecht-
lichen Grinden angenommene Differenzierung ist somit
gemessen an den tatséchlichen Verhéaltnissen nicht haltbar.
Ein unterschiedlicher BewertungsmaBstab ist daher nicht
sachlich gerechtfertigt. Da aus verfassungsrechtlichen
Griinden im Vollzug der Untersuchungshaft ausschlieBlich
konkrete Gefahren den Ausschluss von Gegenstanden
begriinden kénnen, muss dieses danach ebenso im Straf-
vollzug - zumindest hinsichtlich der Gefahr einer Flucht des
Gefangenen - gelten. Demnach spricht der Vergleich mit
der Untersuchungshaft daflr, auch im Strafvollzug immer
eine konkrete Gefahrdung zum Ausschluss eines Gegen-
standes zu fordern.

5. Gefédhrdung der Sicherheit oder Ordnung
durch Gegensténde

Die vorstehenden Ausfihrungen werden weiter da-
durch gestltzt, dass das Ausreichen einer blo3 generell-
abstrakten Gefahr praktisch den Ausschluss nahezu jeden
Gegenstandes ermdglichen wirde. Je nach Fantasie und
Erfindungsreichtum der Vollstreckungsbehdrde bzw. der
Strafvollstreckungskammer lieBe sich eine Missbrauchs-
maoglichkeit fur jeglichen begehrten Gegenstand konstru-
ieren. Es ist aber nicht sinnvoll, die Entscheidung Uber die
Zulassung eines Gegenstands regelmaBig in die verfas-
sungsrechtliche VerhaltnismaBigkeitsprifung zu verlagern.
Bei der Entscheidung geht es in jedem Fall wesentlich um
die Frage, wie wahrscheinlich der Eintritt einer Gefahr ist.
Dies lasst sich bereits vollzugsrechtlich im Rahmen des
§70 Abs. 2 Nr.2 StVollzG (bzw. § 19 Abs. 2 StVollzG) be-
antworten. Es muss danach bei der Priifung der Zulassung
eines Gegenstands begriindet werden, warum dieser in
der Hand des Antragstellers eine Gefahrdung der Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt bedeuten kdnnte. Dabei ist
zunéchst - unter Beachtung des Angleichungsgrundsatzes
(§ 3 Abs.1 StVollzG) - vom Regelgebrauch der Sache au-
Berhalb des Vollzuges auszugehen und erst bei konkreten
Beflrchtungen (etwa vorheriger Missbrauch eines ahnli-
chen Gegenstands durch den Gefangenen) die Versagung
des Besitzes zu erwégen (sofern kein milderes Mittel zur
Verhinderung der Gefahr ausreichend erscheint).

Dies bedeutet nicht, dass auch der Besitz von Messern
und Schusswaffen zu gestatten ist23). Insoweit kénnte ein
Ausschluss anhand des Zwecks des Gegenstands erfolgen,
so dass Waffen, die in erster Linie der Kdérperverletzung
oder Tétung dienen sollen, weiterhin generell ausgeschlos-
sen bleiben24). Bei anderen Gegenstanden, deren Zweck
nicht die Verletzung oder Tétung ist und die auBerhalb des
Vollzugs regelmaBig ohne Probleme fiir andere Personen
genutzt werden, bedarf die Untersagung dagegen einer
eingehenden Begriindung, weshalb die Gestattung des
Besitzes gerade durch den Antragsteller im Vollzug eine
Gefahr darstellen kénnte. Dabei sind allgemein gehaltene
Erwégungen, die den konkreten Gefangenen unter Umstan-
den Uberhaupt nicht betreffen, nicht ausreichend. Die am
haufigsten angenommene Beflirchtung des Missbrauchs
eines Gegenstands zur Vorbereitung oder Durchfiihrung
einer Flucht oder als Versteck fir Ausbruchswerkzeuge
bedarf danach konkreter Anzeichen, dass der Gefangene,
der den Gegenstand begehrt, diesen hierzu missbrauchen
werde. Es genlgt nicht, dass ein Missbrauch technisch
oder von der Beschaffenheit der Sache her méglich ist.
Allenfalls wenn deutliche Hinweise eine Absicht des
Gefangenen zur Entweichung nahe legen und dieser auch
tatsachlich die Mdglichkeit (so z.B. ausreichende techni-
sche Kenntnisse und Fertigkeiten) hierfur hat, 1&sst sich
eine Missbrauchsgefahr begriinden. Nur so ist eine unge-
rechtfertigte Vorenthaltung von Gegenstanden, die gewiss
vielfach geeignet ist, den Gefangenen (entgegen § 4 Abs. 1
S. 2 StVollzG) zu demotivieren, zu verhindern.

Auch bei anderen angenommenen Gefahrdungen der
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt sind allgemeine Be-
firchtungen in aller Regel nicht ausreichend. Die Beschréan-
kung des Besitzes von elektronischen Spielgeréaten, die in
jungerer Zeit 6fter Gegenstand von Gerichtsentscheidun-
gen War25), ist daher nur begrenzt méglich. Die oftmals
nicht ndher begriindete Beflrrchtung einer Gefahr fir Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt durch die Mdglichkeit
des Abspielens von Ton- und Bildtrdgern mit verbotenen



Inhalten genuigt insoweit nicht. Zuné&chst ist schon allge-
mein die ,Geféhrlichkeit* von Medieninhalten ausgespro-
chen fraglich. Trotz vielfacher Untersuchungen hat die
Medienwirkungsforschung eine solche Gefahr bislang
nicht hinreichend sicher festgestellt. Mégen (bedauerliche)
Einzelfélle ausnahmsweise auf einen Zusammenhang zwi-
schen Medienkonsum und abweichendem (etwa gewaltta-
tigem) Verhalten schlieBen lassen (aber auch dann nichtim
Sinne einer Monokausalitét), findet doch die Beschaftigung
mit derartigen Medieninhalten regelmé&Big folgenlos und
damit ,ungefahrlich” statt. Aber selbst wenn man es wie der
(Straf-)Gesetzgeber ausreichen lasst, dass eine gewaltfor-
dernde Wirkung von Medien nicht sicher auszuschlieBen
ist26), ist damit nicht in jedem Fall eine Gefahrdung durch
den konkreten Gefangenen belegt. Der Hinweis, dass sich
im Strafvollzug Menschen befinden, die wegen schwerster
Gewaltdelikte verurteilt worden sind27), ist dabei kaum
weiterflhrend. Im Strafvollzug sitzen bei weitem nicht aus-
schlieBlich Schwerstverbrecher ein, sondern auch eine
erhebliche Anzahl von Personen, die wegen gewaltloser
Straftaten verurteilt wurden. Zudem zeigt die Begehung
einer Gewaltstraftat keineswegs eine stéarkere Anfalligkeit
fir Gewaltdarstellungen in Medien. SchlieBlich gebietet
das Vollzugsziel der Resozialisierung des Gefangenen (§
2 S.1 StVollzG), dass bei einem tatsachlich (auch) auf-
grund Medienkonsums gewalttatigen Straftater nicht eine
Abstinenz hinsichtlich derartiger Medien angezeigt ist (die
zudem § 3 Abs. 1 StVollzG widerspricht), sondern vielmehr
jene Probleme dieses Einzelnen im verhéltnismaBig siche-
ren ,Trainingsfeld“ des Strafvollzuges behandelt werden
mussen. AuBerdem setzt das Abspielen verbotener Medien
voraus, dass diese dem Strafgefangenen zugénglich sind.
Die Kontrolle jeder einzelnen DVD mag (zu) aufwendig
erscheinen28). Der - wohl ausgesprochen selten wirklich
anzunehmenden - ,Geféhrlichkeit* gewisser Medien kdnn-
te aber durch eine §22 Abs. 1 StVollzG entsprechende
Vermittlung durch die Anstalt (ggf. unter Zuhilfenahme
der Liste jugendgefadhrdender Medien) véllig hinreichend
begegnet werden.

Die Beschrénkung des Besitzrechts aus Griinden der
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert somit eine
eingehende, auf Tatsachen beruhende Begriindung der
konkreten Geféhrdung durch den Gefangenen. Ein (oh-
nehin niemals vollkommen auszuschlieBendes) Restrisiko
ist dabei in Kauf zu nehmen. Bei zweifelhaften ,Gefahren”
sollte eher eine Genehmigung als ein Verbot erfolgen.
Allein eine mdglichst liberale Genehmigungspraxis wird
dem Resozialisierungsvollzug wirklich gerecht.

Ill. Schluss

Der Besitz von eigenen Gegenstanden ist fir jeden Ge-
fangenen wichtig und in seinen Wirkungen nicht zu unter-
schétzen. Ein Ausschluss aus Griinden der Sicherheit oder
Ordnung der Anstalt sollte nur vorgenommen werden, wenn
eine konkrete Gefahrdung durch den Gefangenen wirklich
zu beflrchten ist. Die derzeitige Uberwiegend an (ange-
nommenen) Sicherheitsbedenken angeknipfte, zum Teil
erheblich zu strenge Genehmigungs- und Beschrénkungs-
praxis sollte daher entsprechend dem eindeutigen Vorrang
des Vollzugsziels der Resozialisierung (§ 2 StVollzG) grof3-
zugiger gestaltet werden.
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Anmerkungen

1) Vgl Kellermann in AK StVollzG 4 Aufl 2000 § 19 Rdnr 3

2) Vgl Boetticher in AK StVollzG 4 Aufl 2000 § 70 Rdnr 13

3) Vgl Calliess / Miller Dietz StVollzG 9 Aufl 2002 § 70 Rdnr 3; vgl
etwa hinsichtlich einer Spielkonsole ,Playstation 2“ OLG Karlsruhe
StV 2003 407 f und OLG Jena NStZ RR 2003 221 ff

4) Vgl Calliess / Miiller Dietz (Fn 3)

5) Vgl Calliess / Miller Dietz (Fn 3) § 70 Rdnr 5; Kellermann (Fn 1);
Boetticher (Fn 2) § 70 Rdnr 14; Laubenthal Strafvollzug 3 Aufl
2003 Rdnr 618; Kéhne ZfStrVo 2002 345

6) Vgl etwa OLG Jena NStZ RR 2003 221 222; OLG Rostock ZfStrVo
2003 56 57;die frihere Rspr verlangte dagegen oftmals das Vorliegen
,spezifischer Anhaltspunkte“ vgl OLG Stuttgart NStZ 1988 574 575

7) Vgl BVerfG NStZ 1994 453 = ZfStrVo 1994 369; BVerfG NStZ RR
1996 252 253 = ZfStrVo 1997 367 368 f; BVerfG NStZ RR 1997
24

8) Vgl Schwind in Schwind /Béhm StVollzG 3 Aufl 1999 § 70 Rdnr 7

9) Vgl BVerfG NStZ RR 1996 252 253 = ZfStrVo 1997 367 368

10) Das den gesamten Strafvollzug bestimmt vgl BVerfGE 98 169 200 =
NJW 1998 3337

11) Vgl Béhm in Schwind / B6hm StVollzG 3 Aufl 1999 § 19 Rdnr 1;

Kéhne StraFo 2002 351 352 f; in diesem Sinne auch Kellermann

(Fn 1) § 19 Rdnr 5

Vgl KG BIStrK 19821 5 6

Vgl OLG Zweibriicken ZfStrVo 1995 374 375; Calliess / Miiller Dietz

(Fn 3) § 19 Rdnr 5

14) Grundsatzlich gegen abstrakte Regelungen beim Ausschluss von Aus
stattungsgegenstéanden Kéhne (Fn 5) 345 f

15) Vgl Aufzéhlung bei Kiihling / Ullenbruch in Schwind / Béhm StVollzG
3 Aufl 1999 § 81 Rdnr 2; néher Briihl in AK StVollzG 4 Aufl 2000
vor § 81 Rdnr 10 f

16) Vgl Brihl (Fn 15) vor § 81 Rdnr 11

17) So im Ergebnis wohl OLG Hamm ZfStrVo 1983 251 252

18) Vgl Schwind (Fn 8) § 70 Rdnr 11; Boetticher (Fn 2) § 70 Rdnr 12

19)

)

12
13

Vgl BVerfG NStZ 1994 604 605 = NJW 1995 1478 1480

20) Vgl Meyer GoBner StPO 47 Aufl 2004 § 119 Rdnr 29; Boujong in
KK StPO 5 Aufl 2003 § 119 Rdnr 64

21) So auch Baumann StV 1985 292 294

22) Vgl Statistisches Bundesamt Rechtspflege Fachserie 10 Reihe 3
2001 Tabelle61 (S 78f)

23) Wie es OLG Jena NStZ RR 2003 221 222 anstatt einer Begriindung
sehr praxisfern annimmt

24) Naher zu dieser Form der Abgrenzung Schlothauer/Séttele StV 1998
505 507 f

25) Vgl etwa OLG Jena NStZ RR 2003 221 ff; OLG Rostock ZfStrVo
2003 56 ff ; OLG Karlsruhe StV 2003 407 f

26) So SondA BT Drs 6/3521 S 5f

27) Vgl Résch ZfStrVo 2003 246 248

28) So OLG Jena NStZ RR 2003 221 222
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L,Fur die Zukunft lernen” - ein
bildungspolitisches Projekt ftir
sozial benachteiligte und rechts-
orientierte Jugendliche

Werner Nickolai

»... Der Eindruck, der mir durch den Besuch in Au-
schwitz | und Birkenau vermittelt wurde, hat mich stér-
ker betroffen gemacht, als ich es erwartet hatte, und
ich war ge-zwungen nochmals liber meine Meinung Uber
das Konzentrationslager nachzudenken ... Ich habe mei-
ne Meinung nicht grundlegend geéndert, aber auf jeden
Fall habe ich mehr Respekt vor Menschen aus anderen
Landern bekommen. Um die ganzen Eindriicke zu verar-
beiten, werde ich noch einige Zeit brauchen. ... Auschwitz
muss wirklich jeder einmal gesehen haben.”

Diese Sétze schreibt der 18-jahrige Matthias, der als
Skinhead an den Angriffen gegen die zentrale Aufnahme-
stelle fur Fluchtlinge und das Wohnheim vietnamesischer
Vertragsarbeiter und -arbeiterinnen in Rostock-Lichtenha-
genim August 1992 beteiligt war. Matthias hat 1994 an dem
Projekt ,Fur die Zukunft lernen“ in Auschwitz teilgenom-
men. Das Zitat entstammt seinem Abschlussprotokoll.

+Fur die Zukunft lernen® ist ein Projekt, das vom Chris-
tophorus-Jugendwerk in Breisach-Oberrimsingen — einem
Heim fur mannliche Jugendliche in der Tragerschaft des
Caritasverbandes der Erzdiézese Freiburg und der Katho-
lischen Fachhochschule Freiburg, Hochschule flir Sozial-
wesen, Religionspadagogik und Pflege — 1992 konzipiert
und seit 1993 regelméaBig einmal im Jahr durchgefihrt wird.
Trager des Projekts ist der Verein ,Fur die Zukunft lernen
— Verein zur Erhaltung der Kinderbaracke Auschwitz-Birke-
nau e.V.“

Das Projekt stellte zunachst eine Antwort auf die Aus-
einandersetzung des Christophorus-Jugendwerks mit
den Jugendlichen dar, die insbesondere im Jahre 1992
- erinnert sei an die Ausschreitungen nicht nur in Rostock,
sondern auch in Hoyerswerda, Mélin und anderen weiteren
Stédten -, durch Gewalthandlungen und ihr &uBeres Auftre-
ten (Glatze, Bomberjacken, Springerstiefel) deutlich mach-
ten, dass sie sich der Skinheadszene zugehdrig fuhlen.

In dem hier darzustellenden Projekt wurde im Verlauf
der letzten zehn Jahre ein gedenkstéattenpadagogischer
Ansatz entwickelt, mit dem wir sozial benachteiligte und
rechtsorientierte Jugendliche ansprechen. Wir verstehen
unser Projekt als ein Angebot der politischen Bildung,
das in der Lage ist, insbesondere die Jugendlichen zu
erreichen, die durch biographische Bruche von Bildung
eher ausgeschlossen sind und ihren Erfahrungen folgend
kognitiven Veranstaltungen eher abwehrend gegeniber
stehen. Zielgruppen sind aber nicht nur Jugendliche und
ihre Betreuer aus der Sozialen Arbeit, sondern auch Studie-
rende der Katholischen Fachhochschule Freiburg, die sich
in ihrem Studium mit der Gedenkstattenpddagogik ausein-
ander setzen wollen.

Im Folgenden will ich in aller Kirze die wichtigsten
Bausteine unserer Projektarbeit benennen, anschlieBend
einige Anmerkungen zu den Rahmenbedingungen, zum
sogenannten Setting machen und abschlieBend die Frage
nach dem Erfolg unserer Arbeit aufwerfen.

Unser Projekt ist zeitlich so angelegt, dass wir oh-
ne Berlcksichtigung der An- und Abreise acht Tage in
Oswiecim sind. Zum Programm des Projektes gehdéren
die Besichtigungen der beiden Lager, Auschwitz |, das
sogenannte Stammlager und Auschwitz-Birkenau, das ei-
gentliche Vernichtungslager. Fihrungen sind in Auschwitz
nur durch das hierfur geschulte Personal der Gedenkstétte
moglich. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die meist
mehr als dreistlindigen Besichtigungen, die inhaltlich sehr
ins Detail gehen, den Aufmerksamkeitsbogen der Jugend-
lichen in der Regel Uberspannen. Je nach Interesse und
Belastbarkeit bieten wir den Jugendlichen kiirzer gehaltene
Fahrungen an, die dann entweder von einem Mitarbeiter
der Internationalen Jugendbegegnungsstéatte oder einem
Mitglied unseres Leitungsteams Ubernommen werden.
Neben diesen ,obligatorischen“ Fihrungen wird bei der
Programmgestaltung darauf geachtet, dass im Verlauf
des Seminars Zeit eingerdumt bleibt, in der die Teilnehmer
die Gelegenheit haben selbststandig — allein, in kleinen
Gruppen oder mit ihrem Betreuer — die Gedenkstatte
aufzusuchen, um so gegebenenfalls auch ihren eigenen
Fragestellungen, ihren eigenen Erkenntnisinteressen
nachzugehen.

Ein Wesenselement unserer Projektarbeit ist das Ar-
beiten in der Gedenkstétte. Meist werden an drei oder vier
Vormittagen in Auschwitz-Birkenau Arbeiten verrichtet, die
der Erhaltung der Gedenkstétte dienen. Die Gedenkstatte
wird durch die Arbeit kérperlich gespirt und wahrgenom-
men. Die Bedeutung, die Gedenkstatte als Mahnmal zu
erhalten, wird von den Teilnehmern realisiert, ja es entsteht
ein gewisser ,Stolz", hierzu selbst einen Beitrag geleistet
zu haben.

Ein weiterer Schwerpunkt neben den Fihrungen und
den Erhaltungsarbeiten sind die Gesprache mit den ehe-
maligen Héftlingen. Durch die Diskussion mit den Zeitzeu-
gen wird das bisher Gehoérte und Gesehene, wird die kaum
fassbare Geschichte des Nationalsozialismus und des Kon-
zentrationslagers personalisiert und damit begreifbar. Die
persdnliche Begegnung mit einem ehemaligen Héaftling
lasst das Ausweichen vor den Gréueltaten der national-
sozialistischen Diktatur nicht zu. Um es auf den Punkt zu
bringen: Wer von einem Haftling Uber die Existenz der Gas-
kammern erfahrt, wird kaum noch der ,Auschwitz-Lige*“
Glauben schenken. Gerade rechtsorientierte Jugendliche,
deren geschichtliches Wissen meist auf ténernen FiBen
steht, werden so irritiert, nicht selten korrigiert. Korrekturen,
die sie zulassen kénnen, weil sich nicht ausschlieBlich von
Lehrern oder Sozialarbeitern erfolgen, sondern auch von
Menschen, die Auschwitz erlitten und Uberlebt haben und
mit ihnen das Gesprach suchen.

Mit der Methode der Sozialen Gruppenarbeit versuchen
wir das Erlebte, Gesehene, Gehdrte ins gemeinsame Ge-
sprach zu bringen. Die Fihrungen und das Gesprach mit
dem Zeitzeugen werden in kleinen Gruppen nachbereitet.

Uber das Projekt erstellen die Teilnehmer eine Doku-
mentation. So schreiben die Teilnehmer Tagesprotokolle;
sie fassen zu Beginn des Projektes schriftlich zusammen,
warum sie nach Auschwitz gefahren sind und nehmen
abschlieBend Stellung zu ihren Projekterfahrungen. Die
so gefertigten Protokolle werden zu einer Dokumentation
zusammengefasst und jedem Teilnehmer ausgehandigt.
Die Dokumentation wird von den Jugendlichen, so unsere
Erfahrung, den Freunden und Verwandten gezeigt. Sie sind
mehr als eine Bestatigung ihrer ,erfolgreichen” Teilnahme.
Sie finden sich, ihren Namen, ihre eigenen Texte, die ihre
Erlebnisse wiedergeben, wieder. Gerade fuir misserfolgsge-
wohnte Jugendliche scheint es uns wichtig, ihnen ,Erfolg*



zu vermitteln.

Die Erfahrung hat uns gelehrt, dass es nicht méglich ist,
sich ausschlieBlich mit dem Konzentrationslager, mit der
Geschichte des Nationalsozialismus zu beschéftigen. So
versuchen wir, die Nachmittage weitgehend von verpflich-
tenden Programmpunkten freizuhalten, um der Erholung,
der Abwechslung, der Zerstreuung ihren Raum zu lassen.
Hier hat auch die internationale Jugendbegegnungsstatte,
wo wir wahrend des Projekts untergebracht sind, einiges
zu bieten. Ausflige in die nahere Umgebung, etwa nach
Krakau, sind willkommene Ablenkung.

Die Rahmenbedingungen, das Setting unserer Projekt-
arbeit will ich in wenigen, zentralen Punkten darstellen.
Sie sind das Ergebnis unserer langjahrigen Erfahrung und
durfen nicht als abgeschlossen betrachtet werden.

1. Eine unabdingbare Voraussetzung zur Teilnahme am
Projekt ist die Freiwilligkeit. Jugendrichterliche Aufla-
gen, und seien sie noch so gut gemeint, erscheinen mir
eher kontraproduktiv. Ganz unabhangig davon haben
richterlichen Auflagen, wenn sie nicht erflllt werden,
sanktionierende Konsequenzen.

2. Neben der Freiwilligkeit als Voraussetzung gilt es bei
der Teilnehmerauswahl sehr behutsam vorzugehen. Ju-
gendliche, bei denen wir aufgrund unterschiedlichster
Verhaltensauffélligkeiten die Erfahrung machen, dass
sie schon eine Menge psychischer Energie aufbringen
muissen, um den normalen Alltag zu bewdéltigen, wer-
den moglicherweise mit solchen Projekten Gberfordert.
Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich 13-/14-jahrige
Jugendliche sehr schwer tun, sich auf Auschwitz und
die damit verbundenen Anforderungen einzulassen.
Als Orientierung dient uns die Altersgrenze von 16
Jahren.

3. Mit der Zusage zur Teilnahme ist auch die Erwartung
an die Teilnehmer verbunden, sich auf die Inhalte des
Projekts einzulassen. So wird verbindlich die Teilnahme
an den Fiihrungen durch die Gedenkstétte wie auch die
Teilnahme an den Zeitzeugengespréachen vereinbart.

4. Die Teilnahme an den Erhaltungsarbeiten der Gedenk-
statte wird zwar ebenfalls erwartet, sollte aber nicht
zur Pflicht werden. Angesichts der Perversitét, die der
Begriff ,Arbeit” im Konzentrationslager erfahren hat, wi-
derstrebt es mir, Arbeit zu Pflicht zu machen. Arbeit als
Beitrag zur Erhaltung der Gedenkstatte, als Mahnmal
fir uns und die kommenden Generationen, kann nur
freiwillig erfolgen. Sollte eine solche Arbeit tatséchlich
verweigert werden, scheint es mir lohnend, mit dem
Jugendlichen Uber die Grinde seiner Haltung ins Ge-
sprach zu kommen.

5. Nehmen Skinheads am Projekt teil, so wird erwartet,
dass sie die Gedenkstéatte nicht in ihrer Skinheadklei-
dung betreten. Ebenfalls ist es fir mich klar, dass bei
der Arbeit in der Gedenkstétte kein Alkohol getrunken
werden kann. Ich begriinde diese Forderungen damit,
dass ich die Gedenkstatte auch als Friedhof ansehe
und der Respekt gegenlber den Toten ein solches
Verhalten angezeigt sein lasst. Nicht zuletzt kénnen
auch die Uberlebenden, die Auschwitz besuchen, im
Auftreten eines Skins in ,Uniform“ eine massive Provo-
kation sehen.

6. Es hat sich als sinnvoll erwiesen, den Anteil rechtsori-
entierter Jugendlicher innerhalb einer Gruppe auBerst
gering zu halten. Nehmen mehrere rechte Ju-gendliche
an einem Projekt teil, sehe ich die Gefahr, dass sie sich
in ihrem subkulturellen Verhalten gegenseitig bestarken
und so kaum erreichbar sind.
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7. Neben dem gruppendynamischen Aspekt erachte ich
es auch als sinnvoll, dass die mitfahrenden Jugend-
lichen zu einem der sie begleitenden Erwachsenen in
einer tragfahigen, vertrauensvollen Beziehung stehen.
Dies schafft, neben der Mdglichkeit der sozialen Diszi-
plinierung, die Voraussetzung, dass der Prozess der
Auseinandersetzung mit den im Projekt gemachten
Erlebnissen, die unter Umstanden tiefe Schichten der
Persdnlichkeit ansprechen, auch nach dem Projekt
noch weiter begleitet werden.

AbschlieBend will ich noch einige Anmerkungen zum
»Erfolg® unserer Projektarbeit machen. Mir wird diese
Frage eigentlich standig gestellt, wobei mir dabei auffallt,
dass kaum jemand auf die Idee k&me, diese Frage auch an
eine Schulklasse oder an eine Gruppe Zivildienstleistender
zu stellen.

Aus den Erfahrungen der vergangenen Projekte glau-
ben wir zu wissen, dass es durchaus Sinn macht, auch mit
Jugendlichen nach Auschwitz zu fahren, die sich selbst
als politisch mehr rechts definieren und die mit innerer
Uberzeugung Skinheads sind. Ziel kann es allerdings
nicht sein, um es einmal bildhaft auszudriicken, mit einem
Glatzkopf nach Auschwitz zu fahren, um dann mit einem
blond gelockten Jugendlichen wieder zuriickkehren zu
kénnen. Eine Uber mehrere Jahre eingelebte Identitat kann
nicht von heute auf morgen aufgegeben werden. Es geht,
wie oben schon erwéhnt, vielmehr darum, Jugendliche au-
thentische Information an die Hand zu geben, damit sie
eine Chance bekommen, ihre Position zu tGiberdenken. Wer
erwartet, dass Jugendliche, die sich mit Auschwitz ausein-
andergesetzt haben, keine Juden- oder Turkenwitze mehr
erzdhlen oder sich gar Auslénderinitiativen anschlieBen,
Uberfordert die Jugendlichen und sich selbst.

Nach Auschwitz fahren bedeutet, und dies trifft mei-
ner Auffassung nach auf alle Teilnehmer zu, sich mit sei-
ner ldentitat, mit seiner Biographie auseinanderzusetzen.
Dies mag gerade fur Skinheads ein langer, schwieriger und
mdoglicherweise auch schmerzhafter Prozess sein.

Literatur

Nickolai Werner / Lehmann Henry (2002) Grenzen der Gedenkstatten
padagogik mit rechten Jugendlichen Lambertus Verlag Freiburg
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Das Jugendgefédngnis Wittlich im
,Dritten Reich“

Petra Gotte

An einem gesonderten Umgang mit Jugendkriminalitét,
der sich von der Reaktion auf die Kriminalitat von Erwach-
senen unterscheiden und den spezifischen Problemlagen
des Jugendalters Rechnung tragen sollte und der in um-
fassender Form erstmals mit dem Jugendgerichtsgesetz
von 1923 gesetzlich festgeschrieben worden war, hielt
auch der NS-Staat fest. Dementsprechend wurde auch der
Jugendstrafvollzug nicht abgeschafft, im Gegenteil: ihm
sollte endlich eine eigensténdige, ,jugendgeméaBe” Kontur
verliehen werden, was mit den vereinzelten Regelungen
der ,Grundsatze fir den Vollzug von Freiheitsstrafen® von
1923 nicht erreicht worden war).

Mit der Amtlichen Verfiigung des Reichsjustizministers
Uber den Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 1937 (AV
1937)2) wurden im Bereich des Jugendstrafvollzugs erste
einschneidende Neuerungen eingefiihrt. Die AV 1937 ent-
warf ein Vollzugsprogramm, mit dessen Hilfe die jungen Ge-
fangenen im nationalsozialistischen Sinne erzogen werden
sollten. Dieses Konzept einer Erziehung im Jugendstraf-
vollzug war an den gleichen Zielen orientiert wie die nati-
onalsozialistische Erziehung im Allgemeinen. Hier wie dort
ging es weder um die Freisetzung des Individuums noch
um Muindigkeit und Autonomie, sondern um Formung, Dis-
ziplinierung und Unterordnung. Das Ziel dieser ,Formung
des Volksgenossen“ war es, den jungen Gefangenen zu
einer affirmativen Haltung, dem Volk und dem (nationalso-
zialistischen) Staat gegenUber, zu Kampfesfreude, zu Harte
gegen sich selbst, zu Disziplin und Arbeitsfreude und nicht
zuletzt zur Einordnung in die ,Volksgemeinschaft” sowie zur
Unterordnung unter den Willen des Staates zu erziehen. Zur
Verwirklichung dieser Ziele sah die AV 1937 ein Programm
von Erziehungsmitteln vor: Arbeit, Sport, Exerzieriibungen,
Unterricht und eine sinnvolle Freizeitgestaltung.

Neben den im Sinne der nationalsozialistischen Ideo-
logie ausgedeuteten Erziehungsgedanken trat nach 1933
der ,Auslesegedanke” als zweites Leitprinzip des Jugend-
strafvollzugs. Beide Leitprinzipien waren aufs Engste mit-
einander verschrankt, denn die ,Auslese” wurde als eine
der wichtigsten Voraussetzungen flr den Erfolg des erzie-
herischen Jugendstrafvollzugs betrachtet. Die ,Auslese”im
Jugendstrafvollzug umfasste zwei Bereiche: zum einen die
(sozial)rassistische Ausgrenzung ganzer Gruppen von jun-
gen Straftatern aus dem Jugendstrafvollzug und zum an-
deren die Installierung des ,Ausleseprinzips“ im Vollzugs-
alltag. Die rassistische Ausrichtung von Jugendstrafrecht
und Jugendstrafvollzug begann spatestens mit der Be-
schrankung des Jugendstrafvollzugs auf junge Gefangene
,deutschen oder artverwandten Blutes“ im Jahre 1940.
Auch das Reichsjugendgerichtsgesetz von 1943 galt nur
noch fur deutsche Jugendliche. ,Fremdvélkische“ Jugend-
liche waren von seiner Anwendung ausgeschlossen. lhre
Straftaten wurden nach allgemeinem Strafrecht (bei ,Zi-
geunern®), nach derim Dezember 1941 erlassenen ,Polen-
strafrechtsverordnung” (bei Polen) oder aber von vornhe-
rein durch die Polizei (bei Juden) geahndet. Neben dem
Ausschluss ,Fremdvélkischer” wurden im ,Dritten Reich®
zahlreiche Mdglichkeiten geschaffen, vermeintlich ,minder-
wertige® und ,unerziehbare“ Straftater vor oder wéhrend
des Vollzugs vom Jugendstrafvollzug auszuschlieBen und
in ein Geféngnis fur erwachsene Straftater zu Uberwei-
sen.

Fur die Erforschung des Jugendstrafvollzugs im ,Dritten
Reich” ist das Jugendgefangnis Wittlich von besonderem
Interesse. Es ist eines der éaltesten Jugendgefangnisse
Deutschlands. Im Jahre 1912 eingerichtet, hatte Wittlich
von seiner Griindung an ,Pioniercharakter” und war vor
und nach 1933 weit tiber die Grenzen Deutschlands hinaus
bekannt3). Dariiber hinaus ist Wittlich eines der wenigen
Jugendgeféangnisse, die ihren Betrieb ohne Unterbrechung
in den zwolf Jahren der NS-Zeit aufrecht erhalten haben.

Seit 1928 wurden die Wittlicher Strafanstalten, d.h. das
Jugendgefangnis und das benachbarte Mannergefangnis,
von Wilhelm Bleidt geleitet. Bereits vor der Uberleitung der
Rechtspflege auf das Reich hatte der damalige preuBische
Justizminister Hans Kerrl geprtift, ob Bleidt als katholischer
Geistlicher und Mitglied der Zentrumspartei in seinem Amt
als Gefangnisleiter belassen werden kdénne. Die Prifung
war zu Bleidts Gunsten ausgefallen4). Dennoch begannen
noch im Jahr 1933 anhaltende Anfeindungen seitens der
NSDAP, die bis zur Versetzung Bleidts in den vorzeitigen
Ruhestand am 1. Oktober 1938 andauerten. Sein Nachfol-
ger im Amt des Leiters der Wittlicher Gefangenenanstalten
war Oberregierungsrat Hans Bithorn. Im Unterschied zu
Bleidt war er Jurist und hatte vor seinem Amtsantritt in
Wittlich das Geféngnis in Konigsberg und zuletzt das
Gefangnis Neumiinster geleitet, zu dem auch als baulich
unabhangige Abteilung ein Jugendgeféngnis gehdrte, das
von Bithorn mitgeleitet worden war®). Bithorn stand den
Wittlicher Gefangenenanstalten bis Ende 1943 vor. Sein
Nachfolger war Oberregierungsrat Glauning, der bis dahin
die Vollzugsanstalten in Zwickau geleitet hatte. Glauning
bekleidete den Posten des Anstaltsleiters mindestens bis
Oktober 1944. Gegen Kriegsende wurde das Amt des Ge-
fangnisvorstandes schlieBlich von Oberinspektor Heinrich
Wagner ausge[]bt6).

Nach der Machtibernahme der Nationalsozialisten war
die Zahl der Gefangenen in den Strafanstalten im Deut-
schen Reich stark angestiegen. Dies war vor allem auf die
Massenverhaftungen und die ansteigenden Verurteilungen
politischer Gegner zuriickzuflihren. Infolge dessen hatten
die Gefangnisse und Zuchthauser eine starke Uberbelegung
zu verzeichnen. 1934 saBen in den deutschen Gefange-
nenanstalten 102.832 Verurteilte ein, 1935 waren es be-
reits 107.162 Gefangene (vgl. Méhler 1996, S. 89 f.).

Auch das Wittlicher Jugendgeféngnis hatte nach 1933
mit stark Uberhéhten Haftlingszahlen zu kdmpfen. Diesem
Problem versuchte die Anstaltsleitung durch die Einrich-
tung einer sogenannten ,Jungménnerabteilung® im be-
nachbarten M&nnergefangnis zu begegnen. In ihr befan-
den sich nicht selten mehr als 100 junge Gefangene, die
eigentlich ins Jugendgeféngnis gehérten. Sowohl Bleidt als
auch sein Nachfolger Bithorn hielten die Jungménnerab-
teilung im Mannergeféngnis fur die ,unglicklichste Lésung
des Problems® der Uberbelegung des Jugendgeféngnis-
ses, denn die dort untergebrachten Gefangenen schieden
praktisch aus dem Jugendstrafvollzug aus und bildeten
sgleichzeitig einen Fremdkérper im Betriebe der Erwach-
senenanstalt*’).

Die durchgéngig gréBte Gruppe unter den Haftlingen
des Wittlicher Jugendgefangnisses bildeten die Straftater,
die wegen eines Diebstahlsdeliktes verurteilt worden wa-
ren. Mit Ausnahme der Jahre 1934 bis 1936 lag in der
Vorkriegszeit der Anteil der Gefangenen, die wegen Dieb-
stahlsdelikten eine Strafe verbliBten, bei ca. 50%. In der
Kriegszeit stieg der Anteil der Diebstahlistater an der Ge-
samtzahl der Insassen auf iber 65% im Jahre 19448).



Im Gegensatz zu den Diebstahlstatern machten Gefan-
gene, die aufgrund ,politischer Delikte“9) in Wittlich einsa-
Ben, nur zu zwei Zeitpunkten einen bedeutenden Anteil an
der Belegschaft aus, ndmlich 1944 und — mehr noch — in
den Jahren 1934 bis 1936. Der Hchststand der politischen
Gefangenen wurde im Jugendgefangnis Wittlich im Jahr
1935 mit einem Anteil von 18,5% erreicht. Die Ursache
hierfur liegt in der Verfolgung kommunistischer Jugendli-
cher im Ruhrgebiet, die in den Jahren 1934 und 1935 ih-
ren H6hepunkt erreichte. Ein GroBteil dieser Jugendlichen
wurde vom Oberlandesgericht Hamm wegen Vorbereitung
zum Hochverrat verurteilt und nach Wittlich zur Strafverb-
Bung eingeliefert. Nach dieser Verfolgungswelle sank der
Anteil der politischen Gefangenen im Jugendgefangnis bis
auf 0,3% im Jahr 1939 und stieg bis 1944 auf 9,2% wieder
deutlich an10).

Der Anteil der Gefangenen, die wegen Sittlichkeitsdelik-
ten eine Strafe verbiiBten, macht 1933 7,4% der gesamten
Wittlicher Haftlingsklientel aus. lhr Anteil stieg dann kon-
tinuierlich bis auf 28,7% im Jahr 1937 an, um von da an
wieder zurlickzugehen, namlich auf 17,1% im Jahr 1939
und schlieBlich auf 3,5% im Jahr 194411). Der Anstieg bis
zum Jahr 1937 resultierte aus der verstarkten Verfolgung
von Homosexualitét im NS-Staat in der Mitte der DreiBiger
Jahre. Die Tatsache, dass im Krieg ein starker Rlckgang
des Anteils dieser Straftdter zu verzeichnen ist, macht
deutlich, dass der Feldzug gegen die Homosexualitat in der
Kriegszeit mehr und mehr zum Erliegen kam. Die (Jugend)
Kriminalpolitik im Krieg setzte andere Schwerpunkte, denn
nun ging es in erster Linie darum, die ,Heimatfront® zu sta-
bilisieren.

Mit zunehmender Kriegsdauer erlangten im Jugend-
geféngnis Wittlich die sogenannten Arbeitsvergehen an
Bedeutung. Schon in der Vorkriegszeit, aber mehr noch im
Kontext von Kriegswirtschaft und Ristungsproduktion wur-
de ein Verhalten, das der diktierten Arbeitsdisziplin nicht
entsprach, als Pflichtverletzung ausgelegt, die der kriegpla-
nende und dann kriegfihrende Staat nicht meinte dulden
zu kénnen. Nachdem am 1. September 1939 die ,Verord-
nung Uber die Beschrédnkung des Arbeitsplatzwechsels®
erlassen worden war, nahm der Anteil der Jugendlichen,
die wegen ,Arbeitsvertragsbruchs” bzw. wegen Arbeits-
verweigerung verurteilt wurden, an den insgesamt verur-
teilten Jugendlichen stark zu. Machten die Urteile gegen
Jugendliche wegen VerstdBen gegen die Arbeitsdisziplin
im Jahr 1940 lediglich 1,6% der gesamten Urteile gegen
Jugendliche aus, so stieg der Anteil bis Juni 1943 auf
17% an12). Bei Jleichteren“ Verst6Ben wurde seit der
Einflhrung des Jugendarrests im Oktober 1940 vermehrt
diese Sanktion verhéngt. Er wurde als das geeignete
Mittel zur Disziplinierung von Jugendlichen angesehen,
die es an einer ,angemessenen”“ Arbeitshaltung vermis-
sen lieBen. Im Unterschied zur Geféngnisstrafe bot der
Jugendarrest den Vorteil, dass er den Delinquenten nicht
allzu lange von seinem Arbeitsplatz entfernte. In schwerer-
wiegenden Fallen oder wenn der Jugendarrest nicht die
gewlnschte Wirkung erzielt hatte, wurden jedoch auch
Gefangnisstrafen verhangt, was sich daran zeigt, dass der
Anteil der Gefangenen, die im Jugendgefangnis Wittlich
eine Strafe wegen Arbeitsvergehen verblifBten, zeitweise
Uber 9% betrug: Die héchsten Werte wurden 1941 mit 9,25
und 1943 mit 9,6% erreicht13).

Insgesamt lasst sich also sagen, dass neben der
durchgéngig groBen Gruppe der Diebstahlistater eine mit
der jeweiligen Ausrichtung der Kriminalpolitik wechselnde
Klientel im Wittlicher Jugendgefangnis einsaB.
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In Bezug auf die Altersstruktur ist eine deutliche Verén-
derung in der Klientel der Jugendgefangnisse in den Jahren
nach 1933 festzustellen: Die Gefangenen wurden nédmlich
immer jinger. Die eigentlichen Jugendlichen, die bis dahin
eine kleine Minderheit in den Jugendgeféngnissen gebildet
hatten, wurden nach 1937 und spétestens im Krieg ne-
ben den Heranwachsenden zur Hauptklientel des Jugend-
strafvollzugs. Am Stichtag des 15. August 1936 lag der
Anteil der 14- bis 18-j&hrigen Insassen in den Jugendge-
fangnissenim Deutschen Reich bei 8,74%, der Anteil der 18-
bis 21-jahrigen belief sich auf 51,76%. Die Gruppe der Uber
21-Jahrigen stellte zu diesem Zeitpunkt noch 39,50% der
Belegschaft in den Jugendgeféngnissen14). 1936 bildeten
die eigentlichen Jugendlichen also nur eine Minderheit un-
ter den Insassen der Jugendstrafanstalten. Bis zum Jahr
1941 hatte sich diese Altersstruktur jedoch wesentlich ver-
andert. Am Stichtag des 1. April 1941 stellten die 14- bis
18-Jahrigen 40,3%, d.h. ihr Anteil war im Vergleich zu 1936
um fast das Funffache gestiegen. Dagegen war der Anteil
der Uber 21-jahrigen Haftlinge um das DreiBigfache auf
1,3% abgesunken. Nicht verédndert hatte sich der Anteil der
18- bis 21-Jahrigen: Sie stellten mit 58,4% nach wie vor den
Hauptanteil der Insassen der Jugendgeféngnisse15). Die
Klientel des Jugendstrafvollzugs war durch den steigenden
Anteil von Jugendlichen also insgesamt jinger geworden
war. Auch mit Blick auf das Jugendgeféngnis Wittlich 1asst
sich diese Entwicklung feststellen: Hier war der Anteil der
14- bis 18-Jéhrigen bis zum Jahr 1944 soweit angestiegen,
dass sie die Hauptklientel stellten. Betrug der Anteil der
eigentlichen Jugendlichen im Juni 1936 lediglich 7,32%,
so waren es im April 1941 bereits 45,1% und im Mai 1944
sogar 52,28%. Der Anteil der Uber 21-jahrigen Gefangenen
hingegen ging nach 1936 rapide zurlick: Lag der Anteil die-
ser Insassen im August 1936 noch bei 42,65%, so betrug
er im Mai 1944 nur noch 5,17%16).

Der Alltag im Wittlicher Jugendgeféngnis wahrend der
NS-Zeit kann an dieser Stelle naturlich nicht ausfuhrlich
dargestellt werden17). Eine erste Vorstellung gewinnt man
jedoch, wenn man den Tagesablauf betrachtet. Dieser ge-
staltete sich Woche fir Woche nach immer dem gleichen
Rhythmus: Nachdem um 6 Uhr in der Friihe das Zeichen
zum Aufstehen gegeben und die Zellen der Gefangenen
aufgeschlossen worden waren, folgte flr alle Insassen eine
Viertelstunde Frihsport. Danach hatten die Gefangenen bis
7.30 Uhr Zeit, ihr Frihstlick einzunehmen und ihre Zellen
in Ordnung zu bringen. Bis 12 Uhr wurde gearbeitet und
im Anschluss daran eine Stunde Mittagspause gemacht.
Von 13 Uhr bis 18 Uhr riickten wieder alle Gefangenen zur
Arbeit aus. Danach wurde zu Abend gegessen, und um
spatestens 19 Uhr erfolgte der Einschluss zur Nacht. Nach
diesem Muster verliefen Montag, Dienstag, Donnerstag
und Freitag. Der Mittwochnachmittag war arbeitsfrei. An
diesem Tag wurden in der Zeit von 13 Uhr bis 15 Uhr so-
genannte Putz- und Flickstunden mit anschlieBendem
Appell abgehalten. Bis 17 Uhr hatten die Héftlinge Freizeit,
und um ca. 18 Uhr erfolgte der Einschluss zur Nacht. Im
Gegensatz zu den Wochentagen bot das Wochenende
etwas mehr Freizeit: Sonnabendvormittag wurde wie wo-
chentags bis 12 Uhr gearbeitet. Danach schloss sich ei-
ne Stunde Mittagszeit und danach bis 17 Uhr Freizeit an.
Sonntags begann der Tag mit dem Aufschluss der Zellen
um 7 Uhr. In der Zeit bis 8 Uhr wurde Frihsport betrieben
und die sogenannte ,Friuhkost* eingenommen. Zwischen
10 Uhr und 11 Uhr bestand die Méglichkeit zum Kirchgang,
danach war bis zum Mittagessen um 12 Uhr Freizeit. Der
Sonntagnachmittag war vollstdndig fur Freizeitaktivitaten
reserviert. Um 18 Uhr wurden die Gefangenen dann zur
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Nacht eingeschlossen. Jeder arbeitende Gefangene
musste am Wehrsport und Jeder eingestufte Gefangene
am Unterricht teilnehmen18). In erster Linie, dies macht
der Tagesablauf deutlich, bestand der Alltag im Jugend-
gefangnis jedoch aus Arbeit. Dies war umso mehr der Fall,
nachdem Ende der 30er Jahre auch in den Gefangnissen
die Arbeitslosigkeit Uberwunden war und der Arbeitsbetrieb
immer starker in die Kriegs- und Rustungswirtschaft ein-
gebunden wurde. Die Leistungen der Gefangenenarbeit
auf diesen Gebieten, so das Ergebnis der bisherigen For-
schungen zum Arbeitsbetrieb im nationalsozialistischen
Strafvollzug, wurden mit zunehmender Kriegsdauer mehr
und mehr zur entscheidenden Legitimation, die dem Straf-
vollzug — insbesondere im Hinblick auf die konkurrierenden
Polizei- und Konzentrationslager — seine Daseinsberechti-
gung sicherte19). Die Arbeit war aber nicht nur von hoher
alltagsgestaltender Relevanz, sondern nahm gerade in
Bezug auf den Jugendstrafvollzug auch in konzeptioneller
Hinsicht einen wichtigen Stellenwert ein, denn mit ihr wur-
den dezidiert erzieherische Absichten verfolgt. Gleiches gilt
im Ubrigen auch fur die Gestaltung der arbeitsfreien Zeit.
Da MuBiggang von Praktikern und Jugendstrafvollzugs-
reformern als ,aller Laster Anfang“ angesehen wurde, sollte
der Gefangene sich auch nach der Arbeit nicht selbst tber-
lassen bleiben. Vielmehr galt es, auch die arbeitsfreie Zeit
erzieherisch sinnvoll zu gestalten. Als in dieser Hinsicht
wichtige Elemente wurden der Unterricht, der Sport und die
vormilitarische Ertlichtigung angesehen. Sie waren seit der
Grindung der ersten Jugendgeféngnisse feste Bestand-
teile des erzieherischen Repertoires des Jugendstrafvoll-
zugs, auf die auch der NS-Staat nicht verzichten wollte.
Gleichwohl wurden nach 1933 sowohl dem Unterricht als
auch der korperlichen Ertiichtigung andere Zielvorgaben
unterlegt, die sich in die nationalsozialistische Konzeption
des Jugendstrafvollzugs einpassten. Im Unterricht etwa
ging es immer weniger um Wissensvermittlung, statt des-
sen rickten ,Gesinnungs- und Charakterbildung“ in den
Vordergrund; im Sport waren zwar weiterhin Gesunderhal-
tung und Fitness wichtig, diese Aspekte wurden aber mehr
und mehr durch Erziehung zu Gehorsam und Disziplin im
Sinne von soldatischen Tugenden Uberlagert. Im Gegen-
satz zum Unterricht und zum Sport spielte die Seelsorge,
die ebenfalls von jeher fester Bestandteil des Strafvollzugs
war, nur in der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg eine Rolle.
Im Krieg wurde sie dann immer starker zurtiickgedrangt, bis
sie in der Jugendstrafvollzugsordnung von 1944 génzlich
aus dem Programm des Jugendstrafvollzugs gestrichen
wurde.
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Aktuelle Informationen

NRW: Erste Ubergangseinrichtung

Im Januar 2005 w rd der Landschaftsverband Westfa en-L ppe
(LWL) a s erste Ubergangse nr chtung m nordrhe n-westfa schen
MaBrege vo zugd e ,Westfa sche MaBrege vo zugsk n k Rhe ne“
n Betr eb nehmen.

D e ne nerfir4,6 M o. Euro umgebauten Ex-Kaserne unterge-
brachte 84-Betten-K nk m Rhe nenser Ortste Bentage dent
n den kommenden s eben Jahren zur Entastung uberbe egter
E nrchtungen w e des L ppstadt-E cke borner LWL-Zentrums flr
forens sche Psych atr e. Wahrend d eser Zetw das Land Nord-
rhe n-Westfa en an sechs Dauer-Standorten (Dortmund, Minster,
Du sburg, K& n, Herne und Essen) 470 zusétz che P atze schaf-
fen.

W e LWL-D rektor Schéfer be der off ze en Sch usse Uberga-
be m t NRW-Gesundhe tsm n ster n B rg t F scher am 3. Dezember
2004 sagte, habe das Land a s Bauherr m t der Ubergangs-Stand-
ortwah Rhe ne ,rchtg ge egen“. Nach anfang cher Skepss n
der Bevo kerung habe s ch d e 6ffent che D skuss on nzw schen
beruh gt und versach cht. Ncht zu etzt durch de Arbet enes
ehrenamt chen 6rt chen Griindungsbe rats se en ,Transparenz
geschaffen und Angste abgebaut worden®, so Schafer. (j-b)

Que e: Pressem tte ung des Landschaftsverbandes Westfa-
en-L ppe vom 3. Dezember 2004

(Aus: Informat onsd enst Straffa genh fe BAG-S, 12. Jg.,
Heft 4/2004, S. 10.)

Sozialtherapeutische Abteilungen fur Sexu-
alstraftater im bayerischen Justizvollzug

Presseber chten zufo ge verfligt der Fre staat nunmehr n s e-
ben der nsgesamt 38 bayer schen Just zvo zugsansta ten Uber
soz a therapeut sche Abte ungen fur nsgesamt 152 Sexua straf-
tater. So we t b sher e nsch &g ge Erfahrungen m t der Behand ung
so cher Tater vor egen, snd se Uberw egend postver Natur.
A erdngs feht es noch an Grund agen flir e ne umfassende sta-
t st sche Bewertung. Aufsch uss dariiber so e ne Erhebung unter
den 38 Vo zugsansta ten des Fre staates br ngen.

Im September 2004 st n der JVA Straub ng e ne so che Ab-
te ung mt 16 Therap ep atzen und acht P atzen fir e ne Behand-
ungsgruppe, n der auf d e Therap e vorbere tet wrd, n Betreb
genommen worden. Ind e E nr chtung s nd tbere ne habe M on
Euro nvestert worden. De Abte ung wrd von ener Dpom-
Psycho og n ge e tet. Ihr zur Se te steht e n Team, zu dem e n we -
terer Psycho oge, e ne Jur stn, zwe erfahrene Soz a paddagogen
sow e s eben speze fortgeb dete Beamte des a geme nen Vo -
zugsd enstes gehoren. Im M tte punkt der Behand ung steht Grup-
penpsychotherap e. S e w rd erganzt durch andere therapeut sche
MaBnahmen w e Tranng soz aer Kompetenz, Ant-Gewa t-Tra -
nng, Fre zetgestatung n speze ange eteten Gruppen sow e
kreat ves Gesta ten. D e Behand ung f ndet jewe s auf der Grund-
age enes ndvdue en Therap evertrages mt dem Gefangenen
und e nem entsprechenden Vo zugsp an statt. D e Abte ung we st
- neben den Gruppen- und Therap erdumen und den E nze haft-
p atzen - e nen Testcomputer, e ne Geme nschaftskiiche und e -
nen geme nschaft chen Fernsehraum auf.

Am 27.10. 2004 st auch n der JVA Landsberg e ne soza-
therapeut sche Abte ung fur 24 Sexua straftater er6ffnet worden.
Fur d e auf zwe Jahre ange egte Behand ung steht e n Team aus
Psycho ogen, Soz a arbe tern und speze geschuten Beamten
des a geme nen Vo zugsd enstes sow e externen Fachérzten zur
Verfligung. D e Gefangenen snd n E nze ze en untergebracht.
Vorgesehen st e ne ,Rundumtherap e, d e a s ,s0z a es Lernfe d*
gesehen werden so .

(Nach fo genden Ber chten: Prof. Dr. Frank Ar oth vom Baye-
r schen Justzm n sterum: ,Hochste Prortat: Rickfa e verme -
den“. Neue soz a therapeut sche Abte ung n der JVA fir Sexua -
Straftater - 24 P atze. In: Straub nger Tagb att vom 25. September
2004; Peter R chter: Neue Therap e fir Sexua -Straftater. In Lands-
berg w rd heute e ne Sonder-Abte ung erdéffnet. In: Stiddeutsche
Ze tung vom 27. Oktober 2004; Ernst Hofmann: ,Unschud genv e
Le d ersparen”. Soz a therapeut sche Abte ung fuir Sexua straftater
n JVA. In: Landsberger Tagb att vom 28. Oktober 2004.)

ZfStrVo 5/ 05 289

Erste Europaische Konferenz zur Gesund-

heitsférderung in Haft

In Deutsch and s tzen an e nem gegebenen Tag ca. 80.000
Menschen n Gefangnssen en. Innerhab e nes Jahres durch-
aufen etwa 200-250.000 Menschen d e Vo zugsansta ten, n den
ca. 40.000 Justzvo zugsangeste te arbe ten. Im Gefangns e-
ben Menschen v e er versch edener Nat ona tédten zusammen, d e
schon vor Haftantr tt erheb chen gesundhet chen Be astungen
ausgesetzt waren. Infekt onskrankhe ten w e HIV/AIDS, Hepatts,
Tuberku ose, Suchterkrankungen und we tere psych sche Stérun-
gen be asten d e Gefangenen Uberproportona und ste en e ne
besonders groBe Herausforderung fur d e Just zvo zugsansta ten
dar. So fnden sch m Geféangns 25-ma hoéhere Infekt onsraten
von HIV und 40-ma héhere von Hepatts C m Verg e ch zur A -
geme nbevo kerung. Etwa 30-50 Prozent der Gefangenen ge ten
a s drogenerfahren oder drogenabhéng g. Etwa 50-75 Prozent der
Gefangenen e den unter psych schen Stérungen. Der Ante kran-
ker und behand ungsbedurft ger Gefangener ste gt stet g: zur Ze t
s nd mehr drogenabhang ge Gefangene a s jema s zuvor nhaft ert
undv e evon hnen e den unterden kérper chen Fo gen. Das me-
d z n sche Fachpersona steht vor Herausforderungen,de mtke -
ner arzt chen Prax s n Fre he t verg e chbar s nd. E n GroBte der
Arbe t des med z n schen D enstes m Vo zug st gebunden durch
d e Behand ung von Suchterkrankungen und deren Fo gen.

Doch Gesundhe tsgefahrdungen und -be astungen bestehen
n cht nur fiird e m Gefangn s e ns tzenden oder auch arbe tenden
Menschen. Inv e en europa schen Landern st es so, dass d e Haft-
ansta ten quas ,, nfekt ons-Durch auferh tzer” s nd: Gefangene n-
fzeren sch nHaft und gehen nach VerbiBung hrer n der Rege
kurzen Haftstrafen zuriick n hr soz a es Umfe d. D e Gefangenen
snd Te der Gese schaft und werden nach dem Haftaufentha t
w eder n dese entassen. Gesundhe t und Praventon m Vo zug
st daher auch e n Thema 6ffent cher Gesundhet, das b sher ve
zu wen g von der Offent chke t wahrgenommen w rd.

Vor d esem H ntergrund haben das W ssenschaft che Inst tut
fir d e Arzte Deutsch ands (WIAD), d e Deutsche AIDS H fe (DAH)
und das Bremer Inst tut fir Drogenforschung (BISDRO) geme n-
sam d e ,Erste Europa sche Konferenz zur Gesundhe tsférderung
n Haft“ organsert. Unter der Sch rmherrschaft der Bundes-
justzmnstern Frau Zypres und mt Unterstiitzung des &ster-
re ch schen Just zm n ster ums, der We tgesundhe tsorgan sat on
(WHO), des Bundesverbandes flr akzept erende Drogenarbe t
und humane Drogenpo tk (akzept e.V.), der Europa schen Kom-
m sson/dem Europarat, des European Network on Drug and
Infect ons Preventon n Prsons (ENDIPP und EMCDDA) haben
sch uber 150 Experten (mutdszp néar) aus ver Landern vom
28. b's 29. Oktober 2004 n Bonn getroffen, um Erfahrungen mt
zentra en gesundhe tspo t schen Herausforderungen n Haft aus-
zutauschen und Mode e ,guter Prax s zu dskuteren. De Zee
der Konferenz waren, M tarbe ter und M tarbe ter nnen aus dem
Just zvo zug und externe Gesundhe tsd enste zusammen zu br n-
gen und e ne verbesserte Kooperaton und Kommun katon zu
nt eren, nzehn Arbe tsgruppen geme nsam an konkreten Frage-
ste ungen zu arbe ten (z.B. Gesundhe t von Frauen, Betreb che
Gesundhe tsférderung, HIV /AIDS und Hepat t s n Haft), Zukunfts-
mode e gesundhet cher Versorgung m Vo zug zu d skut eren
und sch eB3 ch de komp exe Probematk der gesundhet chen
Versorgung von Gefangenen und d e gesundhe t chen Be astun-
gen der Bed ensteten héher auf der po tschen und fach chen
Agenda zu p atz eren.

E ne ausflihr che Dokumentat on der Konferenz st n Vorbe-
re tung und w rd vorauss cht ch mApr verdéffent cht. D ese Doku-
mentat on und we tere Informat onen zu zukinft gen Veransta tun-
gen snd Uber gesund nhaft@w ad.de verfligbar. F mm tschn tte
der P enarvortrage kénnen unter fo gender URL aufgerufen wer-
den: http://m ecture.un -bremen.de/ ndex.php, d e Power Po nt
Prasentat onen der Vortrage s nd auf der Homepage des WIAD
www.w ad.de herunter adbar.

D e Zwe te Europé sche Konferenz zur Gesundhe tsférderung
n Haft w rd vorauss cht ch vom 6. bs 7. Apr 2006 n W en statt-
fnden.

Caren We andt, He no Stéver, Barbe Knorr

(Aus: BAG-S, Informatonsd enst Straffa genh fe, 13. Jg.
2005, Heft 1, S. 33.)
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Die Zukunft der Straffalligenhilfe in Schles-

wig-Holstein

Unter d esem Rahmentte steht Rundbref Nr. 40, 15. Jahr-
gang, Dezember 2004, des Sch esw g-Ho ste n schen Verbandes
fur Straffd gen- und Bewéhrungsh fe. Das 63 Se ten umfassende
Heft g bt n der Hauptsache Be tradge der Fachtagung w eder, d e
der Landesverband am 27.10.2004 m K e er Landeshaus veran-
sta tet hat. Jo Te n, der Geschéaftsfiihrer des Verbandes, verwe st
n se nem Edtora darauf, dass der p akatv k ngende Tte ,vor
dem Hntergrund mmer stérker werdender Sparzwange n den
offent chen Hausha ten gepaart mt auter werdenden Rufen nach
e nem Zurtckdréangen von Resoz a s erungsbestrebungen zugun-
sten von vordergriind gen S cherhe tsmaBnahmen jedoch hochak-
tue st“(S. 3). Der Rundbr ef entha t fo gende Be trage:

- Anne Litkes: D e Zukunft der Straffa genh fe n Sch esw g-
Ho sten (S. 4-8);

- Herbert Ostendorf: D e Zukunft der Straffa genh fe n Sch es-
w g-Ho ste n - flir e ne soz a e Strafrechtspf ege (S. 9-24);

- Gerd De attre: Restorat ve Justce — nternatonae Wege zu
e ner blrgernahen Rechtspo tk (S. 25-30);

- Peter Horter: D e Prvatserung der Bewahrungs- und Ge-
rchtsh fe am Be sp e Baden-Wirttembergs (S. 31-39);

- Jorg A sch: De Vo zugsabte ungsetung as Schnttste e
zw schen Gefangenen und externen Kréaften (S. 40-44);

- Erhard Rex: Biirgerschaft ches Engagement n der Straffa -

genh fe (S. 45-50);

- Ana Hothusen: Der Sch esw g-Ho ste n sche Verband fir
Straffa gen- und Bewahrungsh fe. Wege n de Zukunft
(S.51-52);

- Podumsd skuss on zum Thema Zukunft der Straffd genh fe
n Sch esw g-Ho ste n auf der Fachtagung des Landesverban-
des am 27.10.2004 (S. 53-55);

- Wofgang F scher: Jugendstraffd genh fe, schon ma gehort?
(S. 56-59);

- Segfred Strecher: , ntensv erte Filhrungsaufs cht”. Entste-
hungsgesch chte des Mode projektes des M n ster ums fir
Just z, Frauen, Jugend und Fam e des Landes Sch esw g-
Ho ste n m Landger chtsbez rk Ke (S. 60-61);

- Vorstand und Geschéaftsste e des Sch esw g-Ho ste n schen
Verbandes fur Straffd gen- und Bewahrungsh fe e.V.
(S.62-63).

Der Bezugspre s des Rundbr efes betragt € 2,- zuzlg ch
€0,77 Versand und Porto. Der Rundbr ef kann bezogen werden
durch: Sch esw g-Ho ste n scher Verband fir Straffa gen- und
Bewahrungsh fe e.V., Von-der-Go tz-A ee 93, 24113 Ke;
(Te.0461/6 46 61; Fax 04 31 /64 33 11;

E-Ma : sch .ho st.verb@gmx.de).

Kompass der JVA Geldern

Unter d esem Tte hat das Redakt onsteam der ,Posaune®,
des Gefangenenmagaz ns der JVA Ge dern, e ne 34 Se ten umfas-
sende Broschire herausgebracht, d e der Or ent erung Inhaft erter
n der Anstatdenen so . Den Zweck der Broschure br ngt hr Un-
tertte zum Ausdruck: , nhaft ert nder JVA.Wefnde chmchher
zurecht?“ D e Broschire so - we es m Vorwort he Bt - anregen
und ermut gen. N cht zu etzt fordert s e zur - recht verstandenen -
Zusammenarbe t mt der Anstat, aber auch dazu auf, persén ch
an sch zu arbe ten. D e Broschire nformert n a er Kirze tber
a e wesent chen Fragen, d e Inhaft erte betreffen. Das assende
e nze nen Abschntte erkennen, de jewe s mt T pps versehen
snd: D e ersten Tage n Ge dern; Besuch; Ro e der Fam e, Ver-
wandten und Freunde; Beschéft gungsmog chke ten; Vergltung,
Taschenge d und der ,begehrte” E nkauf; Vo zugsp anung; Le-
bens ang - was nun?; T pps fir Suchtkranke; T pps fir Aus &nder;
M@og chke ten der vorze t gen Ent assung; Gesetz che Grund agen
fir e ne Ent assung vor dem Endstrafenterm n; Gesundhe tspf ege;
Ehrenamt che Betreuung; Ent assungsvorbere tung; Fre ze t- und
Behand ungsgruppen; Zentra e Beratungsste en; Standort der
JVA und Wegbeschre bung.

10 Jahre ,Just Community-Projekt“ in der
JVA Adelsheim

E ne Wohngruppe mt 15 P &tzen, d e hr Zusammen eben ent-
sprechend dem Programm e ner ,Demokrat schen Geme nschaft*
nach Lawrence Koh berg gesta tet1), ex stert set nunmehr zehn
Jahren n e nem Haus des ntern ge ockerten Vo zugs der Jugend-
strafansta t Ade she m (Baden-Wt‘thtemberg)Z). Be e nemausAn-
ass d eses Jub dums veransta teten Sympos um trafen n Ade s-
he m Erz ehungsw ssenschaft er, Kr m no ogen und Prakt ker aus
der ntra- und extramura en Jugendh fe sow e (ehema ge) Insas-
sen zu Fachd skuss onen und e nem Ruickb ck auf d e b sher gen
Erfahrungen zusammen.

Zusammen m t Ansta ts e ter Dr. Joach m Wa ter und Prof. Dr.
M cha Brum k e ner der Grindervater des Mode projekts, war
Professor Werner N ckoa (Freburg) noch as Sozaarbeter n
Ade she m schon &nger von der Idee fasz n ert gewesen, Insassen
verantwort ch und g e chberecht gt n Geme nschaftsab aufe e n-
zubez ehen. Dr. Sutter und Dr. Weyers vom Erz ehungsw ssen-
schaft chen Inst tut der Un vers tat He de berg hatten m Rahmen
enes von der Deutschen Forschungsgeme nschaft geférderten
Vorhabens wesent che Impu se zur Imp ementat on des Projekts
»~Just Commun ty“ gegeben und d e w ssenschaft che Beg e tfor-
schung tibernommen. S e konnten festste en, dass d e Ansatze zu
e ner demokrat schen Part z pat on der Bewohner auch nach der
Phase der w ssenschaft chen Beg e tung be beha ten und fortent-
w cke t worden waren, obwoh es neben dem stédnd gen Wechse
auf Seten der Insassen auch be m Persona e ne gew sse F uk-
tuat on gab.

In mtterwe e Uber 500 Protoko en der wéchent chen Vo -
versammung s nd v e fach w ederkehrende rege ungsbediirft ge
Ange egenhe ten und Standardkonf kte dokument ert: Lautstarke,
Pinkt chket be den geme nsamen Mah ze ten, Sauberket m
San téarbere ch, Aufraumen der Z mmer usw. Aufsch ussre cher
s nd aber kontroverse Debatten (iber d e angemessene Reakt on
auf Konf kte unter den Insassen, nach Drogenm ssbrauch oder
auch be Stre t gke ten am Arbe tsp atz. Gerade d e soz a e Dyna-
m k des Aushande ns akzeptab er Lésungen n so chen Krsen
erwes sch as entwckungsstmu erend, wenn se nach dem
Rege werk der demokrat schen Geme nschaft erfo gte. N cht so
sehr das N veau der mora schen Argumente m S nne Koh bergs
dirfte dabe den Aussch ag geben. Nachhatger entw ck ungs-
anregend w rkt offenbar das m Vo zug gew ss ncht se bstver-
stdnd che Ereben e ner nsttutona serten M tbest mmung, von
Verfahrensgrundsatzen, d e d e g e chberecht gte Anerkennung
jedes E nze nen gewahr e sten — so e nes der Ergebn sse der Ver-
ansta tung.

In zehn Jahren musste d e Anstats e tung nur zwe ma von
hrem Vetorecht Gebrauch machen, dem auf Se ten der ,demo-
krat schen Geme nschaft“ das Recht korrespond ert, den Ansta ts-
eter nde Vo versammung zu zteren — auch d es e n se tener
Fa . Ansonsten prof terte d e ,Inse “ m umgebenden Normavo -
zug davon, dass es d e Akteure auch be br santen Fragen fertg
brachten, hr Hande n zw schen der (natir ch a gegenwart gen)
Loya tatsverpf chtung gegeniber den Subku turen der Insassen
und des Persona s e nerse ts und der konsequenten Or ent erung
an den Prnz p en der Farness und den se bst gesetzten Rege n
der Geme nschaft andererse ts auszuba anc eren. Ke n Bewohner
hat n a den Jahren gegen e ne Entsche dung des Fa rnessko-
mtees d e Anstats etung oder gar noch héhere Instanzen an-
gerufen.

D e anwesenden (Ex-)Bewohner der ,Just Commun ty“ hoben
m Verg e ch zum Norma vo zug d e zwang osen und ntens veren
Kontakte zum Persona hervor. N cht nur, dass s e deswegen hre
Haftze t verg e chswe se mensch cher er ebt hatten. Es se auch
mehr m Hnb ck auf hre Defzte getan worden und s e hatten
s ch besser auf d e Ent assung vorbere tet. E ner erwahnte, dass
dese Art von Jugendstrafvo zug, n der jeder E nze ne fir das
Woh ergehen des Ganzen zustédnd g st, fir se n Leben pragend
geworden se. De wederhote Wah ns Letungskom tee habe
hm Erfahrung n der Moderat on von Versamm ungen verm tte t.
N cht zu etzt deswegen nehme er jetzt an se ner Arbe tsste e und
n e nem Vere n verantwort che Postonen e n.

Versch edent ch g btes derzetIntatvenan Schuen,de mo-
ra sche Entw ck ung der Bete gten durch E nfiihrung von Prnz -
p en e ner ,demokrat schen Geme nschaft” zu férdern. Auch aus



He men und Wohngeme nschaften der fre en Jugendh fe s nd ent-
sprechende Versuche bekannt. Dr. Trapper und Herr Merck e von
den be den baden-wirttemberg schen Chance-Projekten fiir e nen
Jugendstrafvo zug n fre en Formen ber chteten von Partz pa-
tonse ementen n hren Konzept onen, d e zwar te we se aus an-
deren Wurze n begriindet s nd, n der Sache aberd e nAde shem
gemachten Erfahrungen bestéat gen.

Anmerkungen

1) Vgl Kohlberg L Die Psychologie der Moralentwicklung Frankfurt/
Main 1995

2) Zusammenfassend zum Projekt vgl Walter Joachim / Waschek Uli
Die Peergroup in ihr Recht setzen Das Just Community Projekt in
der Justizvollzugsanstalt Adelsheim n Bereswill Mechthild / Hoynck
Theresia (Hrsg ):Jugendstrafvollzug in Deutschland Grundlagen Kon
zepte Handlungsfelder Beitrdge aus Forschung und Praxis Ménchen
gladbach 2002 S 191

Gunter Grlb

Zur Auftragsflaute im Strafvollzug

D e Berchte Gber mange nde Beschéaft gungsmdg chke ten
fur Gefangene haufen sch. En Artke von Chrstoph Henn n
der,Stddeutschen Ze tung” vom 22. Marz 2005 veranschau cht
d eses Prob em am Be sp e der Miinchner JVA Stade he m (Sogar
das Gefangns ver ert Auftrdage an B gohn ander. D e arbe ts-
osen Haft nge von Stade he m. Zwe Drtte der Knast- nsassen
haben n chts zu tun, obwoh s e max ma 2,12 Euro pro Stunde ver-
d enen). Danach z ehen mmer mehr F rmen hre Auftrage aus der
Ansta t ab und vergeben s e stattdessen nach Osteuropa. Der An-
sta ts e tung zufo ge war d e Arbe tss tuat on noch n e so sch echt
w e gegenwart g. Von den 1540 Personen, d e n Stade he m und
n der Frauenabte ung Am Neudeck e nstzen, waren m Mérz
2005 noch rund 470 beschaft gt - wéhrend es vor gut zehn Jahren
noch 800 gewesen s nd. Danach arbe ten n der Werkha e nun-
mehr noch 173 Gefangene; friher s nd dort rund 500 beschéft gt
gewesen. D e Ubr gen Insassen, d e noch Arbet haben, s nd fir
den E genbedarf der Ansta t- n der Kiiche, Waschere und m Re -
ngungsd enst - tatg. Fre ch stfirdese Stuatonnchta ende
Konkurrenz der B g ohn &nder verantwort ch: ,Auch d e anderen
Ursachen assen den Knastw e e n Abb d des deutschen Arbe ts-
marktes ersche nen: a geme ne Kaufzurtickha tung, mmer mehr
Unge ernte sow e Ratona s erungsmaBnahmen, n deren Zuge
Menschen durch Masch nen ersetzt werden.”

De Fogen deser Entwckung bekommen Insassen we
Bed enstete nachhat g zu spiren: Fir rund 1000 Gefangene ste t
d e tag che Stunde Fre gang d e e nzge Abwechsung dar. Ve e
von hnen s nd desha b unzufr eden und fiih en s ch nutz os. Ihnen
feh t e n struktur erter Tagesab auf. Be Gefangenen, d e den Tag
auf der Staton verbr ngen, fiihrt das 6fter zu Re bereen a's be
denen, d e beschéft gt s nd. Wen gstens 300 Insassen wirden ger-
ne arbe ten, kdnnen aber anges chts der jetz gen Lage mange s
Auftrédgen n cht bericks cht gt werden.

Drogenhunde flr bayerische Gefangnisse

Im Herbst 2004 haben der Bund und der Fre staat Bayern e ne
Kooperat onsvere nbarung getroffen, wonach d e bayer sche Jus-
tz zur Verbesserung der Drogenbekampfung pro Jahr b s zu acht
Lehrgangsp atze an der D ensthundeschu e der Zo verwatung n
Neuendette sau nutzen kann. Nunmehr s nd dort dre Hunde m
Rahmen e nes e fwéch gen Intens v ehrgangs as Drogenhunde
zum Aufsplren von Rauschg ft n dre bayer schen Gefangn ssen
ausgeb det worden. B sher s nd so che Hunde nur an F ughafen
zur Durchsuchung von Personen und Re segepéck verwendet
worden. Dem Vernehmen nach befnden sch m Fre staat 1.500
wegen Drogende kten verurte te Straftater h nter G ttern.

(Nach fo genden Ber chten: Drogenhund fiir den Bayreuther
Knast. Erste Rauschg ftsplirteams nehmen Arbe t auf: n St.
Georgen d e Schéaferhiind n Yos e. In: Nordbayer scher Kur er
vom 8. Apr 2005; E ne fe ne Nase fiir d e Just z. In: Ma n-Post
vom 9. Apr 2005; ,Fre e M tarbe ter” der Just z. P otprojekt n
JVA Bernau abgesch ossen: .S sko* und Co. schniffe n ndre
Gefangn ssen. In: Trostberger Tageb att vom 11. Apr 2005.)
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Neue Beitrdge zum Straf- und MaBregel-

vollzug

- Hartmut A. G. Bos nsk: Rahmenbed ngungen ntramura er
Therap e von Sexua straftatern. In: Neue Kr m na po tk (NK),
16. Jg. 2004, S. 2-6;

- Chrstne Morgenstern: ,Lebens ang“ ernst nehmen - D e Pra-
x s der ebensangen Fre he tsstrafe. In: NK, 16. Jg. 2004,
S.52-55;

- Gonke Jacobsen: We che Griinde hat der Anst eg der ebens-
angen Fre he tsstrafe und w e ernst st d e Lage? In: NK, 16.
Jg. 2004, S. 56-57;

- Monka Fromme : Lebens ange Verwahrung angeb ch ncht
therap erbarer und extrem gefahr cher Sexua straftater set
1998 n Deutsch and und der Schwe z. In: NK, 16. Jg. 2004,
S. 86-89;

- Wofgang Gottscha k: Entw ckung von Sozaarbet m rus-
s schen Justzvo zug. Bercht Uber d e Zusammenarbe t der
Vo zugsverwa tungen des Geb etes Archange sk und des
Landes Sch esw g-Hosten. In: NK, 16. Jg. 2004, S. 122-
124;

- Freder Dinke und Bernd Mae cke: Irren st (un-)mensch ch!
10 Irrtimer e ner neo-konservat ven Strafvo zugspo tk und
hre W der egung - Thesen des Z ethener Kre ses. In: NK, 16.
Jg. 2004, S. 131-133;

- Martn Hagenma er: Persdn che Erfahrungen mt Inhaft erten,
de as ,gefahr ch“gaten. In: NK, 16. Jg. 2004, S. 135-136;

- Gunter Hnrchs und Den s Koh er: Psych sche Stérungen be
Straftatern. Forens sch re evante Krankhe tsb der. In: NK,
16.Jg. 2004, S. 137-139;

- Eduard Matt: Resoz a serung n der Lebens aufperspekt ve.
In: NK, 16. Jg. 2004, S. 140-143;

- Henz Corne : Gesetzgebungskompetenz fur den Strafvo -
zug - Fédera smuskomm ss on wiinscht Ubertragung auf d e
Lander. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 2;

- Gerhard Rehn: Gegenreform erfasst Strafvo zugsgesetz. Be-
merkungen zur S tuat on des Strafvo zuges aus An ass e ner
drohenden Ver agerung der gesetzgeber schen Zusténd gke t
auf d e Lander. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 3-5;

- Freder Dlnke : Strafvo zug st Landersache!? Was trotz bun-
dese nhe t cher Gesetzgebungskompetenz még ch st - Dar-
geste t am Bespe des offenen Vo zuges. In: NK, 17. Jg.
2005, S. 5-6;

- Joach m Wa ter: Jugendstrafvo zugsgesetz: E n Schr tt nach
vorn oder zuriick n de Ke nstaatere ? In: NK, 17. Jg. 2005,
S.17-18;

- Monca und Gernot Ste nh per: Aufs cht tUber d e Justzvo -
zugsansta ten (§ 151 StVo zG) - Kontro e oder Steuerung des
Strafvo zugs? -. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 19-22;

- Axe Dessecker: De Uberastung des MaBrege vo zugs.
Fo ge von Verscharfungen m Krmnarecht? In: NK, 17. Jg.
2005, S.23-28;

- Mchae Aex: Sozapsycho og sche Uber egungen zur Anfé -

gket von Justzvo zugsbed ensteten fir ,maf 6se Verstr -
ckungen®. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 34-35;

- Mechth d Beresw :,The Soc ety of Capt ves" - Form erungen
von Mann chket m Geféngns. In: Kr m no og sches Journa,
36. Jg. 2004, S. 92-108;

- D. Sefert, B. Sch ffer, G. Bode, F. Schm dt-Quernhe m: Foren-
s sche Nachsorge unverz chtbar, wenn es um d e Ent assung
e nes psych sch kranken Rechtsbrechers geht. In: Neue Ze t-
schr ft fur Strafrecht (NStZ), 25. Jg. 2005, S. 125-128;

- Wofgang Schrever: Essen a s Strafe? - Zug e ch e ne Erw -
derung auf Kéhne, E gene Erndhrung m Strafvo zug, NStZ
2004, 607 ff. -. In: NStZ, 25. Jg. 2005, S. 195-197;

- Thomas Ross und Fredemann Pfaff n: R sk Assessment m
MaBrege vo zug: Grenzen psychometr scher Gefahr chke ts-
prognose m therapeut schen Umfe d. In: Monatsschr ft fur
Kr m no og e und Strafrechtsreform (MschrKr m), 88. Jg. 2005,
S. 1-11;

- Emar Habermeyer: Psych atr sche Krm na prognose n e -
ner ,fachfremden” MaBrege : Erfahrungen mt Probanden vor
bzw. n S cherungsverwahrung. In: MschrKr m, 88. Jg. 2005,
S.12-25;
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- Ph ppWakenhorst: Leben nder ,schw er gen Fre he t“: Sk z-
zen zum e gent chen F uchtpunkt padagog scher Arbet m
Jugendstrafvo zug (Te 2). In: Ze tschr ft far Jugendkr m na -
recht und Jugendh fe (ZJJ), Jg. 15 2004, S. 316-425;

- Deter Rossner: Tater-Opfer-Ausg e ch. Férderung der soz -
a en Verantwortung und Integrat on durch Opferbezug m Ju-
gendstrafvo zug. In: ZJJ, Jg. 16 2005, S. 30-34;

- Chrstan Kropp: Rechtsw dr gke t des gegenwart gen Gefan-
genentransports. In: Ze tschr ft fir Rechtspo t k (ZRP), 38. Jg.
2005, S. 96-98;

- Fredemann Pfaff n: Das Comm ttee for the Preventon of
Torture and Inhuman or Degrad ng Treatment or Pun shment
des Europarats. In: Recht & Psych atr e (R&P), 23. Jg. 2005,
S. 24-30.

Ausgrenzung: Lebensbedingungen, sozialer

Ausschluss und Ruckfall

“t s aso mportant to take a ho stc v ew, rather than ook ng
at d fferent prob ems n so aton. Emp oyment, hous ng and sub-
stance abuse prob ems etc. shoud be vewed ncombnaton. It s
dff cut to redress def c ences nony one area when probems n
d fferent areas tend to be re ated to one another.”

In e nem Art ke von Anders N sson vom Department of Cr m -
no ogy der Un vers tat Stockho m w rd d e Bedeutung von Lebens-
bed ngungen fur den Ruckfa nach Haftent assung untersucht.
Be e ner reprasentat ven Auswah von 346 schwed schen Gefan-
genen wurde der Frage nachgegangen, w e Defzte n versch e-
denen Bere chen (Ausb dung, Beschéft gung, fnanz e e Stuaton,
Wohnen, soz a e Bez ehungen und Gesundhe t) das R s ko, w e-
der straffd g zu werden, m Verg e ch zur Gesch chte der friiheren
Verurte ungen bee nfussen. D e Daten wurden aus Interv ews
und den W ederverurte ungen nnerhab von dre Jahren nach
Ent assung gewonnen.

D e Befunde ze gten e ne kare Bez ehung zw schen Aus-
b dung und Beschéft gung, aber vor a em zw schen e ner Akku-
mu at on von Def z ten und dem Riickfa geschehen. D ese Effekte
ze gten s ch besonders stark be Personen, d e friiher noch n cht
nhaft ert gewesen waren. Be e nem Mange an Beschéft gungs-
mog chke ten oder Wohnungsknapphe t st e3 e ne Verbesserung
der ndvdue en Voraussetzungen an deut che Grenzen.

Be m k aren Zusammenhang zw schen dem Rickfa und der
Anzah der Geféngn saufentha te se zwe fe haft, ob das Geféangn s
und das System der Bewahrungsh fe d e besten Akteure zur Pra-
vent on von Riickfa und soz a em Aussch uss darste e.

(Wo fgang W ttmann)

Lt.: Anders N sson: Lvng Condtons, Soca Excuson
and Recdvsm Among Prson Inmates. In: JOURNAL OF
SCANDINAVIAN STUDIES IN CRIMINOLOGY AND CRIME
PREVENTION 4 (2003), S. 57-83.

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffa genh fe, 13. Jg.
2005, Heft 1, S. 44 1)

Gewalterfahrungen von Frauen in Haft

Im Rahmen e ner reprasentat ven Untersuchung zu Gewat
gegen Frauen n Deutsch and, n der auf der Bas s e ner reprasen-
tat ven Geme ndest chprobe 10.000 Frauen n ganz Deutsch and
umfassend zu hren Gewa terfahrungen, zu hrem S cherhe tsge-
filh und zu hrer psychosoz a en und gesundhe t chen Stuaton
befragt wurden, wurden auch schwerer erre chbarere Te popu a-
tonen befragt. E ne d eser Te popu at onen waren neben Prost -
tu erten und F tcht ngsfrauen auch Frauen n Haft.

A e dre Gruppen waren n deut ch héherem MaBe von kor-
per cher, sexue er und psych scher Gewat sow e von sexue er
Be st gung betroffen as d e Frauen n der Hauptuntersuchung.
Wahrend 58 Prozent der n der Hauptuntersuchung befragten
Frauen von sexue er Be &st gung ber chteten, waren d es be der
Te popu aton , nhafterte Frauen“ 92 Prozent. Auch sexue en
M ssbrauch und sexue e Gewat nder Kndhetund dann m spéa-
teren Erwachsenenater haben d ese n e nem deut ch héheren
MaBe er tten a s d e Frauen n der Hauptuntersuchung.

Das Leben der befragten Frauen war vor der Haft uberpro-
portona durch schwere Gewat mt Ver etzungsfo gen geprégt.
E n auffd g hoher Ante war ganz oder te we se obdach os oder
n anderen vorubergehenden Unterkiinften untergebracht und
mange haft n soz ae Bezuge e ngebunden. Nur 46 Prozent der
Frauen n Haft waren n hrer K ndhe t ganz oder iberw egend be
be den eb chen E tern aufgewachsen. In der Hauptuntersuchung
waren es 81 Prozent.

D e Frauen s nd auch wahrend der Haft we ter Formen von
psych scher und phys scher Gewa t ausgesetzt, so ber chteten 36
Prozent, kérper che Gewat, und 69 Prozent psych sche Gewa t
wahrend der Inhaft erung er ebt zu haben. A's Tater und Tater n-
nen wurden mt Abstand am hauf gsten M tgefangene genannt.
A erdngs st auch das Persona n den Justzvo zugsanstaten
benannt worden. Von sexue er Gewa t oder auch sexue er Be as-
t gung haben nur sehr wen ge Frauen ber chtet.

A s E nschrankung muss erwahnt werden, dass m Gegensatz
zur Hauptuntersuchung d e Zusammenste ung der Te popu at on
snhaft erte Frauen® n cht reprasentat v war.

Dennoch muss man sch der Sch ussfo gerungen aus dem
Ber cht ansch eBen: Es besteht e ne besondere Verantwortung
gegenliber nhaft erten Frauen, d ese m Kontext der Hafts tuat on
ausre chend vor kérper cher und sexue er Gewat zu schitzen.
(ib)

Que e: Lebenss tuat on, S cherhe t und Gesundhe t von Frau-
en n Deutsch and - e ne reprasentat ve Untersuchung zu Gewa t
gegen Frauen n Deutsch and (Zusammenfassung zentra er Stu-
d energebn sse). Der Ber cht steht as down oad auf der Home-
page des Bundesm n ster ums fiir Fam e, Sen oren, Frauen und
Jugend www.bmfstj.de (Stchwort —> Forschungsnetz — For-
schungsber chte) zur Verfligung.

Bezugsste e: BMFSFJ, 53107 Bonn, Te .: 0 18 05 32 93 29,
E-Ma : broschirenste e@bmfsfj.bund.de

(Aus: BAG-S, Informatonsd enst Straffa genh fe, 13. Jg.
2005, Heft 1, S. 35.)

,GroBbritannien: Wiedereingliederungsre-

sultate nach Haftentlassung

A 's Sch Usse faktoren fiir e ne erfo gre che soz a e W edere n-
g ederung von Haftent assenen werden mmer w eder dentfz ert:
Arbe t, Ausb dung oder Tra n ng und Wohnung.

D e Hauptergebn sse d eses schon zum zwe ten Ma durch-
geflhrten Surveys:

- Gefangene, d e ver Wochen vor hrer Inhaft erung n Beschéf-
tgung, Tranng oder Ausb dung (BTA) waren, kommen mt
erheb ch héherer Wahrsche n chket nach der Entassung
w eder n BTA (59%) a s jene, d e vor der Haft erwerbs os und
ncht nAusb dung waren (17%). E n starker Zusammenhang
zur Aufnahme von BTA nach der Ent assung ze gte s ch auch
fur d ejen gen, d e wahrend der Haft Fam enbesuche empfan-
gen hatten und fur d e e ne Wohnung zum Ent assungsterm n
zur Verflgung stand.

- De Mehrzah der BTA Arrangements se en durch Fam e,
Freunde und / oder persén che Kontakte n der Geme nde
zustande gekommen. Be Personen, de ne n BTA waren,
se en Agenturen stérker nvo v ert gewesen.

- Vorder Haft nprvatem oder gem etetem Wohnraum ge ebt zu
haben, wahrend der Haft Besuche von Fam enangehér gen
oder Partnern bekommen zu haben, ke n Drogenprob em vor
der Inhaft erung gehabt zu haben und v er Wochen vor der In-
haft erung n BTA gewesen zu se n, erhdhen d e Wahrsche n-

chke t, auch nach der Haft w eder e ne Wohnung zu f nden.

- Ca. en Drtte der Gefangenen habe gar ke nen Besuch be-
kommen; hre Chance, e ne Wohnung oder e nen Job zu be-
kommen, se deut ch ger nger.

- Ene von den Autoren gezogene Schussfo gerung st, dass
d e Moég chke ten, Fam en und Lebenspartner n d e Bemu-
hungen um soz a e W edere ng ederung von Strafgefangenen
e nzubez ehen, ausgewe tet werden so ten.

(Wo fgang W ttmann)



Que e: Stephen N ven / Duncon Stewart: Resett ement out-
comes on re ease from prson n 2003. In: FINDINGS 248, ed. by
Home Off ce Research, Deve opment and Stat st cs D rectorate,
London, 24. Februar 2005.

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffa genh fe, 13. Jg.
2005, Heft 1, S. 40.)

Aktiv Gesund® - ein Projekt flr inhaftierte

Frauen

Se t 1975 ex st ert der Arbe tskre s ,Sport n Just zvo zugsan-
staten“ as off ze er Berater des Just zm n sters NRW zu d esem
Thema. De Mtg eder des Arbe tskre ses setzen sch zusam-
men aus Vertretern und Vertreter nnen der Just z, des Landes-
SportBundes NRW und der Sportjugend NRW. E n An egen des
Arbe tskre ses st es, deut ch zu machen, dass Sport mehr stas
e ne Form der Fre ze tgesta tung n Haft, sondern versch edenste
pos t ve Ausw rkungen hat b s h n zur Verbesserung von nd v du-
e en Resoz a s erungschancen.

Im Februar 2004 wurde der Absch ussber cht des ganzhe t-
chen Projektes zur Gesundhe tsférderung durch Sport m Straf-
vo zug mtdem Tte ,Aktv Gesund“ vorge egt.

In der JVAW ch Il - e ner Just zvo zugsanstat fir Frauen n
NRW - haben zw schen August 2002 und Apr 2003 nsgesamt
15 Frauen an e nem Programm te genommen, be dem e nma
woéchent ch ca. 60 M nuten ang versch edene Sportangebote
und ca. 30 M nuten ,Hea th Care” (Informat onen zu Erndhrung,
Korperbewusstse n etc.) angeboten wurden. Para e dazu wur-
den e ne Befragung und e ne Untersuchung zur w ssenschaft-

chen Auswertung Uber den Nutzen e nes so chen Programms

durchgefiihrt. Be der Grundor ent erung des Projektes wurden
frauenspez f sche Aspekte berlcks cht gt, darunter d e kérper che
Verfassung nach e ner haufg be den nhafterten Frauen vor-
egenden Betdubungsm tte abhéng gke t bzw. d e Erfahrungen
enes Katen Entzuges we auch dem Bedlrfns nach eher am
+-We ness” oder ,Woh fih -Bedirfn s* ausger chteten Interesse.
Das Programm bestand aus e ner Theor e- und Prax s-M schung,
bestehend aus sport cher Betét gung und Verm tt ung von W ssen
Uber Gesundhe t, verbunden mt v e Entspannung.

D e Auswertung ze gte e nen deut chen Effekt be den Fak-
toren ,Gew cht“ und ,Se bstbewusstse n“. Be we teren Faktoren,
w e Reduz erung des Z garettenkonsums oder Ste gerung der kor-
per chen Le stungsféh gke ten re chten d e St chproben n cht aus,
um s gn f kante Anderungen festzuste en. Im Laufe des Projekt-
ver aufes hat s ch d e sehr heterogene Gruppe zu e nem Team zu-
sammengefunden, n dem Farness, gegense t ge Unterstlitzung
aber auch Spaf3 w cht ge Faktoren m Umgang m te nander waren.
D eser postve Umgang wrkte sch auch auf das Verhaten m
Hafthaus aus.

Im Absch ussber cht wurde festgeha ten, dass d e Frauen so-
woh n phys scher w e auch psych scher S cht aus dem Projekt
prof t ert haben. E ne nteressante Anregung entw cke ten d e Ver-
fasser und Verfasser nnen des Absch ussber chtes: Ausgehend
davon, dass es m Vo zug kare Rcht nen Uber e ne ausgewo-
gene Erndhrung gabe und lbera Arbe tsschutzvorschr ften ga -
ten, musste es doch konsequenterwe se auch flr den Ansta tsarzt
mog ch se n, be entsprechender Ind kat on Sport a s gez e te Be-
hand ungsmaBnahme verb nd ch nden Vo zugsp an aufnehmen
zu assen.

Bedauer cherwe se st das Programm b sher weder n der
JVA W ch Il noch n ener anderen Frauenjust zvo zugsansta t
w ederho t worden. (j-b)

Que en: ,Aktv Gesund“ - e n ganzhet ches Projekt zur Ge-
sundhe tsférderung durch Sport m Strafvo zug - Absch ussber cht
e ner Exp orat onsstud e. Herausgeber: Sportjugend NRW m Lan-
desSportBund NRW e.V., Fredr ch-A fred-Str. 25, 47055 Du s-
burg.

We tere Informat onen zum Arbe tskre s unter
www.w r- m-sport.de/temp ates/sportjugend/ —> Themen & Ze -
gruppen —> Projekte & Programme — Programm ,Sport n Just z-
VO zugsansta ten®.

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffd genh fe, 13. Jg.
2005, Heft 1, S. 17.)
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Psychisch kranke Straftater

Unter d esem Rahmentte steht Heft 1, 52. Jahrgang 2005,
der Ze tschr ft ,Bewahrungsh fe“. Das Heft enthat fo gende e n-
sch &g ge Be trage:

- Jorg-Martn Jehe: Strafrecht che Unterbrngung n e nem
psych atr schen Krankenhaus - Rechtsw rk chket und aktu-
e e Probeme - (S. 3-14);

- Norbert Scha ast, Sy va Mushoff, R ta Demmer ng: W e s nd
Patenten des § 64-MaBrege vo zugs kr mno og sch e nzu-
ordnen? (S. 15-29);

- Kathar na Bennefe d-Kersten: Psych sch auffa ge Menschen
m Geféngn s — e ne Erhebung m n ederséchs schen Strafvo -
zug (S. 30-40);

- Mchae Stes-Genn: Ist de Bewahrungsh fe auf psych sch
kranke Probanden gut vorbere tet? E ne krtsche Bestands-
aufnahme (S. 41-51);

- Astrd He merd nger: ,Gefahr che Straftater”: e ne Prob em-
gruppe der Krmnapo tk? (S. 52-56).

AuBerdem entha t das Heft u.a. noch e nen Nachruf auf He ga
E nse e (S. 40) und e nen kr m na po t sch-kr m no og schen Be -
trag von Her bert Ostendorf zum Verha tn s von Kr m na préavent on
und Strafe: Mehr Praventon und wen ger Strafe, wen ger Pra-
vent on und mehr Strafe oder mehr Pravent on und mehr Strafe?
(S.57-66). Der Verfasser sprcht sch m Interesse von Vernunft
und Mora flr e nen zurtickha tenden Gebrauch von Fre he tse n-
schrankungen aus. ,Aber n cht nur der Humanaspekt ver angt re-
press ve Zuriickha tung, auch der Vernunftaspekt der Okonom e.
Repress on st rege maB g teurer a s Praventon.” (S. 66)

Neue Jugendarrestanstalt auf Hahnofer-

sand

Nach e njahr ger Bauzet wurde am 22. Apr 2005 d e neue
Jugendarrestanstat auf der E b nse Hahndfersand e ngewe ht.
In dem neu err chteten Gebaude stehen 20 moderne Arrestp atze
zur Verfugung. Das neue Gebéude auf Hahnéfersand b e-
tet mt Gruppenrdumen, Werk-, Computerraum und moder-
nen Arrestp atzen de Bass fir e ne optmae Umsetzung des
Vo zugskonzepts: D e Arrestzet wrd ntensv zur postven er-
z eher schen Bee nfussung der Arrestanten genutzt. H erzu ge-
hért en kar geg ederter Tagesab auf mt engen Vorgaben. In
Arbe tsgruppen und E nze gesprachen w rd mt den Jugend chen
gearbe tet. Durch d e rAum che Nahe zu der Just zvo zugsanstat
Hahnéfersand kann der Jugendarrest m Bedarfsfa auf das dor-
t ge Fachpersona, w e Psycho ogen und med z n sches Persona
zurtickgre fen. Zudem kénnen d e dort gen Sportan agen m tge-
nutzt werden. AuBerdem st d e Arrestanstat n das A armsystem
der Gesamtanstat ntegrert. Speze fir den Jugendarrest wrd
e n Bus-Shutte nach Cranz und F nkenwerder mt e nem e ge-
nen Fahrzeug e nger chtet. Von dort verkehren L n enbusse
etwa zum Bahnhof Atona mt e ner Fahrzet von ca. 40 mn. Zu
E nschrédnkungen be der Te nahme am Schu besuch, aufen-
den Ausb dungen oder Arbet kommt es daher aufgrund der
ArrestverbiiBung n cht.

An dss ch der Enwehung der neuen Raume ste ten
Just zsenator Dr. Roger Kusch und der D rektor der K n k fur K nder-
und Jugendpsych atr e des UKE, Prof. Dr. Peter R edesser, e n
neues geme nsames Konzept vor. Im Rahmen e nes P otprojekts
w rd kiinft g e n jugendpsych atr sch geschu ter Arzt der K n k neue
Arrestanten untersuchen und dem Jugendarrest beratend zur
Se te stehen, wenn grav erende psych sche Stérungen vor egen.

Der Jugendarrest st e n wchtges Instrument m System ju-
gendger cht cher MaBnahmen. Er st noch ke ne Jugendstrafe -
aber ,e n Schuss vor den Bug” fir den Arrestanten. Jugendarrest
kann b s zu e ner Dauer von v er Wochen vo zogen werden und
wrd von e nem Jugendr chter Uberwacht. In den vergangenen
Jahren wurde n Hamburg mmer hauf ger Jugendarrest vo zo-
gen:

1999 | 2000 | 2001 | 2002 |2003 | 2004

Arreste 63 104 145 203 297 414

(Nach e nem Ber cht der Staat chen Presseste e der Fre en
und Hansestadt Hamburg vom 22. Apr 2005.)
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... die im Dunkeln sieht man nicht.”“ -
Perspektiven des Strafvollzugs

Festveranstaltung am 12. November 2005
anlasslich des 75. Geburtstages von Prof. Dr. Georg
Wagner im Senatssaal der Ludwig-Maximilians-
Universitat Miinchen

Veransta ter s nd d e Faku tat fir Psycho og e und Padagog k
der Ludw g-Maxm ans-Un vers tat - an der Georg Wagner a s
Honorarprofessor flir Rechtspsycho og e tét g st - und der Arbe ts-
kre s der Psycho ogen m Just zvo zug.

Programm:
11.00-11.30 BegruBung, E nfiihrung
Dr. ph . W Pecher, Ansta tspsycho oge JVA Miinchen;
Lehrbeauftragter fir Rechtspsycho og e an der LMU
Minchen
11.30-12.00 GruBworte
N. N., Dekan der Fakutat fur Psychooge und

Péadagog k der LMU Minchen
Mnsteradrgent Hermann
Korndorfer, Le ter der Abte - ung

Strafvo zug m Bayer. Staatsm n ster um der Just z
Prof. Dr. ur. Dr. h.c. He nz MU er-D etz, em. Lehrstuh n-
haber fur Strafrecht, Strafprozessrecht, Strafvo zug und
Krm no og e an der Un vers tét des Saar andes
Ltd. Reg erungsd rektor Hans-Herbert Moser, Le ter der
JVA Miinchen
12.00-13.00 ,Strafvo zug gestern, heute und morgen*
Prof. Dr. ph . Rudo f Egg, D rektor der Kr m no og schen
Zentraste e n W esbaden
14.00-14.45 ,D e verratene Reform*
Dr. ph . Gerhard Rehn, ehem. Le ter der Abte ung Vo -
zugsgesta tung m Strafvo zugsamt der Just zbehérde
Hamburg
14.45-15.15 ,Zusammenarbe t von Psycho ogen und Jur sten”
Dr. ur. Kar Peter Rotthaus, Préas dent des Just zvo zugs
amts Rhe nand a.D.
15.15-16.00 ,Perspekt ven des Strafvo zugs*”
M n steradrgentn Dr. ph . Mon ca Ste nh per,
Letern der Abte ung Justzvo zug m
N ederséchs schen Just zm n ster um
16.30-17.45 Pod umsd skuss on: D e Ro e der Psychoog e flr
d e We terentw ck ung des Strafvo zugs
Moderat on: Ltd. Reg erungsd rektor n E sava Schéner,
Le ter n der Soz a therapeut schen Ansta t Er angen

Der Senatssaa befndet sch m Hauptgebaude der Ludw g-
Max m ans-Un vers tat, Geschw ster-Scho -P atz 1, sid. Trakt,
m 1. Stock. U-Bahn-Ha teste e: Un vers tat.

Fiar M ttags mbss, Kaffee und Pausengetranke wrd en
Unkostenbe trag von 10,- € erbeten. Nach dem Kongress be-
steht d e MOg chke t zum Abendessen m Ratske er (auf e gene
Rechnung).

Ubernachtungsmég chke ten stehen n begrenztem Umfang
n der Bayer schen Beamtenfachhochschu e Starnberg fiir 16,20 €
pro Nacht zur Verfligung. Voranme dung h erzu erforder ch unter:
Dr. Pecher@t-on ne.de

11. Deutscher Préaventionstag in Nirnberg

Am 8. und 9. Ma 2006 f ndet der 11. Deutsche Pravent onstag
n Nirnberg statt. Das Schwerpunktthema des Kongresses st
~Sport und Praventon®. Den Te nehmer erwarten nteressante
Vortrage, Projekt nformatonen und D skuss onen zum Gesamt-
bere ch der Praventon. We be den friiheren Veransta tungen
besteht d e Még chket e ner aktven Bete gung am Deutschen
Pravent onstag. We tere Informat onen zu den Bere chen: Offenes
Forum, Informat onsstdnde, Sonderausste ungen, Infomob e,
Eventblhne und F mforum f nden s ch auf der Internetse te:
www.praevent onstag.de unter ,11. Deutscher Pravent onstag®.
Das deta erte Kongressprogramm ersche nt Anfang 2006.

DPT- Deutscher Pravent onstag geme nniitzge GmbH, Am
Water oop atz 5 A, 30169 Hannover

(Te.: 0511 /2 3549 49, Fax: 05 11 /2 35 49 50,
E-Ma : DPT@praevent onstag.de, www.praevent onstag.de)

Hauptsache ist, dass nichts passiert?

Selbstbild und AuBendarstellung des Justivollzuges
in Deutschland

Unter d esem Tte und Untertte steht e ne Fachtagung, de
vom 20. bs 22. November 2005 m Kard na -von-Ga en-Haus,
Stape fe der K rchstr. 13, 49661 C oppenburg, n Zusammenarbe t
der Katho schen Akadem e und He mvo kshochschu e Kard na -
von-Ga en-Haus mt dem N ederséachs schen Justzm n ster um
durchgefuhrt wrd. Tagungsbegnn st am Sonntag, 20.11.,
14.30 Uhr, Tagungsende am D enstag, 22.11., 14 Uhr. Tagungs-
e ter s nd Dr. Barbara Kappenberg, Dozent n, Kard na -von-Ga en-
Haus, und Gerd Koop, Le ter der JVA O denburg. Vorgesehen s nd
u.a. neben GruBworten und e ner Eréffnungsansprache der N e-
derséachs schen Just zm n ster n fo gende Referate:

- S mone Detz: D e S cherhe t der offenen Gese schaft;
- Martn K ngst: De Vorurte e der Presse und d e Auswege

h eraus;

- Mon ca Ste nh per: Hauptsache st, dass n chts pass ert?;

- Wof Lotter: Scherhets - R s ko;

- Werner Greve: Das Produkt Scherhet: De Qua tat hangt
vom Kunden ab;

- Rudof Egg: We erfogrech st der Strafvo zug? Ergebn sse
der Riickfa forschung;

- Thomas Wo f: Der Umgang der Strafvo streckungskammer
mt R s ko-S tuat onen;

- Bernd Mae cke: Wer zu neuen Ufern w , darf das Meer n cht
frchten! Perspekt ven des Just zvo zuges n Deutsch and;

- Peter Ober ander: ,Was so m Vo zug pass eren? V deo-
dokumentat on: Vo zug aus der S cht von Betroffenen und

Angehor gen.

Ferner s nd Arbe tsgruppen zu fo genden Themen vorgese-

- Rskomanagement m Justzvo zug und n der Justz;

- Was pass ert, wenn n chts mehr pass ert?;

- Wenn ch’s ncht rchtg machen kann — W e entsche de ch
mch m Zwe fe ?;

- Veréndertes Se bstverstandn s der Justzvo zugsbed enste-
ten: Nur noch D enst e ster der Offent chke t?;

- Justzvo zugund Po ze —Partnerschaft n Sachen S cherhe t;
Ist der Just zvo zug noch behand ungsféh g?;

- Sozae Scherhet m Justzvo zug — nur en hohes
Sch agwort?; De Ro e des Opfers m Strafvo zug — ene
Bauste e?;

- Der Justzvo zug auf dem Weg zu e ner Marke?

D e Kosten fir d e Te nahme betragen 145,- €. Anme dungen
werden schr ft ch oder per E-Ma erbeten an: Kard na -von-Ga en-
Haus, Katho sche Akadem e und He mvo kshochschu e, Stape -
fe der Krchstr. 13, 49661 C oppenburg, z. Hd. Frau Ste ner-du
Poe, E-Ma : vste ner@kard na -von-ga en-haus.de.

Zum Anstieg der Gefangenenzahlen in den
USA

Nach M tte ungen des Amts fir Just zstat stk st d e Zah der
Gefangn s nsassen n den Vere n gten Staaten trotz rick auf ger
Krm na téat we ter gest egen. Zw schen M tte 2003 und M tte 2004
héatten mehr as 2,1 M onen Burger e ne Fre he tsstrafe verb(iBt.
Dam t se en 726 Gefangene auf 100.000 E nwohner entfa en. Das
“Just ce Po ce Insttute” - das fur d e Verw rk chung neuer Kon-
zepte nderKrmnapo tkentrtt-krtserte,damthéttend e USA
den traur gen ersten P atz m t dem héchsten Ante an Strafgefan-
genen, gemessen an der Bevo kerungszah , we ter ausgebaut. D e
Stud e fuhrt d e hohe Zah der Gefangn s nsassen vor a em auf
Strafverschéarfungen zurilick, d e nament ch zur Bekdmpfung von
Rauschg ftde kten e ngefiihrt worden se en. A s we tere Ursachen
ge ten demnach mehr Verhaftungen auf okaer Ebene wegen
ger ngflig ger Straftaten sow e d e Zunahme psych sch kranker
Gefangn s nsassen, de zuvor n psych atr schen E nrchtungen
untergebracht gewesen se en. Der Stud e zufo ge gehéren mehr
a s 60 Prozent der Inhaft erten ethn schen M nderhe ten an.

(Nach dem Ber cht: Haft ngsrekord n den Vere n gten Staa-
ten. In: Frankfurter A geme ne Ze tung vom 30. Apr 2005,
S.9)



Aus der Rechtsprechung

§§ 66, 66b StGB, 275a Abs. 5 StPO (Zu
den Voraussetzungen fiir die Anordnung
nachtraglicher Sicherungsverwahrung)

Die die besondere Geféhrlichkeit begriindenden
Tatsachen im Sinne des § 66b StGB miissen nicht wah-
rend des Vollzugs der Freiheitsstrafe neu eingetreten
sein; vielmehr geniigt es, wenn sie in diesem Zeitraum
bekannt werden.

Besch uss des 1. Strafsenats des Thir nger Ober andesge-
r chts vom 9. Dezember 2004 - 1 Ws 375/04 -

Griinde

Durch Urte des Amtsger chts Sonneberg — Schéffenger cht —
vom 22.11.2000 — Schoffenger cht — (Az.: 511 Js .../99 - 1 Ls (501),
rechtskraftg set dem 27.11.2000, wurde der Beschwerdeflhrer
unter E nbez ehung der durch das Urte des Amtsgerchts H d-
burghausen vom 06.04.2000 (Az.: 371 Js .../99 - 1 Ds), rechts-
kraft g se t dem se ben Tage, verhangten Strafen zu e ner Gesamt-
fre he tsstrafe von dre Jahren verurte t. D e Verurte ung durch
das Amtsger cht Sonneberg erfo gte wegen Vergewa t gung; der
Verurte ung durch das Amtsger cht H dburghausen agen D eb-
stah n Tatmehrhet mt Trunkenhet m Verkehr und D ebstah m
besonders schweren Fa (Gesamtfre he tsstrafe von neun Mona-
ten) zugrunde. D e E nsatzstrafe fir d e Vergewa t gung egte das
Amtsger cht Sonneberg - Schoffenger cht - auf zwe Jahre und
sechs Monate fest, mt den E nze strafen von dre und s eben Mo-
naten aus dem Urte des Amtsger chts H dburghausen wurde d e
Gesamtfre he tsstrafe von dre Jahren geb det.

Der Beschwerdetlihrer war zuvor bere ts erheb ch strafrecht-

ch n Ersche nung getreten. Der Bundeszentra reg sterauszug
we st nsgesamt 14 E ntragungen auf. So wurde er sebenma n
der DDR verurte t, wobe den ersten sechs Verurte ungen jewe s
D ebstah sde kte, unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen,
vorsatz che Sachbeschad gung und Kérperver etzungsde kte zu-
grunde agen. Mehrmonat ge bzw. mehrjéhr ge Fre he tsstrafen
wurden vo streckt. Durch Urte des Kre sger chts Smmerda vom

gen versuchter Vergewa t gung, vorsatz cher Sachbeschad gung
und Debstahs zu e ner Fre he tsstrafe von zwe Jahren. Nach
der W edervere n gung kam es zu we teren s eben rechtskraft gen
Verurte ungen. Dre deser Verurte ungen, so vom Kre sger cht
Sémmerda vom 25.05.1992, vom Amtsger cht Sémmerda vom
10.03.1994 und vom Amtsger cht H dburghausen vom 06.04.2000
(oben genannt) agen jewe s weder de De kie Trunkenhet m
Verkehr, uner aubtes Entfernen vom Unfa ort, Fahren ohne
Fahrer aubn s und D ebstah zugrunde. Mt Urte des Amtsger chts
Erfurt vom 22.07.1993, rechtskraftg set dem 26.05.1994, Az.:
830 Js .../93 - Ls, wurde der Verurte te wegen Raubes n m nder
schwerem Fa zu e ner Fre he tsstrafe von zwe Jahren und sechs
Monaten verurte t. Das Landger cht Erfurt verurte te den Be-
schwerdefuhrer sch eB ch am 01.02.1995, rechtskréft g se t dem
se ben Tag (Az: 701 Js .../94 - 2 K s), wegen Vergewatgung zu
e ner Gesamtfre he tsstrafe von v er Jahren. E nbezogen wurden
h erbe d e Entsche dung vom 22.07.1993 sow e d e Entsche dung
des Amtsger chts Sémmerda vom 10.03.1994.

Am 04.12.1994, rechtskraft g se t dem se ben Tag (Az.: 980 Js
.../195 - 1 Ks), erfo gte durch das Landger cht Erfurt d e Verurte ung
wegen Totsch ags be verm nderter Schu dféh gke t zu e ner Fre -
he tsstrafe von dre Jahren und sechs Monaten. D e Unterbr ngung
n e ner Entz ehungsansta t wurde angeordnet. Sch eB ch erfo gte
de etzte Verurte ung durch das Amtsger cht Sonneberg am
22.11.2000 wegen Vergewa t gung.

D ese Strafe verbiBt der Verurte te nunmehr set dem
17.12.2001. Der Zwe dr tte ze tpunkt war am 16.12.2003. Mt
Besch uss der Strafvo streckungskammer des Landger chts Me -
nngen vom 03.09.2003 wurde d e Aussetzung der Vo streckung
des Restes der Fre he tsstrafe aus dem Urte des Amtsger chts
Sonneberg zur Bewadhrung abge ehnt. Der Besch uss er angte
Rechtskraft am 24.09.2003. Das Strafende datert auf den
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16.12.2004, daran st e ne Ersatzfre he tsstrafe von v er Tagen
wegen Trunkenhet m Verkehr not ert. Nach § 43 StVo zG snd
zehn Tage angespart, so dass e n Anspruch auf Ent assung zum
10.12.2004 besteht.

Mt Verfigung vom 13.10.2004 beantragte de Staatsan-
wa tschaft Me n ngen gem. § 66b Abs. 1 StGB . V. m. § 66 Abs. 1,
2, 3 StGB fur den Verurte ten d e nachtrdg che S cherungsver-
wahrung anzuordnen, e n Sachversténd gengutachten zur Geféahr-
chke tsprognose e nzuho en, gem. § 463 Abs. 3 Satz 5 StPO
dem Verurte ten e nen Pf chtverte d ger be zuordnen (§ 140 Abs.
2 StPO) und gem. § 275 Abs. 5 Satz 1 StPO d e vor &uf ge Unter-
br ngung anzuordnen.

Das n anderem Zusammenhang e ngeho te psych atr sch-
psycho og sche Gutachten vom 04.06.2004 des D p .-Psycho ogen
K. kommt zu dem Ergebn s, dass be dem Verurte ten e ne d sso-
z ae Person chke tsstérung vor egt sow e e n schweres A koho -
abhang gke tssyndrom. Wegen mange hafter Abst nenzféh gke t
bestehe we terer Behand ungsbedarf. Im Fa e nes Tr nkruckfa s
se en neuer che schwere und schwerste Strafhand ungen extrem
wahrsche n ch. Enscht n de Notwend gket e ner Therap e und
Behand ungsbere tschaft ege be m Verurte ten n chtvor. Er habe
unm ssverstand chundm tNachdruck zu verstehen gegeben, dass
er nkenem Fa beret se, nach Strafende m Dezember d eses
Jahres n den MafBrege vo zug zuriickzugehen. E ne nachhatge
Ause nandersetzung mt der strafrecht chen Vorgesch chte habe
n cht stattgefunden. Im Gesamtb d se d e Prognose zum gegen-
wart gen Ze tpunkt zwe fe sfre unglnst g.

Auswe s ch der Ste ungnahme der JVA U. vom 16.09.2004
war der Verurte te mehrmas - m Januar 2001 und m Oktober
2003 - gegenuber Bed ensteten der Just zvo zugsanstat verba
aggress v aufgetreten und hat dabe schwere Straftaten ange-
droht; auch drohe er mt mass ver Gewa tanwendung gegen s ch
se bst.

Durch Unterbr ngungsbefeh vom 03.11.2004 ordnete das
Landger cht Me n ngen b s zur rechtskréft gen Entsche dung Uber
den Antrag der Staatsanwa tschaft Me n ngen vom 13.10.2004 auf
Anordnung der nachtrdg chen S cherungsverwahrung gegen den
Verurte ten d e Unterbr ngung n e ner Just zvo zugsanstat an.

Gegen den dem Verte d ger am 12.11.2004 zugeste ten Be-
sch uss egte d eser mt Schre ben vom 19.11.2004, e ngegangen
be Gercht am 22.11.2004, Beschwerde e n. Er begriindet de
Beschwerde m Wesent chen dam t, dass bere ts m Ze tpunkt der
Verurte ungen d e Voraussetzungen des § 66 StGB vorge egen
héatten und e n we teres Gefahrdungspotent a aus dem Strafvo -
zug n cht erkennbar se .

D e Thir nger Genera staatsanwa tschaft hat n hrer Ste ung-
nahme vom 02.12.2004 beantragt, d e Beschwerde a s unbegriin-
det zu verwerfen.

D e gemé&B § 304 Abs. 1 StPO statthafte und auch m Ubr gen
zu ass ge Beschwerde hat n der Sache ke nen Erfo g.

D e Voraussetzungen fiir den Er ass des vor &uf gen Unter-
br ngungsbefeh s gem. § 275a Abs. 5 Satz 1 StPO egen vor. Es
bestehen dr ngende Griinde fir d e Annahme, dass d e nachtrag-

che S cherungsverwahrung nach § 66b StGB angeordnet w rd.

GemanB § 66b Abs. 1 StGB kann das Ger chtd e Unterbr ngung
n der S cherungsverwahrung nachtrédg ch anordnen, wenn nach
e ner Verurte ung wegen e nes Verbrechens gegen das Leben,
d e korper che Unversehrthet, d e persén che Frehet oder de
sexue e Se bstbest mmung oder e nes Verbrechens nach den §§
250, 251, auch n Verbndung mt den §§ 252, 255, oder wegen
enes der n § 66 Abs. 3 Satz 1 genannten Verbrechens vor Ende
des Vo zugs d eser Fre he tsstrafe Tatsachen erkennbar werden,
d e auf e ne erheb che Gefahr chke tdes Verurte tenfiirdeA ge-
me nhet hnwe sen, und d e Gesamtwird gung des Verurte ten,
se ner Taten und erganzend se ner Entw ck ung m Strafvo zug
erg bt, dass er mt hoher Wahrsche n chket erheb che Straftaten
begehen wrd, durch we che de Opfer see sch und kdrper ch
schwer geschéad gt werden, und wenn d e Ubr gen Voraussetzun-
gen des § 66 erfu t s nd.

Der n Bezug genommene § 66 StGB bestmmt n Abs. 1,
dass das Ger cht neben der Strafe de S cherungsverwahrung
anordnet, wenn der Tater wegen vorsétz cher Straftaten, d e er
vor der neuen Tat begangen hat, schon zwe ma jewe s zu e ner



296 ZfStrVo 5/ 05

Fre he tsstrafe von m ndestens e nem Jahr verurte t worden st
und er wegen e ner oder mehrerer d eser Taten vor der neuen Tat
fir de Zet von m ndestens zwe Jahren Fre he tsstrafe verb(iBt
oder sch m Vo zug e ner fre he tsentz ehenden MafBrege der
Besserung und S cherung befunden hat; d e Verwe sung auf § 66
betr fft n cht auch dessen Abs. 1 Nr. 3.

D e ndesen Vorschr ften genannten forma en Voraussetzun-
gen fiir e ne nachtrdg che Anordnung der S cherungsverwahrung
snd erfl t. Der Verurte te verblBt derzet e ne Fre he tsstrafe
wegen Vergewatgung aus der Verurte ung des Amtsger chts
Sonneberg vom 22.11.2000 (§ 66b Abs. 1 StGB). Zuvor war er
durch Urte e des Landger chts Erfurt vom 04.12.1995 wegen
Totsch ags zu e ner Fre he tsstrafe von dre Jahren und sechs
Monaten und vom 01.02.1995 wegen Vergewatgung u.a. zu e -
ner Gesamtfre he tsstrafe von v er Jahren verurte t worden. Des
we teren egt e ne Verurte ung zu e ner Gesamtfre he tsstrafe von
zwe Jahren und sechs Monaten durch das Kre sger cht Erfurt
wegen Raubes u.a. vom 22.07.1993 vor (§ 66 Abs. 1 Nr. 1 StGB).
Hnscht ch deser Taten befand s ch der Verurte te lGber zwe
Jahre b s Dezember 1998 m Straf- bzw. m MaBrege vo zug (§
66 Abs. 1 Nr. 2 StGB).

Es sprechen auch dr ngende Grinde (§ 275a Abs. 5 Satz 1
StPO) dafiir, dass vor Ende des Strafvo zuges Tatsachen erkenn-
bar geworden s nd, d e auf e ne erheb che Geféhr chke t des Ver-
urte ten fir d e A geme nhe t h nwe sen.

Das am 29.07.2004 n Kraft getretene Gesetz zur E nflihrung
der nachtrdg chen S cherungsverwahrung s eht nach § 66b StGB
e ne nachtrag che S cherungsverwahrung vor, wenn wéahrend des
Strafvo zugs neue Tatsachen bekannt werden oder hervortreten,
d ed e Gefahr chke tdes Verurte ten ne nemneuen L chtersche -
nen assen. Bekannte Tatsachen - w e etwa d e berets m Urte
dokument erte kr m ne e Karr ere des Verurte ten - rechtfert gen
d e nachtrag che Anordnung der S cherungsverwahrung n cht.
Erfasst werden so en nur soche Tater, deren besondere Ge-
fahr chke ts ch erstnach hrer Verurte ung wéahrend der Haft ze gt
(s ehe Begr. des RegE e nes Gesetzes zur E nfiihrung der nach-
trdg chen S cherungsverwahrung, BT Drucks 15/2887 S. 11 f.).

So che erst wahrend des Vo zuges hervorgetreten Umstande
kénnen etwa se n: Drohungen des Verurte ten, nach der Ent as-
sung we tere Straftaten zu begehen, d e Begehung e ner erneuten
Straftat wahrend des Vo zugs der Fre he tsstrafe, ntens ve Kon-
takte zu e nem gewatbereten M eu aus der Haft heraus. Aber
auch w ederho te verba aggress ve Angr ffe des Verurte ten auf
Bed enstete der Just zvo zugsanstat wahrend des Strafvo zugs
kdnnen Tatsachen m Snne des § 66b StGB darste en (s ehe
Begr. Des RegE BT Drucks 15/2887 S. 12).

D e de besondere Geféhr chket begriindenden Tatsachen
mussen n cht wahrend des Vo zugs der Fre he tsstrafe neu e n-
getreten se n; ve mehr geniigt es, wenn se n d esem Ze traum
bekannt werden (s ehe Begr. des RegE e nes Gesetzes zur E n-
fihrung der nachtrag chen S cherungsverwahrung, BT Drucks
15/2887 S. 12). Nur so kann nach dem W en des Gesetzgebers
dem Schutz nteresse der A geme nhet entsprochen werden.
Dem tragt das Landger cht Me nngen n se nem angefochtenen
Besch uss Rechnung, ndem es fir se ne Gefahr chke tsbeurte -
ung maBgeb ch auf d e erst m Strafvo zug bekannt gewordenen
Tatsachen abste t.

Der Beschwerdefiihrer hat m t den w ederho ten verba aggres-
s ven Angr ffe auf Vo zugsbeamte, verbunden mt der Androhung
schwerster Straftaten - Morddrohung -, ferner mt e genaggres-
svem Verhatenund sch e chmte ner se nen Bekundungen be
der etzten Verurte ung vé g w dersprechenden Verwe gerung e -
ner Aufarbe tung se ner Straftaten und Bewa t gung se ner Sucht-
prob emat k Tatsachen m Strafvo zug geschaffen,d e m S nne des
§ 66b StGB zu berticks cht gen s nd. D e Vorkommn sse egende
Annahme e ner gegenlber dem Ze tpunkt der etzten Verurte ung
deut ch erhdhten Geféhr chket des Verurte ten nahe.

Zwar musste der Verurte te auch schon m Ze tpunkt se ner
etzten Verurte ung durch das Amtsger cht Sonneberg aufgrund
der b's dah n verlibten Gewa ttaten a s auBergewdhn ch geféahr-
ch ersche nen. Es agen damas aber aus Scht des Ger chts
Umsténde vor, de de Geféhr chket as m untrennbaren Zu-
sammenhang mt Uberm&B gem A koho konsum stehend und
das Gefahrpotenta nfoge e nsetzender Se bstrefexon as zu-
rickgehend ersche nen assen konnten: Den zuvor begangenen

Straftaten gegen d e kérper che Integr tét oder gegen d e sexue e
Se bstbest mmung g ng jewe s e nerheb cher A koho konsum vo-
raus, der zur Anwendung des § 21 StGB gefiihrt hatte. AuBerdem
ste te das Amtsger cht Sonneberg e ne beg nnende Ause nander-
setzung des Verurte ten m t se ner Aggress v tat fest. In der Haupt-
verhand ung hatte der Verurte te s ch zu se nem A koho prob em
bekannt und d e E nscht vermttet, dass er ernen muss, ohne
sténd ge strenge Aufs cht ohne Akoho zu eben. E ne MaBrege -
anordnung nach § 66 StGB - d e m Ubr gen erst nach Verwe sung
an das Landger cht héatte erfo gen kénnen - musste m dama gen
Ze tpunkt som t n cht zw ngend geboten ersche nen. D e Még ch-
ke t des Vorbehats der Unterbr ngung n der S cherungsverwah-
rung gem. § 66a StGB bestand zum Ze tpunkt des Er asses der
etzten Verurte ung noch n cht.

Das nunmehr beobachtete Verhaten m Strafvo zug spr cht
h ngegen daflr, dass d e Gewa ttat gke t des Verurte ten n cht nur
m Zusammenhang mt A koho m ssbrauch auftr tt und dass e ne
kogn tve Beherrschung des e genen Gewatpotentas ncht er-
re cht werden konnte. Ob d eser Ansche n der tatsdch chen S tua-
ton entsprcht, st mt der be der Komp ex tat des Beurte ungs-
gegenstandes und der Schwere des dem Verurte ten drohenden
Grundrechtse ngr ffs gebotenen besonderen Grind chket und
Gew ssenhaft gke t m Hauptsacheverfahren nach § 275a Abs. 2
b's 4 StPO zu k &ren. In der Hauptverhand ung werden nsbeson-
dere d e genauen Umstande und H ntergrinde der gesch derten
Aggress onsausbriiche m Vo zug aufzuk &ren se n. Erstdann asst
sch d e Frage absch eBend beantworten, ob d e be dem Verur-
te ten bere ts zum Ze tpunkt der etzten Verurte ung ers cht che
Gefahr chke t e ne andere, erst jetzt zutage getretene D mens on
bestzt. Fir de vom Senat zu treffende Entsche dung Uber de
Rechtmal gke t des ergangenen Unterbr ngungsbefeh s genigt
es dagegen, dass dr ngende Gruinde fir das Vor egen der Voraus-
setzungen des § 66b StGB vor egen. Das st, w e ausgefihrt, der
Fa . Das m nlchternen Zustand geze gte Verha ten des Verurte -
ten gegenuber Vo zugsbed ensteten und gegenuber s ch se bst
sow e d e Verwe gerungshatung n Bezug auf e ne Fortsetzung
der Straftataufarbe tung begriinden e ne groBe Wahrsche n chke t
fir e ne d e nachtrdg che Anordnung der S cherungsverwahrung
rechtfert gende Geféhr chke t.

Es besteht ferner e ne hohe Wahrsche n chke t dafiir, dassd e
vom Landger cht m Hauptverfahren vorzunehmende Gesamtwdir-
dgung m S nne des § 66b Abs. 1 StGB zu dem Ergebn s flihren
w rd, dass vom Verurte ten nach e ner Ent assung aus dem Straf-
vo zug mterheb chen, d e Opfer kdrper ch oder see sch schwer
schéd genden Straftaten zu rechnen st. A erd ngs erfordert d ese
Prognoseentsche dung e ne umfassende Sachverha tsaufk arung
und substant erte Prognosegutachten. Das Ger cht darf s ch h er-
be ke nesfa s nur auf e nen schmaen Ausschntt der Wrk ch-
ket beschranken und darf e nze nen Ges chtspunkte, etwa der
Verwe gerung von Resoz a s erungs- und Therap emaBnahmen,
ke n unangemessen hohes Gew cht be messen, sondern es muss
Téterpersdn chket, Legab ografe, Ater, Krankhe ten, Arbet,
persén che B ndungen, erfo gte Lockerungsversuche sow e a ter-
nat ve Kontro maBnahmen m Rahmen der Fihrungsaufs cht und
ambu ante Therap emdg chke ten berlicks chtgen und w der-
stre tende Ges chtspunkte gegene nander abwagen. Nur wenn
d e Gesamtwiird gung unter E nsch uss der Tatsachen, we ched e
Prifung ausge 6st haben, d e geforderte besondere Geféhr chke t
erg bt, kann e n Giber das Strafende h nausgehender Fre he tsent-
zug gerechtfert gt werden. D ese umfassende Gesamtwiird gung
kann absch eBend ebenfa s erst auf der Grund age der durchge-
fuhrten Verhand ung m Hauptverfahren vorgenommen werden.
Fur de voraufge MaBnahme des Erasses e nes Unterbr ng-
ungsbefeh s muss es daher genlgen, dass e n so ches Ergebn s
der vom Hauptsacheger cht vorzunehmenden Gesamtwiird gung
nach derze t ger Akten age uberw egend wahrsche n ch st.

Dad e Voraussetzungen fur den Er ass e nes Unterbr ngungs-
befeh s nach § 275a Abs. 5 StPO erfl t s nd, war d e Beschwerde
zu verwerfen.

D e Kostenentsche dung beruht auf § 473 Abs. 1 Satz 1
StPO.

(E ngesandt von Rchter am Oberandesger cht Stefan
Schu ze, Jena)



§ 185 StVollzG, § 19 Abs. 4 Nr. 1 BDSG
(Akteneinsicht, Bekanntgabe des voll-
standigen Wortlauts eines Prognosegut-
achtens)

Ein Gefangener hat ein Interesse daran, das Gut-
achten liber Vollzugslockerungen und die hierbei ge-
wonnen Erkenntnisse fiir die weitere Ausgestaltung
des Strafvollzuges und fiir die Frage einer etwaigen
Entlassung im Wortlaut kennen zu lernen.

Besch ussdes 1. Strafsenats des Ober andesger chts Niirnberg
vom 3. Ma 2005 - 1 Ws 457/05 - (Le tsatz der Schr ft e tung)

Aus den Griinden

D e Rechtsbeschwerde st begriindet. Nach § 185 StVo zG
erhat der Betroffene nach MaBgabe des § 19 BDSG Auskunft
und, sowe t e ne Auskunft fur d e Wahrnehmung se ner recht chen
Interessen n cht ausre cht und er h erfir auf d e E ns chtnahme
angew esen st, Aktene ns cht.

In der Rechtsprechung der Ober andesger chte st aner-
kannt, dass d e Wahrnehmung des Aktene ns chtsrechts nach
§ 185 Satz 1 StVo zG daher de Daregung enes speze en
Informat ons nteresses erfordert. Der H nwe s, das Recht auf n-
format one e Se bstbest mmung wahrnehmen zu wo en, re cht
somt ncht aus (vg. herzu OLG Kob enz n ZfStrVo 2003, Se te
202 und OLG Hamm n ZfStrVo 2002, Se te 314).

Da der Strafgefangene mt se nem Antrag n Zffer 1 d e Be-
kanntgabe und Mtte ung des vo stdnd gen und exakten Wort-
autes des Gutachtens des Sachverstand gen X. ver angt hat, hat
er ungeachtet der gewah ten Formu erung Aktene ns cht n das
Gutachten ver angt, da d e Bekanntgabe des vo stéand gen Wort-
autes des Gutachtens Uber den Auskunftsanspruch h nausgeht.
D e Justzvo zugsanstat st n hrem Besched vom 09.11.2004
ebensow e d e Strafvo streckungskammer n dem angefochtenen
Besch uss vom 09.03.2005 davon ausgegangen, dass der Straf-
gefangene n se nem Antrag vom 07.11.2004 n cht ausre chend
darge egt hat, dass e ne Auskunft fir d e Wahrung se ner recht-
chen Interessen n cht ausre cht und er h erzu auf Aktene ns cht
angew esen st. Der Strafgefangene hat h erzu vorgetragen, dass
m Hnb ck auf se ne von Gesetzes und Verfassungs wegen vor-
zubere tende Ent assung und das dann zu erstattende Strafaus-
setzungsgutachten, we ches rege maB g auf b sher erstattete Gut-
achten Bezug zu nehmen habe, e n Interesse an dem Wort aut des
Gutachtens begriindet.

Damt st er se ner Dar egungspf cht nach § 185 StVo zG m
Hnb ck auf d e beantragte Aktene nscht n das Gutachten des
Sachverstéand gen nachgekommen. Es st nachvo z ehbar, dass
e n Gutachten uber Vo zugs ockerungen und d e h erbe gewon-
nenen Erkenntn sse fir d e we tere Ausgesta tung des Strafvo -
zuges und auch fur d e Frage e ner etwa gen Entassung von
Bedeutung s nd und daher e n Interesse des Strafgefangenen be-
steht zu erfahren, we che Festste ungen der Sachverstdnd ge m
E nze nen aufgrund we cher Untersuchungen und E nschatzungen
getroffen hat.

D e Justzvo zugsanstat hat n hrer ergdnzenden Ste ung-
nahme vom 08.02.2005 unter Bezugnahme auf § 19 Abs. 4 Nr. 1
BDSG e ne Auskunftserte ung unter H nwe s auf d e Gefahrdung
der ordnungsgemaBen Erfii ung der Aufgaben der Just zvo zugs-
anstat abge ehnt und angeflhrt, dass das Vortragen des gesam-
ten Gutachtens e ne erheb che Zet beanspruchen wirde. Auf-
grund des daraus resuterenden Persona aufwandes und unter
Berlicks cht gung des G e chbehand ungsgrundsatzes wirde d es
zur Vernach &ss gung sonst ger w cht ger Aufgaben flihren.

E ne Verwe gerung der Aktene ns cht nach § 19 Abs. 4 Nr. 1
BDSG war somt m vor egenden Fa ncht még ch, da de Ge-
wéhrung von Aktene nscht n der Form w e nachstehend ange-
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flhrt n cht zu e ner Gefahrdung der ordnungsgemaBen Aufgaben-
erfl ung fuhrt.

Der Senat seht von ener Zuriickverwe sung ab, da der
Sachverhat entsche dungsre f st. Er we st ausdriick ch darauf
hn, dass es der JVA Uber assen b e bt, n we cher We se d e Akten-
ens cht durchgefihrt wrd, se es durch Lesen assen des Gut-
achtens, se es durch Aushand gen e ner Abschr ft des Gutachtens
bzw. ndem der anwa tschaft chen Vertreter n des Strafgefangenen
Aktene ns cht n das Gutachten gewahrt w rd.

D e JVAkann h erbe vor dem H ntergrund knapper Persona -
resourcen das am wen gsten ze t ntens ve Vorgehen wah en.

(E ngesandt von Rechtsanwa t n Ursu a Groos, Ber n)

§ 70 Abs. 2 StVollzG (Besitz und Nutzung
eines Personal Computers)

Der Besitz und die Nutzung eines Personal Com-
puters in einer Anstalt des geschlossenen Vollzugs
kann auch einem Sicherungsverwahrten versagt wer-
den.

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom
8. Jun 2005 - 5 Ws 171/05 Vo z- (Le tsatz der Schr ft e tung)

Aus den Griinden

... Es st oberger cht ch gek art, dass von e nem n der Vo -
zugsansta t betr ebenen Computer genere e ne ganz erheb che
Gefahr fir de Scherhet und Ordnung der Anstat ausgeht (vg.
BVerfG a.a.O.; OLG Frankfurt be Matzke NStZ 2000, 466; OLG
Disse dorf NStZ 1999, 271; OLG Bamberg be Bungert NStZ
1995, 434; Senat, Besch Gisse vom 17. September 2004 - 5 Ws
424/04 Vo z -,9. Ma 2003 - 5 Ws 228/03 Vo z - und vom 6. Mérz-
1998 - 5 Ws 98/98 Vo z -), d e sogar derart geste gert st, dassse
de Versagung wéhrend der Untersuchungshaft rechtfert gt (vg .
KG ZfStrVo 2003, 117 m t we t. Nachw.). Nach se nem techn schen
Aufbau st e n Computer dazu gee gnet und best mmt, Daten auf
e ektron schem Wege zu verarbe ten und zu Ubertragen. Schon
be Vorhandense n von nur zwe Geraten n e ner Vo zugsansta t
- se bst, wenn s e sch n untersch ed chen rdum chen Bere chen
bef nden - besteht d e nahe egende und auch durch Kontro en
n cht auszuraumende Gefahr uner aubter Uberm tt ung von Daten
und Nachr chten mann gfacher Art. E n Computer ermdg cht zu-
dem durch e ektron sche Datentrdger und e cht ausbaufah ge
und auswechse bare Datenspe cher e nen sch echth n n cht mehr
kontro erbaren Datenaustausch aus der Anstat heraus n de
AuBenwe t (vg . OLG Dusse dorf NStZ 1999, 271 und NJW 1989,
2637; zu den techn schen E nze he ten vg . OLG Hamm StV 1997,
199). E n derart ger Informat onsf uss wiirde aber a gemen de
S cherhe t der Ansta t konkret geféhrden, da auf d ese We se ns-
besondere auch Kenntn sse lber de S cherhe tsvorkehrungen
der Ansta t ausgetauscht werden kénnen. Ferner kénnte e n ver-
sch e erter Datenaustausch auch dazu benutzt werden, F ucht-
p &ne oder Fuchtmdg chke ten an Drtte we terzugeben. D es
g t nsbesondere n Anstaten mt erhdhtem S cherhetsrsko we
der Just zvo zugsanstat T. Darliber h naus b etet e n ncht kon-
tro erbarer Datenaustausch auch d e nahe egende Mdg chke t,
nnerha b oder auBerha b der Ansta t Straftaten zu begehen. E ne
erfo gsor ent erte Kontro e st be rea st scher Betrachtungswe se
unter Berlcks cht gung der prakt schen Gegebenhe ten sch ech-
terd ngs unmég ch. Ene jederzetge und une ngeschrankte
Uberpriifbarke t der auf e nem Rechner gespe cherten Daten
kann n cht gewahr e stet werden. Se bst wenn der beanspruchte
Computer ncht Uber e n D sketten aufwerk, das zusatz ch de
Nutzung externer Datentrager ermdg cht, verfligt, st e n prakt sch
unkontro erter Datenaustausch mtte s Wechse festp atten und
USB-St cks oder vrtue (etwa m B uetooth-Verfahren) mog ch.
Aus d esem Grunde s nd auch MaBnahmen w e d e Verp ombung
n cht gee gnet, der Gefahr h nre chend entgegenzuw rken. ...
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... Dass der Beschwerdegegner nunmehr n der S cherungs-
verwahrung untergebracht st und n se nem Antrag vom 29. No-
vember 2004 d e Aushand gung des Computers erst ab Beg nn
des Vo zuges der MaBrege begehrt hat, rechtfert gt ke ne von
den oben darge egten Grundsatzen abwe chende Beurte ung.
Der Gesetzgeber hat n § 131 Satz 2 StVo zG best mmt, dass
den persdn chen Bedirfn ssen der S cherungsverwahrten ,nach
Még chke t“ Rechnung zu tragen st. E nen Rechtsanspruch aufe -
ne besondere Ausstattung des Haftraumes g bt d e Vorschr ft dem
Verwahrten n cht (vg . Aroth n Ar oth/Lickemann, StVo zG § 131
Rdn. 4). Das Bundesverfassungsger cht hat n se nem Urte vom
5. Februar 2004 (vg . BVerfGE 109, 133, 166, 167) ausgefihrt, m
Vo zug der S cherungsverwahrung missten d e Még chke ten der
Besserste ung der Untergebrachten so wet ausgeschopft wer-
den, we schdesmtden Be angen der Ansta t vertrage. Um dem
S cherungsverwahrten d e ange Dauer der Fre he tsentz ehung
ertrag cher zu machen, se en hm m Rahmen des Mdég chen ge-
genuber dem regu aren Strafvo zug gréBere Fre he ten zu gewéah-
ren. Zw schen dem a geme nen Strafvo zug und dem Vo zug der
S cherungsverwahrung musse der Abstand gewahrt b e ben.

Aus d esem n den §§ 131 b's 134 StVo zG vorgeze chneten
prv egerten Vo zug fo gt ndes ncht, dass n Bezug auf den er-
forder chen S cherhe tsstandard nnerhab e ner Just zvo zugsan-
stat, je nachdem, ob Strafgefangene oder S cherungsverwahrte
betroffen s nd, untersch ed che MaBstabe anzuwenden waren.
Fir d e S cherungsverwahrung ge ten nach § 130 StVo zG grund-
satz ch d e Vorschr ften Uber den Vo zug der Fre he tsstrafe, da-
runter § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVo zG, entsprechend. Da Strafe we
S cherung nur mtdem M tte der Fre he tsentz ehung durchgefihrt
werden kénnen, s nd sach che Grinde vorhanden, de ene te -
we se Ubere nst mmung des Vo zuges der S cherungsverwahrung
mt dem der Strafe rechtfert gen (vg . BVerfG a.a.0.). Gemessen
an d esen Grundsatzen st es ncht zu beanstanden, dass de
Vo zugsanstatd e Gefahrdungs age, d e durch d e Aushand gung
e nes Computers an e nen Ansta ts nsassen fiir d e S cherhe t ent-
stiinde, be e nem S cherungsverwahrten n cht anders e nschatzt
a s be e nem Strafgefangenen.

De Anstat kommt hrer Pf cht, de VerhatnsméaB gket zu
wahren nach, ndem s e Computer unter besonderen Umsténden
zu asst, d e ausnahmswe se e ne andere Beurte ung geb eten.
Derart ge Umstéande feh en h er. S e kénnten nach den Gegeben-
he ten des E nze fa es n e ner beruf chen oder schu schen Aus-
oder We terb dung zu sehen se n, sofern d e Computernutzung
dafiir unabd ngbar ware. E ne so che oder verg e chbare Notwen-
d gke t der Nutzung des Geréates hat der Beschwerdegegner aber
ncht dargetan. Sen a geme n gehatener Wunsch, sch n der
Fre ze twe terzub denunds ch prakt sche Fert gke ten m Umgang
m t e nem Computer anzue gnen, vermag d e S cherhe tsbe ange
der Ansta t n cht zu Gberw egen.

(E ngesandt von den Mtg edern des 5. Strafsenats des
Kammerger chts Ber n)

§§ 19, 70 StVollzG (Zur GroBe des
Fernsehgerats im Hinblick auf die
Ubersichtlichkeit des Haftraums)

Fiir die Ubersichtlichkeit des Haftraums kommt es
auf die GréBe des Fernsehgerats, nicht aber auf dieje-
nige des Bildschirms an.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Kob enz
vom 21. Ju 2005 - 1 Ws 331/05 -

Griinde

D e Rechtsbeschwerde st zuzu assen, um d e Enhet chket
der Rechtsprechung zu s chern.

M t der angefochtenen Entsche dung hat s ch d e Strafvo stre-
ckungskammer abermas (s ehe berets 7 StVK 1009/02, 581/02
und 9/01, a e m Rechtsbeschwerdeverfahren aufgehoben) n

W derspruch zur stédnd gen Rechtsprechung des OLG Kob enz
(1 Ws 681/03 vom 10.02.2004, 2 Ws 396/01 vom 23.08.2001.
und 2 Ws 787/02 vom 4.12.2002; ebenso OLG Zwe briicken 1
Ws 605/00-Vo z) geste t, wonach es grundsétz ch Sache des
Strafgefangenen st, sch de Ausstattung se nes Haftraums b s
zur REFA-L sten-Gesamtpunktzah von 2.400 se bst zusammen-
zuste en (OLG Kob enz, jewe s a.a.0.).

Entgegen der Auffassung der Strafvo streckungskammer
re cht es ,fir d e Ab ehnung des Erwerbs des beantragten Fern-
sehers” (mt55er B dsch rm) n chtaus, ,wenn d e Antragsgegner n
darauf verwe st, dass e ne max ma e B dsch rmgréBe der TV Ge-
rate durch d e Vertreter der REFA-Gruppe des M n ster ums (auf
39 cm; Erg. d. Sen.) festge egt worden® se .

Nach § 19, 70 StVo zG darf der Gefangene se nen Haftraum
n angemessenem Umfang mt e genen Sachen ausstatten; Ge-
gensténde, d e d e Ubers cht chket der Ze e beh ndern, kénnen
ausgesch ossen werden. Dass Letzteres be e nem Fernseher mt
55 cm-B dsch rm (m Gegensatz zu e nem a s ,unprob emat sch”
angesehenen 39er-Fernseher) der Fa se, &sst sch weder der
m angefochtenen Besch uss mtgete ten Argumentat on der JVA
noch sonstgen Festste ungen der Strafvo streckungskammer
entnehmen.

D e angefochtene Entsche dung begnigt sch mt dem
H nwe s auf e ne - hrem Wort aut nach rechtsfeh erhaft n cht mt-
gete te - ,Festegung e ner maxmaen B dsch rmgréBe der TV-
Gerate durch d e Vertreter der REFA-Gruppe des M n ster ums®.
Das st zur Daregung der Voraussetzungen des § 19 Abs. 2
StVo zG n Bezug auf das vom Beschwerdefiihrer beantragte 55er
Fernsehgerat n cht ausre chend. Dass e n Fernseher mt 55 statt
30 cm B dsch rmd agona e grundsatz ch d e Ubers cht chke tdes
Haftraums entsche dend beschréanken wiirde, st ncht ers cht ch;
der Haftraum enthat t. angefochtenem Besch uss E nr chtungsge-
genstinde, d e wesent ch umfang cher s nd. Im Ubr gen ersche nt
es auch wen g sachgerecht, auf d e B dsch rmgr6Be abzuste en.
Wenn es um d e Ubers cht chke t des Haftraums geht, kommt es
n cht auf d e B dsch rmgréBe, sondern auf d e GréBe des Gerats
an. Je nachdem, w e bre t oder schma der den B dsch rm umge-
bende Rahmen des Geréts st, braucht e n moderner Fernseher
mt 55er B dsch rmd agona e und e nem Rand von nur wen gen
M metern Starke nur gerngfiigg gréBer zu sen as en ates,
bre trand ges 39 cm-Mode der Jahre 2000 und friiher, von dem
d e 2000er REFA-L ste ausgeht.

Aber auch wenn man unterste t, dass der vom Beschwer-
deflihrer konkret ns Auge gefasste 55er Fernseher n se nen
AusmaBen e n ge Zent meter gréBer stas en sochermt39 cm
B dsch rm, und wenn we ter davon ausgegangen w rd, dass en
Gerat mt sochen AusmaBen n der REFA-L ste ncht vorgese-
hen st (de L ste flhrt unter Nummer 9.1.1 nur a gemen e nen
.Fernseher mt Fernbed enung - 13 Punkte“ auf, ohne e ne E n-
schrankung bezlig ch der B dsch rmgr6Be zu machen; geme nt
se n kénnte a erd ngs n Anbetracht der besagten ,Fest egung der
REFA-Gruppe“ e n 39er Gerat), wirde d es n cht ohne we teres zur
Unzu ass gke t des vom Beschwerdefihrer gewiinschten Gerats
fihren. V e mehr ware dann e ne an § 19 Abs. 2 StVo zG ausge-
r chtete E nze fa entsche dung zu treffen und der 55er Fernseher,
sofern er - unabhéang g von der B dsch rmd agona en aufgrund
se ner AusmaBe Uberhaupt e nen héheren Kontro aufwand as
das 39er Gerét erfordern so te, mt e ner e genen, angemessen
héheren Punktzah zu bewerten und dem Gefangenen sodann
Ge egenhet zu geben, se bst darliber zu entsche den, we ches
Gegenstandes bzw. we cher Gegensténde er sch entedgenw ,
um se n REFA-Konto von 2.400 Punkten n cht zu tUberz ehen.

Sowe td e Strafvo streckungskammer darauf verwe st, der An-
tragste er werde durch d e Ab ehnung des gréBeren B dsch rms
s,ncht nunzumutbarer We se n se nen Rechten tang ert, da se n
Interesse an e nem gréBeren Fernseher n cht dem Interesse der
Anstat an der Ubers cht chke t des Haftraums unter Anwendung
des REFA-Punktesystems Uberw ege®, st d es berets m Ansatz
verfeh t. Dass durch den - be Auswah e nes diinnrahm gen Gera-
tes ohneh n nur ger ngflig g gréBeren - Gerateumfang das Punk-
tekonto uberhaupt Uiberzogen werde und d e Ubers cht chke t des
Haftraums e de, hat d e Strafvo streckungskammer n cht festge-
ste t. S e hat auch das Recht des Gefangenen, zu Gunsten e nes
groBeren Fernsehers auf e nen anderen, der Punkted fferenz ent-
sprechenden E nr chtungsgegenstand zu verz chten (Senat 1 Ws
681/03 vom 10.02.2004 m.w.N.) ncht n hre Erwéagungen e nbe-



zogen, sondern ohne we teres unterste t, d e B dsch rmvergroBe-
rung fiihre zu e ner n cht behebbaren Uberz ehung der max ma en
Summe von 2.400 Punkten. Das st rechtsfeh erhaft, we dese
Begriindung am S nn und Zweck des REFA-Systems vorbe geht,
den Strafgefangenen m Rahmen des fiir d e Ansta t Vertrdg chen
d e Még chke t zu geben, hre Haftraume e genverantwort ch ne -
ner hren Winschen und Vorste ungen entsprechenden We se zu
gesta ten bzw. auszustatten (Senat a.a.0.). Es st ncht Snn und
Zweck des REFA-Systems, e nze ne, unter S cherhe tsaspekten
an s ch unbedenk che Gegenstande (h er: Fernsehermtmehras
39 cm B dsch rmd agona e) den Gefangenen grundsatz ch vorzu-
entha ten, ndem verwa tungsse t g entsprechende ,Fest egungen”
getroffen werden, d e sodann jedwede ndvdue e Anwendung
des § 19 Abs. 2 StVo zG von vornhere n aussch eBen (vg. OLG
Zwe briicken be Matzke, NStZ 01,412,413). Wenn e n Gegen-
stand, flir dessen Bestz - we her be enem 55er B dsch rm-
Fernseher - en berechtgtes Interesse, mdg cherwe se sogar
gesundhe t ch bed ngtes Bedurfn s n cht von der Hand zu we sen
st, n der REFA-L ste n cht enthaten st, muss entweder d e L ste
erganzt werden oder es st dem Gegenstand auBerhab der L ste
m ndvdue en Genehm gungsverfahren e ne angemessen er-
héhte Punktzah zuzuwe sen, d e es dem Gefangenen ermdg cht,
zwecks E nha tung des Grenzwertes von 2.400 Punkten auf e nen
anderen Gegenstand se ner Wah zu verz chten.

Unabhang g von der ungek arten Frage, obd e Ubers cht chke t
Uberhaupt nennenswert bee ntrachtgt wrd und des durch
Verz cht auf e nen anderen Gegenstand behebbar ware, hatte
der Gefangene a erd ngs ke nen Anspruch auf bau che oder son-
st ge d e Grundausstattung betreffende Haftraumveranderungen,
um das gewlinschte Gerat aufste en zu kdnnen. So te das neue
Gerat z.B. ncht auf d e fir d e Fernseheraufste ung best mmte
Konso e passen oder dafiir zu schwer se n oder derg e chen, hatte
der Gefangene s ch damt abzuf nden.

§§ 18, 109 StVollzG (Zur dauerhaften
Unterbringung zweier Strafgefangener
im gemeinsamen Haftraum)

1. Die Einweisung eines Gefangenen in einen be-
stimmtem Haftraum stellt eine MaBnahme i.S.d.
§ 109 StVollzG dar. Wird diese dem Gefangenen
nicht schriftlich bekannt gegeben, beginnt die An-
fechtungsfrist des § 112 Abs. 1 StVollzG nicht zu
laufen.

2. Ein Antrag auf Feststellung der Rechtswidrigkeit
einer MaBnahme kann zusammen mit einer Anfech-
tungs- oder Verpflichtungsklage erhoben werden.
Dieses prozessuale Vorgehen ist vor allem dann ge-
rechtfertigt, wenn der Antragsteller nicht nur eine
Verdnderung des durch die beanstandete MaBnah-
me herbeigefiihrten und andauernden Zustandes
fur die Zukunft herbeifiihren, sondern wenn er zu-
gleich eine rechtliche Beurteilung der RechtmaBig-
keit des durch die MaBnahme bewirkten und infolge
des Zeitablaufs unabanderlich gewordenen Zustan-
des erreichen will.

3. Die dauerhafte Unterbringung zweier Strafgefange-
ner in einem gemeinsamen Haftraum verst6Bt nicht
gegen die Menschenwiirde, wenn dieser liber eine
GroBe von 9 gm verflugt und zuséatzlich noch mit
einer raumlich abgetrennten und durch eine Tir
verschlieBbaren Nasszelle mit Toilette und Wasch-
becken ausgestattet ist.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Kar s-
ruhe vom 31. Januar 2005 - 1 Ws 279/04 -
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Griinde

Der Beschwerdefiihrer wandte s ch mt se nem Antrag auf ge-
rcht che Entsche dung gegen se ne Unterbr ngung n versch e-
denen Haftrdumen der Just zvo zugsanstat U. mt jewe s e nem
oder dre we teren Gefangenen. Im E nze nen beantragte er:

- Aufhebung der gegen hn ergangenen Vo zugsmaBnahme der
Unterbr ngung n e nem Mehrpersonenhaftraum (Be egung m t
e nem oder dre we teren Gefangenen);

- Verpf chtung der Just zvo zugsanstat, hm mt sofort ger W r-
kung e nen E nze haftraum zuzuwe sen;

- Festste ung der Rechtsw dr gke t der Unterbr ngung zusam-
men mt mehreren Gefangenen fir d e zurlick egende Zet
und

- Zuerkennung e nes Schmerzensge des von tag ch 100 € fir
d e Ze t der Mehrfachunterbr ngung.

De Strafvo streckungskammer hat mt Beschuss vom
16.6.2004 d e Just zvo zugsanstat verpf chtet, den Gefangenen
wahrend der Ruhezet n e nem E nze haftraum unterzubr ngen;
den Festste ungs- und den Schmerzensge dantrag hat s e jewe s
as unzu ass g zuriickgew esen. Gegen etztere Entsche dungen
rchtet sch de auf de Sachriige gestltzte Rechtsbeschwerde
des Gefangenen; zudem hat der Gefangene Beschwerde ge-
gen d e Festsetzung des Geschéftswertes e nge egt und flr das
Rechtsbeschwerdeverfahren Prozesskostenh fe und Be ordnung
e nes Rechtsanwa ts beantragt. D e Rechtsbeschwerde hat zum
Festste ungsantrag te we se - vor auf g - Erfo g. D e Beschwerde
fuhrt zur Herabsetzung des Geschéftswertes.

1. Der Rechtsauffassung der Strafvo streckungskammer, der
Festste ungsantrag se ncht zuassg, we sch der Gefangene
zuvor n cht an d e Vo zugsbehdérde gewandt habe, um se ne Ver-
egung n e nen E nze haftraum zu beantragen, kann n cht gefo gt
werden. D e E nwe sung e nes Gefangenen n e nen best mmtem
Haftraum ste t e ne MaBnahme .S.d. § 109 StVo zG dar (OLG
Frankfurt NStZ-RR 2004, 29; NJW 2003, 2843; OLG Hamm NStZ
1989, 592). Da d ese - w e ger chtsbekannt st - dem Gefangenen
n cht schr ft ch bekannt gegeben w rd, und zwar weder d e Erst-
e nwe sung nach E ntrtt n den Strafvo zug noch d e Ver egungen
wéahrend des Vo zugs, begann d e Anfechtungsfr st des § 112
Abs. 1 StVo zG ncht zu aufen (OLG Frankfurt a.a.0.; OLG Kob-
enz ZfStrVo 1992, 321). D e am 30.4.2004 e ngere chten Antrage
auf ger cht che Entsche dung waren daher fr stgerecht geste t.

a. Es bestehen ke ne recht chen Bedenken, e nen Antrag
auf Festste ung der Rechtsw dr gke t e ner MaBnahme mt e ner
Anfechtungs- oder Verpf chtungsk age zusammen zu erheben.
D eses prozessua e Vorgehen st vor a em dann gerechtfert gt,
wenn der Antragste er n cht nur e ne Verdnderung des durch d e
beanstandete MaBnahme herbe gefiihrten und andauernden Zu-
standes fir d e Zukunft herbe flihren (Anfechtungs- oder Verpf ch-
tungsk age), sondern wenn er zug e ch e ne recht che Beurte ung
der RechtméaB gke t des durch d e MaBnahme bew rkten und n-
fo ge des Ze tab aufs unabander ch gewordenen Zustandes erre -
chenw . Ene soche Fa gestatung st vor egend gegeben.

b. Fur das genannte Festste ungsbegehren besteht auch e n
Rechtsschutz nteresse des Gefangenen. D eses kann zwar n cht
schon dar n gesehen werden, dass der Gefangene entgegen der
Rege ung des § 18 Abs. 1 StVo zG wéahrend der Ruheze tnchta -
en nenem Haftraum untergebracht war und der dam t geschaf-
fene Zustand dem Gesetz w dersprach. E ne a geme ne Festste -
ungsk age stnam ch m Strafvo zugsrecht n cht anerkannt (OLG
Frankfurt NStZ-RR 2004, 29). Das besondere Festste ungs nte-
resse st aber deswegen zu bejahen, we nach dem Vorbr ngen
des Gefangenen e ne schwerw egende Grundrechtsver etzung
durch menschenunwiird ge Unterbrngung n Betracht kommt
(BVerfG StV 2002, 435; 661 OLG Frankfurt a.a.0.).

2. De Sache st spruchre f, sowet es um d e Unterbr ngung
n enem Haftraum mt e nem we teren Gefangenen geht. De
Uberprifung erg bt, dass e n VerstoB gegen d e Menschenwurde-
garant e n cht vor egt.
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a. D e Rechtsprechung hat s ch mehrfach mt der Frage be-
fasst. Das Bundesverfassungsger cht hat mt Besch uss vom
27.2.2002 (NJW 2002, 2699) entsch eden, dass be e ner Unter-
br ngung zwe er Gefangener n e nem Haftraum mt e ner Grund-
fé&che von 7,6 gm e ne Ver etzung der Menschenwirde n Frage
stehe und fiir e ne nachtréag che Festste ung der Rechtsw dr gke t
e ner so chen MaBnahme m Hnb ck auf Art. 19 Abs. 4 GG en
Rechtsschutz nteresse bestehe. Im Urte vom 13.3.2002 (StV
2002, 661) hat es unter dem g e chen recht chen Aspekt ausge-
fuhrt, e ne Unterbr ngung zwe er Gefangener n e nem Haftraum
mt 8 gm kdénne das Grundrecht auf Achtung der Menschenwiirde
ver etzen.

Der Bundesger chtshof hat m Urte vom 4.11.2004 - Il ZR
361/03 - d e tatr chter che Wiird gung a s n cht zu beanstanden ge-
wertet, wonach e ne Unterbr ngung von fiinf Gefangenen n e nem
Haftraum mt 16 gm Grundf &che gegen d e Menschenwirde ver-
stoBe.

Das OLG Frankfurt hat m Besch uss vom 15.8.1985 (NStZ
1985,572) de Unterbrngung dreer Gefangener n enem
Haftraum mt e ner Grundf &che von 11,54 gm a's VerstoB gegen
d e Menschenwirde gewertet; ebenso m Besch uss vom 2.4.1987
(StV 1988, 540) d e Unterbr ngung dre er Gefangener auf 12 gm,
m Besch uss vom 18.7.2003 (NJW 2003, 2843) d e Unterbr ngung
zwe er Gefangener auf 7,5 gm und m Besch uss vom 28.11.2002
(NStZ-RR 2003, 59) d e Unterbr ngung von v er Gefangenen auf
10,6 gm Grundf ache. Das OLG Frankfurt hat e ne Grundf ache
von 6 bs 7 gm pro Gefangenen a s zu &ss ge M ndestgréBe.

Das OLG Hamm hat m Besch uss vom 23.6.1967 (NJW 1967,
2024) e nen VerstoB gegen Art. 1 GG angenommen n e nem Fa
der Unterbr ngung dre er Gefangener n e nem Raum mt 23,45
cbm Raum nhat.

A en genannten Entsche dungen war geme nsam, dass de
To ette vom Aufentha tsraum rdum ch n cht abgetrennt und te s
Uberhaupt n cht oder a enfa s mt e ner kaum Schutz b etenden
Schamwand versehen war.

b. Nach den Festste ungen des angefochtenen Besch usses
haben d e Haftraume der Just zvo zugsanstat U., n denen zwe
Gefangene zusammen untergebracht werden, e ne Grundf &che
von 9,13 gm bzw. e nen Raum nha t von 23,56 cbm. In dem Raum
bef nden sch en Etagenbett, zwe Schranke, zwe Stihe, en
Tsch, ene TV-Konso e und zwe B der e sten. In den Haftraum
ntegrert st ene Nassze e mt e ner zusatz chen Grundfache
von 1,3 gm und e nem Raum nhat von 3,25 cbm. Se enthdten
Waschbecken und e ne To ette und st vom e gent chen Aufent-
ha tsraum durch e ne vom Boden b s zur Decke re chende Mauer
rundum abgetrennt und durch e ne Tire versch eBbar. D e Nass-
ze e verfugt n cht Uber e ne e gene Ent Giftung. Das Ze enfenster
st nvo er GroBe (1,09 gm bzw. 1,73 gm mt Rahmen) zu &ffnen
oder zu k ppen.

D e Grundf &che des vor egend zu beurte enden Haftraumes
st somt zwar te we se gerngfiigg kener, as se n der herzu
ergangenen Rechtsprechung s nngeméaB gefordert wurde. S e be-
asst aber dem e nze nen Gefangenen e nen noch ausre chenden
Rest an Subjekt v tat und Ident tét und berthrt den Kern der Men-
schenwiirde nach Auffassung des Senats noch n cht. D e Grund-
f &che des Raumes er aubt jedem Gefangenen flr s ch noch e ne
e genstand ge Beschéaft gung, w e etwa Lesen, Schre ben, Baste n
oder Gymnast k, ohne dass der andere Gefangene h erdurch not-
wend g n dese Beschéaft gung e nbezogen oder an e gener an-
derer Beschaft gung geh ndert st. D e kérper che Nahe zw schen
den Gefangenen st noch n cht derart bedréangend, dass von e ner
Aufhebung der persén chen E genstand gke t ausgegangen wer-
den misste. A erd ngs wrd dem e nze nen Gefangenen, nsbe-
sondere etwa be Fernseh- oder Hérfunkempfang, e ne Verstan-
d gung mt se nem M tgefangenen abver angt. Abgesehen davon,
dass d es jedem n e ner Geme nschaft ebenden Menschen b s-
we en - fre ch zume st auf frew ger Bas s - zuzumuten st, be-
tr fit d ese unauswe ch che Kommun katon mt dem Mt nsassen
nur e nen Te bere ch des geme nsamen Lebens m Vo zug, so
dass herdurch de Subjektvtat und Identtat des E nze nen a-
enfa s voriibergehend e ngeschrankt, aber n cht unauswe ch ch
ver etzt st.

Von den oben zterten F& en untersche det sch de vor e-
gende Unterbr ngung aber n e nem wesent chen Punkt, ném ch
m Hnb ck aufd e nden Haftraum ntegr erte To ette. Wahrend n
den vorgenannten F& en d e To ette mehr oder wen ger offen m
Haftraum stand, steht s e n der Just zvo zugsanstat U. dem e n-
ze nen Gefangenen a s Rickzugsraum zur Wahrung se ner E gen-
sténd gke t und Int m tat zur Verfigung. Dem anderen Gefangenen
st e n ausre chender Schutz gegen Bee ntracht gungen gewabhrt,
d e durch d e To ettenbenutzung des anderen Gefangenen n der
Rege gegeben s nd. Auch her st ene jeg che Be ast gung zwar
ncht zu verme den, we der To ettente n cht se bststand g ent-
Uftet werden kann. Aber auch n d esem Zusammenhang st da-
rauf h nzuwe sen, dass ebenfa s m A tags eben dann kurzfr st ge
Unannehm chke ten h nzunehmen se n kénnen, wenn mehrere
Personen, we etwa m Bere ch des Arbe tsp atzes, de geche
To ette zu benutzen haben. Der Senat st der Me nung, dass d e
Unterbr ngungss tuat on nsgesamt, so w e se m angefochtenen
Besch uss festgeste t st, noch ke nen Versto3 gegend e Verpf ch-
tung der Staatsgewa t zur Achtung der Menschenwdrde darste t,
we dem unter den genannten Umstanden untergebrachten Ge-
fangenen noch e n Sp e raum fiir e genstand ge Verha tenswe sen
b e bt und er n cht unauswe ch chen Bee ntracht gungen ausge e-
fert st, d e e nem Menschen unter ke nen Umstanden zuzumuten
snd.

Ahn cher Auffassung st das OLG Ce e m Besch uss vom
3.7.2003 (StV 2003, 567), das n e nem ob ter d ctum d e Unter-
br ngung zwe er Gefangener n e nem 9,82 gm groBen Haftraum
m t abgetrennter Nassze e fiir m t der Menschenwdrde vere nbar
het.

D e Festste ungsk age konnte desha b ke nen Erfo g haben.
M.

Da der Gefangene auch d e Festste ung begehrte, se ne Un-
terbr ngung n e nem Mehrfachhaftraum mt mehr as e nem we -
teren Gefangenen as rechtswdrg, we menschenunwirdg, zu
beurte en, d e Strafvo streckungskammer h erzu aber wegen h-
rer abwe chenden recht chen Ausgangs age ke ne Festste ungen
getroffen hat, muss der Besch uss nsowe t aufgehoben und d e
Sache an d e Strafvo streckungskammer zur e genen Entsche -
dung zurtickverw esen werden.

IV.

D e we tergehende Rechtsbeschwerde (Zurlickwe sung der
Schadensersatzk age) stasunzu ass g zu verwerfen, we esn cht
geboten st, d e Nachprifung der Entsche dung zur Fortb dung
des Rechts oder zur Scherung e ner e nhet chen Rechtspre-
chung zu ermdg chen (§ 116 Abs. 1 StVo zG).

V.

Der Senat s eht n der Rechtsbeschwerdeschr ft des Gefange-
nen auch e ne Beschwerde gegen d e vom Landger cht getroffene
Geschaftswertfestsetzung. D e nach § 68 Abs. 1 GKG zu &ss ge
Beschwerde st begriindet, sowet s e s ch gegen den Geschéafts-
wert fir d e Schadensersatzk age r chtet. Der Senat hat nsowe t
e nen Geschaftswert von 600 € fiir angemessen (§§ 71, 72, 65,
63 Abs. 3 GKG n der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Ma
2004, BGBI. 1 S. 718).

VI

Der Antrag auf Bew gung von Prozesskostenh fe und Be -
ordnung e nes Rechtsanwa ts fur das Rechtsbeschwerdeverfahren
war abzu ehnen, we der Festste ungsantrag ke ne Auss cht auf
Erfo g hat. Sowet sch der Antrag auch auf das bevorstehende
Verfahren vor der Strafvo streckungskammer bez ehen so te, hat
d ese unter vor auf ger Bewertung der Erfo gsauss chten dartiber
se bst zu bef nden.

VII.

D e Kostenentsche dung zum Rechtsbeschwerdeverfahren
beruht auf § 121 Abs. 2 StVo zG; d e Entsche dung Uber d e Ge-
schéaftswertbeschwerde st gebihrenfre , Kosten werden n cht er-
stattet (§ 68 Abs. 3 GKG).



Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 3 EMRK, §§ 18
Abs. 1, 201 Nr. 3 StVollzG (Zur gemein-
samen Unterbringung zweier Gefangener
in einem Haftraum)

1. Steht eine Verletzung der Menschenwiirde (Art. 1
Abs. 1 GG) durch eine besonders einschneidende
Art und Weise der zeitweiligen (gemeinsamen) Un-
terbringung in Rede, so ist — der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts geméB — ein be-
rechtigtes Interesse des Betroffenen an der nach-
traglichen Feststellung der Rechtswidrigkeit dieser
MaBnahme unter dem Gesichtspunkt des Reha-
bilitationsinteresses gegeben. Einer konkreten
Wiederholungsgefahr bedarf es nicht.

2. Die zeitweilige gemeinsame Unterbringung zweier
Gefangener in einem nur 8,8 Quadratmeter groB-
en Haftraum mit freistehender, lediglich mit einer
beweglichen Schamwand verdeckten und nicht ge-
sondert entliifteten Toilette verstéBt gegen die Men-
schenwiirdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG und das
Verbot der unmenschlichen oder erniedrigenden
Behandlung (Art. 3 EMRK).

3. Steht nicht jedem Gefangenen ein Einzelhaftraum
nach § 18 Abs. 1 StVollzG in der Ruhezeit zur Verfii-
gung und kommt die Ausnahmeregel des § 201 Nr. 3
StVollzG zur Anwendung, hat die Justizvollzugs-
anstalt im Rahmen ihrer Organisationshoheit eine
Ermessens- und Auswahlentscheidung dariiber
zu treffen, ob einem Gefangenen aus besonderen
Griinden ein Einzelhaftraum zugewiesen werden
kann oder muss. Kommt eine solche Zuweisung
nicht in Betracht, muss die Anstalt in diesem Rah-
men dariiber befinden, mit wie vielen und welchen
Gefangenen er sich in einen Haftraum teilen muss.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Hamm
vom 20. Januar 2005 - 1 Vo z (Ws) 147/04 -

Griinde

Der Betroffene verbli3t zurze t Strafhaft n der Just zvo zugs-
anstatD. d e vor dem 1. Januar 1977 err chtet wurde. Dort war er
bs zum 27. Ma 2003 a s Hausarbe ter tdtg und n deser Zet n
dem E nze haftraum 246 untergebracht, der s ch unm tte bar neben
der Spli ze e nebst Lagerraum bef ndet und aus organ sator schen
Griinden aussch eB ch a s E nze haftraum fir Hausarbe ter d ent.
Am 27. Ma 2003 wurde der Betroffene verha tensbed ngt von
se ner Hausarbe tertat gke t abge 6st und, da der Haftraum 246
fir den neuen Hausarbe ter benét gt wurde, n den Haftraum 233
ver egt, der zu d esem Ze tpunkt mt e nem we teren Gefangenen
be egt war. Da e n E nze haftraum, den der Betroffene noch am
se ben Tag schr ft ch fir s ch beanspruchte, n cht zur Verfiigung
stand, wurde der Betroffene auf de L ste der Interessenten fur
e nen E nze haftraum gesetzt, wo er P atz 25 der Warte ste e n-
nahm. In dem Haftraum 233 war der Betroffene n der Zet vom
27.bs zum 28. Ma 2003 und - aufgrund e ner Entsche dung des
Le ters der Justzvo zugsanstat vom 10. Jun 2003 — n der Zet
vom 11. Jun bszum 10. Ju 2003 mtjewe s e nem we teren Ge-
fangenen geme nschaft ch untergebracht. Ab dem 5. Jun 2003
arbe tete der Betroffene w eder durchgéng g ganztdgg n e nem
Werkbetr eb geme nschaft ch mt anderen Gefangenen. Zur
GroBe und Ausstattung des Haftraums 233 hat d e Strafvo stre-
ckungskammer fo gende Festste ungen getroffen:

,Der Raum hat e ne chte Héhe von 2,75 m. Der Raum nha t
betragt 24,29 m3. De Luftungsmég chket besteht durch en
Fenster an der rechten Ecke der Strnse te der 6st chen AuB3en-
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wand zum Innenhof. Das MauermaB der Fenstertffnung betragt
1,39 m x 1,11 m. Der Liftungsquerschn tt durch d e AuBeng tter-
e emente aus Beton betragt gesamt 0,93 m2. Méb ert war der
Haftraum mt e nem doppe st6ck gen Bett, zwe Schranken, zwe
k e nen T schen und zwe Stiih en. D e m Raum befnd che To ette
war mt e ner Schamwand a s S chtschutz abgetrennt. E ne sepa-
rate Ab ufte nr chtung war n cht vorhanden.”

Mt Schre ben vom 11. Jun 2003, be der Justzvo zugsanstat
D. e ngegangen am 13. Jun 2003, erhob der Betroffene W der-
spruch ,gegen d e geme nschaft che Unterbr ngung m Haftraum
233". D esen W derspruch w es der Préas dent des Landesjust z-
vo zugsamtes Nordrhe n-Westfaen mt Besched vom 2. Ju
2003, dem Betroffenen zugeste tam 8. Ju 2003, a s unbegriindet
zurick. In dem W derspruchsbesche d he Bt es:

»ihre geme nschaft che Unterbr ngung mte nem we teren Ge-
fangenen n e nem E nze haftraum entspr cht feh erfre er Ermes-
sensausutbung gem. § 201 Z ff. 3 StVo zG, wonach es n vor In-
krafttreten des Strafvo zugsgesetzes err chteten Anstaten, we
derJVAD.,, zu éss g st, Gefangene abwe chend von § 18 StVo zG
auch wahrend der Ruhezet geme nschaft ch unterzubr ngen.
Auch nder JVAD. stde B dung von Notgeme nschaften derze t
erforder ch. Durch das Flhren e ner Warte ste wrd s cherge-
ste t, dass der G e chbehand ungsgrundsatz be der Vergabe von
E nze haftrdumen gewahrt b e bt. Den Aspekt, dass s e vor hrer
Ver egung auf dem Hausarbe terraum n e nem E nze haftraum
untergebracht waren, und der es rechtfert gt, hnen abwe chend
von der durch d e Warte ste vorgegebenen Re henfo ge erneut
e nen E nze haftraum zuzuwe sen, hat der Le ter der JVA D. be-
riicks cht gt. Aus der b sher gen Dauer hrer geme nschaft chen
Unterbr ngung asst s ch zutreffend ke ne besondere Beschwer
abeten.”

Gegen dese Entsche dung wandte s ch der Betroffene mt
se nem Antrag auf gercht che Entsche dung vom 9. Ju 2003,
der am 11. Ju 2003 be dem Landgercht D. engng und mt
Anwa tsschr ftsatz vom 15. August 2003 naher begriindet wurde.
Zur Begriindung des dar n geste ten Antrags auf Festste ung,
dass se ne geme nsame Unterbr ngung m t e nem M tgefangenem
n dem Haftraum 233 n der Ze t vom 27. b s 28. Ma 2003 und vom
11. Jun bs 10. Ju 2003 rechtsw dr g war, flihrte der Betroffene
an, dass d e Doppe be egung d eser Ze e aufgrund hrer ger ngen
GroBe und der ungentgenden Ausstattung e nen VerstoB gegen
d e Menschenwdrde der betroffenen Gefangenen darste e.

M t dem angefochtenen Besch uss hatd e Strafvo streckungs-
kammer den Festste ungsantrag a s unbegriindet zurlickgew esen
und zur Begrindung ausgefiihrt, d e Justzvo zugsanstat habe
von der hr durch § 201 Zff. 3 StVo zG e ngerdumten Mdg chke t
der geme nsamen Unterbr ngung von Gefangenen aus Grlinden
der Raumknapphe t ermessensfeh erfre Gebrauch gemacht. Vor
dem H ntergrund der &uBerst kurzfr st gen, s ch auf e nen Ze traum
von nsgesamt e nem Monat beschrénkenden geme nschaft chen
»,Notunterbr ngung“ se , auch wenn der Raum nha t des Haftraums
233mt24,29 m?3 an der unteren Grenze des Zumutbaren ege,en
VerstoB3 gegen d e Menschenwdrde (Art 1 Abs. 1 GG) n cht festzu-
ste en, zuma s ch der Betroffene und der M tgefangene jewe s
tagstiber m Werkbere ch der Ansta t aufgeha ten hatten. Auch be
der Auswah des M tgefangenen habe de Justzvo zugsanstat,
de sch nsowet an dem Ges chtspunkt der Vertrdg chket or en-
t ert habe, ke nen Ermessensfeh er begangen.

Gegen dese Entsche dung der Strafvo tstreckungskammer
rchtet sch d e n zu &ss ger We se e nge egte Rechtsbeschwerde
des Betroffenen, m tder er d e Ver etzung mater e en Rechts rlgt.
D e grundsétz che Entsche dung des Gesetzgebers n § 18 Abs. 1
StVo zG, Gefangene n E nze haftrdumen unterzubr ngen, dlrfe
durch Heranz ehung der a s Ubergangsvorschr ft gedachten Norm
des § 201 Zff. 3 StVo zG n cht unter aufen werden. Jedenfa s se
unter Berlcks cht gung der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsger chts ev dent, dass d e geme nsame Unterbr ngung mt
enem Mtgefangenen n ener Ze e mt e ner Grundf dche von
edg ch 8,8 m? Uber e nen Ze traum von e nem Monat mt dem
verfassungsrecht chen Gebot der Achtung der Menschenwirde
n cht zu vere nbaren se .

D e form- und fr stgerecht e nge egte Rechtsbeschwerde st
gem. § 116 Abs. 1 StVo zG zu &ssg, we de Nachprifung der
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Entsche dung zur Fortb dung des Rechts und zur S cherung e ner
e nhet chen Rechtsprechung geboten st.

Auch n der Sache hat das Rechtsm tte Erfo g.

1. Der von dem Betroffenen geste te Festste ungsantrag
gem. § 115 Abs. 3 StVo zG war nsgesamt zu dssg. En ent-
sprechender Festste ungsantrag setzt n verfahrensrecht cher
H ns cht zunéchst voraus, dass d e Zu &ss gke tsvoraussetzungen
fur e nen Anfechtungs- oder Verpf chtungsantrag nach § 109 Abs.
1 StVo zG gewahrt s nd (vg . OLG Hamm ZfStrVo 1990, 308, OLG
Frankfurt NJW 2003, 2843, OLG Zwe brlicken, Besch uss vom 8.
September 2004 - 1 Ws 276/04 -, KG ZfStrVo 1987, 374, Ca ess/
Mu er-D etz, StVo zG, 10. Auf., § 115 Rdn. 14, Aroth/ Licke-
mann, StVo zG, § 115 Rdn. 10, Schw nd/Bohm-Schu er, StVo zG,
3. Auf. § 15 Rdn. 17). Des st her der Fa . D e Zuwe sung des
doppe t be egten Haftraumes am 27. Ma und erneut am 10. zum
11.Jun 2003 ste tjewe se ne MaBnahme zur Rege ung e nze ner
Ange egenhe ten auf dem Geb et des Strafvo zugs mt unm tte -
barer AuBenw rkung dar (vg . OLG Hamm, NStZ 1989, 592, OLG
Frankfurt, a.a.0.; sow e NStZ-RR 2004, 29, OLG Zwe bricken
a.a.0.; OLG Ce e, NStZ-RR 2003, 316, Ca ess/Mu er-D etz,
§ 109 Rdn. 12, Aroth/Lickemann, § 109 Rdn. 6), wobe dah n-
geste t b e ben kann, ob es sch dabe um e nen Verwa tungsakt
(so OLG Frankfurt a.a.0.) oder um e nen Rea akt (so OLG Hamm
NStZ 1989, 592; LG Kasse ZfStrVo 2001, 119, Schw nd/Béhm-
Schu er, § 109 Rdn. 18, Ar oth/Lickemann, a.a.0.) hande t.

Sowe t der Festste ungsantrag des Betroffenen den Unter-
br ngungsze traum vom 27. b s zum 28. Ma 2003 betr fft, bedurfte
es des nach § 109 Abs. 3 StVo zG .V.m. § 1 Vorscha tverfah-
rensgesetz NRW vom 20. Februar 1979 (GV NW 8. 40) flr An-
fechtungs- und Verpf chtungsk agen grundséatz ch erforder chen
W derspruchsverfahrens ncht, we sch de beanstandete MaB-
nahme nsowet bere ts am 28. Ma 2003 und damt wéhrend des
Laufs der mt hrer Bekanntmachung beg nnenden e nwéch gen
W derspruchsfr st (§ 3 Abs. 2 Vorscha tverfahrensG NRW) er ed gt
hatte (vg . OLG Hamm NStZ 1987, 576, Ar oth/Liickemann, § 115
Rdn. 10) Hnscht ch der (erneuten) Doppe be egung des Haft-
raums 233 n der Zet ab dem 11. Jun 2003 hat der Betroffene
rechtze t g W derspruch erhoben, der mt Besche d des Prés den-
ten des Landesjust zvo zugsamtes vom 2. Ju 2003 a s unbegriin-
det zuriickgew esen wurde. Insowet trat mt der Zuwe sung
enes E nze haftraums am 11. Ju 2003 - und damt nnerhab
der Antragsfr st des § 112 Abs. 1 StVo zG - ebenfa s Ered gung
en mt der verfahrensrecht chen Fo ge, dass e ne gercht che
Uberpriifung der beanstandeten geme nsamen Unterbr ngung fir
be de Ze trdume (27. b s 28. Ma sowe 11. Jun bs 10. Ju 2003)
nur noch m Wege e nes - her geste ten - Festste ungsantrags
gem. § 115 Abs. 3 StVo zG herbe gefiihrt werden konnte.

Das herfur erforder che Festste ungs nteresse st be dem
Betroffenen gegeben. Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsger chts besteht be schwerw egenden bzw. t efgre -
fenden Grundrechtse ngr ffen auch nachtrag ch, d.h. nach deren
Eredgung, en berechtgtes Interesse des Betroffenen an der
Festste ung hrer Rechtsw dngke t (vg . BVerfG NJW 2002, 2456,
2002, 2699 und 2700). Steht, w e vor egend, e ne Ver etzung der
Menschenwdrde (Art. 1 Abs. 1 GG) durch e ne besonders € n-
schne dende Art und We se der ze twe gen Unterbr ngung wéh-
rend des Strafvo zugs n Rede, so st e n berecht gtes Interesse
des Betroffenen an der nachtrédg chen Festste ung der Rechtsw d-
r gke t d eser hohe t chen MaBnahmen unter dem Ges chtspunkt
des Rehab tat ons nteresses auch ohne konkrete W ederho ungs-
gefahr anzuerkennen (vg. BVerfG a.a.0.; OLG Frankfurt NJW
2003, 2843; OLG Zwe bricken a.a.0.; OLG Kar sruhe ZfStrVo
2004, 304; Cal ess/Mi er-D etz, § 115 Rdnr 13, Ar oth/Lucke-
mann, § 115 Rdn. 8).

2. Der Festste ungsantrag st auch begrindet.

D e geme nsame Unterbr ngung des Betroffenen mt e nem

M tgefangenen n dem nur 8,8 m2 groBen Haftraum 233 m fre -
stehender, nur mt e ner beweg chen Schamwand verdeckten und
n cht gesondert ent lfteten To ette n der Zetvom 27. b's 28. Ma
2003 und 11. Jun bs 10. Ju 20083 verst eB gegen d e Menschen-
wirdegarant e des Art. 1 Abs. 1 GG und das Verbot der unmensch-
chen oder ern edr genden Behand ung (Art. 3 EMRK) und war

daher rechtsw drg. Der angefochtene Besch uss war deshab
aufzuheben und d e von dem Betroffenen begehrte Festste ung

auszusprechen, wobe der Senat m Hnb ck auf d e Spruchre fe
der Sache (§ 119 Abs. 4 S. 2 StVo zG) von der Mog chke t der
e genen Sachentsche dung Gebrauch gemacht und von e ner
Zuriuickverwe sung der Sache an d e Strafvo streckungskammer
abgesehen hat.

a. E ne Doppe be egung des Haftraums 233 mt Strafgefan-
genen war n cht genere , d.h. unabhéng g von dessen Gré8e und
Ausstattung unzu dss g. § 18 Abs. 1 S 1 StVo zG schre btzward e
E nze unterbr ngung von Strafgefangenen wahrend der Ruheze t
gesetz ch vor. Auch war weder e n Ausnahmefa . S. des § 18
Abs. 1 S. 2 StVo zG gegeben, noch agen d e Voraussetzungen
des § 18 Abs. 2 S. 2 StVo zG vor, der m gesch ossenen Vo zug
e ne geme nsame Unterbr ngung von Gefangenen zur Ruheze t
vorlbergehend und aus zw ngenden Grinden er aubt. Zu d esen
Grinden z&ht auch e ne vorlbergehende Uberbe egung, n cht
aber e ne permanente, ,chronsche* Uberbe egung (vg. OLG
Ce e StV 2003, 567, ZfStrVo 1999, 57, LG Kasse ZfStrVo 2001,
119, LG O denburg StV 2004, 610, Ca ess/Mu er-D etz § 18 Rdn.
4; Ar oth/Lickemann, § 18 Rdn. 3), we s e n der h er betroffenen
Just zvo zugsanstat D. zu verze chnen st, was s ch aus der dort
gefuhrten (Warte-) L ste der Interessenten fiir e nen E nze haft-
raum, auf der der Betroffene P atz 25 e nnahm, erg bt.

D e grundsétz che Zu &ss gke t der geme nsamen Unterbr n-
gung von Gefangenen wéahrend der Ruheze t n der Just zvo zugs-
anstat D. fo gt jedoch aus der Vorschr ft des § 201 Nr. 3 StVo zG,
d e verfassungsrecht ch unbedenk ch st, we sch aus Art. 1
Abs. 1 GG ke ngenere es Verbot der geme nsamen Unterbr ngung
von Strafgefangenen erg bt (vg . OLG Frankfurt ZfStrVo 2001, 55,
OLG Naumburg, Besch uss vom 17. August 2004 - 12 W 29/04 -)
Danach durfen Strafgefangene n Anstaten, mt deren Err chtung
vor Inkrafttreten des Strafvo zugsgesetzes begonnen wurde, ab-
we chend von § 18 StVo zG wéahrend der Ruheze t geme nsam
untergebracht werden, ,so ange d e raum chen Verha tn sse der
Anstat d es erfordern. De n § 201 Nr. 3 StVo zG getroffene
Rege ung, de auf de vor dem 1. Januar 1977 erbaute Just z-
vo zugsanstat D. anwendbar st, st trotz hrer Beze chnung a's
Ubergangsbest mmung und des set Inkrafttreten des Strafvo -
zugsgesetzes nzw schen verstr chenen Ze traums von ca. 28
Jahren nach w e vor ge tendes Recht, denn der Gesetzgeber hat
s e - bewusst - ke ner ze t chen Befr stung unterworfen (vg. OLG
Frankfurt ZfStrVo 2001, 55, Ca ess/Mu er-D etz § 201 Rdn. 1)
Dass de raum chen Verhatn sse der Uberbe egten Justzvo -
zugsanstat D. ene zum ndest vorlibergehende geme nsame
Unterbr ngung von Gefangenen wéhrend der Ruhestunden ndem
h er n Rede stehenden Ze traum erforderten, erg bt s ch aus den
von der Strafvo streckungskammer getroffenen Festste ungen.
Danach stand nder Just zvo zugsanstatD. fir den Betroffenen n
der Zetvom 27. Ma b s zum 28. Ma 2003 sow e erneut nder Ze t
vom 11. Jun b s 10. Ju 2003 ke n E nze haftraum zur Verfligung.
Es wurde e ne L ste ,der Interessenten fir e nen E nze haftraum®
geflhrt, auf der der Betroffene zunéchst P atz 25 der Warte ste
e nnahm.

b.InF& enw e demvor egenden, ndenen n chtjedem Gefan-
genennach § 18 Abs. 1 nder Ruheze t e n E nze haftraum zur Ver-
fligung steht und d e Ausnahmerege des § 201 Nr. 3 StVo zG zur
Anwendung kommt, hat d e Just zvo zugsanstat m Rahmen hrer
Organ sat onshohe t e ne Ermessens- und Auswah entsche dung
darlber zu treffen, ob dem Gefangenen aus besonderen Griinden
e n E nze haftraum zugew esen werden kann bzw. muss und, wenn
desnchtder Fa st, mtwe veenund wechen Gefangenen er
scheneZe ete enmuss (vg. OLG Ce e NJW 2004, 2766; OLG
Frankfurt ZfStrVo 2001, 55); d ese Ermessensentsche dung muss
nachvo z ehbaren und mt dem Strafvo zugsgesetz n E nk ang
stehenden Kr ter en fo gen (OLG Ce e und OLG Frankfurt, jewe s
a.a.0.). Dabe kommt nsbesondere dem G e chbehand ungs-
grundsatz maBgeb che Bedeutung zu. Unter d esem Ges chts-
punkt st d e Entsche dung der Vo zugsbehérde, den Betroffenen
nach der verha tensbed ngten Ab 6sung von se ner Tatgket as
Hausarbe ter von dem fur den neuen Hausarbe ter benét gten
Haftraum 246 (Hausarbe terze €) n e nen - jedenfa s ze twe se -
doppe t be egten Haftraum zu ver egen und hn an bere ter Ste e
auf der (Warte-)L ste der Interessenten flr e nen E nze haftraum
zu fuhren, fir sch gesehen ncht zu beanstanden. Berecht gte
E nwénde gegen de Person des jewe gen Mtgefangenen hat
der Betroffene m Ubr gen weder fir de Zet vom 27. b's 28. Ma
noch hnscht ch des Unterbr ngungsze traums vom 11. Jun bs
10. Ju 2008 vorgebracht.



c. A erdngs muss der zugew esene Haftraum, auch wenn
se ne Mehrfachbe egung - w e vor egend — n cht von vornhere n
mHnb ckaufden n§ 18 Abs. 1 S. 1 StVo zG festgeschr ebenen
Grundsatz der E nze unterbr ngung unzu é@ss g st, hns cht ch se -
ner GréBe und Ausstattung best mmten Anforderungen geniigen.
Aus der a geme n gehatenen und an d e Vo zugsbehérden ge-
r chteten Vorschr ft des § 144 Abs. 1 StVo zG (Verordnungen nach
§ 144 Abs. 2 StVo zG snd herzu b s ang ncht ergangen) kann
der Gefangene zwar ke ne subjekt ven Rechte her e ten (vg . OLG
Hamm NStZ 1992, 352, B fStrVol zK, Nr. 2, 10, OLG Zwe brlicken,
a.a.0.,NStZ 1982, 221, OLG Frankfurt StV 1986, 27, OLG Kob enz
ZfStrVo 1985, 62, Ca ess/Mu er-D etz § 144 Rdn. 1, Aroth/ LU-
ckemann, § 144 Rdn. 4). A erd ngs wer den dem Ermessen der
Vo zugsbehdrde be der Be egung und Ausgesta tung der Haft-
raume durch das Recht des Gefangenen auf Achtung der Men-
schenwirde (Art. 1 Abs. 1 GG) und das Verbot unmensch cher
oder ern edr gender Strafe oder Behand ung (Art. 3 EMRK) Gren-
zen gesetzt (vg . BVerfG NJW 2002, 2699 und 2700, BGH, Urte
vom 04. November 2004 - Il ZR 361/03 - EBE/BGH 2004, 394,
OLG Hamm NStZ 1992, 352; NJW 1967, 2024; OLG Zwe briicken,
Besch uss vom 08. September 2004, bere ts ztert, NStZ 1982,
221, OLG Frankfurt NStZ 2004, 613, NStZ-RR 2003, 59, NJW
2003, 2843, ZfStrVo 2001, 55, StV 1986, 27, NStZ 1985, 572; KG
ZfStrVo 1980, 191; OLG Celle StV 2004, 84; NJW 2003, 2463;
OLG Kar sruhe ZfStrVo 2004, 304, LG Hannover StV 2003, 568,
LG O denburg StV 2004, 610, LG G eBen NStZ 2003, 624, LG
Braunschwe g NStZ 1984, 286, LG Kar sruhe, Urte vom 13. Ju
2004-201/04-,Ca ess/Mu er-D etz § 144 Rdn. 1, Ar oth/Llcke-
mann, § 144 Rdn. 4, Schw nd/Béhm, § 144 Rdn. 1, Feest, AK-
Strafvo zugsgesetz, 4. Auf ., § 144 Rdn. 4). Der Haftraum muss
h ns cht ch se ner Gr6Be und Ausgesta tung so beschaffen se n,
dass das Recht auf Achtung der Menschenwirde, dem nach der
Verfassung e n Hochstwert zukommt und das auch dem Straftater
n cht abgesprochen werden kann (vg . BVerfG NJW 2002, 2700,
2701), gewahrt b e bt. Das sch eBtde Pf cht en, d e Prvat- und
nt mssphére des Gefangenen as Ausdruck se nes a geme nen
Persodn chke tsrechts (Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG) tun chst zu
wahren (BVerfG ZfStrVo 1997, 111). Ob bzw. wann d e Grenze zur
menschenunwird gen Unterbr ngung be e ner Doppe - oder Mehr-
fachbe egung e nes Haftraums Uberschrtten st, hdngt n erster
L n e von der Art und We se der Unterbr ngung, d. h. von der GréBe
(Grundf ache und Raum nhat) und Ausstattung ( nsbesondere n
san tarer H ns cht) des Haftraums sow e von der Anzah der ndem
Haftraum g e chze t g untergebrachten Gefangenen ab. Daneben
kann aber auch von Bedeutung se n, n we chen Ze trdumen und
zu we chen Zwecken s ch der e nze ne Gefangene n dem betref-
fenden Haftraum aufhaten muss bzw. musste. Fo gt a erd ngs
bere ts aus der Art der (geme nsamen) Unterbr ngung, dass d e
Menschenwiirde des Gefangenen berlihrt st, kommt es fir de
verfassungsrecht che und damt auch fiir d e vo streckungsrecht-
che Beurte ung (zur zv recht chen Beurte ung m Rahmen des
§ 847 BGB und der Bedeutung der Unterbr ngungsdauer nsowe t
vg . BGH a.a.O. und vorgehend OLG Ce e StV 2004, 84) aufd e
Dauer der Mehrfachunterbr ngung n cht mehr an (vg . BVerfG NJW
2002, 2699, 2700, OLG Frankfurt NStZ 2003, 59), dann s nd auch
d e genauen Aufenthatsze ten n der Ze e recht ch unerheb ch
(vg . OLG Frankfurt NOW 2003, 2843, 2845).

Vor egend war der Betroffene n der Zetvom 27. b s 28. Ma
und vom 11. Jun bs 10. Ju 2003 jewe s mte nem we teren Ge-
fangenen geme nsam m Haftraum 233 untergebracht und jeden-
fa s n der Ruhezet, n der sch be de Gefangene gechzetg n
dem Haftraum aufha ten mussten, gezwungen, mt d esem M tge-
fangenen d e Ze e e nsch eB ch der dar n bef nd chen, rdum ch
n cht abgetrennten To ette zu te en.

Es spr cht nach Auffassung des Senats e n ges daftr, dass ge-
nere de geme nsame Unterbr ngung von zwe oder mehr Gefan-
genen n e nem Haftraum ohne hnre chende rdum che Abtren-
nung der To ette, d e e nen ausre chenden S cht-, Geruchs- und
Gerauschschutz gewahr e stet, m Hnb ck auf Art. 1 Abs. 1 GG
unzu ass g st, sofern n cht d e Benutzung auBerha b der Ze e ge-
egener Wasch- und WC-An agen tags und nachts még ch st (vg.
OLG Zwe briicken, Besch uss vom 8. September 2004, bere ts
ztert, OLG Frankfurt NOJW 2003, 2843, 2845, NStZ-RR 2001, 28,
29, StV 1986,2728, OLG Hamm NJW 1967, 2024, LG Hannover
StV 2003, 568, 569, LG Braunschwe g NStZ 1984, 286, Ca ess/
Mu er-D etz § 144 Rdn. 1, Ar oth/Lickemann, § 144 Rdn. 2, AK §
144 Rdn. 10, Schw nd/Béhm, § 18 Rdn. 6 und § 144 Rdn. 1). Das
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Bedurfn s und der Anspruch des Menschen, s ch e nerse ts be der
Verr chtung se ner kérper chen Bediirfn sse unter Wahrung se ner
nt mssphére absondern zu kénnen und andererse ts n cht unge-
wo t den Verr chtungen und den dam t verbundenen Be ast gun-
gen anderer splrbar ausgesetzt zu se n, ver angt e ne derart ge
raum che Abtrennung des To ettenbere chs. E ne b oBe Scham-
wand, we se nder Ze e 233 vor der m Ubr gen offenen To ette
aufgeste t st, genugt as raum che Abtrennung ncht, denn se
b etet edg ch n optscher H ns cht e nen gew ssen Schutz, n cht
aber n akust scher und geruch cher Hns cht, zuma de ncht n
Fensternadhe aufgeste te To ette m Haftraum 233 Uber ke ne ge-
sonderte Ent (iftung verfligt. Ob, was d e san tare Ausstattung e ner
mehrfach be egten Ze e betrfft, ene ed g ch mt e ner Scham-
wand abgetrennte To ette mt e genem Ent Gftungsschacht unter
dem B ckw nke desArt. 1 Abs. 1 GG gerade noch h nnehmbar st*
(so OLG Ce e BfStrVol zK 2/1990, 2, 3, vg . auch OLG Frankfurt
NJW 2003, 2843, 2845), kann vor egend dah nstehen.

Zu der schwer ch mtArt. 1 Abs. 1 GG n E nk ang zu br ngen-
den san taren Ausstattung des Haftraums 233 kommt h nzu, dass
d eser nur e ne Grundf &che von 8,8 m? hat und d ese Nutzf &che
durch Mébe stlicke ( nsbesondere Bett und Schranke) und To ette
zusétz ch e ngeschrankt w rd. Dabe st zu beriicks cht gen, dass
der Haftraum fur den Gefangenen regeméaB g de enzg verbe -
bende Mdg chke tb etet, s ch e ne gew sse Pr vatsphére zu schaf-
fen und ungestort zu se n (vg . BVerfG, ZfStrVo 1997, 111, 113;
BGHSt 37, 380, 382). Konkrete gesetz che Anforderungenande
M ndestgréBe e nes Haftraums enthat das StVo zG zwar n cht,
nsbesondere feht bsang ene zu § 144 Abs. 2 StVo zG er as-
sene Rechtsverordnung des Bundesm n ster ums der Just z. Aus
Art. 1 Abs. 1 GG und Art. 3 EMRK ergeben s ch jedoch M ndestan-
forderungen an d e Bodenf &che e nes Haftraums, nsbesondere
was den Bere ch des Strafvo zuges betr fft (vg . BVerfG ZfStrVo
1994, 377). D esen M ndestanforderungen w rd der Haftraum 233
be e ner Doppe be egung n cht gerecht. Se ne GréBe stderart ge-
r ng, dass dem - geme nschaft ch - untergebrachten Gefangenen
jeg cher Ruckzugsraum, ndem er se n Geflih s eben unbeobach-
tet und ungestdrt aus eben kénnte, genommen w rd. Es verb e bt
dem e nze nen Gefangenen kaum noch Raum, se ne Prvat- und
nt mssphére zu wahren, s ch zu bewegen und s ch we tgehend
ungestort zu betat gen. Verscharft w rd d ese S tuat on noch durch
d e berets gesch derten unzure chenden san taren Verha tn sse
n der Ze e 233. Der Umstand, dass der Betroffene jedenfa s
set dem 5. Ju 2003 tagsuber n e nem Werkbetr eb ganztédg g
arbe tete und damt nur wahrend der Sch eBze ten gezwungen
war, s ch geme nsam mt e nem M tgefangenen n der Ze e aufzu-
haten, andert an d eser recht chen Beurte ung nchts, was s ch
schon daraus erg bt, dass dem Gefangenen auch m Werkbere ch
ke nere abschrmbare Prvat- und ntmssphére as ungestorter
Ruckzugsraum verb eb.

D e Auffassung des Senats, dass d e Grenze zur menschenun-

wurd gen Unterbr ngung durch d e Doppe be egung des Haftraums
233 nden festgeste ten Ze traumen Uberschr tten war, entspr cht
m Ubr gen der von zah re chen anderen Ger chten zu dhn ch ge-
agerten Fa en (Doppe be egung e ner Ze e m te ner Grundf ache
von wen ger a s 10 gm und ohne abgetrennte To ette) vertretenen
Ans cht (vg. OLG Zwe bricken, Besch uss vom 8. September
2004, berets ztert, OLG Frankfurt NJW 2003, 2843, Info 1986,
441, OLG Ce e NJW 2003, 2463, LG Braunschwe g NStZ 1984,
286, LG Odenburg StV 2004, 610, LG Hannover BIfStrVo zK
2003 Nr. 1, 3, LG Kar sruhe, Besch uss vom 13. Ju 2004 - 2 O
1/04 -).

Der Senat verkennt dabe ncht d e Nots tuaton zah re cher
Justzvo zugsanstaten, de sch hdufg n enem Zustand der
,chron schen Uberbe egung” bef nden. Der dam t e nhergehende
erheb che Mange an E nze haftp atzen darf jedoch ncht dazu
herha ten, ge tendes Recht, nsbesondere grund egende Men-
schenrechte (Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 3 EMRK) zu unter aufen. D e
Ger chte haben, worauf das Ober andesger cht Ce e n se nem
Urte vorn 2. Dezember 2003 (StV 2004, 84) zu Recht h nwe st,
trotz der (se t angem) bestehenden Not age ke ne Még chke t, von
e ndeut g gesetz chen und verfassungsrecht chen Best mmungen
abzuwe chen und Rechte der Gefangenen tiber das gesetz ch zu-
ass ge MaB h naus e nzuschrénken.

3. D e Kostenentsche dung beruht auf § 121 Abs. 1 und 4
StVo zG und e ner entsprechenden Anwendung des § 473 StPO.
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§ 43 StVollzG (Anspriiche auf Arbeits-
entlohnung im Falle der VerbuBung einer
lebenslanglichen Freiheitsstrafe)

Anspriiche auf die in § 43 StVollzG vorgesehenen
monetéren und nicht-monetéren Leistungen bestehen
erst seit Inkraftireten der Neuregelung am 1.1.2001.
Dies gilt auch im Falle der VerbiiBung einer lebenslan-
gen Freiheitsstrafe.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Hamm
vom 23. Jun 2005 - 1 Vo z (Ws) 60/05 -

Griinde

Der Antragste er verblBt set 1993 e ne ebens ange Fre -
he tsstrafe, derzet n der Justzvo zugsanstat X. Unter dem 14.
November 2004 beantragte er d e Auszah ung e ner Ausg e chs-
entschad gung geméaB Abs. 11 StVo zG m t der Begriindung, dass
h ns cht ch se ner ndvdue en Fre he tsstrafe St chtag .S.d. § 43
Abs. 11 StVo zG der 1. August 2003 gewesen se . M t Verfiigung
vom 15. November 2004 hat der Le ter der Justzvo zugsanstat
den Antrag zurtickgew esen. Da d e gesetz che Rege ung des § 43
Abs. 11 StVo zG erst am 1. Januar 2001 n Kraft getreten se , kon-
ne e n Anspruch auf Zah ung e ner Ausg e chsentschad gung erst
ab d esem Ze tpunkt entstehen. St chtag fir e ne Ausg e chszah-
ung se daher der 1. Januar 2011. Gegen d ese Entsche dung hat
der Antragste er W derspruch e nge egt, der durch Besche d des
Prés denten des Landesjust zvo zugsamtes Nordrhe n-Westfa en
vom 6. Dezember 2004 a s unbegriindet zurlickgew esen wor-
den st. We auch der Le ter der Justzvo zugsanstat X. hat der
Pras dent des Landesjust zvo zugsamtes s ch darauf berufen,
dass d e gesetz che Rege ung erst am 1. Januar 2001 n Kraft
getreten se und somt erst se t d esem Ze tpunkt Gu t gke t habe.

Mt Schre ben vom 19. Dezember 2004 hat der Antragste er
Antrag auf ger cht che Entsche dung gemafB § 109 ff. StVo zG
geste t und beantragt, den Besche d des Le ters der Justzvo -
zugsanstat n der Form des W derspruchsbesche des aufzuhe-
ben, festzuste en dass der Auszah ungsze tpunkt nach § 43 Abs.
11 StVo zG aufd e tatséach che VerbliBung der ebens angen Fre -
he tsstrafe festge egt se, festzuste en, dass be der Berechnung
des Jahresze traums d e Untersuchungshaft mt anzurechnen se
sow e den Antragsgegner zu verpf chten, hm e ne Ausg e chsent-
schad gung n Hohe von 1.959,85 € auf se nem E genge dkonto
gutzuschre ben und hm se t dem Ze tpunkt der F& gketde Ub-

chen Schu dz nsen gutzuschre ben.

D e Strafvo streckungskammer des Landger chts Arnsberg
hat den Antrag des Betroffenen m t Besch uss vom 16. Marz 2005
a s unbegriindet zuriickgew esen und dazu ausgefihrt:

sNach der Auffassung der Kammer st der Wort aut des § 4
Abs. 11, StVo zG e ndeut g. Be e nem Gefangenen, be dem e ne
Anrechnung der Fre ste ung nach § 43 Abs. 10 Nr. 1 StVo zG
ausgesch ossen st, wrd d e Ausg e chszah ung nach VerbiiBung
von jewe s 10 Jahren der ebens angen Strafe zum E genge d gut-
geschr eben. Grundséatz ch s nd be dem Antragste er d e Voraus-
setzungen erfu t, da er e ne ebens ange Fre he tsstrafe verbiiBt
und e n Ent assungsze tpunkt noch n cht best mmt st.

Dad e Vorschr ft des § 43 StVo zG erst zum 1. Januar 2001 n
Kraft getreten st, kdnnen Anspriiche aus d eser Vorschr ft vorher
n cht entstanden se n. Das g t auch fur e ne Ausg e chsentschad -
gung gem. § 43 Abs. 11 StVo zG. Kénnen Anspriiche nach d esem
Gesetz aber erst set dem genannten Ze tpunkt entstanden se n,
verb etet s ch e ne Berechnung der 10-dahres-Fr st be ener e-
bens angen Fre he tsstrafe, d e auf e ne VerblBungsze t vor dem
Inkrafttreten des Gesetzes abste t. Damt wiirden d ese Strafge-
fangenen m Verg e ch zu anderen besser geste t werden, da be
der Bemessung hres Anspruchs auch auf Ze ten abgeste t wer-
den wiirde, d e vor dem 1. Januar 2001 egen. Etwas anderes er-
g bt s ch auch n cht aus der von dem Antragste er angefiihrten Er-
auterung zur Bundesratsdrucksache. Denn urspriing ch war nach

dem Gesetzentwurf des Landes Sachsen-Anhat vorgesehen, e -
ne Anrechnung nsgesamt auszusch ef3en, sowe te ne ebens an-
ge Fre he tsstrafe verb(iBt wrd. Erst durch e ne Empfeh ung des
Rechtsausschusses des Bundesrates, d e auf e nen Antrag des
Landes Nordrhe n-Westfah en zurtickgeht, wurde d e jetzt glitge
Fassung des Gesetzes verabsch edet. So te urspriing chasoe -
ne Ausg e chsentschad gung grundsatz ch ausgesch ossen se n,
st m Wege des Komprom sses e ne Ausg e chsentschad gung fir
den Ze traum von jewe s 10 Jahren besch ossen worden. E ne
Besserste ung gegenuber anderen Strafgefangenen so te damt
n cht erre cht werden. V e mehr so te d e aus dem urspriing chen
Entwurf s ch ergebende Ung e chbehand ung von ebens ang -
chen gegeniber anderen Strafgefangenen bese t gt werden.

Das bedeutet ncht, dass Ausg e chsentschad gungsanspri-
che grundséatz ch und njedem Fa erstmt dem 1. Januar 2011
entstehen. Flr Sonderfé e e nermég chen vorze t gen Ent assung
s eht Absatz 11 Satz 3 StVo zG ausdriick ch d e Ausnahme vor,
,sowet er ncht vor d esem Ze tpunkt entassen wrd®, In Ver-
bndung mt Absatz 10 Zff. 2 entsteht dann e ne ante ge Aus-
g e chsentschad gung, wenn be e ner vorzetgen Entassung
e ne punktgenaue Entassung unter Berlicks cht gung von Fre -
ste ungsansprichen n cht erre cht werden kann.”

Da nach Auffassung der Strafvo streckungskammer der An-
tragste er zum jetz gen Ze tpunkt ke nen Anspruch auf Ausg e chs-
entschad gung hat, brauchte d e Kammer n cht zu entsche den, ob
d e Untersuchungshaft auf d e 10-Jahres-Fr st anzurechnen st.
G echwoh hat de Kammer de Auffassung geauBert, aufgrund
der untersch ed chen Ent ohnung n der Untersuchungshaft und
n der Strafhaft kénne nach hrer Auffassung Untersuchungshaft
n cht n den Ab auf von 10 Jahren e ngerechnet werden.

Gegen d ese Entsche dung r chtet s ch d e form- und fr stge-
recht e nge egte Rechtsbeschwerde des Betroffenen.

D e Rechtsbeschwerde war zur Fortb dung des Rechts zuzu-
assen, da An ass besteht, Le tsatze fur d e Aus egung des § 43
Abs. 11 StVo zG aufzuste en.

In der Sache hat d e Rechtsbeschwerde ndes ke nen Erfo g,
we de Strafvo streckungskammer zu Recht zum jetz gen Ze t-
punkt e nen Anspruch des Antragste ers auf Zah ung e ner Aus-
g e chsentschad gung geméaB § 43 Abs. 11 StVo zG abge ehnt
hat.

§ 43 StVo zG reget n Verb ndung mt § 200 StVo zG d e An-
erkennung ge e steter Pf chtarbe t der Gefangenen. §§ 43, 200
StVo zG wurden m t W rkung vom 1. Januar 2001 grund egend neu
gefasst durch Art. 1 Nr. 2 und 9 des 5. Strafvo zugsénderungsge-
setzes vom 27. Dezember 2000 (BGB . 1 2043). D e Neurege ung
st d e Reakton des Gesetzgebers auf d e Entsche dung des
Bundesverfassungsger chts vom 1. Ju 1998 (BVerfG NJW 1998,
3337). Das Bundesverfassungsger cht hatte entsch eden, dass
das se t 1977 ge tende Gefangenenarbe tsentge t n Hohe von 5%
des Durchschn ttse nkommens der soz a vers cherungspf cht gen
Arbe tnehmer ncht ausre che, um de Pf chtarbet der Strafge-
fangenen as wrksames Resoz a serungsze auszugesta ten.
Entsprechend dem Gebot des Bundesverfassungsger chts, e ne
Neurege ung zu schaffen, hat der Gesetzgeber m t der Anderung
des Strafvo zugsgesetzes zum 1. Januar 2001 das Arbe tsentge t
der Gefangenen von 5% auf 9% der BezugsgréBe nach § 18
SGB IV erhéht (§ 200 StVo zG). Ergédnzend st as besonderer
Anre z fUr e ne kont nu er che Arbe ts e stung e ne n cht-monetéare
Komponente der Anerkennung ge e steter Arbet n Form von
e nem Tag zusétz cher Fre ste ung von der Arbe t fir zwe Monate
zusammenhéngender Téat gke t gewahrt worden; d e Fre ste ung
kann auf den Ent assungsze tpunkt angerechnet oder - be Vor e-
gen der a geme nen Voraussetzungen - a s Ur aub aus der Haft
(Arbe tsur aub) genutzt werden; fir Ausnahmefa e, n denen de
Anrechnung n cht még ch st, ste ne Ausg e chsentschdd gung n
Form e nes 15% gen Zusch ags zum Entge t vorgesehen. D ese
Neurege ung genugt den verfassungsrecht chen Anforderungen
gemaB der Entsche dung des Bundesverfassungsger chts vom
1.Ju 1998 (BVerfG NJW 2002,2023).

Danach b e bt festzuha ten, dass mt W rkung zum 01.01.2001
d e Gefangenenent ohnung durch e ne monetéare und n cht-mo-
netére Le stung erh6ht worden st. Damt steht aber auch eben-
fa s fest, dass der Gesamtkomp ex der Erhéhung erst ab dem



1. Januar 2001 g t. Ebenso w e e n Gefangener erst ab d esem
Ze tpunkt e nen Anspruch auf e n Arbe tsentget n Héhe von 9%
der BezugsgréBe nach § 18 SGB IV hat, besteht erst ab dem 1.
Januar 2001 e n Anspruch auf d e beschr ebenen ,Gut-Ze ten®,
und dam t auch auf d e Ausg e chsentschad gung gemas § 43 Abs.
11 StVo zG. Wirde man der Rechtsauffassung des Antragste ers
fo gen, so wiirde d es bedeuten, dass Gefangene auch fird e Ze t
vor dem 1. Januar 2001 e n héheres Arbe tsentge t und zusétz che
fre e Tage beanspruchen kénnten. D es ware ndes nur anzuneh-
men, wenn e ne Riuckw rkung des Gesetzes angeordnet worden
wére, was aber ncht der Fa st. Zwar wrd nach dem Wort aut
des § 43 Abs. 11 StVo zG d e Ausg e chszah ung bere ts nach
VerblBung von jewe s 10 Jahren der ebens angen Fre he tsstrafe
zum E genge d gutgeschr eben, wobe n chts tGber den Ze tpunkt
des Begnns deser Frst gesagt; des war ndes auch ncht er-
forder ch, da sch deses von se bst versteht. Denn Anspriche
kdnnen erst ab dem Inkrafttreten e nes Gesetzes bestehen. Nach
a edem hat der Antragste er ke ne Anspriiche fiir d e Ze t vor dem
1. Januar 2001 (so auch m Ergebn s Ar oth/Lickemann, StVo zG,
§ 43 Rdnr. 30; a.A., a erdngs ohne jeg che Begriindung, LG
Frankfurt, NStZ 2005, 55).

Zu Recht hat d e Strafvo streckungskammer auch ausgeftihrt,
dass d e Untersuchungshaft auf d e 10-Jahres-Fr st n cht anzu-
rechnen st. D e Erhohung der Gefangenenent ohnung durch das
5. Strafvo zugsénderungsgesetz g t nam ch ncht fir Untersu-
chungsgefangene. Fiir d ese f ndet § 43 Abs. 2-5 StVo zG nurmt
der MaBgabe Anwendung, dass d e Eckvergiitung we terh n 5%
der BezugsgréBe betragt. D e n cht-monetére Komponente der zu-
satz chen Fre ste ung (§ 43 VI-X) g tebenfa s n chtfir Untersu-
chungsgefangene (§ 177 S. 3 StVo zG). D ese untersch ed che
Ent ohnung von Untersuchungsgefangenen und Strafgefangenen
st auch verfassungsgeméaB (vg. Besch uss des Bundesverfas-
sungsger chts vom 15. Marz 2004).

Nach a edem, war d e Rechtsbeschwerde mt der sch aus
§ 121 Abs. 2 StVo zG ergebenden Kostenfo ge a' s unbegriindet
zu verwerfen.

§ 112 Abs. 1 Satz 1 StVollzG, § 37 Abs. 3
Satz 1 VwVFG (Zur schriftlichen Bekannt-
gabe einer MaBnahme)

Die schriftliche Bekanntgabe der MaBnahme ist
nicht vollstandig, wenn das Schriftstiick keine Unter-
schrift oder Namenswiedergabe enthdlt. Eine solche
unvollstandige Bekanntgabe vermag die Rechtsbe-
helfsfrist grundsétzlich nicht in Lauf zu setzen.

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom
22.Ju 2005 -5 Ws 365/05 Vo z -

Griinde

Der Gefangene verbiit zur Ze t e ne Gesamtfre he tsstrafe n
der Just zvo zugsanstat T. Auf der Grund age der Vo zugsp an-
fortschre bung vom 22. Oktober 2004 fand am 14. Dezember 2004
e ne Vo zugsp ankonferenz statt, deren Inha tund Ergebn smt Da-
tum vom se ben Tage schr ft ch n ederge egt wurde. E ne Abschr ft
der dre se t gen Verfligung, deren erster Te der Konferenzber cht,
nhat ch zwe Seten, e nnahm, erh e t der Gefangene am 14. Ja-
nuar 2005 ausgehénd gt. A erd ngs feh te d e Se te 3, auf der s ch
d e Verte erverfligung des Bearbe ters und dessen Unterschr ft
bef ndet. Nachdem der Gefangene beanstandet hatte, den Ber cht
ncht vo stdnd g erhaten zu haben, wurde hm am 15. Februar
2005 d e erwahnte Se te 3 des Ber chts ausgehand gt. Am 1. Mérz
2005 beantragte der Gefangene zu Protoko des Urkundsbeamten
des Amtsger chts Wedd ng n der JVAT. d e ger cht che Entsche -
dung, den Vo zugsp an vom 14. Dezember 2004 aufzuheben und
d e Anstat zu verpf chten, e ne neue Vo zugsp anfortschre bung
vorzunehmen, da d e Behdrde n der angefochtenen Fortschre -
bung den gesetz chen M ndestanforderungen n cht gentigt habe.
D e Strafvo streckungskammer verwarf den Antrag m t dem ange-
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fochtenen Besch uss vom 16. Jun 2005 mt der Begrindung a s
unzu ass g, der Antrag auf ger cht che Entsche dung se verspétet
e nge egt worden, da der Lauf der zwe wéch gen Fr st des § 112
Abs. 1 Satz 1 StVo zG berets am 14. Januar 2005 und n cht
erst mt Aushand gung der Se te 3 des Ber chts begonnen habe
und daher am 1. Marz 2005 bere ts verstr chen gewesen se. M t
se ner form- und fr stgemaB erhobenen Rechtsbeschwerde rugt
der Gefangene d e Behand ung se nes Antrages auf ger cht che
Entsche dung a s unzu &ss g.

Das Rechtsm tte hat e nen vor auf gen Erfo g.

1. D e Rechtsbeschwerde st n cht nur gegen Sach-, sondern
auch gegen Prozessentsche dungen der Strafvo streckungskam-
mer — e ne soche egt her vor — statthaft (vg. Ca ess/Mi er-
D etz, StVo zG 10. Auf ., § 116 Rdn. 5 mt we t. Nachw.).

2. Se stzuéassg, we mt der angefochtenen Entsche dung
dem Beschwerdefiihrer das recht che Gehor versagt wurde (vg .
Senat NStZ-RR 2002, 383; Besch lisse vom 8. Ju 2005 - 5 Ws
309/05 Vo z -, 25. Februar 2005 - 5 Ws 85/05 Vo z - und vom 31.
August 2001 - 5 Ws 543/01 Vo z -; Aroth n Aroth/Lickemann,
StVo zG § 116 Rdn. 3). D e Ruge der Ver etzung recht chen Ge-
hérs sche tert ausnahmswe se n cht daran, dass der Gefangene
n cht ausdriick ch mtgete t hat, was er vorgetragen hétte, wenn
hm Ge egenhe t dazu gegeben worden wére (vg . KG, Besch uss
vom 19. Oktober 2000 - 5 Ws 644/00 Vo z -). Denn aus dem Vor-
brngen wrd noch hnre chend deut ch erkennbar, dass er sen
Vorbr ngen n se nem Antrag vom 1. Méarz 2005 auch zum Inhat
der Rechtsbeschwerde machen wo te.

D e Auffassung der Strafvo streckungskammer, der Antrag
des Gefangenen auf ger cht che Entsche dung se verspétet an-
gebracht worden, ha t recht cher Prifung n cht Stand. Nach § 112
Abs. 1 Satz 1 StVo zG st Voraussetzung fur d e Ingangsetzung
des Laufs der Zwe wochenfr st d e Zuste ung oder schrft che
Bekanntmachung der Entsche dung. Fir d e Frage, wann bzw. un-
ter we chen Voraussetzungen d e schr ft che Bekanntgabe erfo gt
st, snd — mange s speze er Regeung m Strafvo zugsgesetz
— de sachnahen verwa tungsverfahrensrecht chen Vorschr ften
entsprechend anzuwenden (vg. a gemen zu der Uber de
ausdriick che Verwesung n § 114 Abs. 2 Satz 2 StVo zG h-
nausgehenden Notwend gket, m Strafvo zugsrecht erganzend
verwa tungsrecht che Normen und Grundsétze heranzuze-
hen (vg. Senat NStZ-RR 2002, 383; Schu er n Schw nd/Béhm,
StVo zG 3. Auf ., § 120 Rdn. 1; Vo ckart n AK-StVo zG 4. Auf ., §
120 Rdn. 2,3; Ca ess/Mu er-D etz, StVo zG 10. Auf ., § 120 Rdn.
1; Ar oth n Ar oth/ Liickemann, StVo zG § 120 Rdn. 1, 2). GemaB
§ 37 Abs. 3 Satz 1 VwVIG muss e n schr ft cher Verwa tungsakt
unter anderem d e Unterschr ft oder d e Namensw edergabe des
Behoérden e ters, se nes Vertreters oder se nes Beauftragten
enthaten. Das Erforderns der Unterschrft so vor a em m
Interesse der Rechtss cherhe t grundsatz ch gewéhr e sten, dass
ncht unfert ge Schre ben, nsbesondere Entwirfe, as offze e
Entsche dung ergehen (vg . Kopp/Ramsauer, VwWV{G 8. Auf ., §
37 Rdn. 31). Daraus fo gt, dass d e schr ft che Bekanntmachung
ncht vo stdnd g st, wenn das Schr ftstlick e ne Unterschr ft oder
Namensw edergabe n cht entha t. E ne so che unvo sténd ge, mt-
h n feh erhafte Bekanntgabe vermag d e Rechtsbehe fsfr st grund-
satz ch ncht n Lauf zu setzen (vg . Kopp/Ramsauer, VWVfG 8.
Auf ., § 41 Rdn. 27 mt we t. Nachw.).

Das Fehen der Unterschr ft kann a erd ngs ausnahmswe -
se as unbeacht ch anzusehen sen, wenn aus den gesamten
Umstanden, etwa aus e nem Beg e tschre ben, das den Anforde-
rungen des § 37 Abs. 3 VwVIG genligt, zwe fe sfre hervorgeht,
dass es sch um e ne absch eBende Entsche dung und ncht e-
dg chum e nen Entwurf hande t (vg . Kopp/Ramsauer a.a.O. § 41
Rdn. 32). So egt der Fa her aber ncht. Denn weder aus dem
Vorbr ngen des Gefangenen, noch aus dem der Vo zugsbehérde,
noch aus sonst gen Umsténden erg bt s ch, dass d e Anstat be-
re ts vor der Aushand gung der drtten Se te des Vermerks dem
Gefangenen mtgete t hatte, dass es sch nsowet nur um e nen
nhat ch rre evanten Te des Berchts handet. Indes hatte der
Gefangene mt se ner Beanstandung zu erkennen gegeben, dass
er Zwe fe ander Vo stand gke t der hm ausgehand gten Abschr ft
hegte. Dass d ese Zwe fe ncht ed g ch iberzogenen Anschauun-
gen und Erwartungen des Gefangenen entsprachen, w rd an dem
n der Akte bef nd chen Schr ftstlick deut ch. Zwar autet der etzte
Satz auf Se te 2 des Vermerks: ,Das Konferenzergebn s wurde Hr.
.. mAnsch uss erbffnet“. D es &sst aber n chtzw ngenda e nden
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Sch uss zu, dam t ende der Ber cht; v e mehr b e bt, da graph sche
oder sonst ge Merkma e, d e auf e n Textende h ndeuten, feh en,
offen, ob auf e ner we teren Sete noch nhat ch Ausflihrungen
fo gen.

Be der Bewertung der Frage des Ze tpunktes des Fr stbeg nns
hatte d e Strafvo streckungskammer anges chts der konkreten
Fa gestatung m Ubr gen dem verfassungsrecht ch verankerten
(Art. 2 Abs. 1 n Verb. mt Art. 20 Abs. 3 GG) Fa rnessgebot (vg .
a geme n dazu Jarass n Jarass/P eroth, GG 7. Auf ., Art. 20 Rdn.
94 mt we t. Nachw. nsbesondere zur Rspr. des BVerfG) verstarkt
Rechnung tragen missen. Der Anspruch auf e n fares Verfahren
sch eBt ndm ch de Verpf chtung der Ger chte e n, das Verfah-
rensrecht so anzuwenden, dass de egent chen matere en
Rechtsfragen entsch eden werden und hnen ncht durch tber-
tr ebene Anforderungen an das forme e Recht ausgew chen w rd
(vg . zu etzt BVerfG NJW 2005, 814). D eser Anforderung stde
Kammer vor egend n cht gerecht geworden.

Der Senat verwe st d e Sache daher nach § 119 Abs. 4 Satz
3 StVo zG an d e Strafvo streckungskammer zurtick, damt d ese
e ne Sachentsche dung treffen kann.

(Ensender: De Mtg eder des 5. Strafsenats des Kammer-
ger chts Ber n)

§ 70 Abs. 2 Nr. 2 StVolizG (Zur Aushéndi-
gung der Spielkonsole ,Playstation 2”)

1. Der Spielkonsole ,Sony Playstation 2“ wohnt eine
solch generell-abstrakte Gefahr fiir die Sicherheit
und Ordnung von Vollzugsanstalten inne, die eine
Aushéndigung in der Justizvollzugsanstalt Tegel
(einer Anstalt der hochsten Sicherheitsstufe) an die
Gefangenen ausschlieBt. Die Gefahrdung liegt da-
rin, dass das Gerat dem Gefangenen die Méglichkeit
eroffnet, unkontrollierbar Daten unerlaubten oder
vollzugswidrigen Inhalts zu speichern oder sie aus
der Anstalt heraus in die AuBenwelt gelangen zu
lassen.

2. Die neueren technischen Entwicklungen bringen
es mit sich, dass sich die Gefahren der in den
Geraten vorhandenen Versteckmdglichkeiten von
rdaumlichen Nischen auf virtuelle, also unsicht-
bare und schwerer erkennbare Tarnorte verlagern.
Verbunden mit der explosionsartig wachsenden
Speicherkapazitét ist dies eine héhere Ebene der
Gefahrdung, die weder durch Vermehrung des Kon-
trollaufwandes noch durch Schulung der Beamten
so in den Griff zu bekommen ist, dass die Sicherheit
der Justizvollzugsanstalt noch zu gewahrleisten
waére.

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom
22.Ju 2005 -5 Ws 178/05 Vo z -

Griinde

Der Strafgefangene verbii3t n der Justzvo zugsanstatT.bs
vorauss cht ch 2016 mehrere Fre he tsstrafen. Der Le ter der Jus-
tzvo zugsanstat T. hat den Antrag des Gefangenen, hm d e E n-
br ngung und Aushand gung e ner ,Sony P aystat on 2“ oder e ner
verg e chbaren Sp e konso e nebst Zubehdr zu genehm gen, ab-
ge ehnt. Auf den g e ch autenden Verpf chtungsantrag des Gefan-
genen hatd e Strafvo streckungskammer m t dem angefochtenen
Besch uss vom 15. Méarz 2005 den Le ter der Anstat verpf chtet,
dem Gefangenen den Erwerb und Bes tz sow e d e Benutzung e -
ner Sp e konso e ,Sony P aystat on 2“, bestehend aus der Konso e

-P aystat on 2 der Bed ene nhe t, dem Netzansch uss und Netz-
kabe , dem Aud o0-V deo-Kabe und dem Euro-Scart-Adapter, m
Haftraum mt der MaBgabe zu gestatten, dass d e ncht fur den
norma en Sp e betr eb erforder chen Schn ttste en der Sony P ay-
stat on 2 (Netzwerkadapteransch uss, USB-Schn ttste e, , - nk“-
Schn ttste e, externer Spe cher, Erwe terungsschacht) sowe de
Hoh rdume des Gerates mt Ausnahme des CD-/DVD-Schachts
vor Aushand gung an den Gefangenen auf dessen Kosten ver-
s ege t bzw. verp ombt werden und dass d e Anzah von v er e ek-
tr schen Geraten m Haftraum des Gefangenen n cht Gberschr tten
w rd. In den Besch ussgriinden hat d e Strafvo streckungskammer
ausgefihrt, zur Versagung der Genehm gung genuige es zwar,
dass der Bes tz und d e m ssbrauch che Nutzung der beantragten
Sp e konso e abstraki-genere gee gnet se, de Scherhet und
Ordnung der Anstat zu gefahrden, ohne dass d e M ssbrauchs-
gefahr n der Person des Antragste ers egen musse. D eser Ge-
fahr kénne aber mt den m Rahmen e ner ordnungsgemaBen Auf-
s cht anzuwendenden Kontro m tte n der Vo zugsbehérde effekt v
begegnet werden.

Mt se ner gegen desen Beschuss erhobenen Rechtsbe-
schwerde rugt der Le ter der Just zvo zugsanstatT. d e Ver etzung
sach chen Rechts; zug e ch erhebt er d e Aufk &rungsriige und be-
anstandet das Verfahren a s unfa r. Der Gefangene hat beantragt,
hm Prozesskostenh fe unter Be ordnung se ner Verfahrensbe-
vo mécht gten zu bew gen und d e Rechtsbeschwerde zurtick-
zuwe sen.

1. Das Rechtsmtte stzuassg, we es geboten st, d e Nach-
prufung der Entsche dung zur S cherung e ner e nhe t chen Recht-
sprechung zu ermdg chen (§ 116 Abs. 1 StVo zG). Es st auch
begriindet. Der Senat kann d e Verfahrensrige m wesent chen
unerortert assen; denn d e Uberprifung der Entsche dung auf-
grund der Sachriige erg bt, dass d e Strafvo streckungskammer
n entsche dungserheb cher We se d e Vorschr ft des § 70 Abs.
2Nr. 2,2. At. StVo zG und d e dazu ergangene Rechtsprechung
- auch des Senats - te s Ubersehen, te s rechtsfeh erhaft ange-
wandt hat. Zur Verfahrensrige st ed g ch anzumerken, dass der
Anstats e ter den Vorwurf zu Unrecht erhebt, d e Strafvo stre-
ckungskammer habe hm ke ne Ge egenhe t gegeben, zu den tat-
séch chen Behauptungen des Antragste ers n dessen Schre ben
vom 9. Mérz 2004 Ste ung zu nehmen. Denn d e Vors tzende
hatte hm e ne Kop e davon mt Verfugung vom 16. Méarz 2004
,zur Kenntn s- und Ste ungnahme b nnen 2 Wochen* zuge e tet.
Davon hat der Anstats e ter ke nen Gebrauch gemacht. E ner
nochma gen Aufforderung bedurfte es ebenso weng we enes
gezeten Hnwe ses, zu we chen Tatsachen das Gercht e ne
Rep k erwartete.

2. Oberger cht ch st gek art, dass das Recht des Strafgefan-
genen, nangemessenem Umfang Buicher und andere Gegenstan-
de zur Fortb dung oder zur Fre ze tgesta tung zu bes tzen (§ 70
Abs. 1 StVo zG), gesetz chen E nschrankungen unter egt. Nach
§ 70 Abs. 2 Nr. 2 StVo zG besteht d eses Recht unter anderem
dann n cht, wenn der Bes tz, d e Uber assung oder d e Benutzung
des Gegenstandes de Scherhet und Ordnung der Anstat ge-
fahrden wirde. E ne so che Gefahrdung kann ohne Verfassungs-
verstoB a e n wegen der grundsétz ch gegebenen E gnung e nes
Gegenstandes fur e ne scherhe ts- oder ordnungsgefahrdende
Verwendung angenommen werden, sofern konkrete Verwendun-
gen nur mt e nem von der Ansta t n cht erwartbaren zusatz chen
zet chen Kontro aufwand ausgesch ossen werden kdénnen (vg .
BVerfG NStZ 2003, 621; 1994, 604, 605; 1994, 453; Ber VerfGH
NStZ-RR 1997, 382). Daher kann bere ts d e e nem Gegenstand
a gemen nnewohnende Gefahr chket e n Recht auf dessen
Bestz m Strafvo zug aussch eBen, ohne dass n der Person
des Gefangenen egende Anha tspunkte fiir e ne Gefahrdung von
S cherhe t und Ordnung vor egen missen (vg . BVerfG a.a.O. so-
w e NStZ-RR 1996, 252.; Senat, Besch Usse vom 17. September
2004 5 Ws 424/04 Vo z -,29. Apr 2002 -5 Ws 216/02 Vo z - und
vom 6. Méarz 1998 - 5 Ws 98/98 Vo z -; std. Rspr.).

3. a) In der oberger cht chen Rechtsprechung st nzw schen
ganz Uberw egend anerkannt, dass der Sp e konso e ,Sony P ay-
stat on 2“ e ne so che genere -abstrakte Gefahr fir d e S cherhe t
und Ordnung von Vo zugsanstaten nnewohnt, de e ne Aus-
hénd gung an d e Gefangenen aussch eBt (vg. Saar and sches
OLG ZfStrVo 2005, 122; OLG Frankfurt am Man ZfStrVo 2004,
248; OLG Hamm ZfStrVo 2005, 119; Brandenburg sches OLG



ZfStrVo 2004, 115; OLG Rostock ZfStrVo 2003, 56; OLG Jena
NStZ-RR 2003, 221; Senat ZfStrVo 2004, 310 [Fa e von S che-
rungsverwahrung] und NStZ-RR 2004, 157 = ZfStrVo 2004, 241
[Untersuchungshaft]; a.A. OLG Kar sruhe ZfStrVo 2003, 244).
D e Gefahrdung egt dar n, dass das Gerat dem Gefangenen de
Még chket erdffnet, auf der funktona mt der Festp atte e nes
Persona computers verg e chbaren — jedoch e chter auswech-
se baren — Memory-Card (Spe cherkarte) unkontro erbar Daten
uner aubten oder vo zugsw dr gen Inhats zu spe chern und mt
anderen Insassen auszutauschen oder s e aus der Ansta t heraus
ndeAuBenwe t ge angen zu assen. Darliber h naus kann m t der
Sp e konso e unter Zuh fenahme e nes Mob te efons oder e nes
Modems - jewe s e cht e nschmugge bare Gegenstande - Zugang
zum Internet verschafft werden, wodurch be sp e swe se s cher-
he tsre evante Informat onen an AuBenstehende we tergegeben
werden kénnten.

Uberd es kann d e ,P aystaton 2 mt m Hande erhdt chen
und ohne weteres ega n de Anstat enbrngbaren Zusatz n-
sta atonen, etwa e nem sogenannten L nux-Kt, dergestat mod -
fzert werden, dass se n hrer Funktona tat e nem - anerkann-
termaBen ebenfa s d e Ansta tss cherhe t gefdhrdenden (vg . OLG
Frankfurt am Man be Matzke NStZ 2000, 466; OLG Dusse dorf
NStZ 1999, 271; OLG Bamberg be Bungert NStZ 1995, 434; Se-
nat, Besch Gsse vom 8. Jun 2005 - 5 Ws 171/05 Vo z -, 17. Sep-
tember 2004 - 5 Ws 424/04 Vo z-,9. Ma 2003 - 5 Ws 228/03 Vo z
- und vom 6. Mérz 1998 - 5 Ws 98/98 Vo z -) Persona computer
nahe kommt.

b) Ob d e h ernach bestehende — auch von der Strafvo stre-
ckungskammer angenommene — genere -abstrakte Gefahr m
E nzefa ene Versagung der E nbrngung der Spekonsoe n
den Hafttraum gemaB § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVo zG tragt, st maB-
geb ch von den tatséch chen Verha tn ssen abhang g und daher
Uberw egend tatsach cher Natur (vg . BGH NStZ 2000, 222; Senat
a.a.0.). Es st anerkannt, dass s ch d e Gefahren fiird e S cherhe t
und Ordnung e ner Anstat ncht e nhet ch fir a e Just zvo zugs-
ansta ten beurte en assen. Das Ergebn s der E nze fa abwégung
wrd nsbesondere von der Zumutbarke t des Kontro aufwandes
best mmt, d e hrerse ts maBgeb ch unter anderem von der GréBe
der Anstat, hrem S cherhe tsgrad, der Zusammensetzung der
Gefangenen und der Persona age bee nf usst w rd. D ese tatsach-

chen Umsténde ste en sch n a en Ober andesger chtsbez rken
sow e auch von Anstat zu Anstat und se bst n versch edenen
Te en e nerAnstatuntersch ed chdar. Deshab s nd n Bezug auf
den Bes tz und den Betr eb von Te esp e geraten rechtsfeh erfre
ergangene E nze fa entsche dungen m tuntersch ed chen Ergeb-
nssen mog ch geworden (vg. OLG Kar sruhe StV 2003, 407),
ohne dass d es e nen VerfassungsverstoB darste te (vg. BVerfG
NStZ-RR 2002, 128; Senat, Besch uss vom 29. August 2003 -
5 Ws 430/03 Vo z -). In tatsdch che Festste ungen gek e dete
Speku at onen, ob s ch best mmte Ansta ten etwa doch g e chen,
snd ndes n cht tragféh g. Zu beurte en snd nchtd e Vo zugsver-
ha tn sse fremder Ansta ten.

4. De nach a em gebotene auf de Vo zugsstuaton n der
konkreten (Te -)Anstat bezogene E nze fa abwéagung hat de
Strafvo streckungskammer feh erhaft vorgenommen. Denn se
hat bestehende M ssbrauchs- und Umgehungsmdég chke ten, de-
nen auch durch d e von hr angeordneten E nschrankungen und
S cherungsmaBnahmen ncht w rksam begegnet werden kann,
sow e den Kontro aufwand be der m Fa e der Bejahung der
Genehm gungsfah gke t zu erwartenden v e fachen E nbr ngung
so cher Geréte n cht h nre chend n Betracht gezogen.

Entgegen hrer Auffassung st es daher n cht zu beanstanden,
dass der Anstats e ter den Bestz der ,P aystaton 2“ untersagt
hat.

a) De Versegeung oder Verpombung garantert ncht de
w rksame und nachhatge Unterb ndung der bestehenden M ss-
brauchsmdg chke ten. Denn derart ge S cherungsvorkehrungen
kénnen - zuma von handwerk ch-techn sch oft Giberaus vers erten
Gefangenen w e dem Rechtsbeschwerdegegner, derausgeb deter
E ektro nsta ateur st-mtversch edensten Matera enman pu ert
werden, und d e Man pu at onen kénnen entsprechend versch e -
ert werden. Verp ombungen der Steuere emente des Gerates
snd zudem techn sch schw er g zu bewerkste gen und bergen
d e Gefahr der unbeabs cht gten Beschad gung der Verp ombung
durch stand ges Beriihren be m Sp e en. D es erschwert d e Kon-
tro e zusétz ch, da de kontro erenden Bed ensteten nach e -
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nger Zet oftmas ncht mehr ver &ss ch e nschatzen kénnten,
ob gebrauchsbed ngte oder gez et man pu at ve Veranderungen
der P omb erung vor egen. D e dadurch notwend g werdende
Uberprifung des Gerates, d e dessen Offnung, Kontro e und Neu-
verp ombung umfasste, kénnte nur durch Fachpersona vorgenom-
men werden. Der entstehende Mehraufwand der Kontro tat gke t
n den Haftrdumen und der Organ sat on und Uberwachung des
Ergebn sses externer Kontro arbe ten st durch d e Anstat ncht
e stbar (vg . a geme n zu Man pu at onsmdg chke ten von S che-
rungsvorkehrungen und zum erforder chen Uberpriifungsaufwand
m Fa e der P aystat on 2“ Résch, ZfStrVo 2003, 246 [Anmerkung
zu OLG Kar sruhe ZfStrVo 2003, 244])

b) Mt der von der Strafvo streckungskammer as ausre -
chend erachteten Verp ombung oder Vers ege ung der ncht fur
den normaen Spebetreb erforder chen Schn ttste en kann
e ner mssbrauch chen Nutzung des Geréates ncht w rksam be-
gegnet werden. Denn dadurch kann ncht verh ndert werden,
dass durch Man pu at on an der Hardware der Sp e konso e oder
d e Veranderung gee gneter Software andere Schn ttste en des
Gerates fur verbotene Zwecke umfunkt on ert werden. So wére
es be sp e swe se még ch, de Mon torschn tiste e, d e fur den
regu &ren Sp e betr eb uner dss ch st und daher ncht vers ege t
oder verp ombt werden kann, as Zugang zur Spe cherkarte der
Sp e konso e zu verwenden und auf d eser Date en zu verstecken,
ohne dass d ese be Kontro en entdeckt werden kénnten (vg . zu
techn schen E nze he ten des Verbergens verbotener Daten zw -
schen unverfang chen Date en OLG Hamm StV 1997, 199) . D e
verg e chswe se e cht ausbauféh gen und auswechse baren Spe -
cherkarten vere nfachten zudem den egaen Datenaustausch
unter den Gefangenen, aber auch aus der Anstat heraus nde
AuBenwe t.

c) Es kommt h nzu, dass es fiir d e Beantwortung der Frage,
ob Gefahren, d e s ch aus der grundsétz chen E gnung der Sp e -
konso e fir s cherhe tsgefahrdende Verwendungen ergeben, durch
Kontro maBnahmen begegnet werden kann und muss, ncht a -
e n auf den bezlig ch des jewe gen Antragste ers erforder chen
Aufwand ankommt. Zur Verme dung e ner Ung e chbehand ung
von Gefangenen, d e sch n verg e chbarer Lage bef nden, kann
v e mehr ohne Versto3 gegen den Verhéa tn smaB gke tsgrundsatz
darauf abgeste t werden, ob e ne ausre chende Kontro erbarke t
auch be ge cher Handhabung verg e chbarer anderer Fa e ge-
geben ware (vg. BVerfG NStZ 2003, 621, 622). Das st jeden-
fa s m Fa e der Justzvo zugsanstat T. zu verne nen. Be de-
ser handet es sch, we gerchtskundg st, um e ne Anstat des
(gesch ossenen) Rege vo zuges mt héchstem S cherhe tsgrad
und e ner derzetgen Be egung von etwa 1.700 Insassen (be
1.569 regu aren Haftp atzen), deren Persona ausstattung a en-
fa s as ausre chend zu erachten st. Se ware unkontro erbar,
héatte rege haft jeder Gefangene, be dem ke ne ndvdue en
Versagungsgriinde vor egen, e nen Anspruch auf den Bes tz und
den Betreb e ner Sp e konso e der beantragten oder e ner ver-
g e chbaren Art und wirde er d esen rea s eren, was anges chts
der Popu ar tat derart ger Geréate jedenfa s fir e ne groBe Zah
Gefangener a s s cher anzunehmen st. Der Aufwand, der mt der
notwend gen rege méaB gen Kontro e zum ndest mehrerer hun-
dert so cher Geréte verbunden wére, g nge zu Lasten vorrang ger
Aufgaben der Bed ensteten, d e den Gefangenen m Rahmen des
Behand ungsvo zuges zugute kommen missen, we des dem
gesetz chen Auftrag der Ansta t entspr cht. M t e nem ordnungsge-
maBen Strafvo zug wére e n so cher Zustand unvere nbar.

Dem kann ncht mt Erfog entgegengehaten werden, es
gehore zu den Pf chten der Anstats e tung, den erforder chen
Kontro aufwand persone und sach ch zu organs eren. D eser
Gedanke asst auBer Acht, dass s ch Persona bzw. (m Fa e der
Auftragsvergabe an ansta tsfremde Unternehmer) Auftragnehmer
ncht be eb g vermehren assen. D e neueren techn schen Ent-
w ck ungen brngen es mt sch, dass sch de Gefahren der n
den Geraten vorhandenen Versteckmég chke ten von rdum chen
N schen auf vrtue e, a so uns chtbare und desha b schwerer er-
kennbare Tarnorte ver agern. Verbunden mt der exp os onsart g
wachsenden Spe cherkapaz tat st d es e ne hdhere Ebene der
Geféhrdung, d e weder durch Vermehrung des Kontro aufwandes
noch durch Schu ung der Beamten so n den Gr ff zu bekommen
st, dass d e S cherhet n der JVAT. noch zu gewéhr e sten wére.

5. Besondere Umsténde n der Person des Gefangenen, Le t-
prnzpen des Strafvo zuges oder de Vo zugsz e e geb eten es
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n cht, den Bes tz e ner ,Sony P aystat on 2 trotz des darge egten
S cherhe ts nteresses der Anstat zu genehm gen. Denn etzteres
Uberw egt, zuma da es sch be der Spekonsoe edg ch um
e nen Gegenstand der Unterha tungse ektron k hande t, n der An-
stat aber umfangre che andere Mdg chke ten zur Fre ze tgesta -
tung bestehen. Ohneh n gehéren Te esp e e der beantragten Art
ebenso w e verg e chbare Gerate ncht zu den Gegenstanden,
d e d e Fah gke t e nes Gefangenen, nach se ner Ent assung aus
der Haft e n gesetzmaB ges Leben zu flihren, zu férdern gee gnet
snd (vg. Senat, Besch uss vom 29, August 2003 - 5 Ws 430/03
Vo z - den Rechtsbeschwerdegegner betreffend). D eser Umstand
a enkannd e Versagung zwar n cht rechtfert gen. Er m ndert aber
den MaBstab, an dem das recht che Interesse des Antragste ers
zu messen st. D e Fre ze tgestatung mt e nem sochen Teesp e
kann nsbesondere ke n grundrecht ch besonders geschiitztes
Informat onsbedurfn s (Art. 5 Abs. 1 Satz 1, 2. Ha bsatz GG) oder
enasfirde Vo zugsz e e wertvo e nzustufendes B dungs nte-
resse fir s ch n Anspruch nehmen.

Der gesetz che Auftrag der sozaen Integraton (§ 1 Satz 1
StVo zG) und W edere ng ederung (§ 3 Abs. 3 StVo zG) er e det
durch d e N chtzu assung so cher Gerate ers cht ch ke ne E n-
buBe. Ebenso wen g st der Bes tz der ,P aystat on 2 durch den
Ang e chungsgrundsatz (§ 3 Abs. 1 StVo zG) geboten. D e a ge-
me nen Lebensverha tn sse auBerhab des Strafvo zuges s nd
trotz der Verbre tung d eser und &hn cher Sp e konso en b sher ke -
neswegs durch d e Nutzung derart ger Gerate von e ner Mehrhe t
erwachsener Menschen n der Bevd kerung gekennze chnet.

Dem Antrag auf Bew gung von Prozesskostenh fe war statt-
zugeben, we der Beschwerdegegner bedirftg st und es aufde
Erfo gsauss cht se ner Rechtsverte d gung m Beschwerderechts-
zug n cht ankommt (§ 120 Abs. 2 StVo zG, § 119 Abs. 1 Satz 2
ZPO). D e Be ordnung e nes Rechtsanwa ts war erforder ch; denn
der Gefangene benét gt rechtskund gen Be stand, nachdem de
Vo zugsbehdrde Rechtsbeschwerde gegen den fur hn ginst gen
Besch uss der Strafvo streckungskammer e nge egt hat.

Der Senat hat von der Még chke t Gebrauch gemacht, n der
Sache se bst zu entsche den; denn s e st spruchre f (§ 119 Abs.
4 Satz 2 StVo zG), da ke ne we teren Erhebungen erforder ch
waren.

D e Kostenentsche dung fo gt aus § 121 Abs. 4 StVo zG, §
465 Abs. 1 Satz 1 StPO.

(E nsender: De Mtg eder des 5. Strafsenats des Kammer-
ger chts Ber n)

§§ 10 Abs. 1, 113, Abs. 1, 115 Abs. 1 S.
1 StVolizG (Zur Ermessensentscheidung
uber die Verlegung in den offenen Voll-

zug)

Zu den Anforderungen an eine Ermessensreduzie-
rung auf Null bei der Entscheidung uiber die Verlegung
in den offenen Vollzug.

Besch uss des 3. Strafsenats des Hanseat schen Ober andes-
ger chts Hamburg vom 8. Februar 2005 - 3 Vo z (Ws) 6/05 -

Griinde

Durch Besch uss vom 21.12.04 hat d e Strafvo streckungs-
kammer d e Justzvo zugsanstat F. (JVA) verpf chtet, den Be-
schwerdegegner n e ne Anstat des offenen Vo zugs zu ver egen.
Gegen d ese Entsche dung wendet s ch d e Beschwerdefiihrer n
mt hrer Rechtsbeschwerde.

Dem Rechtsstre t egt fo gender Sachverhat zugrunde:

1. Der Beschwerdegegner st Insasse der JVA der Beschwer-
defuhrer n. Er verbuBt gegenwart g e ne Fre he tsstrafe von zwé f
Jahren wegen schwerer rauber scher Erpressung n Tate nhetmt
Austlben der tatséach chen Gewat und Fihren e ner ha bautoma-
t schen Se bst adekurzwaffe aus dem Urte des Landger chts Tr er
aus dem Jahre 1991. Der Zwe dr tte ze tpunkt n d eser Sache war
am 14.06.01 erre cht. Das Strafende st fir den 14.06.05 not ert.

Im Anschuss st de VerbliBung des rest chen Drtte s e ner
Gesamtfre he tsstrafe von 15 Jahren wegen besonders schweren
Raubes, schweren Raubes n Tate nhet mt fahr &ss ger Korper-
ver etzung, versuchten schweren Raubes, schwerer rduber scher
Erpressung, D ebstah s nv er Fa en und versuchten D ebstah s n
zwe F& en aus e nem Urte des Landger chts Hamburg aus dem
Jahre 1971 vorgesehen. Das Strafende st fir den 15.06.2010
not ert.

Letzt ch std e VerbiiBung desrest chen Dr tte s aus e ner Ver-
urte ung des Landger chts Hamburg aus dem Jahre 1976 wegen
schweren Raubes n Tate nhe t mt geféahr cher Kérperver etzung
und wegen schwerer rauber scher Erpressung n zwe Fa en zu
e ner Gesamtfre he tsstrafe von neun Jahren und sechs Monaten
vorgesehen. Das Strafende st fir den 15.08.2013 not ert.

Wegen der Tat, de zur Verurte ung m Jahre 1971 fihrte,
wurde der Beschwerdegegner am 03.03.1969 festgenommen.
Se tdem verbuiBt er d e aufgefiihrten Fre he tsstrafen m t Unterbre-
chungen n der JVA der Beschwerdeflihrer n. Nach anfangs pos -
tvem Vo zugsver auf flchtete der Beschwerdegegner erstmas
am 25.08.1975 wahrend e ner Ausflihrung und beg ng wéahrend
der Fucht de Taten, de zu se ner Verurte ung m Jahre 1976
fuhrten. Am 10.12.1975 konnte der Beschwerdegegner w eder
festgenommen werden.

Wahrend der ansch eBenden Haft begann s ch der Beschwer-
degegner fir Yoga zu nteress erenund abso v erte e ne Ausb dung
zum Yogatherapeuten. 1982 f Gichtete der Beschwerdegegner er-
neut. D e F ucht dauerte b s ns Jahr 1990. Der Beschwerdegegner
wurde am 05.07.1990 wegen der Tat, d e zur Verurte ung m Jahre
1991 fuhrte, w eder festgenommen. Der Beschwerdegegner hat
angegeben, wahrend der F ucht erfo gre ch a s Yogatherapeut ge-
arbe tet zu haben. D e Tat m Jahre 1990 habe er begangen, we
er von dr tter Se te erpresst worden se . Der Erpresser habe von
se ner F ucht gewusst und gedroht, hn zu verraten, wenn er n cht
zah e. Wahrend der Ze t se ner F ucht hat der Beschwerdegegner
se ne jetz ge Ehefrau kennen ge ernt.

Der Beschwerdegegner bef ndet s ch nunmehr set Gber 14
Jahren unter den Bed ngungen des gesch ossenen Vo zuges oh-
ne Vo zugs ockerungen ununterbrochen n Haft. Er st set 1998
verhe ratet. Se ne Yogakenntn sse hat er we ter vert eft, nsbeson-
dere nun auch n Bezug auf d e h nter der kérper chen Ausiibung
stehende Ph osoph e und We tanschauung. Nach se ner Ent as-
sung w er w eder a s Yogatherapeut arbe ten. Se ne P ane wer-
den von Personen aus se nem Bekanntenkre s, d e ebenfa s n
d esem Bere ch tat g s nd, unterstutzt.

2. Im Februar 1998 wurde auf Veran assung der JVA erstma s
e n psych atr sches Prognosegutachten Uber den Beschwerde-
gegner erstattet. Nach den Ausfihrungen des Sachverstand gen
hatte der Beschwerdegegner d e Straftaten aus e ner narz s-
st schen Wut heraus begangen. Er habe sch mt d esen Taten
an der Just z rdichen wo en. Damt habe er se n Se bstwertgefiih
retten oder w ederherste en wo en. Se ne negatve E nste ung
zur Just z habe s ch se tdem ncht geandert. D e Beschéft gung
mt Yoga he fe dem Beschwerdefiihrer aber, se ne Ausbriiche bes-
ser zu kana seren. Er werde dadurch auch se bsts cherer. D e
Entw ck ung se postv. Inwewetdeses Mite gee gnet se, auch
t ef gre fende Enttduschungen zu verarbe ten, se nur m Rahmen
e ner therapeut sch or ent erten Bez ehung festste bar. Fiirden Fa
e nes pos t ven Ver aufs d eser therapeut schen Bez ehung emp-
fah der Sachverstand ge d e Ver egung des Beschwerdegegners
n e ne soz a therapeut sche Ansta t.

D e Anregung des Sachverstéand gen nahm d e JVA m Oktober
1998 auf und veran asste d e Ansta tspsycho og n Frau G., thera-
peut sche Gesprache mt dem Beschwerdegegner zu fiihren. Auf
der Bas s d eser Gespréache ge angte d e Ansta tspsychoogn m
Apr 1999 zu dem Ergebn s, dass e ne Ver egung des Beschwer-
degegners n e ne soz a therapeut sche Ansta t angeze gt se . Zwar
se eswen gwahrsche n ch,dasss chd e Persén chke tszlige des



Beschwerdegegners noch we ter verdndern kénnten. Wegen der
angen Haftze t und der Notwend gke t e ner angerfr st gen Vorbe-
re tung der Ent assung se d e Ver egung trotz der Frag chket der
we teren Aufarbe tung geboten.

Im September 1999 ehnte d e Strafvo streckungskammer e -
nen Antrag des Beschwerdegegners auf bed ngte Ent assung m t
der Begrundung ab, dass es fiir e ne glinst ge Prognoseentsche -
dung an e ner Erprobung unter ge ockerten Vo zugsbed ngungen
fehe.DeJVAse mHnNb ckaufd e e nsch &g ge Rechtsprechung
des Bundesverfassungsger chts verpf chtet, zur Vorbere tung e -
ner még chen Entassung zum 2/3-Ze tpunkt ernsthaft Vo zugs-
ockerungen zu erwagen. Auch de Strafvo streckungskammer
sprach sch n desem Zusammenhang flr e ne Ver egung des
Beschwerdegegners n e ne soz a therapeut sche Ansta t aus.

Auch d e JVA beflirwortete nun e ne Ver egung des Beschwer-
degegners n e ne soz a therapeut sche Anstat, das M.-Haus, e -
ner Anstat des offenen Vo zuges. D e Auswah komm ss on des
M.-Hauses ehnte jedoch e ne Aufnahme des Beschwerdegegners
ab, we deser an e ner Aufarbe tung se ner Vergangenhe t n cht
nteress ert se .

Der Beschwerdegegner beantragte darauth n, ndenregu aren
offenen Vo zug ver egt zu werden. D e Vo zugsp ankonferenz der
JVA beflirwortete am 16.06.00 d esen Antrag, w es aber darauf
hn, dass e ne Ver egung der Zust mmung der Aufs chtsbehérde,
aso der Beschwerdeflhrer n, bedirfe. Im Gegensatz zu d eser
pos tven E nschatzung te te d e JVA dem Beschwerdegegner am
23.08.00 mt, dass e ne Veregung n den offenen Vo zug n cht
befurwortet werden konne. D e tatsdch che Stuaton hatte sch
n d esen be den Monaten n cht veréndert. Es wurde nun darauf
abgeste t, dass es ke ne ausre chenden Erkenntn sse Uber e ne
Gefahr chke tsprognose gabe.

Deshab veran asste d e JVA e n neues psych atr sches Gut-
achten zur Gefahr chke tsprognose, das am 04.05.01 vorge egt
wurde. Der Sachverstand ge ge angte dabe m Wesent chen zu
den g echen Erkenntn ssen we sen Ko ege m Jahre 1998. Er
ste te e ne we tere postve Entw ck ung durch d e Beschéft gung
m t Yoga fest, g ng aber nach w e vor von e ner fortbestehenden
Gefahr durch den Beschwerdegegner aus. D ese se a erdngs
ger ng, so ange es Strukturen gebe. Er empfah we tere therapeu-
tsche MaBnahmen.

Gegen d e ab ehnende Entsche dung der JVA egte der Be-
schwerdegegner erfo gos W derspruch e n und beantragte d e
ger cht che Entsche dung. D e Strafvo streckungskammer hob
m t Besch uss vom 28.01.03 den W derspruchsbesche d auf und
verpf chtete de JVA, den Beschwerdegegner unter Beachtung
der Rechtsauffassung des Ger chts neu zu besche den. D e Straf-
vo streckungskammer w es n hrer Entsche dung auf das w der-
spruch che Verhaten der JVA h n, beméange te, dass d e JVA be
hrer Entsche dung auf d e Tatbestandsvoraussetzungen des § 57
Abs. 1 StGB statt auf d e des § 10 StVo zG abgeste t habe und
ste te zahre che we tere Ménge des W derspruchsbesche des
fest. AuBerdem wes de Strafvo streckungskammer darauf hn,
dass e ne Erprobung unter Vo zugs ockerungen m Hnb ck auf
den bere ts verstr chenen 2/3-Ze tpunkt und d e n d esem Zusam-
menhang re evante Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
rchts mmer drangender werde.

An der Vo zugsstuaton des Beschwerdegegners énderte
sch gechwoh nchts.

D e JVA veran asste nun e ne we tere psycho og sche Ste -
ungnahme, d esma durch d e Ansta tspsycho ogn R. D ese ge-
angte am 30.09.03 zu dem Ergebn s, dass d e F ucht- und M ss-
brauchsgefahr des Beschwerdegegners m offenen Vo zug as
ger ng e nzuschétzen se .

AsdeJVAgechwoh hrer Verpf chtung zur Neubesche dung
n cht nachkam, ste te der Beschwerdegegner mt Schr ftsatz vom
16.02.04 e nen Vornahmeantrag gemaB § 113 Abs. 1 StVo zG m t
dem Ze, de JVA zu verpf chten, hn n e ne Anstat des offenen
Vo zugs zu ver egen.

Aufgrund der Neustruktur erung n e nen Stufenvo zug hatd e
JVA den Beschwerdegegner m September 2004 n d e héchste
Stufe, d e sog. ,Bewahrungsgruppe®, e ngestuft. Nach e ner ver-
wa tungs nternen Anwe sung so en n d ese Kategor e nur Insas-
sen e ngestuft werden, d e M tarbe tsbere tschaft tber e nen an-
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geren Ze traum geze gt haben, fir d e e n beanstandungsfre es
Vo zugsverha ten festgeste t werden kann und d e gewéhrte Fre -
raume verantwortungsvo wahrnehmen.

Zu dem Vornahmeantrag des Beschwerdegegners hat d e JVA
etztma g mApr 2004 Ste ung genommen und ge tend gemacht,
dass zur E nschatzung der M ssbrauchsgefahr nunmehr e n exter-
nes Gutachten e ngeho t werden so e. Da s ch der Beschwerde-
gegner aber nunmehr we gere, s ch erneut begutachten zu assen,
se e ne Neubesche dung gegenwart g n cht még ch.

Am 21.12.04 hat d e Strafvo streckungskammer darautfhnde
Verpf chtung der JVA ausgesprochen, den Beschwerdegegner n
den offenen Vo zug zu ver egen.

De form- und frstgerecht e nge egte Rechtsbeschwerde
genligt ncht den Zu &ss gke tsanforderungen des § 116 Abs. 1
StVo zG.

E ne Uberpriifung der andger cht chen Entsche dung st n cht
zur Fortb dung des Rechts geboten. D e Voraussetzungen, unter
denen e ne Ver egung e nes Strafgefangenen n den offenen Vo -
zug n Frage kommt, s nd n der Rechtsprechung grund egend ge-
k art. Der vor egende Fa efert ke ne Anha tspunkte fuir Rechts-
fragen, d e n d esem Zusammenhang noch aus egungsbediirft g
snd.

Auch unter dem Ges chtspunkt der E nhe t chke t der Recht-
sprechung st e ne Uberprifung der andger cht chen Entsche -
dung n cht geboten, da d e Entsche dung des Landger chts m t der
stdnd gen Rechtsprechung n E nk ang steht.

1. D e Strafvo streckungskammer war ncht m Hnb ck auf
§ 113 Abs. 2 StVo zG geh ndert, n der Sache zu entsche den. D e
Strafvo streckungskammer hatte d e JVA bere ts m Januar 2003
zu Neubesche dung unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Ger chts verpf chtet. Der JVA waren n d eser Entsche dung we't
re chende Entsche dungsh fen an d e Hand gegeben worden, vor
deren H ntergrund es unerk ar ch st, dass d e JVAb s heute ke ne
erneute Entsche dung n der Sache getroffen hat. Zutreffend hat
d e Strafvo streckungskammer darauf h ngew esen, dass gegen-
wart g e n n cht h nnehmbares Entsche dungsvakuum besteht, da
de JVA das ,Ob“ hrer Entsche dung offenbar davon abhang g
machen w , dass s ch der Beschwerdegegner zu e ner we teren,
m tt erwe e flinften Begutachtung beret erk art. Es egt auf der
Hand, dass d e feh enden we teren Erkenntn smég chke ten e nes
we teren Gutachtens d e JVA n cht von hrer Entsche dungspf cht
entb nden kdénnen.

2. Es kann auch n cht beanstandet werden, dass d e Strafvo -
streckungskammer an Ste e der JVA n der Sache entsch eden
hat.

Auswe s ch der Entsche dungsgriinde war s ch d e Strafvo -
streckungskammer bewusst, dass d e Ver egung e nes Strafge-
fangenen n den offenen Vo zug von Voraussetzungen abhéng g
st, d e der JVA e nen Beurte ungssperaum m Hnb ck auf de
E nschatzung e ner Fucht- oder M ssbrauchsgefahr gemaB §
10 Abs. 1 StVo zG zub gen (vg. BGHSt 30, 320 ff.) und n der
Rechtsfo ge e ne Entsche dung vors eht, d e m Ermessen der JVA
steht.

D e Annahme der Strafvo streckungskammer, dass Beurte -
ungs- und Ermessenssp e raum vor egend auf Nu reduzertsnd
und d e Sache desha b spruchre f st, st ncht zu beanstanden.

a) D e Strafvo streckungskammer st m t zutreffender Begriin-
dung davon ausgegangen, dass der Sachverhatvo stand g erm t-
tet st. Es st gut vertretbar, dass d e Strafvo streckungskammer
e n we teres Gutachten flr n cht erforder ch erachtet hat. Sowe t
d e Beschwerdeflhrer n vortragt, d e untersch ed chen Gutachten
wirden s ch w dersprechen und d e gutachter che Ste ungnahme
der Ansta tspsychoogn se n sch wdersprich ch, verkennt d e
Beschwerdeflihrer n, dass s ch d e untersch ed chen gutachter -
chen Ste ungnahmen auf untersch ed che Entw ck ungsstad en
bez ehen und desha b n cht n W derspruch stehen missen. Dem-
gemass hat d e Anstatspsychoogn R. hre E nschatzung auch
ncht as W derspruch zu den vorher gen E nschatzungen e nge-
stuft, sondern auf der Bas s der vorher gen E nschatzungen e ne
Fortentw ck ung der Persén chke t und der soz a en Bez ehungen
des Beschwerdegegners konstat ert. Das Gutachten der Ansta ts-
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psychoogn st auch ncht n sch wdersprich ch. D e Ansta ts-
psycho og n hat n hrer Ste ungnahme durchaus ausgefihrt, dass
es Umstande gbt, de flr e ne fortbestehende Geféahr chke ts-
prognose sprechen. D ese Umsténde hat s e jedoch n cht bez e-
hungs os neben hre E nschatzung geste t, sondern n d e gebo-
tene Abwéagung e nbezogen.

Es st auch ncht zu beanstanden, dass de Strafvo stre-
ckungskammer anges chts der We gerung des Beschwerdegeg-
ners s ch noch e nma begutachten zu assen, davon ausgegan-
gen st, dass we tere Erkenntn sse n deser Hns cht ncht mehr
zu erwarten s nd.

b) Es st auch ncht zu beanstanden, wenn d e Strafvo stre-
ckungskammer anges chts der ob gen E nschatzungen dem Um-
stand, dass der Beschwerdegegner d e Te nahme an therapeu-
t schen Gespréachen zur Erre chung des Vo zugsz e s verwe gert,
n cht auf das Vor egen e ner F ucht- oder M ssbrauchsgefahr zu
sch eBen vermag. D e Strafvo streckungskammer bewegt s ch
damt auf der Bas s der stdnd gen Rechtsprechung des Senats
und der anderer Ober andesger chte (z.B. Besch uss des Senats
vom 10.01.02 - 3 Vo z (Ws) 101/01; OLG Frankfurt, NStZ RR
2001, 318 f.; OLG Ce e, ZfStrVoSH 1985, 374).

Es st auch ncht zu beanstanden, dass de Strafvo stre-
ckungskammer be hrer Entsche dung d e e gene E nschéatzung
der JVA aus dem Jahre 2000 herangezogen hat. Zutreffend hat
d e Strafvo streckungskammer darauf h ngew esen, dass d e feh-
ende Zust mmung der Aufs chtsbehérde, a so der Beschwerde-
flhrer n, nur dann re evant se n kann, wenn d ese hrerse ts auf
e ne sachbezogene Argumentat on gestutzt w rd (vg . KG, ZfStrVo
2002, 310 f.), was auswe s ch der Besch ussbegriindung aber
offenbar n cht der Fa gewesen st.

Sch eB ch durfte d e Strafvo streckungskammer h ns cht ch
der Geféahr chke tsprognose auch das fortgeschr ttene A ter des
Beschwerdegegners, von m tt erwe e lber 60 Jahren e nbez ehen.
Es st auch ncht zu beanstanden, dass d e Strafvo streckungs-
kammer auf der Bas s der E nschatzung der Ansta tspsycho og n
davon ausgegangen st, dass d e etzte durch narz sst sche Wut
gepragte Tat des Beschwerdegegners bere ts rund 30 Jahre zu-
rick egt. In d esem Zusammenhang konnte auch berticks cht gt
werden, dass sch d e Konste aton, de zu e ner Erpressbarke t
des Beschwerdegegners gefiuihrt hatte, hochwahrsche n ch n cht
w ederhoen wrd. Es st auch ncht zu beanstanden, dass e n-
bezogen wurde, dass der Beschwerdegegner sch mtterwe e
Uber 14 Jahre ununterbrochen beanstandungsfre m Strafvo zug
gefihrt hat. D e Strafvo streckungskammer hat be hrer Entsche -
dung auch e nbezogen, dass der Beschwerdegegner trotz pos t ver
Prognose zwe ma aus der Haft gef ohen st und wahrenddessen
schwerw egende Straftaten begangen hat. Es wurde auch e nbe-
zogen, dass das Strafende erst m Jahre 2013 erre cht se n w rd.

Nach a em &sst de andgercht che Entsche dung ke ne
Abwéagungsdef z te erkennen.

c) Be der Prifung e ner Ermessensreduz erung durfte d e
Strafvo streckungskammer zudem e nbez ehen, dass das Reso-
z a s erungs nteresse des Beschwerdegegners m t der fortschre -
tenden Haftdauer mmer stérker zu berlcks chtgen st. Des g t
vor a em vor dem H ntergrund, dass der 2/3-Ze tpunkt bere ts
set knapp dre Jahren Uberschrtten st, ohne dass Vo zugs o-
ckerungen angeordnet wurden. D e Strafvo streckungskammer
fogt mt d eser Argumentat on den Anforderungen des Bundes-
verfassungsger chts be VerbiiBung angjahr ger Haftstrafen (vg .
BVerfG, NJW 1998, 1133 f.; ZfStrVo 1998, 180 ff.).

Das Bundesverfassungsger cht hat gerade anges chts von
Fa konste atonen der vor egenden Art k argeste t, dass de
Bewéahrung unter gewahrten Vo zugs ockerungen be angjéh-
rgen Fre he tsstrafen fir e nen Strafgefangenen oft de e nzge
Moég chket st, d e Voraussetzungen fir e ne spéatere gunstge
Soz a prognose zu begriinden. Da d e Gewahrung von Vo zugs o-
ckerungen n e nem vom Bundesverfassungsger cht akzept erten
Beurte ungssp e raum der Verwatung egt, hat das Bundesver-
fassungsger cht e ne hohe Kontro d chte d eser Entsche dungen
der Verwa tung durch d e Ger chte gefordert, damt der spateren
von den Ger chten zu treffenden Prognoseentsche dung geman §
57 Abs. 1 StGB n cht von vornhere n der Boden entzogen werden
kann (BVerfG, NJW a.a.O., S. 1134).

Der vor egende Fa st en exemparsches Bespe fir de
vom Bundesverfassungsger cht sk zz erte Gefahr.

d) Sowet d e Beschwerdefihrer n vortragt, dass auch e ne
ger nge F ucht- oder M ssbrauchsgefahr n cht n Kauf genommen
werden dirfe, verkennt s e d e verfassungsrecht chen Vorgaben
des Resoz a s erungsgebots. Das Bundesverfassungsger cht hat
mehrfach betont, dass mt jeder Vo zugs ockerung naturgeman
en Rsko der Entwe chung aus der Haft und e nes M ssbrauchs
verbunden st. Entsche dend st ve mehr, ob d eses Rsko un-
vertretbar ersche nt (BVerfG, NJW, a.a.O., S. 1134 m.w.N.; NStZ
1998, 430).

e) Sowe t d e Beschwerdefihrer n vortragt, dass s e gegenu-
ber der Bevo kerung d e Verantwortung zu tragen habe, wenn s e
e ner Ver egung n den offenen Vo zug zust mme und d ese spater
feh sch age, merkt der Senat an, dass d e JVA und d e Beschwer-
defuhrer n hrer Verantwortung fiir d e Verw rk chung der Z e e des
Strafvo zuges durch de Entsche dung der Strafvo streckungs-
kammer n cht enthoben s nd.

Nach § 2 StVo zG so der Gefangene durch den Vo zug der
Fre he tsstrafe befah gt werden, kiinftg n soz a er Verantwortung
en Leben ohne Straftaten zu filhren (Resoz a s erungsgebot).
AuBerdem so der Vo zug der Fre he tsstrafe auch dem Schutz
der A geme nhe t vor we teren Straftaten d enen.

Es st zwar ncht zu verkennen, dass das Resoz a s erungs-
gebot und der Schutz der A geme nhet n e nem Spannungsver-
hé tn s stehen (BVerfG, a.a.0.). Dabe handet es s ch aber ncht
mmer um e nen unauf dsbaren W derspruch. Bere ts der Gesetz-
geber stdavon ausgegangen, dass dem Schutz der A geme nhe t
durch e ne ge ungene Resoz a s erung e nes Strafgefangenen am
besten Rechnung getragen werden kann (BT Drucks. 7/3998 S. 5
f.; 7/918, S. 45). Auch d e Rechtsprechung hat d e Vere nbarke t
deserbedenZe edes §2StVo zG stets betont (BVerGE 45, 187,
239 f.; 98, 196, 200 f.; OLG Kar sruhe ZfStrVoSH 1978, 9, 12).

Demnach wrd de Verantwortung e ner JVA und e ner Auf-
s chtsbehorde flir den Schutz der A geme nhet ncht erst dann
re evant, wenn e n Strafgefangener m Rahmen von Vo zugs o-
ckerungen w eder unm tte baren Kontakt zur A geme nhe t erhaft,
sondern gew nnt berets n der Ausgestatung des Vo zuges m
Hnb ck auf d e e nfachgesetz chen und verfassungsrecht ch re-
evanten Vorgaben des Resoz a s erungsgebots Bedeutung. Ver-
me dbare Gefahrdungen der A geme nhe t kdnnen n cht nur durch
e ne zu frihze t ge Gewéahrung von Vo zugs ockerungen, sondern
be sp e swe se auch durch unzure chende Resoz a s erungsbe-
muhungen der Vo zugsbehdrden entstehen.

f) Sch eB ch hat de Beschwerdefliihrer n behauptet, e -
ne Veregung des Beschwerdeflihrers misse aus Grinden der
Flrsorge gegenlber dem Beschwerdegegner unterb e ben. D e
Beschwerdefiihrer n hat n d esem Zusammenhang vorgetragen,
hr werde durch d e Entsche dung der Strafvo streckungskammer
jeg che Még chke t genommen, den Beschwerdegegner auf d e
Ver egung n den offenen Vo zug vorzubere ten, es drohe desha b
von vornhere n e ne Uberforderung des Beschwerdeflihrers und
schon aus d esem Grunde e n Sche tern.

Dem Senat ersch eBt sch d ese Argumentat on ncht. Zum
e nendat ertd e Entsche dung der Strafvo streckungskammer be-
rets vom 21.12.04, so dass d e Beschwerdeflhrer n anges chts
der Aussetzungsentsche dung des Senats d e nzw schen ver-
strchene Zet zur Vorbere tung des Beschwerdegegners nutzen
konnte. Zum anderen bedeutet e ne Ver egung n den offenen
Vo zug n cht, dass e n Strafgefangener von vornhere n ohne jeg-
che Kontro e st. Der Ubergang n we tergehende Fre he ten er-
fo gt auch dort schr ttwe se.

D e Kostenentsche dung fo gt aus § 121 Abs. 4 StVo zG, 467
Abs. 1 StPO. D e Entsche dung tber den Gegenstandswert beruht
auf § 52, 60 GKG.

(E nsender: Der Vors tzende des 3. Strafsenats des Hanseat -
schen Ober andesger chts Hamburg)



§§ 69, 70 StVollzG (Zur Auswahl der Sen-
der fiir den Fernsehempfang)

Ein Gefangener hat keinen Anspruch darauf, dass
ihm der Empfang eines bestimmten Senders ermégli-
cht wird.

(Le tsatz der Schr ft e tung)

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom
31. Januar 2005 - 5 Ws 33/05 Vo z -

Griinde

De n der Justzvo zugsanstat Tege untergebrachten Ge-
fangenen, d e Uber e n e genes Fernsehgerat verfligen, haben
de Még chket, fir e nen Monatsbe trag von 5,97 Euro ene m
Haftraum nsta erte Antennensteckdose zu meten, an der das
Sgna fir 30 Fernsehsender an egt. D e Vo zugsbehoérde hat m t
der ,e. GmbH" e nen Vertrag gesch ossen, nach dem d e GmbH
d e Sendermte nervon hrbetr ebenen Sate tenan age empfangt
und n das anstats nterne Kabe netz e nspe st. D e Auswah der
Sender tr fft d e Just zvo zugsanstat, d e h erzu d e Gefangenen
befragt und den Ante aus and scher Gefangener berticks cht gt.
Dementsprechend gehdért zu den Sendern e n po n schsprach ger.
D e ,e. GmbH“r chtet grundsétz ch e nma jahr ch oder be e nem
Senderausfa hre Sate tenempfangsan age nach den Vorgaben
der Ansta ts e tung aus.

A's m Frihjahr 2004 d e jahr che E nr chtung der Empfangs-
an age erfogen so te, standen d e po nschsprach gen Sender
»TVN® ,Posat“und ,TV Poon a“ zur Auswah . E ne Umfrage der
Gesamt nsassenvertretung unter den po n schen Gefangenen
ergab fur ,TVN“ 64 Stmmen, fur ,Posat* 4 Stmmen und fir
,TV Poona“ 3 Stmmen. Der nach d esem Ergebns von der
Anstats e tung ausgewéh te Sender ,TVN® ste te m Ju 2004
auf cod erten Empfang um und stand deshab ncht mehr zur
Verfigung. Daraufh n entsched sch de Anstatsetung ohne
nochma ge Umfrage unter den Gefangenen flr den Sender ,TV
Poona. MaBgeb ch h erfiur war der Umstand, dass der Sender
4Posat’, der m Jahre 2003 Uber das anstats nterne Kabe netz
zu empfangen war, n d esem Zetraum wederhot ausgefa en
war. Info ge dessen musste d e Vo zugsbehérde d e ,e. GmbH"
mehrma s veran assen, d e Sate tenanage zu Uberprifen und
d e Stoérung zu bese t gen, da s ch d e Gefangenen Uber den Sen-
derausfa beschwert hatten. Nach dem Vorbr ngen der Ansta ts-
e tung wurden d e Stérungen durch e n nstab es Sendes gna des
Senders ,Po sat” ausge 6st.

Der Gefangene, der po nscher Natona tat st, hat be der
Strafvo streckungskammer beantragt, den Anstats e ter zu ver-
pf chten, den n das Fernsehkabe e ngespe sten Sender ,TV
Po on a“ durch den Sender ,Po sat” ersetzen zu assen. Er hat be-
hauptet, d e Mehrhe t der po n schen Gefangenen, nam ch 75 von
80, wiinsche den Empfang des Senders ,Po sat”. Entgegen dem
Vorbr ngen des Ansta ts e ters habe der Grund fur d e Stérungen
be dem Empfang deses Senders ncht n enem nstab en
Sendes gna, sondern n der Le stungsschwéche des von der ,e.
GmbH" nsta erten Empfangers ge egen.

Durch den Besch uss vom 15. Dezember 2004 hat d e Straf-
vo streckungskammer den Antrag a s unbegrindet zurlickgew e-
sen. Mt se ner Rechtsbeschwerde beanstandet der Gefangene
das Verfahren und rlgt er d e Ver etzung sach chen Rechts. Der
Senat bejahtd e n § 116 Abs. 1 StVo zG best mmten besonderen
Zu &ss gke tsvoraussetzungen des Rechtsm tte s. Da d e von dem
Gefangenen erstrebte Auswechse ung der Sender Gegenstand
mehrerer Verfahren be Strafvo streckungskammern st, dentde
Uberprufung der angefochtenen Entsche dung der S cherung e -
ner e nhet chen Rechtsprechung.

D e Rechtsbeschwerde st unbegrindet.

1. D e Verfahrensriigen s nd zum Te unzu dssg, m Ubrgen
unbegriindet.

a) D e von dem Gefangenen erhobene Aufk arungsriige st un-
zu &ss g, da hre Begriindung n cht den aus § 118 Abs. 2 StVo zG,
§ 344 Abs. 2 Satz 2 StPO fo genden Anforderungen genltigt. Der
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Gefangene bemange t, dass d e Strafvo streckungskammer e nem
von hm geste ten Bewe santrag n cht nachgegangen se , mtdem
er vorgebracht habe, dass d e Stérungen be dem Empfang des
Senders ,Po sat“ ncht durch e n nstab es Sendes gna, sondern
durch e ne vera tete Empfangsan age der ,e. GmbH* verursacht
worden se en.

Da d e Strafvo streckungskammer d e hr ob egende Aufk &-
rungspf cht nur ver etzt haben kann, wenn s e zum Ze tpunkt des
Er asses des angefochtenen Besch usses von dem Antrag Kennt-
n s gehabt hat oder hatte haben mussen, hétte e ne ordnungsge-
maBe Begrindung der Riige Angaben dazu erfordert, wann das
Schre ben m t dem Bewe santrag be der Strafvo streckungskam-
mer e ngegangen st. Auch wenn der Gefangene vor der Begrin-
dung se ner Rechtsbeschwerde ke ne Mg chket zur Aktene n-
s cht gehabt hat, hatte er zum ndest den Tag m tte en koénnen,
an dem er das Schre ben zur Beférderung an das Landger cht
aufgegeben hat.

Daran feh t es. Den Akten st h erzu zu entnehmen, dass das
Schre ben erst am 15. Dezember 2004 be den Just zbehdrden
Moabt und am 16. Dezember 2004, a so nach dem Er ass des
angefochtenen Besch usses, auf der Geschéftsste e der Strafvo -
streckungskammer e ngegangen st. D e Frst,d e d e Strafvo stre-
ckungskammer dem Gefangenen zur absch eBenden Ste ung-
nahme e ngerdumt hat, war bere ts zuvor abge aufen. Dass der
Gefangene den verspateten E ngang se nes Schre bens n cht zu
verantworten hat, st der Rechtsbeschwerde n cht zu entnehmen.

Im Ubrgen ware, w e zu der Sachriige auszufilhren st, de
Aufk arungsriige auch unbegriindet. Fur d e Entsche dung der
Strafvo streckungskammer iber den Antrag des Gefangenen war
es ohne Bedeutung, wodurch d e Stérungen be dem Empfang des
Senders ,Po sat” verursacht worden s nd.

b) Aus dense ben Griinden st d e Rige unzu ass g, d e Straf-
vo streckungskammer habe durch d e mange nde Beachtung des
Bewe santrags den Anspruch des Gefangenen auf recht ches
Gehor nach Art. 103 Abs. 1 GG ver etzt.

c) Erfo g os beanstandet d e Rechtsbeschwerde auch, dassd e
Strafvo streckungskammer dem Gefangenen, der der deutschen
Sprache ncht machtg st, fir das gercht che Verfahren weder
e nen Do metscher noch e nen be de Sprachen beherrschenden
Rechtsanwat be geordnet hat. Art. 6 Abs. 3 EMRK, auf den s ch
d e Rechtsbeschwerde beruft, bez eht s ch nur auf gercht che
Verfahren, n denen Uber d e Begriindethe t e nes strafrecht chen
Vorwurfs zu befnden st (vg. OLG Dusse dorf NStZ-RR 2001,
211; Senat, Besch uss vom 12. Februar 2002 - 5 Ws 807/01 Vo z
-). Dazu gehdren Verfahren nach dem Strafvo zugsgesetz, n de-
nen es um Stre t gke ten zw schen dem Anstats e ter und e nem
Gefangenen Uber d e Ausgesta tung des Vo zuges geht, n cht. Ab-
gesehen davon geben d e n e nem ungewdhn ch aggress ven Ton
verfassten Erk &rungen des Gefangenen, d e zu den Akten ge angt
snd, ke nen Grund flir d e Besorgns, dass er se ne Interessen
ohne Sprachm tt er n cht ausre chend wahrnehmen konnte.

d) Dass de Strafvo streckungskammer ncht gehaten st,
Uber e nen Antrag auf Gewéhrung von Prozesskostenh fe vorab
zu bef nden, hat der Senat w ederho t entsch eden (vg . Besch uss
vom 17. November 2003 - 5 Ws 537/03 Vo z -)

2.D e Sachrlige stunbegrindet. D e Strafvo streckungskam-
mer hat den Antrag des Gefangenen mt durchweg zutreffenden
Erwagungen abge ehnt. Der Gefangene hat ke nen Anspruch auf
Austausch der Fernsehsender.

Zum ndvdue en Fernsehempfang durch d e Gefangenen
best mmt das Strafvo zugsgesetz n § 69 Abs. 2 ed g ch, dass
e gene Fernsehgeréate unter den Voraussetzungen des § 70 zuge-
assen werden. Das Gesetz Uber dsst es m th n dem Ansta ts e ter,
nach se nem pf chtgeméaBem Ermessen zu rege n, n we cher We -
se er den Empfang durch e gene Fernsehgeréte der Gefangenen
organ s ert und ausgesta tet. D e ger cht che Uberpriifung der von
hm getroffenen MaBnahmen beschrankt s ch nach § 115 Abs. 5
StVo zG darauf zu k aren, ob er d e fir d e Ermessensaustibung
wesent chen Tatsachen zutreffend erm tte t hat, s e nd e Entsche -
dungsf ndung e nbezogen hat und ob das Ergebn s der Abwéagung
vertretbar st (vg. Ca ess/Mu er-D etz, StVo zG 10. Auf ., § 115
Rdnrn. 20, 21 m. Rsprnachw.).
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D ese Rechtsgrundsétze hat d e Strafvo streckungskammer
beachtet und hrem Besch uss zutreffend zugrunde ge egt. Der
Anstats e ter trdgt be der Auswah des po n schsprach gen Fern-
sehsenders den Interessen der po n schen Gefangenen dadurch
ausre chend Rechnung, dass er d e Gefangenen e nma jahr ch
vor der Ausr chtung der Sate tenempfangsan age durchd e F rma
,€. GmbH“nach hren Wiinschen befragen &asst und das Ergebn s
d eser Befragung n se ne Entsche dung e nbez eht. Anges chts
des Aufwandes fiir e ne Insassenbefragung st es n cht zu bean-
standen, wenn er es auch be e nem Ausfa des zunachst bevor-
zugten Senders be e ner jéhr chen Befragung be &sstund s e der
Auswah des Ersatzsenders zugrunde egt. Da be der Befragung
der po n schen Gefangenen m Friihjahr 2004 d e Sender ,Po sat*
und ,TV Poona“ fast gech ve e Stmmen erhaten hatten, ent-
sprach es den flr d e Entsche dung g e chermaBen bedeutsamen
Be angen der Anstat, denjen gen Sender zu wéh en, be dem n
der Vergangenhet ke ne Stérungen aufgetreten waren. Ob de
Stérungen d e von dem Ansta ts e ter angenommene Ursache hat-
ten oder ob se auf e ner e stungsschwachen Empfangsan age
beruhten und der Ansta ts e ter das auch hatte erkennen kénnen,
st n desem Zusammenhang ncht maBgebend. Denn der An-
stats e ter durfte a e n d e unstre t ge Tatsache des w ederho ten
Auftretens von Stérungen be dem Sender ,Po sat‘ zum An ass
nehmen, s ch fir den anderen Sender zu entsche den und Eror-
terungen m t der Betre berf rma Uiber d e Griinde fir d e Stérungen
und d e Még chke ten hrer Bese tgung auf den Ze tpunkt der
nachsten Ausr chtung der Sate tenempfangsan age zu versch e-
ben, um so b s zu d esem Ze tpunkt den Empfang e nes po n sch-
sprach gen Senders s cherzuste en.

Was d e Rechtsbeschwerde h ergegen noch vorbr ngt, verh ft
hr ncht zum Erfo g. Ke n Gefangener hat n der Justzvo zugs-
anstat e nen Anspruch darauf, dass hm der Empfang e nes be-
st mmten Fernsehsenders ermég cht w rd. E n so cher Anspruch
fo gt auch ncht aus den n § 2, 3 StVo zG best mmten Vo zugs-
grundséatzen. Das Grundrecht des Gefangenen aus Art. 5 Abs. 1
GG wrd durch d e E nspe sung des Senders ,TV Poon a“ ncht
ver etzt. Se ne Behauptung, d eser Sender nform ere erzkon-
servatv und e nse tg und verflige Uber ke n ausgewogenes Pro-
gramm, g bt ed g ch se ne persén che, objektv n ke ner We se
be egte E nschéatzung w eder.

D e Kostenentsche dung fo gt aus § 121 Abs. 4 StVo zG, §
473 Abs. 1 Satz 1 StPO.

(Ensender: De Mtg eder des 5. Strafsenats des Kammer-
ger chts Ber n)

§§ 69, 70 StVollzG (Kostentragung fiir
Uberpriifung der Rundfunk- und Fern-
sehgerate)

Zur Zulassigkeit der Uberbiirdung der Kosten fiir
MaBnahmen der technischen und Sicherheitsiiberprii-
fung in Justizvollzugsanstalten eingebrachter Rund-
funk- und Fernsehgeréte auf den Gefangenen.

Besch uss des 1. Strafsenats des Brandenburg schen Ober-
andesger chts vom 3. Januar 2005 - 1 Ws (Vo z) 18/04 -

Aus den Griinden

Der Antragste er war bs Jun 2004 Strafgefangener m
Strafvo zug der Antragsgegnern, de m Vo streckungsp an des
Landes Brandenburg as Justzvo zugsanstat fir sogenannte
Langstrafer ausgew esen st. Er beansprucht d e Riickerstattung
hm aufer egter Kosten fiir d e von der Antragsgegner n n Auftrag
gegebene techn sche S cherhe tsuberprifung n de Justzvo -
zugsansta t e ngebrachter gebrauchter, zunéchst zu se ner Habe
genommener techn scher Geréte. D e techn sche Uberprifung der
be der Habe bef nd chen, zur Benutzung durch den jewe gen
Gefangenen fre zugebenden techn schen Gerate erfo gt be der

Antragsgegner n durch pr vate Unternehmer, flr deren Le stungen
den Strafgefangenen n der ferneren Vergangenhet pro Gerat
15,00 DM, se t 1999 12,50 DM, n Rechnung geste t wurden. D e
Kosten fiir d e Uberprifung werden dem Pr vatunternehmen von
den sogenannten Haftkonten der Strafgefangenen d rekt erstattet
und d e vers ege ten Gerate den Insassen a sdann vers ege t zur
Benutzung ubergeben.

Der Antragste er wurde aus dem MafBrege vo zug der An-
tragsgegner n zugefiihrt und von hr aufgenommen. Er hatte s ch
ndes berets n den Jahren 1990 und 1999 m Strafvo zug der
Antragsgegner n befunden, wo hm fur d e E nbr ngung jewe s
e nes Fernsehers und e ner Kaffeemasch ne (1990 und 1999) so-
w e e nes Rad oweckers, e nes Rad orekorders und e nes Wasser-
kochers (1990) pro Gerat 15,00 DM bzw. 12,50 DM sogenannter
Vers ege ungskosten n Rechnung geste t worden waren. Be der
Aufnahme des Antragste ers am 14. November 2001 hatte d eser
enen CD-Rekorder mt Rad ote des Typs Ph ps AZ 2020 aus
dem MaBrege vo zug m tgebracht, der vorlbergehend zu se -
ner Habe genommen wurde. Am 28. November 2001 beantragte
der friihere Gefangene d e techn sche Uberpriifung auch d eses
Rad orekorders a s Voraussetzung fiir dessen Aushéand gung zur
Benutzung n se nem Haftraum. Auf dem entsprechenden, von hm
unterze chneten Antragsformu ar wurde er dah ngehend be ehrt,
dass das Gerat vor Aushand gung ,auf se ne Kosten“ Uberprift
und vers ege t werde.

Der Antragste erhatd e Prax s der Antragsgegner n, d e tech-
nsche und S cherhe tsiiberpriifung e ngebrachter gebrauchter
techn scher Gerate gegen Kostenerstattung dr ttse t g durchfih-
ren zu assen, fur rechtsw dr g. Er beruft s ch auf e nen n anderer
Sache ergangenen Besch uss des Instanzger chts vom Ma 2001,
der d e Antragsgegner n verpf chtet hatte, ,d e Vers ege ung e nes
m August 2000 durch Angehér ge des dortgen Antragste ers
e ngebrachten or g na verpackten Wasserkochers auf e gene
Kosten durchzufiihren®. Er me nt, e ner nochma gen techn schen
Uberprifung des 2001 e ngebrachten CD-Rekorders habe es
n cht bedurft, we deser berets m MaBrege vo zug ,e ektr sch
Uberprift® worden se; n der Gefangenenpersona akte des
Antragste ers st e ne derart ge Uberpriifung a erd ngs n cht do-
kument ert.

D e Antragsgegner n s eht s ch zur Ausg e chung der fir de
Uberpriiffung e ngebrachter techn scher Gerate aufgewandten
Kosten aus den den Strafgefangenen zur Verfligung stehenden
Barm tte n flr berechtgt. Se beruft sch herzu, sowet es de
E nbr ngung von Hoérfunk- und Fernsehgeréaten betr fft, auf § 69
Abs. 2, 70 StVo zG . V. m. der Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1
Satz 2 zu § 69 StVo zG. Dabe verwe st s e darauf, dass hr weder
hnre chende techn sche M tte noch Know-How zur techn schen
Uberpriifung von Phonogeraten n E genreg e zur Verfigung stin-
den. D e Antragsgegner n we st ferner darauf h n, dass es s ch be
hr um e ne Vo zugsanstat handet, d e aufgrund der Be egungs-
vorgaben &uBerst hohen S cherhe tsstandards unter egt; aufgrund
dessen musse e ne techn sche Uberpriifung e ektr scher Gerate
aus Grunden der Ansta tsordnung durchgefiihrt werden; d e Kon-
tro e dene n erster L ne der Priifung, ob an den e ngebrachten
Geraten man pu ert worden se bzw. sch n vorhandenen Hoh -
raumen verbotene Gegensténde befanden; daneben so ten auch
Gefahren durch techn sche Defekte fur Ansta ts nsassen und Be-
d enstete ausgesch ossen werden.

Mt dem angefochtenen Besch uss vom 20. August 2004 hat
d e auswart ge Strafvo streckungskammer des Landger chts de
Entsche dung der Antragsgegnern vom 12. Februar 2002, d e
E nbr ngung des CD-Rekorders m t Rad ote , Typ Ph ps AZ 2020,
»von der b sher gen Beauftragung der F rma durch den Antrag-
ste er mt der Untersuchung des Gerates abhang g zu machen®,
aufgehoben und d e Antragsgegner n m Wege der Fo genbese -
t gung dazu verpf chtet, an den Antragste er de hm n Rechnung
geste ten Kosten von 6,39 Euro (= 12,50 DM) zu erstatten; den
we tergehenden Antrag auf Erstattung der n den Jahren 1990 und
1999 fir techn sche Uberpriifungen angefa enen und aus dem
Haftkonto des Antragste ers beg chenen Kosten hat d e Kammer
zurlickgew esen. Zur Begrindung verwe st s e darauf, de n den
Jahren 1990 und 1999 angefa enen Uberprifungskosten unter &-
gen deshab ke ner Ruckerstattung, we de zugrunde egenden
MaBnahmen der Antragsgegnern ncht nnerhab e nes Jahres
w rksam angefochten worden se en (§ 113 Abs. 3 StVo zG ana-
og). Der we tergehende, nnerhab der gesetz ches Jahresfr st



anhéng g gemachte Antrag habe n der Sache Erfo g, da ke ne
- erforder che - gesetz che Grund age flr d e Uberbiirdung
anfa ender Kosten fuir techn sche Uberprifungen ex st ere, ferner
- jedenfa s fur Rad o- und Fernsehgeréte - entsprechende Best m-
mungen gegen Art. 5 Abs. 1 GG verst eBen und auBerdem mt
dem sogenannten Ang e chungsgrundsatz unvere nbar wéaren. Im
Ubr gen ergebe s ch ,m tte bar aus § 50 StVo zG das Verbot ...,de
Gefangenen an den Kosten hrer Uberwachung und Kontro e zu
bete gen®; D eses Verbot diirfe n cht dadurch umgangen werden,
dass beguinst gendes Verwa tungshande n an “Kostentragungsauf-
agen” geknulpft werde. Wegen der E nze he ten der Begriindung
w rd auf den Inhat der nstanzger cht chen Entsche dung Bezug
genommen.

Mt hrer Rechtsbeschwerde wendet s ch d e Antragsgegner n
gegen d e Entsche dung der Strafvo streckungskammer, sowe t
d ese fur s e rechtsnachte g st. lhrer Auffassung nach erg bt s ch
de Berecht gung, Strafgefangenen de Kosten fiir e ne externe
techn sche Uberprifung e ngebrachter Rundfunk- und Fernseh-
geréate aufzuer egen, m tte bar aus §§ 19 Abs. 2, 70 Abs. 2 Nr. 2
StVo zG: Wenn se m Enzefa berechtgt se, den Bestz der-
art ger Gegensténde zu untersagen, dlrfe s e d esen ,de maore
ad m nus” an e ne vorher ge, kostenpf cht ge S cherhe tskontro e
knupfen; d e Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 zu § 69
StVo zG se vor d esem Hntergrund ed g ch untergesetz che
Ausgesta tung des a geme nen verwa tungsrecht chen Grundsat-
zes, beglnst gendes Verwa tungshande n von Bearbe tungsge-
blhren oder e ner Kostenbete gung abhéng g zu machen; das
Strafvo zugsgesetz sch eBe e ne Bete gung von Gefangenen an
den durch hre Unterbr ngung m Vo zug entstandenen Kosten zu-
demnchtaus, wede nhat che Ausgesta tung des § 50 StVo zG
bewe se; sowe t das StVo zG ke ne ausdriick che Rege ung zur
Bete gung an S cherungsmaBnahmen treffe, ergebe sch he-
raus noch n cht deren Rechtsw dr gke t; m Gegente mache § 50
StVo zG a s Auspragung des Ang e chungsgrundsatzes v e mehr
deut ch, dass Gefangene zum ndest e ne M tverantwortung fiird e
durch s e veran assten Kosten zu tragen hatten; ge te d es bere ts
dann, wenn d e Grundbedurfn sse - Verpf egung und Unterkunft
- betroffen se en, miisse e ne Kostentragung ,doch erst recht e n-
gefordert werden kénnen, wenn d e Gefangenen auf hren Wunsch
hn e nen CD-Rekorder mt Rad ote n hrem Haftraum betre ben®
wo ten; § 3 Abs. 1 StVo zG as a geme ne e nfachgesetz che
Auspragung des sogenannten Ang e chungsgrundsatzes stehe
der Uberbirdung von fir S cherhe ts- und Kontro maBnahmen
entstandenen Kosten auf Strafgefangene n cht entgegen, we d-
es auch n Fre he t rege maB g - etwa be m Besuch von Sportver-
ansta tungen - geschehe.

Il.
D e Rechtsbeschwerde hat Erfo g.

1. Das Rechtsmtte st zué&ssg. D e Nachpriifung der ange-
fochtenen Entsche dung st zur Fortb dung des mater e en Rechts
geboten (§ 116 Abs. 1 StVo zG). Der vor egende E nzefa g bt
An ass dazu, Le tsétze fur d e Aus egung gesetz cher Vorschr ften
des mater e en (Strafvo zugs-)Rechts aufzuste en; nsowetsnd
mater e e Rechtsfragen zu k &ren und r chtungswe send zu beur-
te en (vg.BGHSt 24, 15f.; OLG Hamm ZfStrVo SH 1978, 49; OLG
Nlrnberg ZfStrVo 1983, 124): D e Zu @ss gket der Kostenlber-
burdung fir MaBnahmen der techn schen und S cherhe tstber-
prifung n Justzvo zugsanstaten e ngebrachter Rundfunk- und
Fernsehgerate st bsang - sowet erscht ch - we tgehend noch
n cht Gegenstand oberger cht cher Entsche dungen gewesen.

D e Rechtsbeschwerde der Antragsgegner n wrd m Ubr gen
den we teren Zu ass gke tsanforderungen der § 116 Abs. 1, 2, 4,
118 StVo zG gerecht.

2. D e Rechtsbeschwerde st begriindet. D e Strafvo stre-
ckungskammer hat d e Antragsgegner n durch d e angefochtene
Entsche dung rechtsfeh erhaft verpf chtet, e nen vom Antragste er
wahrend dessen Haftdauer e ngezogenen Kostenbe trag
von umgerechnet 6,39 Euro fir s cherhe tstechn sche
UberpriifungsmaBnahmen an e nem gebrauchten CD-Rekorder
zu erstatten. Entgegen der Rechtsauffassung des Instanzger chts
war d e Antragsgegner n zur Erhebung entsprechender Kosten -
jedenfa s n der erfo gten Hohe - berecht gt.

Rechtsgrund age fir d e Kostentragungspf cht des Gefange-
nen fir d e sk zz erten techn schen UntersuchungsmaBnahmen
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geben de §§ 69 Abs. 2, 70 Abs. 1,2 StVo zG . V. m. der Verwa -
tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 zu § 69 StVo zG ab. Danach
snd Strafgefangenen e gene Hoérfunk- und Fernsehgerate zur
Fortb dung oder zur Fre ze tbeschéft gung m Haftraum zu iber-
assen, wennn cht hr Bes tz, d e Uber assung oder d e Benutzung
des Gegenstands mt Strafe oder Ge dbuB3e bedroht wéare oder
das Ze des Strafvo zuges bzw. de S cherhet oder Ordnung
der Justzvo zugsanstat gefdhrden wirde; d e Aushand gung
der Geréate darf nur erfo gen, wenn feststeht, dass se den ge -
tenden Best mmungen und Aufagen entsprechen und ke ne
unzu &ss gen Gegensténde entha ten, wobe d e herzu erforder-
chen Uberprifungen se tens der Vo zugsanstat auf Kosten der
Gefangenen veran asst werden.

Dass d e Kostentragungspf cht fir S cherhe tsprifungen e n-
gebrachter Horfunk- und Fernsehgerate n cht gesetz ch, sondern
n e ner Verwa tungsvorschr ft gerege t worden st, unter egt dabe
ke nen durchgre fenden recht chen Bedenken. Insbesondere ver-
angt n cht etwa das Rechtsstaatspr nz p (Art. 20 Abs. 3 GG) e ne
gesetz che Rege ung der Kostentragungspf cht. Zwar geb etet
das Rechtsstaatspr nz p des Grundgesetzes d e Rege ung flr d e
Grundrechtsaustibung wesent cher Rechtsfragen durch den Ge-
setzgeber. H erum hande t es s ch vor egend jedochncht. Dede
sk zz erte Kostentragung statu erende untergesetz che normat ve
Rege ung der Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 zu § 69 StVo zG schrankt
d e Grundrechte der betroffenen Gefangenen ndm ch n cht unm t-
te bar se bst wesent ch en. Vemehr st se as tatsdch ch und
recht ch unse bststédnd ger Annex der d e Benutzung e gener Hor-
funk- und Fernsehgerate e nschrdnkenden, gesetz chfx erten Re-
ge ung der §§ 69 Abs. 2, 70 StVo zG anzusehen. Der d e Informa-
tonsgew nnung durch Strafgefangene betreffende E ngr ff n den
grundrecht chen Schutzbere ch des Art. 5 Abs. 1 GG f ndet bere ts
auf der Ebene der d e e ngebrachten Phonogeréte betreffenden
Zu assungsentsche dung statt, wahrend d e Kosten fir d e d ese
Entsche dung vorbere tenden techn schen Untersuchungen se bst
ke nen fur d e Grundrechtsaustibung wesent chen e genen Re-
ge ungsgehat bes tzen. Vor d esem H ntergrund ste tes sch as
recht ch vertretbar dar, dass n § 50 StVo zG ke ne ausdriick che
gesetz che Grund age fir de Bete gung von Strafgefangenen
an Scherhets- und UberpriifungsmaBnahmen wahrend h-
rer Haftdauer getroffen worden st. Der Senat braucht vor dem
H ntergrund des Vorstehenden auch ncht zu entsche den, ob §
50 Abs. 1 StVo zG e ner dah ngehenden Aus egung zugéng ch
st, dass techn sche UberpriiftungsmaBnahmen fiir m Haftraum
genutzte techn scher Gerate a s Haftkostenbe trag abgerechnet
werden koénnen; h erflir kdnnte a erd ngs d e normat ve Fassung
des § 50 Abs. 1 StVo zG sprechen, der an den strafprozessua en
Grundgedanken anknUpft, wonach dem Verurte ten d e Kosten
des Strafverfahrens zur Last fa en (§ 465 Abs. 1 Satz 1 StPO),
zu denen gem. § 464 a Abs. 1 Satz 2 StPO auch de durch de
Vo streckung der Rechtsfo gen der Tat entstehenden Kosten, a so
auch Persona - und Sachkosten, gehdren (vg. Meyer-GoBner,
StPO, 47. Aufage, § 464 a, Rz. 3). Auch wenn § 50 StVo zG
den Haftkostenbe trag a s Auspragung des n § 3 StVo zG a -
geme n gerege ten Ang e chungsgrundsatzes auf Aufwendungen
beschrankt, d e durch den Lebensunterhat und d e Unterbr ngung
des Gefangenen verursacht werden (vg. Ca ess/Mu er-D etz,
StVo zG, 10. Aufage, § 50, Rz. 2 m. w. N.), kénnten d e den
Gegenstand h es gen Rechtsbeschwerdeverfahrens b denden
Kosten as derart ge, durch d e Unterbr ngung des Gefangenen
veran asste, Ge d e stungen anzusehen se en.

De n Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 der Verwa tungsvorschr ft zu § 69
StVo zG getroffene Kostenrege ung st des We teren n cht wegen
VerstoBes gegen Art. 5 Abs. 1 GG verfassungsw dr g. Zwar gre ft
auch se - we dargeste t - as Annex zu der n §§ 69 Abs. 2, 70
StVo zG getroffenen Rege ung n den Schutzbere ch des Grund-
rechts auf fre e Me nungséuBerung e n, da s e de Informat ons-
gew nnung durch Strafgefangene potente e nschrankt: De
Zurverfligungste ung e ngebrachter gebrauchter Rundfunk- und
Fernsehgerate w rd rege maB g entweder von der Erstattung der
fir hre techn sche Uberpriifung angefa enen Kosten abhiang g
gemacht oder erfo gt durch Zugr ff auf das Haftkonto der Strafge-
fangenen se tens der Vo zugsanstat unm tte bar se bst, so dass
d e Inhaft erten d e h erm t verbundene Vermdgensm nderung nur
durch Verz cht auf d e Zurverfigungste ung der e ngebrachten
Gerate verme den kdnnen oder mange s ausre chender Ge dm tte
zur Durchflihrung des Zu assungsverfahrens nach § 70 StVo zG
ncht n der Lage snd. D e Informat onsgew nnungsfre he t nach
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Art. 5 Abs. 1 GG wrd ndes durch d e h er verfahrensgegenstand-
che Kostentragungspf cht ncht veretzt. Art. 5 GG schert de
Fre het der Informat onsgew nnung ncht schranken os, steht
v e mehr unter dem Vorbehat verfassungskonformer a geme -
ner Gesetze (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 GG). In d esem S nne regen
§§ 69 Abs. 2, 70 StVo zG den Zugang von Strafgefangenen
zu Informat onen Uber e gene n de Haftanstat e ngebrachter
Empfangsgerate. D e n d esen Vorschr ften getroffene Rege ung
st verfassungskonform, s chert se doch den grundsétz ch un-
beschrankten Zugang der Inhaft erten zu Informat onen, der -
verfassungsrecht ch unbedenk ch - aus Griinden der S cherhe t
und Ordnung n der Justzvo zugsanstat e ngeschrankt werden
darf; des g t umso mehr vor dem H ntergrund, dass § 69 Abs.
1 StVo zG den Justzvo zugsansta ten dariuber h naus de nur
unter besonders engen Voraussetzungen e nzuschrédnkende
Verpf chtung aufer egt, Horfunk- und Fernsehprogramme zum
Geme nschaftsempfang auszustrah en. Unter Berticks cht gung
dessen kann d e Zu assung e gener Horfunk- und Fernsehgerate
von Strafgefangenen zur Nutzung m Haftraum an e ne vorausge-
hende techn sche Uberprifung geknupft und kénnen d e h erflr
aufgewandten Kosten den Gefangenen auch n Rechnung geste t
werden, zuma deren grundsatz ch unbeschrénkbarer Anspruch
auf Informat onsgew nnung tber Hérfunk- und Fernsehprogramme
dadurch unberiihrtb e bt. D es g tjedenfa s sowet, we de h erfir
aufzuwendenden Kosten unter Berlicks cht gung der besonderen
Vermoégensverha tn sse von Strafgefangenen n edr g und von na-
hezu jedem Betroffenen aufzubr ngen snd. So egtder Fa a er-
d ngs h er,dadem Antragste er Kostenvon ed g ch 6,39 Euro auf-
geblrdet worden s nd, d e aus dem Guthaben se nes Haftkontos
ohne we teres beg chen worden s nd. Aus Vorstehendem erg bt
sch zug e ch, dass d e Antragsgegner n n cht geha ten gewesen
st, de nach § 70 Abs. 1, 2 StVo zG gebotenen techn schen und
S cherhe tskontro en n E genreg e vorzunehmen: Denn abge-
sehen davon, dass h erdurch kaum ger ngere - potente erstat-
tungsfah ge - Persona- und Sachkosten angefa en waren, hat
der Antragste er d e durch d e Fremdvergabe der erforder chen
Uberpriifungs e stungen entstandenen f nanz e en Aufwendungen
von Rechts wegen zu tragen.

Sch eB ch verpf chtet auch ncht das n §§ 3, 50 StVo zG
e nfachgesetz ch gerege te sogenannte Ang e chungsprnzp de
Antragsgegner n dazu, d e S cherhe tstberprifung des vom An-
tragste er e ngebrachten gebrauchten Phonogeréates kostenfre
durchzuftihren. Be de Vorschr ften beruhen auf dem gesetzgebe-
r schen Grundgedanken, der Strafgefangene misse s ch jeden-
fa s nsowe t an den Haftkosten bete gen, w e er aufgrund se ner
Inhaft erung auch n Fre he tanfa ende Aufwendungen erspart ha-
be. D esem Grundpr nz p des Strafvo zugs w rd d e Rege ung der
Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 zu § 69 StVo zG ndes
gerecht, we , w e d e Rechtsbeschwerde zutreffend ausfihrt, d e
Uberburdung von fur S cherungsmaBnahmen aufgewandten Kos-
ten auf Verbraucher- bzw. Le stungsempféangera geme nzu dss g
stund n der Prax s zudem hauf g stattf ndet.

(Mtgete t vom 1. Strafsenat des Brandenburg schen Ober-
andesger chts)

§§ 23, 28 Abs. 1 S. 2 EGGVG (Zur Verwir-
kung im Falle eines Antrags auf Feststel-
lung der Rechtswidrigkeit)

Das Recht eines Untersuchungsgefangenen auf
Feststellung der Rechtswidrigkeit der Zuweisung eines
bestimmten Haftraumes ist grundsatzlich jedenfalls
nach Ablauf eines Jahres ab dem Zeitpunkt, zu dem
der Antragsteller von der einschlagigen Rechtslage
hatte Kenntnis erlangen und gegen die MaBnahme der
Vollzugsanstalt hitte vorgehen kénnen, verwirkt.

Besch uss des 2. Senats des Ober andesger chts Kar sruhe
vom 9. Dezember 2004 - 2 VAs 24/04 -

Griinde

Der Antragste ler war vom 15.02.2003 bs zum 28.10.2003
a s Untersuchungsgefangener n der Just zvo lzugsanstat O. n-
haftert. Mt am 11.5.2004 e ngekommenem Schre ben beantragt
er, m Verfahren nach §§ 23 ff. EGGVG festzustel en, dass de
Unterbrngung n enem mt e ner Schtb ende am Fenster aus-
gestatteten und zudem mt e nem we teren Gefangenen be egten
Haftraum rechtsw dr g war. AuBerdem hat er d e Gewéahrung von
Prozesskostenh fe beantragt. Se nem Begehren kann schon des-
ha b n cht entsprochen werden, we das Rechtsmtte unzu assg
st.

Sowe t s ch der Antragste ler gegen d e Unterbrngung n e -
nermte nem mtS chtb ende versehenen Fenster ausgestatteten
Ze e wendet, st zwar grundsétz ch der Rechtsweg nach den
§§ 23 ff. EGGVG erdffnet. Denn be der Zuwe sung e nes Haft-
raums hande t es s ch um e nen sogenannten Rea akt, der mt Au-
Benw rkung d e Ange egenhe ten des Untersuchungsgefangenen
rege tund somt e nen nach §§ 23 EGGVG anfechtbaren be asten-
den Verwa tungsakt darste t (vg. KK-Schoret zu § 23 EGGVG
Rn. 21, 104; OLG Frankfurt NJW 2003, 2843 f. m.w.N. zu § 109
StVo zG). Auch steht de Subsdartat des Rechtswegs nach
§§23ff. EGGVG (vg. § 23 Abs. 3 EGGVG) e ner Uberpriifung
n cht entgegen, da d e Unterbr ngung des Betroffenen n e nem
Haftraum mt fir d e gesamte Ansta t ge tenden bau chen Beson-
derhe ten n cht der Anordnungskompetenz des Haftr chters unter-
fa t(vg.KG JR 1979, 519 f,; Senat Just z 2004, 302; KK-Boujong
zu § 119 StPO Rn. 103; LR-H ger zu § 119 StPO Rn. 161; Cassardt
NStZ 1994, 523, 524). Doch st der Antrag desha b unzu &ss g, we
der Antragstel er se n Recht auf Feststel ung der Rechtsw dr gke t
der - nach der Entlassung aus der Untersuchungshaft erled gten
- MaBnahme verw rkt hat.

A erdngs asstde mtder Beend gung der Unterbr ngungss -
tuat on e ngetretene Erled gung e ner MaBnahme e n berecht gtes
Interesse an der Feststel ung der Rechtsw dr gke t (§ 28 Abs. 1
Satz 2 EGGVG) ncht entfa en. Steht d e Ver etzung der Men-
schenwirde (Art. 1 Abs. 1 GG) oder e ne andere tef gre fende
Grundrechtsver etzung n Frage, so muss wegen der fortw rkenden
d skrmnerenden W rkung der MaBnahme e n Rechtsschutzbe-
gehren zur nachtrdg chen ger cht chen Uberpriifung zu dssg
sen.D es g tauch, wenn der Beschwerdefiihrer n angemessener
Zet vor Erled gung der MaBnahmen Rechtschutz hétte er angen
kénnen (BVerfG StV 2002, 661 f.; OLG Frankfurt NJW 2003, 2843,
2844 f.). Auch war d e Antragsfr st des § 26 Abs. 1 EGGVG vor-

egend ncht n Gang gesetzt, da d e Zuwe sung des Haftraums
dem Antragste er ncht schr ft ch bekannt gemacht wurde (Thur.
OLG zfStrVO 20083, 306,308; K sse , GVG, zu § 26 EGGVG Rn. 3;
Meyer-GoBner zu § 26 EGGVG Rn. 4; OLG Frankfurt NJW 2003,
2843 f.zu § 112 Abs. 1 StVo zG). Doch g bt d es dem Antragste er
n cht das Recht, ze t ch unbeschrénkt d e Festste ung der Rechts-
w dr gke t e ner wahrend der Dauer der Untersuchungshaft getrof-
fenen MaBnahme zu begehren. Dabe kann dah nstehen, ob en
Antrag auf ger cht che Entsche dung nach Ab auf e nes Jahres
se t der Bekanntgabe der Haftraumzuwe sung n entsprechender
Anwendung des § 27 Abs. 3 EGGVG a s unzu ass g anzusehen
st (so OLG Frankfurt NJW 2003,2843 f.; NStZ-RR 2004, 29 f.;
a.A. Thir. OLG ZfStrVO 2003, 306, 308). Denn jedenfa Is tr tt b n-
nen e nes Jahres, nachdem der Antragste er spatestens von der
e nsch &g gen Rechts age héatte Kenntn s er angen und gegend e
MaBnahme recht ch héatte vorgehen kénnen, grundséatz ch e ne
Verw rkung des Antragsrechts e n (Thir. OLG ZfStrVO 2003, 306,
308 f.; OLG Frankfurt NStZ-RR 2004, 29 f.). Dem Rechts nst tut
der Verw rkung egt - verfassungsrecht ch unbedenk ch (BVerfGE
32, 305 = NJW 1972, 675 f.) - der Gedanke der Rechts cherhe t
zugrunde, wonach d e Frage der Rechtsw dr gke t von MaBnah-
men n cht auf &ngere, unbest mmte Dauer ungek &rt b e ben darf,
sondern n angemessener Zet e ner ger cht chen K érung zuge-
flhrt werden so lte. Des g t zuma be den m Vo zug der Unter-
suchungshaft angeordneten so genannten Rea akten, d e grund-
satz ch dann, wenn der Antragste er gegenuber der Ansta t ke ne
E nwendungen erhebt, n cht schr ft ch bekannt gegeben werden,
so dass - etztend ch auch deshab, we der Antragstel er der
Just zvo Izugsansta t ke nen An ass gegeben hat, d e MaBnahme
zu Uberprifen - d e Rechtsm tte fr st (§ 26 Abs. 1 EGGVG) n cht
n Gang gesetzt w rd.



Nach d esen Grundsétzen hat der Antragstel er be se nem am
11.05.2004 und dam t rund 15 Monate se t der Haftraumzuwe sung
e ngekommenen Antrag se n Recht auf nachtrdg che Feststel ung
verw rkt. Dabe kann dah nstehen, ob vor egend - den Sachvortrag
des Antragstel ers a s wahr unterstel t - e ne Verletzung der Men-
schenwiirde oder e n anderer schwerw egender Grundrechtse n-
gr ff zu besorgen war. D es ersche nta erd ngs schon frag ch, we
a en das Vorhandense n von S chtblenden - auch wenn d ese m
E nzelfa rechtswdrg angebracht se n mégen - anges chts des
voribergehenden Charakters der Untersuchungshaft zunachst
n cht gee gnet ersche nt, den Antragstel er n se nem Anspruch auf
Beachtung der mensch chen Wirde zu verletzen, und d e von hm
behauptete Bee ntracht gung se nes Rechts auf kérper che Unver-
sehrthe t (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) - auch unter Berlcks cht gung
der Ausflihrungen n se nem Schre ben vom 02.12.2004 - durch
d e S chtblenden n cht néher konkret s ert wurde. Jedenfa Is be-
fand s ch der Antragstel er nahezu neun Monate n Haft n e ner
mt S chtb enden versehenen Zel e, ohne dass er auch nur be
der Ansta tsle tung E nspruch gegen d ese Unterbr ngung erhoben
hatte. Sowe t er vortrégt, hm se d e Rechtsw dr gke t der MaBnah-
men erst spater bekannt geworden, erk art d es anges chts der von
hm behaupteten mass ven Bee ntracht gungen n cht, warum er n
d eser Stuaton untatg geb eben st, n der vernlnft gerwe se et-
was zur Wahrung des Rechts unternommen zu werden pf egt (vg .
BVerfGE 32, 305 = NJW 1972, 675 f.). Unter d esen Umstanden
war es dem Antragste er még ch und zumutbar, sch um ene
Kenntn s der Rechts age zu bemihen, um de hn be astende
MaBnahme durch Ver egungsantrag oder ahn ches zu beenden
oder aber e ne ger cht che K arung der RechtmaB gke t der S cht-
b enden herbe zufiihren. Auch nach Ende der Untersuchungshaft
hat er funf Monate verstre chen assen, bevor er se nen Antrag
be m Ober andesger cht e ngere cht hat. Mt B ck h erauf ersche nt
es dem Senat a s angemessen, von e ner Verw rkung des Antrags-
rechtes auszugehen. D es ver etzt den Antragste er auch ncht n
se nem Recht aus Art. 19 Abs. 4 GG. D e Rechtsprechung des
Bundesverfassungsger chts zum Fortbestehen des Rechtsschutz-
nteresses be Ver etzung des Anspruchs auf mensch che Wirde
und anderent ef gre fenden Grundrechtse ngr ffen ste tnurs cher,
dass der von e ner so chen Ver etzung Betroffene nchtprnzpe
a endeshab rechtsschutz os b e bt, we der E ngr ff, gegen den
er sch m gercht chen Verfahren wendet, s ch bere ts vor e ner
Entsche dung oder gar vor Antragste ung er ed gt hat. S e hat aber
n chtden S nn, dem von e nem Grundrechtse ngr ff Betroffenend e
E nha tung fur d e Inanspruchnahme ger cht chen Rechtsschutzes
a gemen getenden Regen des jewe gen Verfahrensrechts
zu ersparen (BVerfG NStZ-RR 2004, 59 f.), zu denen auch de
Grundséatze der Verw rkung e nes Antragsrechts zaht (vg. OLG
Frankfurt NStZ-RR 2004, 29).

Sowe t der Antragste er auBerdem d e Doppe be egung des
Haftraums ge tend macht, besteht e ne Entsche dungszusténd g-
ket des Ober andesger chts ncht. Uber e ne der Rege des §
119 Abs. 2 StPO entgegenstehende Doppe be egung hat v e mehr
gem. § 119 Abs. 3 StPO der Haftr chter zu entsche den (Senat
Just z 2004, 302; Thir. OLG ZfStrVO 2003, 306, 307).

Der Antrag auf Bew gung von Prozesskostenh fe st un-
begriindet, we de beabs chtgte Rechtsverfogung ke ne hn-
re chende Auss cht auf Erfo g b etet (§§ 29 Abs. 3 EGGVG, 114
ZPO).

D e Kostenentsche dung beruht auf den §§ 30 Abs. 1 EGGVG,
2 Nr. 1 KostO. Der Geschaftswert wurde nach den §§ 30 Abs. 3
EGGVG, 30 Abs. 2 KostO festgesetzt.

(M tgete t von VR OLG Joach m Schubart, Kar sruhe)

§§ 24 Abs. 3, 84 Abs. 1, 2 StVollzG (Zur
Durchsuchung eines Besuchers)

Eine mit einer Entkleidung verbundene Durchsu-
chung eines Besuchers ist unzulédssig.

Besch uss des 3. Strafsenats des Hanseat schen Ober andes-
ger chts Hamburg vom 28. Dezember 2004 - 3 Vo z (Ws)
130/04 -
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Griinde

D e Beschwerdefiihrern, de n der JVA F. der Beschwerde-
gegnern set 1993 as ehrenamt che Vo zugshe fern tatg st, st
m t dem Strafgefangenen S. ver obt, der dort e ne Fre he tsstrafe
verbulBt.

Am 14.02.04 kam d e Beschwerdeflihrern as Besuchern
hres Verobten n de JVA. Dort wurde s e von der Vo zugsbe-
d ensteten T. n e ner Kab ne durchsucht. D e Beschwerdefiihrer n
zog den Mante aus und egte den Scha ab, um s ch abtasten zu
assen. Frau T. durchsuchte den Mante , tastete d e Ke dung ab
und erk arte dann, d e Beschwerdefiihrer n misse auch d e Jacke
offnen, unter der d e Beschwerdefihrern e n enges T-Sh rt trug.
Frau T. hob das T-Shrt hoch, gr ff von unten an den BH und zog
dessen unteren Rand ab, dam t eventue versteckte Gegensténde
herausfa en kénnten.

Mt hrem Antrag auf ger cht che Entsche dung begehrte d e
Beschwerdeflihrer n d e nachtrédg che Festste ung der Rechts-
wdrgket d eser MaBnahme. Der Antrag wurde durch d e Straf-
vo Istreckungskammer durch den angefochtenen Besch uss ab-
ge ehnt.

D e gegen d ese Entsche dung form- und fr stgerecht e nge-
egte Rechtsbeschwerde st zu &ss g und begriindet.

E ne Uberpriifung der andger cht chen Entsche dung st ge-
maB § 116 Abs. 1 StVo zG zur Fortb dung des Rechts gebo-
ten. Sowe t ers cht ch, st der zu &ss ge Umfang der kérper chen
Durchsuchung e nes Besuchers e nes Strafgefangenen durch d e
oberger cht che Rechtsprechung noch ncht entsch eden wor-
den.

1. Der Antrag auf ger cht che Entsche dung st gemaB § 115
Abs. 3 StVo zG zu @ss g. D e Durchsuchung hat sch mt deren
Durchfiihrung er ed gt. E n Festste ungs nteresse der Beschwer-
deflihrer n erg bt s ch aus e ner konkreten W ederho ungsgefahr.
Der Ver obte der Beschwerdefiihrer n st we terh n Strafgefangener
n der Vo zugsanstat der Beschwerdegegner n. D e Beschwerde-
gegner n stder Auffassung, dass das Verha ten hrer Bed ensteten
n cht rechtsw dr g war, so dass jederze t mt der W ederho ung e -
ner entsprechenden Durchsuchung gerechnet werden muss.

2. Der Antrag auf ger cht che Entsche dung st auch begrin-
det. D e Sache st gemaB § 119 Abs. 4 S. 2 StVo I1zG spruchre f,
so dass der Senat an Stel e der Strafvo streckungskammer ent-
sch eden hat.

D e Art und We se der Durchsuchung st n cht von § 24 Abs. 3
StVo 1zG gedeckt. Es feh t damt an e ner erforder chen Erméch-
t gungsgrundlage fir d ese n d e Rechte der Beschwerdefiihrer n
e ngre fende MaBnahme.

GemaB § 24 Abs. 3 StVo zG kann e n Besuch zwar aus Grin-
den der S cherhet davon abhéng g gemacht werden, dass sch
der Besucher durchsuchen lésst. Berets en Verglech mt § 84
StVo 1zG macht aber deut ch, dass damt ke ne mt e ner Entke -
dung verbundene Durchsuchung geme nt se n kann. So regelt
§84 Abs. 1 StVo 1zG ebenso w e § 24 Abs. 3 StVo zG das Recht
zur Durchsuchung. A erdngs feht es n § 24 StVo IzG an e ner
§84 Abs. 2 StVo I1zG entsprechenden Rege ung, d e ausdriick ch
e ne mte ner Entk e dung verbundene kérper che Durchsuchung
be Strafgefangenen unter we teren e nschrankenden Voraus-
setzungen gestattet. Es egt auf der Hand, dass dem Strafge-
fangenen aufgrund se ner Stelung m Strafvo zug erheb chere
E nschrédnkungen se ner Rechtsste ung zugemutet werden as
dem Besucher (vg . Mi er-D etz, MGg chke ten und Grenzen der
kérper chen Durchsuchung von Besuchern, ZfStrVo 1995, 214,
217). Insofern erg bt s ch bere ts aus dem Vergle ch d eser be den
Vorschr ften e n deut cher H nwe s darauf, dass ene mt e nem
Entk e den verbundene Durchsuchung von Besuchern vom Ge-
setzgeber genere ncht gewo twar.

E ne mt e ner Entk e dung verbundene Durchsuchung e nes
Besuchers st danach unzu &ss g (so auch LG Hamburg, ZfStrVo
2000, 252, 254; Ca ess/Mu er-D etz, StVo IzG, 9. Aufl., § 24
StVo zG Rdnr. 6; Mu er-D etz, a.a.0. S. 214 ff.; AK zum StVo I1zG-
Joester/Wegner, 4. Auf ., § 24 StVo zG Rdnr. 22; Schw nd-Béhm,
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StVo 1zG, 3. Auf ., § 24 StVo zG Rdnr. 15).

In d esem Zusammenhang st ferner zu beachten, dass e ne
mt e ner Entk e dung verbundene Durchsuchung e nen E ngr ff
n de durch Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG geschitzte Int msphére
darste t, der zu se ner Rechtfert gung e ner ausdriick chen ge-
setz chen Grund age bedarf, de de m W derstret stehenden
Rechtsguter durch d e Formu erung von E ngr ffsvoraussetzungen
gegene nander abwéagt. Dabe kann es ke nen Untersch ed ma-
chen, ob d e Oberbek e dung vo stand g abge egt werden so oder
so we t hoch- oder heruntergezogen w rd, dass dem Vo zugsbe-
d ensteten e n fre er B ck auf d e Unterwasche oder e n Berlhren
der nackten Haut des Besuchers gestattet st. In a en genannten
Konste at onen werden das Schamgefiih des Besuchers und se -
ne Int msphére n g e cher We se betroffen.

Nach a em stden Vo zugsbed ensteten m Rahmen von § 24
Abs. 3 StVo G n cht gestattet, den Besucher b s zur Entk e dung
bs auf d e Unterwésche zu veran assen bzw. d ese Entk e dung
durch Anheben der Oberbek e dung e genhand g vorzunehmen.
S e haben sch m Rahmen der Durchsuchung v e mehr darauf
zu beschréanken, den Kérper durch d e Oberbek e dung nach ver-
botenen Gegenstédnden abzutasten oder/und mt dem E nsatz
von Meta sonden abzusonden (so auch LG Hamburg, Ca ess/
Mu er-D etz, Ml er-D etz, AK-Joester/Wegner, Schw nd-Boehm
jewe s a.a.0.).

Sowe t d e Beschwerdegegner n ge tend macht, dass d e dar-
geste te Beschrankung hrer Durchsuchungskompetenzen das
S cherhe tsr s ko erhdht, st dem entgegenzuha ten, dass d es das
Erfordern s e ner gesetz chen E ngr ffsgrund age n cht entbehr ch
macht. Im Ubr gen stehen der Beschwerdegegner n unter den n
§§ 25 ff. und § 84 StVo 1zG genannten we teren Voraussetzungen
we tere Instrumentar en zur Verfigung, um das E nschmugge n
verbotener Gegenstande zu verh ndern.

D e Kostenentsche dung beruht auf §§ 121 Abs. 1, 4 StVo zG
.V.m. § 467 Abs. 1 StPO.

D e Festsetzung des Gegenstandswerts beruht auf §§ 52
Abs. 1, 60 GKG.

(E nsender: Der Vors tzende des 3. Strafsenats des Hanseat -
schen Ober andesger chts Hamburg)

§§ 11 Abs. 1 StVollzG, 57 Abs. 2 Nr. 2
StGB, 454a Abs. 1 StPO (Zur Entwicklung
des Gefangenen im Vollzug und Ausset-
zung der Reststrafe)

1. Besondere Umsténde, welche eine Aussetzung der
Reststrafe zum Halbstrafenzeitpunkt rechtfertigen,
kénnen sich trotz der Schwere der veriibten Straf-
tat daraus ableiten, dass beim Verurteilten wahrend
des Strafvollzuges eine nachhaltige Entwicklung
seiner Personlichkeit eingetreten ist.

2. Werden einem Verurteilten wahrend seiner Inhaf-
tierung Lockerungen, insbesondere die Zulassung
zu einem freien Beschiftigungsverhiltnis, gewéahrt
und absolviert er diese liber einen langeren Zeit-
raum hinweg beanstandungsfrei und zuverlassig,
so kann eine solche Entwicklung zusammen mit
anderen giinstigen Umsténden ein derartiges Ge-
wicht erlangen, dass sie die Gesamtwiirdigung we-
sentlich beeinflusst und insgesamt zur Annahme
besonderer Umsténde i.S.d. § 57 Abs.2 Nr. 2 StGB
fuhrt.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Kar s-
ruhe vom 22. November 2004 - 1 Ws 383/04 -

Griinde

Der Strafgefangene Z. wurde durch Urte des Landger chts X
vom 01.04.2003 wegen Betruges n 60 F& en unter Auf 6sung e -
ner Gesamtfre he tsstrafe aus dem Urte des Landger chts X vom
25.09.2002 zu e ner Gesamtfre he tsstrafe von sechs Jahren und
sechs Monaten verurte t, we era s verantwort cher Inhaber e ner
n U. anséss gen F rmengruppe n e ner Ve zah von Fa en Kun-
den um e ngezah te Kautonen bzw. vorausbezah te Kaufpre s-
e stungen n H6he von mehr as e ner M on DM betrogen hatte,
ndem er unter anderem n Ze tungsanze gen n W rk chket ncht
vorhandene Waren zum Kauf angeboten hatte. Er bef ndet s ch
set 26.07.2001 n Haft. D e Ha fte der Strafe war am 24.10.2004
verbuBt; der Zwe dr tte ze tpunkt st auf den 23.11.2005 not ert.

M t Besch uss vom 22.09.2004 hat es d e Strafvo streckungs-
kammer abge ehnt, d e Vo streckung der Restfre he tsstrafe nach
VerbiiBung der Ha fte auszusetzen. Gegen d esen Besch uss r ch-
tet s ch d e form- und fr stgerecht e nge egte sofort ge Beschwerde
des Verurte ten.

I.
Das Rechtsm tte hat den aus dem Tenor ers cht chen Erfo g.

Der Senat hat d e Vorraussetzungen des § 57 Abs. 2 Nr. 2
StGB bejaht und den Ent assze tpunkt auf den 01.03.2005 fest-
gesetzt.

Nach d eser Vorschr ft kann schon nach VerblBung der Ha fte
e ner Fre hetsstrafe d e Reststrafe zur Bewahrung ausgesetzt
werden, wenn d e Gesamtwird gung von Tat(en), Persén chke t
des Verurte ten und dessen Entw ck ung wéhrend des Strafvo -
zugs erg bt, dass besondere Umsténde vor egen,d e e ne m dere
Beurte ung zu assen. Durchschn tt che oder e nfache Strafm -
derungsgriinde rechtfert gen e ne ausnahmswe se Aussetzung
der Vo streckung noch n cht. Es muss s ch ve mehrum m dernde
Umsténde hande n, d e von besonderem Gew cht s nd und dem
Fa m Rahmen der abwagenden Gesamtschau zugunsten des
Téters e ne besondere Pragung geben. D e Umsténde miissend e
Tat, hre Ausw rkungen bzw. d e Entw ck ung der Taterpersén ch-
ke t vom Durchschn tt verg e chbarer Fa gesta tungen so deut ch
abheben und nenemsom den L chtersche nen assen, dass e -
ne Strafaussetzung ohne Geféahrdung der a geme nen Interessen
verantwortet werden kann (vg . h erzu Senat D e Just z 1987, 386;
Trond e/F scher, StGB, 52. Auf age 2004, § 57 Rn. 16).

A erd ngs spr cht das Tatb d vor egend zunéchst gegen e ne
so che Wertung. Be den Straftaten des Verurte ten hande tes s ch
n cht um Bagate en, sondern er hat n ganz erheb chem Umfang
Betrugsstraftaten auch zum Nachte e ner Ve zah von K e nkun-
den begangen, wobe er - worauf d e Strafvo streckungskammer
zu Recht h ngew esen hat - panméB g und mt erheb cher krm -
ne er Energ e vorgegangen st. A en de Schwere der Straftat
steht jedoch e ner Ha bstrafenaussetzung ncht grundsatz ch
entgegen, da der Gesetzgeber - entgegen der sog. Erstverbi-
Berregeung n § 57 Abs. 2 Nr. 1 StGB - n § 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB
gerade ke ne ze t che Obergrenze fiir ze t ge Fre he tsstrafen nor-
m ert hat (OLG Kar sruhe NStZ-RR 1997, 323 f.; LK-Gr bbohm,
11. Auf age 1992, § 57 Rn. 45). So che aus der Tatschwere resu -
terenden Ges chtspunkte werden m Rege fa e aber m Rahmen
der vorzunehmenden Gesamtwird gung e ner Aussetzung des
Strafrestes nach § 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB entgegenstehen und d e
Anordnung der Haftfortdauer auch aus Griinden der Verte d gung
der Rechtsordnung geb eten (KG Besch uss vom 04.10.2000,
5WSs 674/00; Trond e/F scher, a.a.0., § 57 Rn. 29), auch wenn
der Verurte te - we her - vor der Tat n cht vorbestraft war, n der
Hauptverhand ung e n Gestandn s abge egt hat und s ch erstma s
n Haft bef ndet.

E ne hervon abwe chende Beurte ung kann sch a erd ngs
dann ergeben, wenn be m Verurte ten wéhrend des Strafvo zuges
ene nachhatge Entw ckung se ner Persdn chket e ngetreten
st und s ch heraus e ne glnstge Soz a- und Kr m na prognose
erg bt. In der oberger cht chen Rechtsprechung st set angem
anerkannt, dass n der Person egenden Umstdnden m E nze fa
e ne maBgeb che Bedeutung be der gebotenen Gesamtschau



be gemessen werden kann (OLG Zwe briicken MDR 1979, 600;
OLG Hamburg StV 1983, 114; OLG Stuttgart StV 1983, 115;
Trond e, a.a.0.).

Zu d esen Ges chtspunkten gehdrt nsbesondere auch de
Entw ck ung des Verurte ten m Strafvo zug, denn deser d ent
vornehm ch der Resoz a s erung und W edere ng ederung des
straffa g Gewordenen (§ 2 Satz 1 StVo zG; BVerfGE 45, 187
ff., 239; Ca ess/Mu er-D etz, StVo zG, 7. Auf age 1998, § 2 Rn.
6). Setzt s ch e n Verurte ter etwa wahrend der Haft mt dem von
hm begangenen Unrecht nachhatg ause nander, d stanz ert er
sch hervon und ze gt durch se n Gesamtverha ten g aubwiird g
E ns cht und Reue, so kommt dem besondere Bedeutung be
(OLG Kar sruhe, Besch uss vom 26.01.2000, 3 Ws 256/99; OLG
Ce e NStZ 1986, 573 f.; LK-Gr bbohm a.a.O.).

Auch ste t es e nen besonders gew chtgen Umstand dar,
wenn dem Verurte ten wéhrend se ner Inhaft erung Lockerungen
gewahrt werden und er d ese Uber e nen &ngeren Ze traum be-
anstandungsfre abso v ert. E ne so che Entw ck ung kann zusam-
men mt anderen ginst gen Umsténden e n derart ges Gew cht
erangen, dass s e de Gesamtwird gung wesent ch bee nf usst
und nsgesamt zur Annahme besonderer Umstédnde .S.d. § 57
Abs. 2 Nr. 2 StGB flihrt (Senat, Besch uss vom 17.12.2002, 1 Ws
387/02).

So egtderFa her. Der Verurte te, dem von der Strafvo stre-
ckungskammer a's ErstverbiiBer zu Recht e ne glinstge Soz a -
prognose besche n gt wurde, bef ndet sch set 24.05.2004 as
Fre génger n der Just zvo zugsanstat V. und st be der F rma R.
a s D sponent beschaft gt. Dort st er sowoh fird e Tourenp anung
as auch de Fahrere nte ung verantwort ch. Sen Vo zugsver-
haten war nach Mtte ung der Justzvo zugsanstat V. auch m
Ubr gen beanstandungsfre . Auch d e Ent assbed ngungen s nd
glnst g. So kann der Verurte te se ne Arbe tsste e behaten und
erh&t von der F rma e ne Wohnung zur Verfligung geste t.

Wegen des friiheren hauf gen Berufswechse des Verurte ten
und e ner hern zum Ausdruck kommenden Unstet gke t hat es
der Senat aber fiir geboten erachtet, d e we tere Entw ck ung des
Verurte ten an se ner Arbe tsste e noch abzuwarten und hat unter
Anwendung des § 454a Abs. 1 StPO den Ent assze tpunkt auf den
01.03.2005 best mmt.

Der Verurte te wrd darauf h ngew esen, dass er mt dem
W derruf der Strafaussetzung zur Bewéhrung rechnen muss,
wenn er erneut Straftaten begeht oder gréb ch oder beharr ch
gegen de hm erte ten We sungen verst68t und dadurch An ass
zu der Besorgn s g bt, dass er erneut Straftaten begehen w rd.

D e Kostenentsche dung fogt aus ener entsprechender
Anwendung des § 467 Abs. 1 StPO.

(Mtgete t von R OLG K aus Bohm)
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Buchbesprechungen

Bernd Miissig: Mord und Totschlag — Voriiberlegungen
zu einem Differenzierungsansatz im Bereich des Té-
tungsunrechts. Carl Heymanns Verlag. Kéln 2005, Leinen
XVII, 490 Seiten, € 132,-.

Mord und Totsch ag, das st umgangssprach ch en Sch ag-
wort zur Beschre bung héchster Gefahrdung, ja Chaos. Her st
es der Tte e nes umfangre chen rechtssystemat schen Werkes,
das d e Gesch chte der D fferenz erung der vorsétz chen Tétungs-
de kte beschre bt und neue Wege fiir Untersche dungen aufze gt.
D e Ergebn sse z e en auf e ne Nove erung des ge tenden Rechts,
ene Nove erung de n Lehre und Praxs set Langem gefordert
w rd. Der Verfasser ze gt aber auch, w e se ne Uber egungen fiir
d e aktue e Rechtsprechung fruchtbar gemacht werden kénnen.

De Motve fur de Tétung e nes Mtmenschen snd unter-
sched ch. Untersched ch st auch de Art und Wese, we en
Totungsde kt begangen w rd. Schon frith versuchte das Recht,d e
besonders geféhr chen und d e besonders verwerf chen Tatenm t
auBerster Strenge zu bestrafen und d ese von anderen wen ger
gefahr chen, eher verstdnd chen abzugrenzen. Fiir das M tte a ter
kommt Mulss g zu dem Ergebn s, ,dass d e schroffe Gegenuber-
ste ung e ner ges nnungseth sch or ent erten deutsch- bzw. ger-
man sch-recht chen Lne enersets und ener ren psycho og -
s erenden, das Pramed tat onsmode vorwegnehmenden rém sch
recht chen L ne andererse ts“ (S. 35) ncht zu be egen st. Aus-
gehend von den modernen Frageste ungen hatten d e Forscher
andere Lnen we den Bruch von Treue- und Fredenspf chten
und d e Bekdmpfung des Vagantentums, der ,schad chen Leute’,
zu wen g beachtet.

D e karste Auspragung des Pramed tat onsmode s f ndet
der Verfasser n dem von Feuerbach entworfenen bayer schen
StGB von 1813. Der Téter, der sch mt Uber egung Gber den
psycho og schen Zwang des Gesetzes h nwegsetzt, verdent de
Hochststrafe. E ngehend wrd dann d e Vorgesch chte und de
Rechtsprechung ebenso w e d e w ssenschaft che Beg e tung der
Strafrechtsnove e von 1941 mt se ner ,Verwerf chke tskasu st k
und ,Tatertyp s erung™ (S. 77) dargeste t und d skutert. D e vom
Gesetz erstma s entw cke ten Typen von ,Mérder’ und , Totsch ager’
se en ncht nur dem natonasoz a stschen Ze tge st zu ebe e n-
gefuhrte Et ketten, s e hatten hre Grund age n der Substanz der
neuen Rege ungen. Der Oberste Ger chtshof fiird e Br t sche Zone
und spater der BGH hatten deshab vore g de Neufassung as
den ,, vor auf gen Absch uss’ e ner angst vor 1933 e nsetzenden
Entw ck ung“ und damt n cht a s nat ona soz a st sches Recht n-
terpretert (S. 79). Der Verfasser wendet s ch dann dem EStGB
von 1962 zu, der as Mord n erster Lne w e das ge tende Recht
de besondere stt che Verwerf chket, daneben aber auch de
Toétung mt Uber egung qua fzert. D e Ausfilhrungen des ersten
Kap te s enden n der Ause nandersetzung m t Esers Textvorsch ag
flr e nen neuen Mordparagraphen n se nem zur Vorbere tung des
53. Deutschen Jur stentags m Jahre 1980 vorge egten Gutachten
(S. 65). Der Verfasser kommt zu dem Sch uss, dass ,d e b sher fir
Qua fkat onsansatze entw cke ten Krter en, Pramed tat on, Ver-
werf chke t und Gefahr chke t“ mange s systemat scher Verkn(p-
fung mt recht chen Strukturen und Zurechnungspr nz p en ncht
tragfah g se en (S. 128).

Im Fogenden entwcket der Verfasser de Grundagen
(Kap. 2) und d e Grundzlge (Kap. 3) se nes neuart gen D fferen-
z erungsansatzes. An de Sptze d eses Hauptte s ste t er ene
,Vorbemerkung’, nder eraufwen g mehraszwe Druckse ten se -
nen ,Vorsch ag e nes normat ven D fferenz erungsansatzes kurz
vorab sk zz ert” (S. 129). Danach so en a geme ne Zurechnungs-
prnzpen Grund age der Untersche dung be den vorsatz chen
Totungsde kten se n. Tater und Opfer stehen n Verantwortungs-
sphéren, d e s ch objekt v abgrenzen assen. D e a e n ge Tatver-
antwortung des Taters fuhrt zum Grundtatbestand des Tétungs-
unrechts, dem Mord, e ne M tverantwortung des Opfers zum
Prv eg erungstatbestand des Totsch ags. Be der Abgrenzung der
Verantwortungssphéren se en persona e Zurechnungsmuster von
nsttut one en zu untersche den, ,auf d e E nb ndung der Person
n herausgehobene normat ve Kontexte, nsbesondere n ausd f-
ferenz erte gese schaft che Organ sat onsstrukturen®. Bespee
s nd der mérder sche Uberfa auf e nen Fremden e nerse ts und
d e Herbe fuhrung des Todes e nes Menschen, fir dessen Woh
der Téater etwa auf Grund e nes E tern-K nd-Verha tn sses verant-
wort ch st, andererse ts.
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Merkma e des Tatgeschehens m Bere ch der Verantwortungs-
sphare des Opfers kdnnen den Tater ent asten, wenn das Opfer
den Tater provoz ert hat oder n anderer We se Rechte des Taters
ver etzt hat. An ches g t fir de nsttutone e Verantwortungs-
sphare be e nem Treuebruch des Opfers oder, wenn das Treue-
verhdtns auf rgende ne We se se nen Inhat veroren hat. Her
se en auch Verhatenswe sen der Se bstgefdhrdung des Opfers
zu berticks cht gen. ,AuBerha b des Rechtsverha tn sses von Tater
und Opfer egende (eventue den Téater ent astende) Umstande
<se en> m Grundsatz auf der Entschu d gungsebene zu verhan-
de n (S. 130). Nach a em gebe es fiir jedes Mordmerkma fiir den
Tater nach a geme nen Zurechnungskr ter en begriindete Ent as-
tungsmdg chke ten, d e n cht mehr durch dessen phanotyp sche
Def nton ausgesch ossen se en.”

Das Werk sch eBt mt e nem nteressanten Ausb ck: ,Inter-
pretat onsperspekt ven fir d e Mordmerkmae de ege ata“ (S.
423 ff.). Her ordnet der Verfasser d e Mordmerkma e des § 211
Abs. 2 StGB den personaen und nsttutone en Zurechnungs-
mustern zu. N edr ge Beweggriinde b den nach dem persona en
Zurechnungsmuster e nen normatv nchtgen Tatan ass, we se
n ke nem akzeptab en Verhé tn s zur Tat stehen. D e ,He mtlcke*
dagegen st der Bruch e nes nsttutone verm tteten Garante-
verha tn sses. Schw er g b e bt auch be d eser Interpretat onsper-
spekt ve d e grausame Tatausfiihrung oder d e mt geme ngeféhr-
chen M tte n.

Dem mt groBer Sorgfa t und w ssenschaft cher Griind chke t
erarbe teten Werk st de verd ente Beachtung auf dem Geb et
der Rechts ehre scher. Wann und we wet se ne Gedanken n
der Rechtspo tk w rksam werden kénnen, st dagegen ungew ss.
Konsequenz der Lehre st nam ch, d e Abschaffung oder wen gs-
tens e n génz ch veranderter Umgang mt der ebens angen Fre -
he tsstrafe (S. 114, 388, 414). Androhung und Ausspruch d eser
abso uten Strafe s nd jedoch m Bewusstse n der Bevo kerung der
demonstrat ve Gegensch ag auf hdchststrafwiird ge Verbrechen
(H. Schne der). E ne abgestufte Strafe auf Mord w rd be der Be-
vo kerung se bst dann, wenn am Ende der Stufen das Lebens-
ang ch stehen b ebe, de Sorge aus 6sen, de Sankton des
Toétungsunrechts, ja das ganze Strafrecht so e aufgewe cht wer-
den.

Kar Peter Rotthaus

Bettina Kirschke: Medizinische Versorgung im Straf-
vollzug. Eine Untersuchung und Bewertung unter beson-
derer Beachtung des freien Beschéaftigungsverhéltnisses
und versicherungsrechtlicher Probleme (Schriftenreihe
Strafrecht in Forschung und Praxis, Bd. 29). Verlag Dr.
Kovac: Hamburg 2003. XVII, 227 S. € 85,-.

D e He de berger D ssertat on hat s ch e ner b sher monogra-
fsch we tgehend vernachléss gten Fragestel ung angenommen.
Lange Zet st de Gesundhe tsfiirsorge m Strafvo zug en we t-
gehend unbeackertes Feld von Theor e und Prax s gewesen. Erst
alméh ch hat man s ch — abgesehen von den Komment erungen
des StVo zG — damt beschéft gt. Inzw schen egt mmerhn e ne
Re he von jur st schen Stel ungnahmen zu Deta fragen, med z -
n schen Erfahrungsber chten und spez el en Be trdgen zur Be-
hand ung HIV-Inf z erter, A dskranker und Drogenabhéng ger vor.
Unterreprasent ert s nd vor a em Vergle che auf dem Geb et me-
d z nscher Versorgung zw schen dem ,norma en” Strafgefange-
nen, dem Fre ganger und dem fre en, krankenvers cherten Burger
gewesen. D e Stude von Bettna Krschke st en sprechender
Be eg dafiir, we che Fl e von Deta fragen gerade d ese Themat k
b rgt und wo d e neura g schen Aspekte nd esem Uberaus we tge-
facherten Bere ch anzutreffen s nd.

D e Arbe t verwe st aber auch auf das nse ner D mensonbs-
her woh unterschatzte Problem, n we chem MaBe das Strafvo I-
zugsrecht mt anderen Rechtsmater en verk ammert, ja von hnen
abhang g st. So vermag auch und gerade auf dem Geb et der
Gesundhe tsflirsorge erst e ne Zusammenschau versch edener
gesetz cher Rege ungen - vor a em des StVo I1zG, des SGB V
(Krankenvers cherung) und des SGB X| (Sozah fe) - en vol-
stand ges und h nre chend d fferenz ertes B d von der (Rechts-)

Stel ung des Straffd gen zu verm tte n. Das br ngt d e Verfasser n
denn auch e n e tend zum Ausdruck (S. 2); und d eser Gedanke
z eht sch w e e n roter Faden durch d e ganze Darste ung.

Im M tte punkt der Stud e steht d e Herausarbe tung der e n-
sch &g gen Rechts age, we se hnscht ch der versch edenen
Gruppen von Gefangenen —dem Gros der n cht Vers cherten, den
wen gen Soz a vers cherten und den m fre en Beschéaft gungs-
verhé tn s stehenden Fre gdngern — m Verhéa tn s zu krankenver-
s cherten fre en Birgern gegenwart g besteht. Dabe muss de
etztere Feststel ung fre ch mt e ner gew cht gen E nschrankung
versehen werden. Se t Absch uss der Arbe t (ca. 2002) hatschd e
recht che Stuaton aufgrund des Gesetzes zur Modern s erung
der gesetz chen Krankenvers cherung (GKV Modern s erungs-
gesetz — GMG) vom 14. November 2003 (BGBI. |, S. 2190) fur
gesetz ch Krankenvers cherte erheb ch geandert. Se haben
gew cht ge E nschrankungen vor a em n Form von Zuzah ungs-
pf chten und von Le stungskiirzungen m Kostensektor h nneh-
men missen. Daraus st dann nfo ge der Verwe sungsnorm des
§ 61 StVo zG d e Frage entstanden, ob und nw ewe t davon auch
Strafgefangene betroffen s nd (vg . z. B. B (ithner, Kosten ose me-
d z n sche Versorgung m Just zvo lzug oder Zuzah ungspf cht fur
Gefangene?, ZfStrVo 2005, H. 2, S. 94 ff.). D eses Problem hatd e
Verfasser n naturgemé&B n cht mehr n hre ohneh n schon we taus-
gre fenden Uber egungen e nbez ehen kénnen. Im Ubrgen stse
aber n d fferenz erter und deta erter We se den Fragen nachge-
gangen, d e der sk zz erte Vergle ch aufw rft.

An der knappen geschcht chen Enetung - de gewss n
der e nen oder anderen R chtung, etwa was d e Entwirfe zum
StVo 1zG anlangt, noch hatte vert eft werden kénnen - w rd deut-

ch, dass d e med z n sche Versorgung m Strafvo zug erstre atv

spat, beg nnend mt den Re chsratsgrundséatzen von 1923, aber
e gent ch erst m StVo IzG, starkere recht che Konturen erhaten
hat. D e jetz ge Rechts age st (ncht nur) fir d e Verfassern ns-
besondere durch d e Zwe te ung der Insassen n so che Gefan-
genen, d e Anspruch auf Gesundhe tsflirsorge durch den Just z-
vo lzug haben, und durch d e Fre gédnger gekennze chnet, de n
enem fre en Beschéft gungsverhélins stehen und deshab an
der algeme nen med z nschen Versorgung nach MaBgabe der
gesetz chen Krankenvers cherung (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V) te -
haben. Dabe trtt e nma mehr d e Bedeutung zwe er Aspekte des
Fre gangs hervor: d e tar fgerechte Entlohnung und d e We terbe-
schaft gung nach der Haftentlassung.

Das erfordert es zum e nen, d e Untersch ede zw schen ntra-
und extramura en Arbe tsverhad tn ssen und hre jewe gen Kon-
sequenzen fir den Status des Gefangenen m B ckw nke von
staat cher Gesundhe tsfirsorge m Rahmen des StVo IzG und
med z n scher Versorgung auf der Grundlage des SGB V heraus-
zuarbe ten. So we t Gefangene gesetz ch krankenvers chert s nd,
ruhen hre e nsch &g gen Anspriiche gegen d e Krankenkasse we-
gen der med z n schen Versorgung durch de JVA. Das g t aber
- der Ana yse der Verfasser n zufo ge — nur fuir d e n cht-monetéaren
Le stungen (wozu ja auch de fre e Arztwah des Krankenvers -
cherten zéh t). Und das tr fft auch auf das Verha tn s der §§ 56 ff.
StVo I1zG zur Soz a h fe zu, so dass e n Gefangener nsowet - be
Vor egen der Ubr gen Voraussetzungen — monetére Anspriiche ge-
gen den Soz a h fetrédger geltend machen kann, a s s e der Straf-
vo zug ,zur Uberw ndung besonderer soz aer Schw er gke ten”
ncht erbrngt. Der Fre ganger se bst kann umgekehrt nur Le s-
tungen der Krankenkasse beanspruchen; deshab ruhen — zur
Verme dung von Doppel e stungen - se ne Anspriiche auf Gesund-
he tsflirsorge m Vo lzug (§ 62a StVo zG).

D e egent chen (recht chen) Probleme ze gen sch n der
Konkret s erung des Le stungska atogs. Gerade Deta fragen as-
sen d e neura g schen Punkte oder Bruchstel en des gegenwar-
tgen Systems erkennen. H er f ndet der Test auf de Stmm gke t
und Uberzeugungskraft der e nzelnen Rege ungen statt, we se
d e Erérterung der versch edenen Aspekte der med z n schen Ver-
sorgung erg bt. A e n schon e ne st chwortart ge Aufzéhung, de
sch n etwa am Kata og der Vers cherungsle stungen or ent ert,
verm ttelt e nen E ndruck von der V elfat der Themen: Fre e Arzt-
wah, Gesundhe tsuntersuchungen, Pr méarpréaventon und me-
dznsche Vorsorge, Krankenbehand ung (z.B. Krankenpf ege,
Krankenhausbehand ung, Arzne mtte usw., Le stungen der Re-
hab taton, &rzt che Behand ung), med z n sche Rehab tat on flr
Mitter, Zahnbehand ung, Krankengeld, Sterbege d. D eses Spek-
trum an Le stungen w rd dann von der Verfasser n noch durch e ne



Re he we terer Fragestel ungen angere chert, d e ganz spezele
Prob eme der med z n schen Versorgung zum Gegenstand ha-
ben: Enw gung (n den &rzt chen He e ngr ff, den He versuch,
das Humanexper ment und n d e B utspende), frauenspez f sche
Probleme (Schwangerschaft und Entb ndung, Empfangn sverhi-
tung, Schwangerschaftsabbruch, Ster sat on, kiinst che Befruch-
tung) sow e Le chenflrsorge. Mt d eser Fu e von Themen stoBt
d e D ssertaton schon an d e Grenzen, d e e ner so chen Unter-
suchung gezogen s nd (und denen erst recht e ne Besprechung
unter egt, d e s ch zwangslauf g auf e ne Auswah der behande-
Iten Fragen beschrénken muss, ohne d e Antworten e ner ndheren
Prufung unterz ehen zu kénnen).

Da stel t s ch d e ausnahmswe se genehm gte Heranz ehung
e nes externen Arztes auf Kosten der Krankenkasse fir den subs -
d ar krankenvers cherten Pat enten (S. 82) noch a s re at v unpro-
b emat sch dar. Schw er ger gestatet sch schon d e Kostentra-
gung fur d e Notfa behand ung e nes beur aubten Gefangenen,
der de fur hn zustdnd ge JVA (§ 60 StVo IzG) ncht (mehr) hat
aufsuchen kénnen. H er verm sst d e Verfassern mt Recht e ne
recht che Rege ung, d e den Vo lzug n de Pf cht nmmt (S. 85).
Umgekehrt muss e ne Notfa behand ung des Fre gangers durch
den Ansta tsarzt auf Kosten der Krankenkasse mdg ch sen (S.
88 f.).

Ihrer Ana yse des Verg e chs zw schen den Le stungen der Ge-
sundhe tsflirsorge und der gesetz chen Krankenvers cherung egt
B. Krschke e n Krter um zugrunde, das s e denn auch auf jede
Fa Ikonstel at on konsequent anwendet: Danach s nd Untersch e-
de n der med z n schen Versorgung nach den §§ 56 ff. StVo 1zG
und nach SGB V nur dann und nsowet gerechtfertgt, as se n
der besonderen Vo zugss tuat on begriindet s nd. Prom nentes-
tes Bespe dafir stelt der Aussch uss der fre en Arztwah dar,
den d e Verfasser n schon aus prakt schen Griinden a s unerlass-

ch ans eht (S. 98 ff.). Fir den Fa e ner psychotherapeut schen

Behand ung - d e von der Gesundhe tsflirsorge umfasst st - hat
se ndessen m Hnb ck auf das spez f sche Arzt-Pat enten-Ver-
hé tn s e ne Ausnahme fiir geboten (S. 122). E n Sonderproblem
erb ckt se darn, dass der Krankenhausaufenthat des schwer-
kranken geféhr chen Pat enten, be dem 6ffent che (S cherhe ts-
Interessen e ner Haftunterbrechung entgegenstehen (§ 455 Abs. 4
Satz 2 StPO), vo auf d e Strafe angerechnet w rd, wahrend be m
ungefahr chen Pat enten, dem Haftunterbrechung bew gt wrd,
e ne Anrechnung aussche det (S. 112 f.).

Sach ch ungerechtfert gte Benachte gungen Gefangener
konstat ert B. K rschke etwa h ns cht ch der genere en Verwe ge-
rung e nes Zuschusses zu Zahnprothesen m Fa e verschu deter
Beschad gung oder Zerstorung; h er tr tt s e fir e nen Vorrang des
§ 63 vor dem § 62 StVo 1zG e n (S. 131 ff.). Vor a em aber ver angt
hr zufo ge der Aussch uss best mmter Le stungen der Kranken-
vers cherung fUr nhaft erte Frauen nach e ner Reform des gelten-
den Rechts (z.B. das Feh en von Ansprichen auf Entb ndungsge d
und auf empfangn sverhltende M tte, S. 158, 161). Ebenso muss
danach auch e ner n cht vers cherten Gefangenen geman § 3 Abs.
1 Satz 2 des ,Gesetzes zur H fe fiir Frauen be Schwangerschafts-
abbriichen n besonderen Fé& len* (SchwHG) d e Még chket e n-
gerdumt werden, e ne Kostenlbernahme fiir e nen Schwanger-
schaftsabbruch, der n cht mehr unter d e med z n sche Behand ung
nach § 58 StVo zG fa t, be e ner Krankenkasse zu beantragen
(S. 164).

B. Krschke z eht aus hrer Giberaus mater a re chen und deta -
gesatt gten Ana yse den zusammenfassenden Sch uss, dass d e
Le stungen der med z n schen Versorgung fiir norma e Gefangene
und Fre géanger e nander we tgehend entsprechen, dass nsowe t
aber auch sach ch ncht zu rechtfert gende Untersch ede beste-
hen - und d es obendre n vor dem H ntergrund, dass ,d e Rea tat
der Vo Izugsansta ten auf dem Geb et der Gesundhe tsfiirsorge
oft noch h nter dem gesetz chen Programm® zurlickb e be (S.
179). D e absch eBende Untersuchung des derze t gen vers che-
rungsrecht chen Status ruft e nma mehr d e schwer w egenden
soz aen Nachte e n de Ernnerung zuriick, welche d e mangel-
nde E nbez ehung der Gefangenen n de Krankenvers cherung
- nament ch fir Angehér ge - und n d e Rentenvers cherung - fir
d e Inhaft erten se bst - hat (S. 206 f.). D e Sch usspassagen der
nsgesamt gehatvo en und nformatven Stud e stel en nsofern
en erneutes P &doyer fir de egs atorsche Endsung des m
StVo 1zG ange egten soz a staat chen Programms dar.

He nz Mu er-D etz

ZfStrVo 5/ 05 31 9

Gerd Pfeiffer: Strafprozessordnung. Kommentar. 5., neu
bearbeitete Auflage. Verlag C.H. Beck: Mlinchen 2005. XX,
1183 S. In Leinen. € 68,-.

Se t Anfang des Jahres 2005 egt der Kommentar zur StPO
von Gerd Pfe ffer, dem ehema gen Prés denten des Bundesge-
r chtshofes, n der flnften Auf age vor. D e d chte Aufe nanderfo ge
der Auf agen (zur dr tten vg . ZfStrVo 2003, 125) we st wen gstens
auf zwe ere hn: Zum e nen erfreut sch das Er auterungswerk
wachsender Be ebthet. Schon be friherer Ge egenhe t konnte
festgeste t werden, w e w cht g e ne gedrangte, Ubers cht ch ge-
g ederte, nsbesondere d e Rechtsprechung des BGH und des
BVerfG w edergebende und auf dem jewe s neuesten Gesetzge-
bungsstand bef nd che Komment erung —nament ch fir d e straf-
prozessua e Prax s — st. En hand ches Werk d eser GréBenord-
nung er e chtert das Nachsch agen und den Zugr ff auf d e jewe s
re evanten Er duterungen.

Zum anderen br ngt das rasche Ersche nen von Neuauf agen
zum Ausdruck, n we chem MaBe und Tempo s ch das Strafver-
fahrensrecht we ter entw cket. Set der Voraufage haben na-
ment ch fo gende Gesetze fiir e nschne dende und we tre chende
Anderungen gesorgt oder zum ndest Ausw rkungen auf das
Strafverfahren(srecht) geze t gt: Das Gesetz zur E nfihrung der
nachtrdg chen S cherungsverwahrung vom 23.7.2004 (BGBI. |, S.
1838) hat— ebenso w e das Gesetz zur E nfiihrung der vorbeha -
tenen S cherungsverwahrung - Fo gerungen fir d e Begutachtung
des Beschu d gten und Angek agten nach s ch gezogen (§§ 80a,
246a StPO). Das 34. Strafrechtsdnderungsgesetz hat e ne ganze
Re he von Anderungen — etwa auf den Geb eten strafprozessua er
Erm tt ungsmaBnahmenund Zwangse ngr ffe (z. B. Durchsuchung),
aberauch der Verte d gung—m ts ch gebracht. Besonders nachha -
t ge Konsequenzen fiir d e Gesta tung des Strafverfahrens(rechts)
snd vor a em durch das Gesetz zur Verbesserung der Rechte
von Ver etzten — OpferRRG - vom 24.6.2004 (BGBI. |, S. 1354)
und durch das erste Gesetz zur Modern s erung der Justz — 1.
Just zmodern s erungsG — vom 24.8.2004 (BGBI. I, S. 2198)
entstanden. En Te deser Anderungen, de nsbesondere den
Bere ch der Datenverarbe tung und -Gberm tt ung fur verfahrens-
recht che Zwecke betreffen (§§ 483 ff. StPO), st aufgrund des Art.
4 des Gesetzes zur effekt veren Nutzung von Date en m Bere ch
der Staatsanwa tschaften vom 10.9.2004 (BGBI. I, S. 2318) erst
am 1.3.2005 n Kraft getreten.

Der Kommentar sp eget n se ner Neuauf age mehr denn je
e ne Rechtsentw ck ung w der, d e durch das Bestreben des Ge-
setzgebers gekennze chnet st, das Strafverfahren rat one er und
effekt ver zu gesta ten. Aber v e e cht mehr noch zeugen Zuschn tt
und Inhat der Er &uterungen von dem E nf uss, we che d e Recht-
sprechung (des BGH und des BVerfG) n zunehmendem MaBe
auf Handhabung und Fortentw ck ung des getenden Rechts
nmmt. Vefach assen sch nzw schen Grund- und E nze fragen
der Verfahrensgesta tung nur mehr auf der Bas s des nzw schen
n re chem MaBe entstandenen R chterrechts beantworten — das
ncht seten fre ch n e ne ausgesprochene Kasu stk gemindet
st. D esen besonderen Aspekt hebt denn auch Gerd Pfe ffer nse -
nem jetz gen Vorwort—ebenso w e nder esenswerten E n e tung
—ausdruck ch hervor. Indessen s nd nd esem Kontext d e verfas-
sungsrecht chen Prob eme n cht zu ibersehen, d e mmer w eder
Abwagungen zw schen dem Schutz von Grundrechten Betroffener
und 6ffent chen Interessen an der Durchfiihrung des Strafverfah-
rens und der K arung des Tatverdachts erfordern. Gerade darum
st es zu begriiBen, dass der Kommentar so ches Gew cht aufd e
W edergabe der Rechtsprechung egt. Der Benutzer kann a er-
d ngs anges chts des begrenzten Umfangs des Er &uterungswer-
kes e nerse ts und der mmensen Stofffi e andererse ts n cht er-
warten, dass es jede nur erdenk che Deta frage mehr oder m nder
ausfihr ch zu beantworten vermag; d es g t natiir ch auch firde
w ssenschaft che D skuss on — deren Erérterung h er auf grund-
satz che Aspekte beschrankt st (w e z.B. d e Ause nandersetzung
des Verfassers mt Absprachen m Strafverfahren ze gt, de as
sHande mt der Gerecht gke t* rechtsstaat che Krtk herausfor-
dern).

Fir d e Prax's des Just zvo zugs se bst s nd naturgemaB de
Er duterungen der Vorschr ften tber d e Ausgesta tung der Unter-
suchungshaft (§ 119 StPO) und flr den Verkehr des nhaft erten
Beschu d gten m t se nem Verte d ger (§§ 148, 148a StPO) von be-
sonderem Interesse. H er wartet der Kommentar m t e ner beacht-
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chen Fi e von Deta nformat onen auf. S e haben n cht zu etzt
das Zusammentreffen von Straf- und Untersuchungshaft —mt Be-
zug auf § 122 StVo zG (§ 119 Rn. 6) —, d e Verscharfung der Haft-
bed ngungen m Fa e entsprechender Gefahr chke t des Untersu-
chungsgefangenen (§ 119 Rn. 7) sow e d e Kompetenzverte ung
h ns cht ch des ger cht chen Rechtsschutzes (§ 119 Rn. 24) zum
Gegenstand. D e Befugn sse, d e hnscht ch der Unterbr ngung
und Behand ung Untersuchungsgefangener dem Haftr chter und
den Vo zugsanstaten e ngerdumt s nd, werden ebenso k ar he-
rausgearbe tet w e d e Schranken, d e e nsch &g gen Grundrechts-
e ngr ffen gezogen s nd. D e Ste ungnahmen des Verfassers knlp-
fen auch n Bezug auf d e Ausgesta tung der Untersuchungshaft
we tgehend an d e hdchstr chter che Rechtsprechung, nament ch
an d ejen ge des BVerfG, an.

Der Kommentar rechtfert gt auch n se ner Neubearbe tung
vo aufd e friheren Empfeh ungen. Er hat s ch a s ged egenes und
zuver &ss ges Er duterungswerk n der Prax s angst bewahrt und
e nen Namen gemacht.

He nz Ml er-D etz

Leser schreiben uns

Zum Beitrag von Prof. Dr. Wolfgang Klug ,Fachlichkeit
der Sozialen Arbeit im Strafvollzug” ZfStrVo 2005, Heft 2,
S. 90-94

Mt groBem Interesse habe ch vorbeze chneten Artke n Ihrer
Fachze tschr ft zur Kenntn s genommen. A s M tarbe ter des rhe n-
and-pfa z schen Just zm n ster ums, der u.a. fir d e Organ sat on
und den D enstbetr eb der Soz a en D enste der Bewéhrungsh fe
und des Strafvo zugs zustand g st, habe ch auch erwartet, e n ge
wertvo e Impu se fir me nen Geschéftsbere ch zu erha ten, zuma
wruns mtten nder Qua tatsdebatte bef nden.

Das, was ch an Anforderungen fiir d e profess one e Tatgket
enes Sozaarbeters n der Justz ge esen habe, entsprcht n
vo em Umfang der E nschatzung unseres Fachreferats; a s se bst
aus der Soz a arbe t Kommender, kann ch es vo unterstiitzen.

Etwas Uberrascht haben mch dann doch e nge skept sche
E nschatzungen des Autors, d e ch n unserer Prax s so n cht fest-
ste en kann. S cher g bt es noch ,Atasten, de se as ,von den
Grunderjahren gepréagt” def n eren; dem Gros unserer M tarbe te-
rnnen und M tarbe ter kann ch njedem Fa e ne hohe Fach ch-
ket zuwe sen.

So stesbe speswese mVo zug, we e ne aktue e Umfrage
unter den Ansta ten ergeben hat, ke nesfa s so, dass der Sozae
D enst mt se nen Ste ungnahmen vom psycho og schen D enst
verdréngt w rd. V e mehr g bt es andeswe t Absprachen, wonach
der Psycho og sche D enst erst ab e ner Haftdauer von e nem Jahr
b s zu 18 Monaten Be trédge zur Erz ehungsp anung, Lockerungen,
vorze t gen Ent assung etc. unterbre tet. Ansonsten zéh t d es zum
Tét gke tsbere ch der Soz a arbe ter nnen und Soz a arbe ter. Aus-
genommens ndF4 emtexp ztpsycho og schen Frageste ungen
oder aber Gefangene mt entsprechender Vorgesch chte (Gewa t-
oder Sexua straftat), d e e ne Bete gung des Psycho og schen
D enstes zw ngend erfordern.

D e Aussage von Herrn Professor Dr. Schm tt aus dem Jahre
1995, wonach d e Bewahrungsh fe zu schade se, um s e nur den
Bewahrungshe fern zu tUber assen, w rd durch stand ges W eder-
ho en auch n cht aussagekraft ger. Ich hatte bere ts mehrfach Ge-
egenhet, mt hm persén ch uber d ese D nge zu d skut eren und
frage m ch, we chem Bed ensteten d eser Berufsgruppe er be der
Arbe t Uber d e Schu tern geschaut bzw. n we che aktenmaB ge
Dokumentat on von Betreuungsverha tn ssen und Arbe tsab aufen
er enen Enb ck hatte. Im Gegensatz dazu habe ch sebst m
Rahmen der von m r durchgeflihrten Geschaftspriifungen m So-
zadenst enen sehr guten Enb ck n das beruf che Hande n
unserer Soz a arbe ter nnen und Soz a arbe ter und kann hnen
durchweg e n hohes MaB an Profess ona tat, Engagement und
Innovat onsfreude besche ngen. D ese E nschatzung wrd ncht
nur von den unm tte baren D enstvorgesetzten gete t, sondern st
auch m Ergebn s der bundeswe ten Befragung ,Bewéhrungsh fe
m Me nungsb d“ durch de Forschungsste e fiir Konf kt und
Soz astud en. (Ha e/Saa e vom Sept. 2003 ) be egt, an der aus
Rhe n and-Pfa z 55 R chter nnen und R chter te genommen ha-
ben. Her egt de Bewahrungh fe n den Bere chen Kooperat on
m t den Ger chten, Zuver ass gke t der Ber chte und Zufr edenhe t
mt der Bewéhrungsh fe jewe s mt knappem Abstand auf dem
zwe ten Patz.

Bedeutsam sche nt mr aber zu se n, we che Anspriiche de
Berufsgruppen aus Bewéahrungsh fe und Vo zug jewe s an sch
se bst ste en. In den Jahren 2004 und 2005 haben zwe getrennte
Arbe tsgruppen unter Bete gung von Rchtern und Le tern von
Vo zugsanstaten an e ner vom M n sterum der Justz e nberu-
fenen Arbe tsgruppe te genommen und geme nsam beruf che
Standards erarbe tet, de ch lhnen hermt gerne zur Verfligung
ste e. Be den her defnerten Standards hande t es sch um
Pf chtaufgaben aus S cht der Betroffenen, n cht etwa um Kr unter
opt ma en Bed ngungen. D e beruf chen Standards s nd auch auf
der Homepage der Just z www.just z.r p.de veréffent cht.

Ich hoffe, hermtdemrzum Te etwas pess m st sch ersche -
nenden E nschatzungen n dem Artke en wen g zurechtriicken
zu kénnen und wiinsche mr, dass der vom Autor w ssenschaft ch
begle tete Entw ck ungsprozess fur Standards n der Bewahrungs-
h fe des Bayer schen Staatsm n ster ums der Just z we tere opt -
m st sche Perspekt ven aufze gen kann.

Afred Ju en



	Inhaltsverzeichnis - Mit Beiträgen zur Gesundheitsfürsorge im Strafvollzug
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